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, Anfragebeantwortung . 

Eingelangt ist die Antwort 
des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 

der Abg. Dr. Ts c ha dek u. G. (218/A. B. zu 
23�/J) 

Beginn der'Sitzung: 10 Uhr 

V o r s i t z en d e: ·Präsident Dr. Hurdes, Zwei- Ich ersuche den Schriftführer, Frau Abg. 
ter Präsident Böhm, Dritter Präsident Hartleb. Jochmann, um. Verlesung des Ein l a u f e s. 

.Präsident: Die Sitzung ist e röffnet. 

Krank gemeldet sind die Abg. Lola Solar 
und Dipl.-Ing. Rapatz. 

Entschuld igt sind die Abg. Hinterndorfer, 
Cerny, Köck, Mayr, Nedwal, Dr. Josef Fink 
und Zeillinger. 

Die schriftliche B e a n two r t u ng der An­
frage Nr. 233 der Abg. Dr. Tschadek und 
Genossen, betreffend die Einhebung von Stem­
pelgebühren trbtz Bewilligung des Armen­
rechtes im Prozeß, habe ich den Anfragestellern 
ü bermitte l t. 

Den eingelangten Antrag 130/A der Abg. 
Dr. Maleta, Dr. Pittermann und Genossen, 
betreffend Abänderung des Bundesgesetzes 
über die Bezüge der Mitglieder des N ational­
rates und des Bundesrates', bestimmter oberster 
Organe der Vollziehung' und des Präsidenten 
des Rechnungshofes, habe ich dem Haupt­
ausschuß z ugewi esen. Wird gegen diese Zu� 
weisung ein Einwand erhoben 1 - Es ist dies 
nicht der Fall. Mein Vorschlag ist daher 
angenom�en. 

Schriftführerin Rosa Jochmann: 
"An den Herrn Vorsitzenden des N ational­

rates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­

schließung vom 27. November 1954, Zl. 19.900, 
über meinen Antrag gemäß Art. 73 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Inneres Oskar Helmer 
mich mit der Vertretung des genannten· Bun-
desministers betraut. 

. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Schärf" 

Präsident: Diese Mitteilung dient zur Kennt-. 
nis. 

Wir gehen nunmehr in die Tageso r d n u n g  
ein und setzen die Spezialdebatte über den 
Bundesvoranschlag für das Jahr 1955 fort. 

Wir kommen zu Gruppe 11: Kapitel 7: 
Bundeskanzleramt, und Kapitel 28 Titel 6 : 
Staatsdruckerei. 
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Spezialberichterstatter ist der Herr Abg. 
Reich. Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Reich: Hohes Haus! 
Der Fina�z- und Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung vom 4. November 1954 die in der 
Gruppe II des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1955 zusammengefaßten Teile des Bundes­
finanzgesetzes der Vorberatung unterzogen. Im 
einzelnen ist hiezu folgendes zu bemerken: 

Kapitel 7: Bundeskanzleramt. Der Vor­
anschlag für das Kapitel 7, Bundeskanzleramt, 
enthält Ausgaben von 53,892.000 S; davon sind 
31,436.000 S persönliche und 22,456.000 S 
sachliche Ausgaben. Diesen Ausgaben stehen 
Einnahmen von 3,163.000 S gegenüber, sodaß 
das tatsächliche Reinerfordernis 50,729.000 S 
beträgt. Verglichen mit den Ziffern des 
Jahres 1954 bedeutet dies anscheinend einen 
Mehraufwand von 15,263.000 S. Dies ist 
jedoch darauf zurückzuführen, daß der Auf­
wand für die Sektion für wirtschaftliche 
Koordination (früher Zentral büro für ERP­
Angelegenheiten) im kommenden Jahre nicht 
wie bisher bei Kapitel 26, Übergangsmaß­
nahmen, sondern bei Kapitel 7, Bundes­
kanzleramt, veranschlagt erscheint. Der Mehr­
aufwand von 15,263.000 S verringert sich 
somit um den für das Zentralbüro für ERP­
Angelegenheiten im Vorjahre veranschlagten 
Betrag von netto 11 ,648.000 S auf 3,615.000 S, 
wovon allein auf den Personalaufwand 
1 ,539.000 S entfallen. 

Beim Titel 1 sind unter § 1 der Aufwand 
für das Bundeskanzleramt selbst und unter 
§ 2 jener für die Sektion für wirtschaftliche 
Koordination veranschlagt. Der Personal­
aufwand des Bundeskanzleramtes ist um 
782.000 S höher als im Vorjahre, was aus­
schließlich auf die Durchführung der 2. und 
3. Etappe der Bezugszuschlagsverordnung 1953 
und eine geringfügige Erhöhung des Personal­
standes zurückzuführen ist. 

Die sachlichen Ausgaben betragen ins­
gesamt 6,592.000 S; davon entfallen 3,782.000 S 
auf den eigentlichen Verwaltungs aufwand , 
während 1,242.000 S für Förderungsausgaben 
und 1,568.000 S für Aufwandskredite vor­
gesehen sind. 

Bei den Förderungsausgaben sind als Ent­
gelt für die direkte Nachrichtenübermittlung 
der Austria Presse Agentur an Dienststellen 
des Bundes und an den Bundespressedienst 
702.000 S vorgesehen, während der Restbetrag 
von 540.000 S für die Subventionen an die 

Austria-Wochenschau Ges. m. b. H. in der 
Höhe von 495.000 S, beziehungsweise für 
Unterstützung an im Ausland befindliche 
Österreicher, die aus politischen Gründen an 
der Rückkehr nach Österreich verhindert sind, 
bestimmt ist. Zur vorgesehenen Subvention 

für die Austria-Wochenschau Ges. m. b. H., 
die gegenüber dem Vorjahre um 237.000 S 
geringer ist, soll nicht unerwähnt bleiben, daß 
fast alle Staaten Europas für gleiche Zwecke 
weitaus höhere Beträge zur Verfügung steHen. 
Dies ist schon mit Rücksicht auf die besonders 
starke Konkurrenz ausländischer Filmgesell­
schaften notwendig, zumal verhindert werden 
soll, daß die Austria.-Wochenschau-Gesellschaft 
als einzige österreichische Wochenschau nur 
aus finanziellen Gründen in ihrem Bestand 
gefährdet erscheint. 

Die Aufwandskredite in der Höhe von 
1,568 .000 S setzen sich aus den Repräsenta­
tionsausgaben des Bundeskanzleramtes in der 
Höhe von 270.000 S, aus dem Aufwand für 
Dienstprüfungen von 65.000 S und dem Auf­
wand für den Bundespressedienst von 
1,233.000 S zusammen. Während die ersten 
beiden Posten gegenüber dem Vorjahre eine 
Kürzung erfuhren, mußte der Aufwand für 
den Bundespressedienst in Anbetracht der 
Notwendigkeit und Wichtigkeit einer ver­
stärkten pressemäßigen Österreichpropaganda 
um 563.000 S erhöht werden. Diese Erhöhung 
ist vor allem für "die Herstellung eines Farb­
kurzfilmes üher Österreich nach dem Muster 
des Kurzfilmes "Das ist Österreich" not­
wendig. Ein weiteres Projekt, die Herausgabe 
eines Farbbildwerkes über Österreich, mußte 
aus budgetären Gründen vorläufig zurück­
gestellt werden. 

Unter § 2 sind die Aufwendungen für die 
Durchführung der Marshallplan-Hilfe ver­
anschlagt, die auf Grund des bilateralen Ab­
kommens von Österreich zu tragen sind. Diese 
Aufwendungen wurden, wie bereits eingangs 
erwähnt, bis einschließlich 1954 bei Kapitel 26, 
Übergangsmaßnahmen, unter Titel 5, Zentral­
büro für ERP-Angelegenheiten, veranschlagt. 
Obwohl die ERP-Hilfe nahezu aufgehört hat, 
werden dem ehemaligen Zentralbüro für ERP­
Angelegenheiten umfangreiche Aufgaben ver­
bleiben. Diese sind vor allem die l\.oordinierung 
und Programmierung bei den laufenden inter­
nationalen Wirtschaftsmaßnahmen und bei der 
Verwendung der Counterpartmittel sowie des 
Rückflusses aus früheren Investitionskrediten, 
die Abwicklung der Hilfsmaßnahmen und 
eine verstärkte umfassende Kontrolltätigkeit 
hinsichtlich der Verwendung der Kreditmittel. 
Entsprechend der erkennbaren Entwicklung 
dieser Aufgaben zu einer dauernden Ein­
richtung wurde bereits durch Beschluß des 
Ministerrates vom 10. November 1 953 die 
organisatorische Eingliederung des Zentral­
büros für ERP -Angelegenheiten in das Bundes­
kanzleramt durch die Schaffung einer neuen 
Sektion, der Sektion für wirtschaftliche 
Koordination, Rechnung getragen. 

• 

52. Sitzung NR VII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)2 von 87

www.parlament.gv.at



52. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VII. GP. - 1. Dezember 1954 2245 

Veranschlagt wurden daher bei Kapitel 7 
Titel 1 § 2 die Kosten für die Sektion für 
wirtschaftliche Koordination einschließlich 
ihrer sieben Kontrollstellen in den Bundes­
ländern und der beiden Wirtschaftlichen Ver­
bindungsstellen in Paris und Washington. 
Sowohl der Personal- als auch der Sach­
aufwand sind gegenüber dem Vorjahre trotz 
der Auswirkungen der Bezugszuschlagsver­
ordnung 1953 und des gegenüber 1954 um 
450.000 S höheren Mitgliedsbeitrages Öster­
reichs zur OEEC um insgesamt 289.000 S 
niedriger als im Vorjahr veranschlagt. 

Der unter Titel 2 veranschlagte Aufwand 
der nachgeordneten Dienststellen des Bundes­
kanzleramtes zeigt im Personal aufwand ins­
gesamt eine Erhöhung von 865.000 S, die, 
abgesehen von einer geringfügigen Personal­
vermehrung beim Statistischen Zentralamt, 
auf die Auswirkungen der Bezugszuschlags­
verordnung 1953 zurückzuführen ist. Die 
Personalvermehrung beim Statistischen Zen­
tralamt ist bedingt durch die stets ansteigenden 
Aufgaben. die diesem Amte gestellt werden 
und die eine unmittelbare Auswirkung des 
zunehmenden Interesses sind, welches all­
gemein den statistischen Ergebnissen bei­
gemessen wird. 

Der Sachaufwand des Titels 2 erfordert 
eine Erhöhung um insgesamt 1,005.000 S. 
Hiebei ist der Aufwand für das Österreichische 
Staatsarchiv mit allen seinen Abteilungen 
gegenüber dem Vorjahre unverändert. Das 
gleiche gilt auch für den Aufwand der Ad­
ministrativen Bibliothek. 

Der Sachaufwand des unter § 3 veran­
schlagten Statistischen Zentralamtes hingegen 
mußte aus den bereits früher erwähnten 
Gründen geringfügig um 307.000 S erhöht 
werden. Ausschlaggebend für das Mehrer­
fordernis im Sachaufwand des Titels 2 ist der 
Aufwand, der für die Aufarbeitung der ge­
werblichen Betriebszählung erforderlich ist. 
Diese für die gesamte Wirtschaft bedeutende 
Zählung wurde 1954 anberaumt und durch­
geführt. Die Hauptarbeit der Aufarbeitung 
fällt jedoch erst in das kommende Budget jahr, 
weshalb auch der Aufwand hiefür um 
2,473.000 S höher als 1954 veranschlagt 
wurde. Diesem Mehraufwand stehen durch 
den Wegfall der Kosten für die bereits voll­
endete Aufarbeitung der Personenstandsauf­
nahme 1953 Ersparungen von 1,680.000 S 
gegenüber. 

Beim Titel 2 § 4 werden die Kosten für 
den Druck und Vertrieb des Bundesgesetz­
blattes veranschlagt. Die hier präliminierten 
Einnahmen übersteigen die Ausgaben um 
205.000 S. 

druckerei für 1955 sieht bei Betriebsausgaben 
von 66,564.000 S und Betriebseinnahmen von 
67,364.000 S einen Betriebsüberschuß von 
800.000 S vor. Der Ausgabenrahmen erfuhr 
gegenüber 1954 eineAusweitung um 6,974.000S, 
die sich beim Personalaufwand mit 3,853.000 S 
und beim Sachaufwand mit 3,121.000 S 
auswirkt. 

Das Mehrerfordernis im Personalaufwand 
ergibt sich aus der Erhöhung der Bezüge 
der pragmatischen und Vertragsbediensteten 
sowie der Pensionsparteien auf Grund der 
Bezugszuschlagsverordnung 1953, ins­
besondere aber aus dem erhöhten Aufwand 
für die nach Kollektivvertrag entlohnten 
Arbeiter, der auf eine im November 1953 
wirksam gewordene Erhöhung der Arbeiter­
löhne und die damit zusammenhängende 
Steigerung der sozialen Abgaben sowie auf 
eine neuerliche kollektivvertragliche Lohn­
regelung ab Juli 1954 zurückzuführen ist. 

Beim Sachaufwand haben sich Kredit­
erhöhungen erheblicheren Ausmaßes nur bei 
den Gebarungsgruppen "Anlagen" (um 
595.000 S) und "Sonstige Aufwandskredite" 
(um 2,465.000 S) als notwendig erwiesen. 
Die beanspruchten Mittel für Anlagen sollen 
die Fortsetzung der Rationalisierung und 
Modernisierung. des Maschinenparkes sowie 
der sonstigen Betriebseinrichtungen sicher­
stellen und auf dem baulichen Sektor in erster 
Linie die aus Sicherheitsgründen behördlich 
angeordnete Erneuerung der seit sechs Jahr­
zehnten in Verwendung stehenden Dampf­
kesselanlage im Betriebsgebäude ermöglichen. 
Die Erhöhung der sonstigen Aufwandskredite 
wirkt sich fast ausschließlich bei der Ausgaben­
post "Betriebswerkstoffe" aus und findet 
ihre Begründung in der Preissteigerung des 
Papiers, das als das vordringlichste Produk­
tionsmittel auch die größte Ausgabenpost im 
Rahmen des Sachaufwandes darstellt. 

Die aktive Erstellung des Budgets ist in 
der konsolidierten finanziellen Lage des Be­
triebes begründet, die in den Wirtschafts­
rechnungen der Jahre 1946 bis 1953, die 
ausnahmslos Betriebsgewinne nachweisen, zum 
Ausdruck kommt. Das augenscheinlich weniger 
günstige Bild, das der Rechnungsabschluß 
1953 mit einem nachgewiesenen Betriebs­
abgang von 1,798.000 S ergibt, bedarf insofern 
einer Berichtigung, als der Abgang nicht als 
Passivum zu werten. sondern lediglich auf 
einen EinnahmenausfaU zurückzuführen ist, 
der durch nicht zeitgerecht erfolgte Bezahlung 
fälliger Rechnungsbeträge entstanden war, 
die dann in der Bilanz als Forderungen nach­
gewiesen werden mußten. 

Und nun zu Kapitel 28 Titel 6: Staats- Abschließend sei - wie bereits im Vor-
druckerei. Der Voranschlag der Staats- jahr - nochmals festgestellt, daß die Kapazität 
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des Betriebes nicht voll ausgenützt ist und 
die Staatsdruckerei mit ihrem Maschinenpark 
in der Lage wäre, umfangreichere Aufträge 
zu bewältigen. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich somit den A n  t r a g, der National­
rat wolle dem Kapitel 7: Bundeskanzleramt, 
und dem Kapitel 28 Titel 6: Staatsdruckerei 
samt dem dazugehörigen Geldvoranschlag (An­
lage IIIj6) , des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1955 in der Fassung der Regierungs­
vorlage (385 d. B.) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich 
als Gegenredner der Herr Abg. Dr. Pfeifer. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Pfeifer: Hohes Haus! Ich habe 
voriges Jahr bei der Behandlung des Kapitels 
Bundeskanzleramt vorgeschlagen, im Bundes­
kanzleramt eine Zentralstelle für die Ange­
legenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge 
zu errichten, welche eine planende und ko­
ordinierende Tätigkeit, ähnlich jener des Zen­
tralbüros für ERP-Angelegenheiten oder, wie 
es jetzt heißt, der Sektion für wirtschaftliche 
Koordination zu entfalten hätte. Seitdem 
haben die volksdeutschen Landsmannschaften 
Österreichs in der Linzer Resolution vom 
11. September 1954 ein Gleiches an die Spitze 
ihres Forderungsprogramms gestellt, nämlich 
1. Aufstellung eines Gesamtplanes zur wir­
kungsvollen Zusammenfassung aller bisherigen 
zersplitterten Einzelmaßnahmen und 2. Er­
richtung einer staatlichen Zentralstelle für die 
Planung, Beratung und Begutachtung der 
Eingliederungspolitik unter Heranziehung de­
mokratisch gewählter Vertreter der volks­
deutschen Landsmannschaften. 

Die Regierung hat sich bisher in Schweigen 
gehüllt. Erst nachdem �ch zweimal im Budget­
ausschuß, beim Kapitel Kanzleramt und bei 
der Gruppe Finanzen, an diese Resolution 
der Volksdeutschen in Linz erinnert habe, 
haben am 24. November drei Regierungs­
mitglieder endlich eine Abordnung der volks­
deutschen Landsmannschaften erstmals seit 
dieser Resolution, die im September gefaßt 
worden war, empfangen. 

Wir sind der Meinung, daß an der Spitze 
der zu schaffenden ZentralsteIle ein vertrie­
bener Volksdeutscher stehen muß und ihr 
ein gewählter Beirat zur Seite zu stehen hätte. 

Ich komme auf das ganze Kapitel der 
Vertriebenen und Flüchtlinge noch beim Ka­
pitel Inneres zurück, habe es aber für richtig 
befunden, systematisch diese Sache auch hier 
zu erwähnen, weil wir glauben, daß eine solche 
zusammenfassende oder koordinierende Ab­
teilung oder Zentralstelle dem Bundeskanzler­
amt einzugliedern wäre. 

Ich komme zu einer zweiten wichtigen 
Frage, die ressortmäßig ins Kanzleramt gehört 
und daher auch hier immer behandelt worden 
ist, nämlich zur Frage der Verwaltungsreform. 
Zu dieser Frage hat sich der Herr Bundes­
kanzler in der Budgetausschußsitzung leider 
recht negativ geäußert und verhalten. Der 
Herr Bundeskanzler sagte: "Ich bin Zu sehr 
Realpolitiker, als daß ich mich an dem Schlag­
wort ,Verwaltungsreform' begeistern könnte. 
Dieses Schlagwort tönt schon seit neun Jahren 
in diesem Parlament. Unter dem Titel ,Ver­
waltungsreform' mußten wir aber heuer die 
Stellen im Dienstpostenplan wieder um 2000 
vermehren, weil dem Staat immer mehr 
Agenden übertragen werden. Eine Verwal­
tungsreform läßt sich nicht mit Kommissionen 
durchführen, sondern nur durch eine syste­
matische Zusammenarbeit zwischen Regierung 
und Parlament." Das waren die Ausführungen 
des Herrn Bundeskanzlers zu dem wichtigen 
Thema Verwaltungsreform. 

Nun habe ich d�azu folgendes zu sagen: 
Ich verbleibe bei meiner Meinung, daß, um 
die Verwaltungsreform überhaupt richtig anzu­
bahnen und damit weiterzukommen, nebst 
der selbstverständlichen systematischen Zu­
sammenarbeit zwischen Regierung und Par­
lament auch zwei organisatorische Voraus­
setzungen geschaffen werden müssen. 

Die Agenden der Verwaltungsreform sind, 
wie ich schon in früheren Jahren ausgeführt 
habe, wegen ihrer .Wichtigkeit aus dem Ver­
fassungsdienst herauszulösen und eben mit 
Rücksicht auf ihre besondere Bedeutung in 
einer eigenen Abteilung mit erfahrenen Ver­
waltungspraktikern zu behandeln, wie dies ja 
auch in der Ersten Republik der Fall war, 
wo bedeutende Männer wie Mannlicher, Coreth 
und andere an der Spitze dieser Verwaltungs­
reformabteilung gestanden sind. Und diese 
Verwaltungsreformabteilung der Ersten Re­
publik hat immerhin unter der tatkräftigen 
Förderung des damaligen Bundeskanzlers Dok­
tor Seipel im Jahre 1925 unsere berühmten 
Verwaltungsverfahrensgesetze und ein Ver­
waltungsentlastungsgesetz geschaffen. 

Dieser Abteilung hätte meiner Ansicht nach 
eine gemischte Kommission, bestehend aus 
Abgeordneten, Wirtschaftsführern, Rechtsan­
wälten usw., beratend zur Seite zu stehen. 
Es wäre denkbar, daß der Leiter der Abteilung 
für Verwaltungsreform zugleich der Vor­
sitzende dieser gemischten Kommission mit 
dem Charakter eines Beirates wäre. 

Noch in der Monarchie wurde im Jahre 1911 
eine Kommission zur Förderung der Verwal­
tungsreform unter dem Vorsitz des Freiherrn 
von Schwarzenau, der auch eine Zeitlang 
Präsident des Verwaltungsgerichtshofes war, 
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eingesetzt, und diese Kommission zur För­
derung der Verwaltungsreform hat wertvolle 
Vorarbeiten für die durchaus gelungene Ver­
waltungsreform vom Jahre 1925 geleistet. 

Im übrigen will ich nebstbei bemerken, daß 
man genau denselben Weg der Einsetzung von 
Kommissionen auch auf einem anderen Gebiet 
beschritten hat, und zwar in Übereinstimmung 
mit dem Willen des Parlaments, nämlich auf 
dem Gebiete der Strafrechtsreform. Sie wissen 
ja, daß wir eine Strafrechtsreform wünschen 
und eben ZU diesem Zweck eine Strafrechts­
reformkommission eingesetzt wurde, der auch 
Mitglieder dieses Hauses angehören. 

Die Reformabteilung im Kanzleramt hätte 
mit Unterstützung der Kommission einen 
Gesamtplan aufzustellen, wie die Verwaltungs­
agenden des Staates verringert, die Gesetze 
und die Verwaltung vereinfacht, inwieweit 
der Instanzenzug abgekürzt und die Ver­
waltung dekonzentriert und dezentralisiert 
werden könnte. Alle diese Fragen bedürfen 
einer sorgfältigen und sachkundigen Vor be­
ratung und Vorbereitung. 

Die Verwaltungsreform ist, das will ich ab­
schließend sagen, nur für denjenigen ein 
Schlagwort, der von der Verwaltung entweder 
nichts versteht oder mit diesem Worte Schaum­
schlägerei betreibt. Es bilden sich leider 
Leute, die nie in der Verwaltung gedient 
haben, ein, darüber ein maßgebliches Urteil 
abgeben zu können. Mit diesem Dilettantismus 
muß einmal aufgeräumt werden (Beifall bei 
der WdU), aber mit der wirklichen Ver­
waltungsreform muß systematisch angefangen 
werden. 

Ich komme zu einem nächsten wichtigen 
Arbeitsgebiet des Bundeskanzleramtes, näm­
lich zu dem Dienstrecht. Der Kanzler hat uns 
in der Ausschußberatung weiters die wenig 
erfreuliche Mitteilung gemacht, daß die Ver­
handlungen mit dem Gewerkschaftsbund wegen 
Schaffung eines Personalvertretungsgesetzes 
noch immer zu keiner einheitlichen Auffassung 
geführt haben. Ich erinnere daran, daß wir 
seinerzeit auch mit unseren Stimmen einen 
Entschließungsantrag auf beschleunigte Durch­
führung und Beendigung der Verhandlungen 
mit dem Gewerkschaftsbund hier im Hause 
gefaßt haben. Der Kanzler erklärte nun, 
sein Amt werde bemüht sein, im nächsten 
Jahre dieses Gesetz dem Parlament vorzulegen. 
Eine ähnliche Botschaft hörten wir auch schon 
im vorigen Jahr, ohne daß wir weitergekommen 
wären. Wir müssen aber weiterkommen, weil 
die derzeitigen Personalvertretungen illegal 
sind. Es steht nirgends geschrieben, daß das 
Personalvertretungsgesetz nur im Einverneh­
men mit dem Gewerkschaftsbund eingebracht 
werden kann. (Zwischenruf des Abg. Pöl-

ze r.) Wenn dies nach mehrjährigen Verhand­
lungen immer noch nicht gelingt, muß dennoch 
dem Nationalrat ein Gesetzentwurf zur Be­
ratung und Entscheidung unterbreitet werden, 
allenfalls durch eine der beiden Regierungs­
parteien. Ich erinnere gerade hier an die 
Worte des Bundespräsidenten Dr. Körner 
vom 7. Mai 1952, die er zu uns in der Burg 
gesprochen hat und die lauten: 

"Parlament und Parlamentarier sollen stets 
bereit sein, widerstreitende Meinungen Außen­
stehender anzuhören und sich von Sachver­
ständigen beraten zu lassen. Die Entscheidung 
aber, die eigentliche und endgültige gesetz­
geberische Arbeit darf sich das Parlament von 
niemand aus der Hand winden lassen, von 
keiner politischen und keiner wirtschaftlichen 
Körperschaft, von keinem Gremium einzelner 
Stände, Berufe oder Schichten. Denn nur das 
Parlament ist, von allen entsandt, für alle da, 
das Parlament allein vertritt die Rechte des 
Volkes in seiner Gesamtheit. Es ist ihm für 
seine Zukunft verantwortlich, und es kann 
diese Verantwortung mit niemandem teilen." 

Alle Augenblicke erleben wir es aber, daß 
die ganze Materie liegenbleibt, weil mit dieser 
oder jener Körperschaft keine Einigung er­
zielt wird. Dann gibt es eben diesen Weg, 
den ich gerade gezeichnet habe, daß dann so 
oder so durch Regierungsbeschluß oder durch 
Initiativantrag das Thema in Form eines 
Gesetzentwurfes ins Haus gebracht wird und 
von hier aus, wie es recht und billig ist, die 
Entscheidung getroffen wird. ( Beifall bei 
der WdU. - Anhaltende Zwischenrufe des 
Abg. Pölzer.) 

An der Kodifizierung des so arg zersplitterten 
und veralteten Beamtendienstrechtes wird 
nach der Mitteilung des Kanzlers gearbeitet, 
und zwar ist ein eigener Arbeitsausschuß 
damit beschäftigt. Hier bestätigt der Kanzler 
nur meine Auffassung über die Methode der 
Verwaltungsreform, denn was ist denn ein 
Arbeitsausschuß anderes als eine Kommission, 
die eben diese schwierige Materie bearbeitet 
und vorhereitet? Auch die Zusammenfassung 
und Erneuerung des zersplitterten Beamten­
dienstrechtes ist nichts anderes als ein Stück 
Verwaltungsreform. Und eben dazu ist wieder 
ein eigener Arbeitsausschuß oder eine Kommis­
sion eingesetzt worden. 

Eines möchte ich noch zu der Materie des 
Dienstrechtes besonders betonen. Unsere 
Dienstpragmatik vom 25. Jänner 1914, also 
noch aus der Monarchie stammend, schreibt 
vor: " Die Einberufung von Beamten aus dem 
administrativen Konzeptsdienst zur Dienst­
leistung bei einer Zentralstelle oder bei einem 
unmittelbar der Zentralstelle angegliederten 
Amt ist nur zulässig, wenn der Beamte min-
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destens durch fünf Jahre sehr gut qualifiziert 
war." Diese ausgezeichnete, aus der Er­
fahrung stammende Bestimmung ist in der 
Zweiten Republik immer und immer wieder 
mißachtet worden, erstens, weil man viele 
tüchtige und erfahrene Beamte davongejagt 
hat, und dann, weil man einfach Partei­
protektion geübt und junge Leute, kaum daß 
sie ihr Hochschulstudium beendet hatten, 
schon in das Ministerium einberufen hat. 
Diese Methode halte ich für falsch, abgesehen 
davon, daß sie ja den gesetzlichen Bestim­
mungen ausdrücklich widerspricht. 

Auch der Herr Vizekanzler dürfte dieser 
Auffassung zuneigen, da er in der letzten 
Pressekonferenz, die er abgehalten hat, immer­
hin zu ähnlichen Ergebnissen gelangt ist. 
Ebenso wie für den Generalstab der Truppen­
dienst Voraussetzung war, damit der Mann 
erst das Ganze kennengelernt hatte, bevor 
er Pläne für die Truppe schmieden sollte, 
soll es auch für den Ministerialdienst sein. 
Erst soll der Mann die Verwaltung von unten 
herauf kennengelernt haben, und erst dann 
soll er, wenn er gut qualifiziert ist, seine 
Fähigkeiten und Kenntnisse im Ministerium 
verwerten. 

Endlich habe ich zu dem Kapitel Dienst­
recht zu sagen, daß die materielle Besser­
steIlung der Akademiker im öffentlichen Dienst 
nur ein Postulat der Gerechtigkeit ist. Wenn 
wir gestern hier beim Kapitel Justiz ein eigenes 
Richterdienst- und Richterbesoldungsgesetz 
verlangt haben - eigentlich in Übereinstim­
mung mit allen anderen Parteien -, so ist 
dies bloß ein Teilstück des größeren Problems 
der Besserstellung, das heißt der Entnivel­
lierung und der Valorisierung der Bezüge der 
Akademiker im öffentlichen Dienst. So viel 
zu dem Kapitel Dienstrecht im allgemeinen. 

Ich komme nun zu einer auch hieher ge­
hörigen, aber noch heikleren Frage, nämlich 
zu der NS-Frage. Bei der Vorberatung des 
Budgets im Ausschuß hat sich der Herr Kollege 
Dr. Oberhammer den Ausspruch geleistet, 
daß das NS-Problem in Österreich gelöst sei. 
Aber auch der Herr Kanzler verhielt sich 
gegenüber den noch immer tatsächlich unge­
lösten Fragen recht negativ, während die Ab­
geordneten der Sozialistischen Partei zum Teil 
unsere langjährigen Forderungen nun auf 
einmal als die ihren ausgaben. Wir sind 
natürlich sehr erfreut, meine Damen und 
Herren von der Sozialistischen Partei, wenn 
Sie uns in unserem Kampf, den wir schon 
jahrelang führen, unterstützen, aber es wäre 
ehrlicher, zu sagen: Wir unterstützen Ihre 
alten Forderungen. 

Wenn der Herr Kanzler anläßlich meiner 
drei Entschließungsanträge zur NS-Frage, die 

wir schon im vorigen Jahr eingebracht haben, 
meint, meine Wünsche gingen ins Unermeß­
liehe, dann kann man dazu nur den Kopf 
schütteln, weil es sich bei diesen drei beschei­
denen Entschließungsanträgen um Grundfor­
derungen des Rechts und der Menschlichkeit 
handelt, die sich bei gutem Willen ohne Ge­
setzesänderung im Verwaltungswege leicht 
erfüllen lassen. (Beifall bei der W dU.) 

Ich habe durchaus in Übereinstimmung mit 
dem Unterausschuß des Finanzausschusses 
diese Anträge dort 2iurückgezogen, sie aber 
zugleich im Haus als Initiativanträge einge­
bracht, damit sie dem Hauptausschuß zu­
gewiesen werden, was ja inzwischen geschehen 
ist, und dort mit anderen, noch anhängigen 
Fragen dieses Problemkreises in einer der 
nächsten Sitzungen behandelt werden. 

Ich darf nur kurz erwähnen, daß es sich um 
folgende drei Anträge handelt: 

erstens um einen Antrag, betreffend die Auf­
hebung des Ministerratsbeschlusses vom 25. Juli 
1950, betreffend die Nachsicht der Sühnefolge 
des Pensionsverlustes, d�nn diese Nachsicht 
wird nach der derzeitigen Praxis im Sinne 
jenes Ministerratsbeschlusses grundsätzlich 
nicht gewährt, wenn die Leute noch nicht 
60 Jahre alt sind; 

zweitens um einen Antrag, betreffend die 
gnadenweise Nachsicht der sogenannten Er­
stattungspflicht bei empfangenen Wiedergut­
machungsbeträgen nach § 23 des Verbots­
gesetzes, und 

drittens um einen Antrag, betreffend dienst­
rechtliehe Maßnahmen zugunsten pensionierter, 
und zwar vorzeitig pensionierter Beamter. 

Ich will diese Anträge, die in den Haupt­
ausschuß kommen, nicht im einzelnen be­
handeln, aber doch kurz zu den Meinungen 
Stellung nehmen, die der Kanzler selbst 
im Ausschuß geäußert hat. Wenn der Kanzler 
hinsichtlich der auf Grund des NS-Gesetzes 
entlassenen Beamten - und das war, wie 
wir wissen, eine rein formale Automatik, 
denn wenn jemand Zellenleiter war, dann war 
er schon zu entlassen, auch wenn er der beste 
Mensch war - die Meinung vertrat, daß 
diese entlassenen Beamten unter 60 Jahren 
einfach damit ab2iuspeisen seien, daß sie ja 
andere Berufe ausüben könnten, wobei ja 
nach dem Verbotsgesetz bekanntlich jede ge­
hobene berufliche Tätigkeit für sie verboten 
ist, dann zeigt diese Meinung im zehnten Jahre 
nach der Erlassung des Unrechtsgesetzes, 
das sich da Verbotsgesetz nennt, von einer 
besonderen Härte oder aber von einer völligen 
Unkenntnis der Verhältnisse. 

Von den vor 1938 politisch Verfolgten und 
Geschädigten die Erstattung der ihnen eben 
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deswegen später gewährten Wiedergut­
machungsbeträge zu verlangen, ist ebenfalls 
eine besonders große Härte, und es ist nicht 
einzusehen, warum man sie nicht wenigstens 
im Gnadenwege mildern will, wozu § 27 des 
Verbotsgesetzes die Handhabe bietet. 

Wenn wir die Reaktivierung vorzeitig pen­
sionierter Beamter fordern - und gerade 
das haben ja auch die Sozialisten in dem 
Ausschuß getan -, so liegt dies nur im wohl­
verstandenen Interesse des Staates selber, der 
Befriedung einerseits und der Ersparung über­
flüssiger Pensionen anderseits. 

Wenn wir die Anrechnung der Dienstzeit 
von 1938 bis 1945 auch für jene fordern, die 
man vorzeitig und vorschnell in den Ruhestand 
versetzt hat, dann ist auch dies nur recht und 
billig, denn - das muß ich immer wieder 
herausstellen - es war im Jahre 1938 geradezu 
die Pflicht der österreichischen Beamten, 
auf ihren Dienstposten zu verbleiben und 
weiterzudienen. Was hätten Sie denn sonst 
haben wollen? Hätten Sie gewollt, daß die 
Beamten aus Preußen und Sachsen usw. 
hergekommen wären und die Stellen der öster­
reichischen Beamten in der Verwaltung über­
nommen hätten 1 Es blieb doch g�r nichts 
anderes übrig! Dann aber zu sagen, das seien 
keine österreichischen Dienstzeiten, die müssen 
nicht angerechnet werden, das ist absolut 
ungerecht! Daher ist diese Dienstzeit genau 
so wie eine vor 1938 oder nach 1945 zuge­
brachte Dienstzeit voll anzurechnen, wenn 
nicht ein außergewöhnlicher Umstand vorliegt. 
(Beifall bei der WdU.) 

Mit den parlamentarischen Anfragen meiner 
Fraktion vom 24. Februar und 23. Juni haben 
wir verlangt, daß die Bestimmungen des so­
genannten Dreijahre-Gesetzes - es handelt 
sich um die drei Hemmungsjahre - im Ver­
waltungswege verwirklicht werden sollen, weil 
eben bekanntlich das Gesetz selber noch nicht 
die Zustimmung des Alliierten Rates gefunden 
hat. 

Es ist bezeichnend - und das habe ich 
schon bei der Behandlung der Initiativanträge 
angedeutet -, daß knapp nach der zweiten 
Interpellation, die ich eingebracht habe, mit 
dem Ministerratsbeschluß vom 8. Juli dieser 
Forderung nachgekommen wurde und man 
die Gewährung von Gehalts- und Pensions­
vorschüssen bis zur Kundmachung des Gesetzes 
angeordnet hat. Meine diesbezüglichen An­
fragen blieben trotzdem zunächst unbeant­
wortet; warum, das ist mir ziemlich klar. 
Mit dieser Vorgangsweise beantwortet sich 
aber in Wahrheit von selber die Behauptung 
des Herrn Abg. Dr. Tonci6 im Ausschuß, 
daß die NS-Frage eine Rechtsfrage und eine 
Menschlichkeitsfrage, aber keine politische 

Frage mehr sei. Eben weil sie auch eine 
politische Frage ist, haben die Alliierten das 
Gesetz nicht genehmigt, und weil sie auch 
eine politische Frage ist, hat man meine 
Anfragen erst nach den Wahlen beantwortet, 
denn bis dahin wollte man selber mit dieser 
positiven Erledigung meiner Anfragen ein 
politisches Geschäft machen. (Zustimmung 
bei der Wd U.) Ich will also abschließend dazu 
feststellen, und zwar für alle, die hier im Hause 
sind, daß die NS- Frage zugleich eine Rechts­
frage und eine politische Frage ist. ( Beifall 
bei der WdU.) 

Der Wirtschaftsbund der Pensionisten, der 
insbesondere auch alle jene umfaßt, die vor­
zeitig in den Ruhestand versetzt wurden, hat 
jedenfalls knapp vor den Wahlen in einer Groß­
versammlung in Hernals, zu der alle Parteien 
eingeladen waren und an der auch ich teil­
genommen habe, stürmisch verlangt, daß 
diese Pensionsvorschüsse auch den vorzeitig 
in den Ruhestand Versetzten gewährt werden 
sollen, was "derzeit nicht geschieht. Diese 
Beamten waren ja zur Dienstleistung bereit, 
nur der Staat ließ sie nicht arbeiten und ließ 
sie auf ihre rechtmäßigen Bezüge warten. 
Wir unterstützen diese gerechte Forderung 
nachdrücklichst. 

Meine Frauen und Herren! Gewiß kostet 
die allmähliche Wiederherstellung des Rechts­
staates in dem einen oder anderen Punld Geld, 
wenn man auch andererseits durch Reakti­
vierungen Ersparungen erzielen kann. Aber 
das darf die Wiederherstellung des Rechts­
staates nicht hindern. Dauernd Einsparungen 
dadurch erzielen zu wollen, daß man Tausenden 
die ihnen geraubten Rechte vorenthält, ist 
die Methode eines Unrechtsstaates (Abg. Horn: 
Das hättet ihr 1939 auch sagen können !); 
diesen aber wollen wir überwinden. (Beifall 
bei der WdU.) 

Ich komme zu einer letzten Gruppe auch 
solcher ihrer Rechte durch andere Beraubten, 
nämlich zu den Heimatvertriebenen. Die Be­
handlung der Heimatvertriebenen im öster­
reichischen öffentlichen Dienst, soweit sie das 
Glück hatten, in diesen aufgenommen zu 
werden, hat sich, das will ich feststellen, " 
nach neunjährigem Kampf endlich gebessert. 
Man hat die berechtigte, auch von uns immer 
wieder erhobene Forderung endlich erfüllt, 
daß man ihnen die im Heimatstaat zurück­
gelegte Dienstzeit genau so wie die in Österreich 
zurückgelegte Dienstzeit voll anrechnet. Noch 
nicht erfüllt ist die Forderung, die auch wir 
erhoben haben, bei jenen in den öster­
reichischen Dienst übernommenen Volks­
deutschen, die bereits vor dem bezüglichen 
Ministerratsbeschluß vom 1 .  Juni 1954 nach 
ihrer Pragmatisierung in den Ruhestand ver-
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setzt worden sind. Das ist zweifellos eine 
Ungleichheit vor dem Gesetze, und diese 
Ungleichheit vor dem Gesetze wäre ehestens 
zu beseitigen; das haben wir bei den zu­
ständigen Stellen schon nachdrückliehst ver­
langt. 

Erfüllt wurde endlich auch unsere in meh­
reren Interpellationen erhobene Forderung, 
man möge von den Südostdeutschen nicht 
mehr eine Dienstzeit in der alten Monarchie 
als Voraussetzung zur Gewährung von außer­
ordentlichen Versorgungsgenüssen verlangen. 
Die Erfüllung erfolgte relativ sehr spät, 
nachdem wir schon zwei Interpellationen 
eingebracht hatten und nachdem ich diese 
Forderung nochmals mündlich in der Aus­
schußsitzung vom 4. dieses Monats wieder­
holt hatte, endlich durch einen Erlaß des 
Finanzministeriums vom 9. dieses Monats. 
Ich glaube, daß wir mit dieser Lösung und 
auch mit diesem erzielten Erfolg zufrieden 
sein können. (Beifall bei' den Unabhängigen.) 

Präsident: Als weiterer Kontraredner ist 
der Herr Abg. Dr. Stüber vorgemerkt. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Stüber: Hohes Haus! Wer heute 
noch von der Verwaltungsreform spricht, 
gerät unmittelbar in die höchste Gefahr, sich 
dem Fluche ewiger Lächerlichkeit preiszugeben. 
Die Verwaltungsreform teilt hier das Schicksal 
des Staatsvertrages, der nicht einmal mehr 
Stoff für Witzblätter und Kabarettisten ab­
geben kann. Ein echtes Anliegen der Bevölke­
rung ist also durch Verschleppung und Zer­
reden in Mißkredit gekommen, wie dies für 
zahlreiche echte österreichische Anliegen ty­
pisch ist. Ich erinnere nur an die hier schon 
besprochene innere Befriedung, die schließlich 
auch ein bloßes Schlagwort geblieben ist. 

Wir wissen, daß es eine eigene Regierungs­
kommission gibt, die die Frage der Verwaltungs­
reform seit Jahr und Tag studiert. Wir wissen 
auch aus gelegentlichen Zeitungsmeldungen, 
daß diese Kommission bereits zahlreiche Vor­
schläge aus interessierten Kreisen erhalten hat. 
Was sie aber damit gemacht hat, zu welchen 
Ergebnissen sie gekommen ist, das wissen wir 
leider nicht. Das wenigste, was man verlangen 
kann, ist jedenfalls, daß uns die Kommission 
einmal einen Bericht über ihre Tätigkeit gibt, 
und wünschenswert wäre auch eine Enquete 
über diese ganze Materie, da sich ja Enqueten 
auch schon in anderen Fällen als frucht­
bringend erwiesen haben. Zumindest aber 
könnte und müßte man fordern, daß nicht 
weiterhin durch neue Gesetze und neue Ver­
ordnungen neue Verwaltungskomplizierungen 
geschaffen werden. Aber gerade das Gegenteil 
ist der Fall. Jeder neue Ausstoß von Gesetzen 
erweitert die Verwaltungsmaschinerie, macht 

sie kostspieliger und schwerfälliger statt um­
gekehrt. 

Es müßte verlangt werden, wie dies auch 
schon von anderer Seite verlangt worden ist 
- Neues läßt sich ja auf dem Gebiete der Ver­
waltungsreform in der Theorie nicht mehr 
entdecken -, daß jedem Gesetzesvorschlag 
eine Kostenberechnung beigegeben würde, um 
feststellen zu können, welche Mehrbelastungen 
an Personal, Material und Geld mit dem bean­
tragten Gesetz verbunden sind. Die Bestim­
mungen des § 8 des Geschäftsordnungsgesetzes 
und des § 19 der Geschäftsordnung müßten da 
allerdings entsprechend novelliert werden. 
Wenn bei Initiativanträgen von Abgeordneten, 
soweit sie mit einem Kostenaufwand verbunden 
sind, immer nach der Bedeckung gefragt wird 
und von den Abgeordneten immer die Be­
deckung dargetan werden muß, dann muß 
umgekehrt auch von der Regierung verlangt 
werden, daß sie dartut, woher sie die Bedeckung 
nimmt. Vielleicht würde dadurch die Gesetzes­
hypertrophie etwas eingedämmt werden. 

Zu einem wirklich praktischen Ergebnis 
werden wir aber bei der Verwaltungsreform 
ebensowenig wie bei der gestern schon be­
handelten Reform der Geschäftsordnung unse­
res Hauses kommen, wenn sich nicht zuvörderst 
der Geist ändert, der unsere gesamte Ver­
waltung von oben her mit einem Stempel 
versieht, nämlich dem Ungeist des Proporzes. 
Denn dieser ist ja schuld, daß so viele über­
flüssige, doppelte Verwaltungsstellen geschaf­
fen und aufrechterhalten werden, damit heide 
Koalitionsparteien je mit der genauen Hälfte 
ihrer Parteigünstlinge alle Posten besetzen 
können. 

Der Herr Bundeskanzler hat zwar unlängst 
eine feierliche Absage an den unheiligen 
Proportius kundgetan, aber ich fürchte, daß 
auch diese Erklärung ohne praktische Folgen 
bleiben wird. Denn wenn wir beispielsweise 
hören, daß auch die Verwaltungs-, Aufsichts­
rats- und Vorstandsposten bei den Flughafen­
gesellschaften wieder streng nach dem Pro­
porz besetzt werden, daß also in Österreich 
auch schon die Luft streng schwarz-rot pro­
portioniert wird, noch ehe sich das erste eigene 
österreichische Flugzeug in diese Luft erhoben 
hat, dann faßt uns wirklich ein gelindes Grauen 
vor so viel Sünde an der Vernunft, die hier 
auf Kosten der gesamten Bevölkerung be­
gangen wird. 

Mit Vorschriften allein wird man diesem 
gefräßigen Ungeheuer, das sich da in unserem 
Lande eingenistet hat, nicht beikommen. 
Hier müßte schon ein Gesinnungswandel Platz 
greifen, der an Stelle des Parteibuches die 
Fähigkeit, an Stelle der Parteitreue die Staats­
treue, an Stelle der Parteiergebenheit die 
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Charakterfestigkeit und Fähigkeit auswählt 
und befördert. Das aber ist von der Koalition 
nicht zu erwarten, da Sie ja das ganze System 
Ihrer Macht auf den Proporz gegründet haben. 
Das ist der wahre Grund, warum die Ver­
waltungsreform ein Schlagwort bleibt. 

In einer Reihe von markanten Strafprozessen 
wurde die Strafrechtspflege dadurch behin­
dert - das ist übrigens gestern schon von 
einem Redner an dieser Stelle zum Kapitel 
Justiz ausgeführt worden -, daß eine Ent­
bindung vom Amtsgeheimnis nicht' oder nicht 
rechtzeitig erfolgte. Zahllose solche Fälle 
haben sich ereignet. Aus der Fülle heraus­
gegriffen, ereignete sich ein derartiger Fall 
unter dem ehemaligen Minister Krauland 
- dessen weiterer angekündigter Prozeß 
wegen der bisher von der Staatsanwaltschaft 
noch ausgeschiedenen Anklagefakten übrigens 
auf sich warten läßt - und wurde unter 
Finanzminister Margaretha fortgesetzt. Ein 
anderer Fall ereignete sich, als sich der Be­
zirkshauptmann von Tulln, Dr. Johann Sykora, 
vor dem Landesgericht für Strafsachen Wien 
wegen Fälschung von I- Karten zu verant­
worten hatte. Damals wurden die vorgesetzten 
Beamten Sykoras nur insoweit vom Amts­
geheimnis entbunden, als "es die Interessen 
des Landes Niederösterreichs nicht tangiere, 
wenn sie wahrheitsgemäß aussagten". Im 
Fortedol-Prozeß vor dem Kreisgericht Korneu­
burg kam es zu weiteren Mißbräuchen des 

Amtsgeheimnisses. Damals erklärte der als 
Zeuge auftretende Bezirkshauptmann von 
Mistelbach, Dr. Mattes, daß auch er nur aus­
sagen dürfe, "soweit dies nicht die Interessen 
des Landes Niederösterreich schädige" - eine 
wahre Kautschukanweisung ! -, und zweitens, 
daß er seinen Amtsarzt, Dr. Gansberger, 
darauf aufmerksam gemacht habe, daß es 
einen eigenen Erlaß des Bundeskanzleramtes 
gebe, der die Bestimmungen der Strafprozeß­
ordnung über das Amtsgeheimnis einzuschrän-
ken versuche. 

. 

Die Frage an den Herrn Bundeskanzler ist 
daher berechtigt, ob er bereit ist, mitzuteilen, 
was es mit diesem Erlaß des Bundeskanzler­
amtes für eine Bewandtnis hg,t, ob er bereit 
ist, diesen Erlaß dem Hohen Hause mitzuteilen, 
und ob er fernerhin bereit ist, in Zukunft zu 
verhindern, daß durch Nichtentbindung vom 
Amtsgeheimnis die Strafrechtspflege in emp­
findlicher Weise gestört werde. 

Was nun die besonderen Ansätze betrifft, 
so möchte ich Ihr Augenmerk auf den "Öster­
reichfilm" lenken, von dem für 1955 laut 
Budget erwartet wird, daß er noch die groß­
artige Einnahmensumme von 100.000 S rest­
licher Einspielhonorare bringen wird. Daß der 
"Österreichfilm" trotz anfänglich zur Schau 

getragener größter offizieller Begeisterung den 
Erwartungen, die an ihn geknüpft worden 
sind, ta.tsächlich nicht entsprochen hat, ist 
längst kein Geheimnis mehr. Um das Er­
zeugnis dieses kuriosen Mixtum compositum 
aus Dulliäh-Heurigen-Stimmung, klischierter 
Walzerseligkeit und verniedlichter Problematik 
unserer wirklichen Daseins- und Zukunfts­
fragen ist es recht still geworden. Trotz 
beachtlicher schauspielerischer Einzelleistun­
gen hat der Film als Ganzes versagt, weil er 
jenes Pseudo-Österreichertum, das mit den 
wahren Werten unserer Kultur und Geschichte 
oft in krassestem Widerspruch steht, in 
kitschigster 'Weise unterstrichen hat und daher 
den Sprung einer inneren Unwahrheit trug, 
der keinem kritischen Beobachter, zumal im 
Auslande, entgehen konnte. In finanzieller 
Hinsicht wäre daher einmal eine Endabrech­
nung über das ganze Unternehmen " Öster­
reichfilm" interessant, einschließlich wirklich 
aller Kosten, nicht zu vergessen derjenigen 
des Drehbuches. 

Als ein besonderes Anliegen eines zahlen­
mäßig zwar nur kleinen, um Österreich aber 
hochverdienten Kreises hebe ich schließlich 
noch folgendes hervor. Durch das Militär­
abfertigungsgesetz vom Jahre 1919 und die 
wirtschaftlichen Folgen dieses Zwangsabbaues, 
nämlich die inflationistische Entwertung der 
Abfertigungssummen, sind verdiente altöster­
reichische Offiziere in bitterste Not geraten. 
Das Deutsche Reich gewährte nun diesen im 
Jahr 1919 abgebauten österreichischen Berufs­
militärpersonen wenigstens eine Teilpension, 
die ursprünglich von Österreich weitergewährt, 
1947 aber plötzlich aus unerfindlichen Gründen 
eingestellt worden ist. Jetzt sind diese Men­
schen buchstäblich dem bittersten Elend 
preisgegeben, und da es sich bei ihnen wirklich 
nur um wenige, zumal hochbetagte Leute 
handelt, könnte doch die Wiederzuerkennung 
ihrer Pension, auf die sie seinerzeit ja nur unter 
Druck verzichtet haben, keine wesentliche 
Belastung des Pensionsetats mit sich bringen. 
Bisher hat sich aber das Bundeskanzleramt 
- gerade das Bundeskanzleramt, das sich 
doch sonst immer als Hort patriotisch-öster­
reichischer Gesinnung aufspielt - dagegen 
hartnäckigst gewehrt. 

Die größte Engstirnigkeit in allen Fragen, 
die die innere Befriedung betreffen, hat ihren 
Sitz im Bundeskanzleramt. Kein Ministerium 
macht beispielsweise bei seinen Vorbegut. 
achtungen von § 27 -Ansuchen ehemaliger 
sogenannter belasteter Personen derartige 
Schwierigkeiten wie das Bundeskanzleramt. 
Kleinlichster Bürokratismus verbindet sich 
dort mit einer anachronistischen Vergeltungs­
gesinnung von 1945, von der die österreichische 
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Bevölkerung schon längst nichts mehr wissen 
will. Und doch sollte gerade das eigene Amt 
des Bundeskanzlers in Beherzigung so ml1nchel' 
schön klingenden Regierungsworte auch in der 
NS-Frage mit gutem Beispiel vorangehen. Das 
Gegenteil ist der Fall. 

Aus all den Gründen, die ich hier dar­
getan habe, stimme ich gegen die Gruppe H. 

Ich füge aber noch folgendes an. Laut 
Zeitungsberichten, die sich auf die Presse­
agentur UP stützen, hat Bundeskanzler Raab 
auf seiner Amerikareise am 28. November 
in St. Louis den früheren Bundeskanzler 
Dr. Schuschnigg besucht, der an der dortigen 
Universität als Professor tätig ist. Es soll 
eine eingehende Aussprache privater Natur 
stattgefunden haben. (Abg. Dr. Withalm: 
Was geht das Sie an ?) Ich bin überzeugt, 
daß ich im Namen sehr vieler Österreicher 
spreche, wenn ich der Meinung Ausdruck 
gebe, daß die Verbindung der offiziellen 
Mission, in der Bundeskanzler Raab gegen­
wärtig in den Staaten weilt, mit diesem Be­
such, auch wenn dessen private Natur aus­
drücklich unterstrichen wurde, nicht glück­
lich war und zumindest zu Mißverständ­
nissen reichlichsten Anlaß bot. (Anhaltende 
stürmische Zwischenrufe bei der Ö V P. -
Abg. Weinmaye r :  Schämen Sie sich ! -
Abg. A l te nb urge r : DM geht Sie gm' nichts 
an ! ) Über Dr. Schuschnigg als Mensch und 
als Gelehrten kann man verschiedener An­
sicht sein. ( Weitere heftige Zwischenrufe bei 
der Ö VP. - Abg. A l tenburge r :  Sie haben 
nicht das Recht, als österreichischer Abgeord­
neter zu sprechen ! Wo sind Sie denn gewählt 
worden, Sie Ausgetretener aus der WdU?) 
Über die Rolle, die er als Bundeskanzler der 
Ersten Republik für Österreich gespielt hat, 
besteht wohl kein Zweifel . (Abg. A l t en­
b ur gu: Wo sind Sie gewählt worden, Sie 
Mann ohne JV ähler ? Sie Ausgetretener aus 
dem Wd U ! - Weitere Zwischenrufe bei der 
Ö V P.) Wo ich in der Ersten Republik war? 
In Österreich war ich, und ich habe unter der 
Diktatur des Kruckenkreuzes genug zu leiden 
gehabt. Schuschnigg war der Exponent der 
ersten Diktatur, die auf österreichischem 
Boden bestanden hat. ( Weitere andauemde 
Zwischen1'ufe bei der Ö VP.) Sein Name ist 
untrennbar mit dem ersten KZ in Österreich, 
mit Wöllersdorf usw. , mit Maßnahmen ver­
bunden, die alles eher als demokratisch waren. 
(Abg. A l t enburger: Das geht Sie gar nichts 
an ! Sie haben kein Recht, darüber zu reden !) 
Die Ära der Vaterländischen Front trägt als 
erste in der Geschichte das Stigma des Ge­
sinnungszwanges und der Geistesknebelung. 
( Anhaltende lebhafte Zwischenrufe bei der Ö V P. 
- Der Präside nt  gibt das Glockenzeichen.) 

Und wenn Sie immer wieder von HitleI' 
reden, ist darauf zu verweisen, daß Schuschnigg 
der erste Diktator in Österreich war, der 
HitleI' erst den Weg gewiesen hat. (Lebhafte 
Zwischenrufe. - Abg. A l t enburger :  Sie 
Nasenstüber ! ) Sehr viele überzeugte Demo­
kraten aus vielen Lagern haben sich gegen 
Schuschnigg in leidenschaftlichem Widerstand 
vereinigt. Wenn Schuschnigg in irgendeiner 
Form direkt oder indirekt wieder ins Spiel 
gebracht wird, wird das als Verhöhnung der 
Demokratie in Österreich empfunden. (An­
haltende stürmische Zwischenrufe bei der Ö V P. -
Abg. A l te nburge r :  Wo sind Sie gewesen ?) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Ich 
bitte, den Redner sprechen zu lassen ! (An­
haltende Unruhe. - Abg. A lt enburger :  Er 
soll zu diesem Kapitel sprechen, er hat nicht 
über private Angelegenheiten des Kanzlers zu 
reden ! Treten Sie ab, Sie überflüssiger Nasen­
stüber !) 

Abg. Dr. Stüber (fortsetzend): Spielen Sie 
sich nicht auf wie eine gemästete Gans zu 
Martini ! Kommen Sie mit Argumenten und 
nicht mit derartig dummen Einwänden ! (An­
haltende lebhafte Unruhe. - Abg. A l t en­
bur  ge r :  Sie charakterloser Mensch ! Sie haben 
kein Recht, hier herinnen zu sein! Sie haben 
Ihr Mandat erschwindelt !) Es ist verständlich, 
daß an einen solchen Besuch politische Kom­
binationen geknüpft werden. Es gibt dies nur 
den Feinden Österreichs neucn Auftrieb und 
stellt eine überflüssige Belastung unserer ohne­
hin nicht leichten politischen Lage dar. 
(Abg. A l tenburger: Gehen Sie herunter, sonst 
hole ich Sie herunter !) Ich hoffe, daß uns der 
Herr Kanzler nach seiner Rückkehr auch 
über diesen Besuch nähere Auskunft geben 
wird. (Abg. A l t enburger  : Gehen Sie herunter ! 
Gehen Sie dorthin, wo Sie hingehören ! Sie 
N ichtgewählte1'!) Ich gehe dorthin, wohin 
ich will, und nicht, wohin Sie wollen, Sie 
dummer Kerl Sie ! (Stürmische Unruhe. -
Abg. A ltenbu rge r :  Sie charakterloser Mensch ! 
Sie Nasenstüber !- Abg. Polca r :  Sie Abge­
ordneter ohne Wähler !) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Wenn 
ich richtig verstanden habe ' "  (Anhaltende 
Zwischenr'ltfe des Abg. A l t e  n b  u'rg e  r.) 

Ich mache die Abgeordneten darauf auf­
merksam, daß, wenn ich das Wort ergreife, 
sofort Ruhe zu herrschen hat, und ertei1e dem 
Herrn Abg. Altenburger den Ordnungsruf, 
weil er sich an diese Bestimmung nicht hält. 

EbensQ erteile ich den Ordnungsruf dem 
Herrn Abg. Stüber, denn wenn ich richtig 
gehört habe, hat er einen Abgeordneten dieses 
Hauses mit dem Ausdruck "Sie dummer Kerl" 
beschimpft. 
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Als nächster Redner ist zum Wort gemeldet Die Verwaltung, also die Vollziehung 
als Proredner der Herr Abg. Eibegger. (An- der Gesetze, ist nicht nur nach unserer 
haltende Zwischenrufe.) Verfassung, sondern schon nach unge­

Ich muß die Herren Abgeordneten auf das 
aufmerksam machen, was ich schon wiederholt 
gesagt habe : Ich habe Verständnis für 
Zwischenrufe, aber nicht für Reden, die in 
den Bänken gehalten werden. Wenn jemand 
mehr zu sagen hat als einen Zwischenruf, 
soll er sich in die Rednerliste eintragen 
lassen und von hier aus sprechen. 

Abg. Eibegger: Hohes Haus ! In wenigen 
Monaten feiern wir den zehnj ährigen Bestand 
der Zweiten Republik Österreich. Von der 
Befreiung vom Diktaturregime an bis zum 
heutigen Tag werden die Geschicke dieser 
Republik trotz des die Entwicklung hem­
menden Besatzungsregimes in der Hauptsache 
von der Sozialistischen Partei und der Volks­
partei gestaltet. Hinter diesen beiden heute 
gleich stark gewordenen Parteien stehen mehr 
als 80 Prozent der Bevölkerung. Keine der 
beiden Regierungsparteien hat eine parla­
mentarische Mehrheit, seitdem die Volks­
partei im Jahre 1949 ihre knappe Mehrheit 
im Nationalrat verloren hat. Diese Tatsache 
zwingt beide großen Parteien, in Form einer 
Koalition eine parlamentarische Mehrheit und 
eine gemeinsame Regierung zu bilden. 

Es wäre ein Irrwahn, zu glauben, daß auch 
nur ein wesentlicher Teil einer der beiden 
Parteien die Koalition aus Gesinnungsgründen 
wünscht. Im Gegenteil, es würde wohl jede 
Partei gerne allein regieren und ihre Regie­
rungskunst zeigen, wenn sie über eine genügend 
starke Mehrheit verfügen würde. Die Ko­
alition zwischen den zwei Parteien mit ganz 
verschiedenen Wirtschaftsauffassungen ist für 
uns Sozialisten nicht eine Gesinnungssache, 
sondern eine staatspolitische Notwendigkeit, 
um das demokratische Regime zu erhalten 
und es ständig und systematisch auszubauen. 

Die Stärke der Koalition, die so manchen 
Schönheitsfehler zeigt, liegt in erster Linie 
darin, daß sie nicht nur über eine große par­
lamentarische Mehrheit verfügt, sondern daß 
durch die koalierten Regierungsparteien im 
wahren Sinne des Wortes alle Berufsgruppen 
unserer Repu blik vertreten sind und daß 
deren verschiedene Interessen aufeinander ab­
gestimmt werden. Bei den heutigen Verhält­
nissen ist eine andere Konstellation der Re­
gierung und einer parlamentarischen Mehrheit 
überhaupt nicht möglich, da die zwei 
Oppositionsparteien bisher nicht den Be­
weis erbracht haben, daß sie sich in Wirk­
lichkeit zur Demokratie und zu Österreich 
bekennen. (Abg. K indl : Wir haben es be­
wiesen !) 

schriebenen Grundregeln der Demokratie 
der Kontrolle des Parlamentes unterstellt. 
Gerne stelle ich bei dieser Gelegenheit fest, 
daß der Wiederaufbau der österreichischen 
Verwaltung mit dem Wiederaufbau unseres 
Wirtschafts- ,  Kultur- und Gesellschaftslebens 
im allgemeinen Schritt gehalten hat. Auch 
in der Politik, auch im Staatsleben macht 
der Ton die Musik. Hinsichtlich des Tones 
gibt es aber verschiedene berechtigte Klagen. 

Wir müssen bei der Beurteilung der Güte 
der Verwaltung grundsätzlich von der Prä­
ambel unserer Bundesverfassung ausgehen. 
"Österreich ist eine demokratische Republik. 
Ihr Recht geht vom Volk aus. "  Das ist der 
Wortlaut des Artikels 1 der Bundesverfassung. 
Wer sich zu dieser Republik bekennt, muß 
auch anerkennen, daß die frei gewählte Volks­
vertretung eben die Vertretung des Souveräns 
unserer Republik ist. Wenn ich das feststelle, 
so deshalb, weil ich der Meinung bin, daß bei 
der Kontrolle der Verwaltung nicht ein 
Kompetenzstreit auszubrechen habe. Im Ge­
genteil. Beiden Teilen sind die Aufgaben 
nach unserer Verfassung streng zugewiesen. 

Die gestrige Debatte und auch verschiedene 
andere Äußerungen veranlassen mich, doch 
zur Frage der Bestellung der Verwaltungs­
organe noch einmal hier im Haus Stellung zu 
nehmen. Unser Parteivorsitzender, der Herr 
Vizekanzler Dr. Schärf, hat der Öffentlichkeit 
einen Vorschlag über die künftige Bestellung 
der Verwaltungsorgane unterbreitet. Dieser 
Plan hat in der Öffentlichkeit großes Aufsehen 
erregt und wird vielfach erörtert. Da der 
Herr Vizekanzler Dr. Schärf diesen Plan auf 
der gestrigen Pressekonferenz über Fragen 
der Journalisten eingehend erörtert und be­
gründet hat, darf ich es heute wohl unter­
lassen, diese · Begründung und die Form des 
Planes hier zu wiederholen. 

Als ich im Finanz- und Budgetausschuß bei 
der Beratung des Kapitels Bundeskanzleramt 
an den Herrn Bundeskanzler die Anfrage 
stellte, wie er sich zu diesem Vorschlag stelle, 
leitete der Herr Bundeskanzler seine Antwort 
mit der Feststellung ein, er sei froh, wenn man 
bei der Beamtenbestellung vom heiligen Pro­
portius wieder abkomme. 

Gestatten Sie, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß ich bei dieser Gelegenheit 
die sachliche Feststellung mache, daß die bis­
herigen Beamtenernennungen keinesfalls nach 
dem Proporz erfolgten. Wäre dies der Fall 
gewesen, müßte bei der gleichen Stärke der 
Regierungsparteien schon die Hälfte der hö­
heren und hohen Beamtenstellen von sozia-
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listischen Akademikern besetzt sein. Gewiß -,-­
und das zu bestreiten haben wir keine Ur­
sache - setzen die sozialistischen Regierungs­
mitglieder alles daran, daß nicht mehr nur 
Angehörige des CV, sondern bei gleichen 
Fähigkeiten und gleicher Eignung auch andere, 
hierunter auch sozialistische Akademiker auf 
höhere und höchste Verwaltungsposten be­
rufen werden. Diesem System liegt nicht der 
Gedanke der Verpolitisierung, sondern gerade 
das Gegenteil, der Gedanke der EntpQliti­
sierung der Verwaltung zugrunde. Schon der 
Hochschüler soll das Gefühl und die Sicherheit 
erhalten, daß er sich nicht einer bestimmten 
bevorzugten politischen Partei oder einem 
bestimmten bevorzugten Gesinnungsverband 
verschreiben muß, um nach Beendigung des 
Studiums im öffentlichen Dienst eine An­
stellung und später eine Beförderung auf 
einen höheren Posten zu erreichen. (Abg. 
Dr. Kraus : Sehr richtig I) 

Weil wir wissen, daß es in allen politischen 
Lagern genug geeignete Fachleute gibt, ver­
treten wir nach wie vor den der Öffentlichkeit 
unterbreiteten Vorschlag, die Beamtenernen­
nungen in Hinkunft nicht nach einem Proporz 
und auch nicht nach partei mäßigen , sondern 
nach sachlichen Erwägungen vorzunehmen. 
Wir dienen damit dem Gedanken des Auf­
baues einer demokratischen Verwaltung genau 
so wie dem Ansehen der Beamtenschaft .  
Unserer Ansicht nach soll der Beamte als 
Diener des Volkes in Hinkunft das Gefühl 
erhalten, er verdanke seine Stellung im öffent­
lichen Dienst nicht seiner politischen oder 
weltanschaulichen Gesinnung, sondern einzig 
und allein seinen Fähigkeiten und seinen 
Leistungen. 

Hohes Haus ! Der Herr Abg. Dr. Pfeifer 
hat wieder einmal, wie schon so oft, das Jam­
merlied über die schlechte Behandlung der 
ehemaligen Nationalsozialisten hier gesungen. 
(Abg. Dr. Pfeifer : Sagen Sie besser : die A n­
klage I) Es war uns gegenüber nicht eine 
Anklage, Herr Abg. Dr. Pfeifer (Abg. Dr. Pfe i­
fe r :  Es ist eine Anklage I) , denn Sie stellten 
fest, daß die Sozialisten in der letzten Zeit 
Ihre langen Bemühungen um die Regelung 
des NS-Problems unterstützten. 

Herr Abg.  Dr. Pfeifer ! Wenn Sie uns damit 
eine Auszeichnung erteilen wollen, dann lehnen 
wir dieselbe aus rein sachlichen Gründen ab . 
(Abg. Dr. Kraus : Gar so groß war sie nicht 
gemeint, es war überhaupt keine Auszeichnung !) 
Bedenken Sie doch, daß Sie und viele Herren 
Ihrer Partei in diesem Haus überhaupt nur 
deshalb zu Worte kommen können, weil wir 
schon seit vielen Jahren für eine tolerante 
Behandlung der "Ehemaligen" eingetreten sind. 
(Abg. Dr. Kra u s :  Das stimmt nicht ! Ihr 
wollt die Demokratie wieder ausschalten !) Unser 

Standpunkt in der NS -Frage ist sehr, sehr ein­
fach : größte Toleranz gegenüber allen "Ehe­
maligen" , damit sie sich in die Gesellschaft des 
demokratischen Staates wieder eingliedern 
können, umso größere Strenge aber gegenüber 
allen "Noch immer-" oder "Schon wieder­
Faschisten" !  (Abg. Dr. Krau s :  Wer denn ? 
Wen meinen Sie ? ) Herr Dr. Kraus ! Sie 

hätten sich gerade jetzt nicht mit einem 
Zwischenruf bemerkbar machen sollen (Abg. 
Dr. Kraus : Wen meinen Sie bei uns ?) , jeden­
falls haben Sie Ihre demokratische Gesinnung 
noch nicht unter Beweis gestellt ! (Abg. 
Dr. Kraus : Wie macht man das nach Ihrer 
Meinung ?) N ach den von uns verfolgten 
Grundsätzen sind wir auch bereit, den letzten 
Teil des noch offenen NS-Problems zu lösen. 
Wir wissen : In dieser demokratischen Republik 
bedarf es der Zusammenarbeit aller demo­
kratisch und österreichisch gesinnten Kräfte. 
(Lebhafter Beifall bei den Sozialisten.) 

Präsident : Als Proredner ist zum Worte ge­
meldet Herr Abg. Dengier . Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Dengier : Hohes Haus ! Ich habe im 
Vorjahr von diesem Platz weg, als ich zu der 
Gruppe II zu sprechen hatte, gesagt, daß 
sich die Debatte zu Gruppe I und zu Gruppe II 
bei den Budgetberatungen immer durch ein 
besonderes Niveau auszeichnet und daß die 
Debatte auch auf einer gewissen Stufe steht, 
die die Wichtigkeit dieser Einrichtungen 
unseres Staates kennzeichnet. Ich kann heute 
leider nicht' dasselbe sagen. 

Herr Dr. Pfeifer ist ja sonst sehr lehrhaft, 
er belehrt uns immer wieder, wie wir es besser 
machen sollen, er ist manches Mal sehr selbst­
gefällig, und ich gebe zu, daß wir nicht immer 
gelehrige Schüler des Dr . Pfeifer sind, weil 
uns seine Ansichten, sagen wir, doch von 
etwas sehr weit hergeholt erscheinen. Aber 
warum Dr. Pfeifer heute so aggressiv geworden 
ist, kann ich mir nur so erklären, daß er 
gehofft hat, er wird seinen ehemaligen Partei­
genossen Dr. Stüber noch an Radikalismus 
übertreffen können. Herr Dr. Pfeifer, lassen 
Sie es sich von einem alten Parlamentarier 
in aller Gemütlichkeit gesagt sein : Der Ton, 
den Sie heute angeschlagen haben, steht 
Ihnen nicht, er paßt für Sie nicht ! Es paßt 
für Sie auch nicht, daß Sie Jahr für Jahr 
bei der Behandlung der Verwaltungsreform 
über diejenigen Beamten, die letzten Endes von 
1945 bis heute Großes - ich sage es absichtlich 
als Laie auf diesem Gebiet, da könnte ich 
Ihr Schüler sein, aber ich glaube," ich würde sehr 
schlecht lernen von Ihnen - geleistet haben, 
hier in einer so abfälligen Form, Herr Doktor, 
urteilen. Das ist doch letzten Endes der 
Mühe wert, daß man einiges dazu sagt. 
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Seit 1948 wird das Problem der Verwaltungs­
reform in Kommissionen und von zuständigen 
Stellen erörtert. Eine befriedigende Lösung 
ist erschwert durch die gesteigerten Anforde­
rungen an die Verwaltung und insbesondere 
auch durch die fortschreitende Gesetzgebung, 
die zusätzliche Aufgaben für die Verwaltung 
mit sich bringt. Wenn auf diese Tatsachen 
hingewiesen wird, so können Sie doch nicht 
von Unverstand und Schaumschlägerei usw. 
reden ! 

Ja noch mehr, Herr Dr. Pfeifer ! Wenn Sie 
hier beispielsweise dem Bundeskanzler, der 
ja nicht hier ist, vorhalten, daß er als Real­
politiker Ihre Forderung von der Verwaltungs­
reform als ein Schlagwort bezeichnet hat -
und was Sie dann noch hinzugefügt haben -, 
so habe ich mich nur gewundert, daß Sie ein 
so großes Lob für denselben Dr. Seipel hier 
gefunden haben, den Sie ansonsten ja nicht 
so hochschätzen. (Abg. Dr. Pf e if e r :  Wer 
sagt denn das ?) Aber Raab ist eben ein 
Realpolitiker und verspricht sich von den 
Kommissionen und von einem sogenannten 
Beirat, wie Sie ihn immer vorschlagen, eben 
nichts, denn dann, wenn es so gehandhabt 
würde, wie Sie es hier vorschlagen, würden 
vielleicht eine ganze Reihe Doktor Pfeifers 
beisammensitzen und die Verwaltungsreform 
würden wir wahrscheinlich auch erst, trotz 
Dr. Pfeifer, im Jahre 2000 erle ben. 

Also, Herr Doktor, ich sage Ihnen noch 
einmal : Auf eine Auseinandersetzung mit 
Ihnen über Verwaltungsreform will ich es 
nicht ankommen lassen. (Abg. Hartle b :  
Das ist besser, ja !) Sie könnten jetzt darauf 
sagen : weil ich dann vielleicht den kürzeren 
ziehen würde. Aber nicht so selbstgefällig 
sein und vor allem, Herr Doktor, nicht so 
hochmütig, so von oben herunter ! Sie sitzen 
ja letzten Endes doch nicht hier auf einem 
Lehrstuhl und müssen uns nicht immer wieder 
belehren. (Abg. Dr. Pfe ifer :  Ich habe nur 
Tatsachen festgestellt !) 

Ein zweites : Herr Dr. Pfeifer hat im 
Zusammenhang mit der NS-Gesetzgebung be­
tont, daß es Pflicht der österreichischen 
Beamten gewesen sei, im Jahre 1938 auf 
ihren Posten zu verharren. Ja, meinen Sie 
damit, daß es dann auch ihre Pflicht war, 
der nationalsozialistischen Partei beizutreten, 
oder daß sie gezwungen wurden, dort bei­
zutreten? (Abg. Dr. Pfe i f e r :  Teils ja ! 
Das wissen Sie selber !) Vielleicht wird Ihnen 
noch von anderer Seite darauf Antwort 
gegeben. 

Herr Dr. Pfeifer, dann noch etwas : Die 
Herabsetzung des Realpolitikers Raab müssen 
Sie doch auch etwas korrigieren, weil einer 
Ihrer Redner vor ganz kurzer Zeit - ich 

glaube sogar, wenn ich mich recht erinnere, 
gestern - die besonderen Leistungen gerade 
dieses Realpolitikers aufgezeigt hat. Und 
es ist vielleicht bei diesem Kapitel interessant, 
einmal aufzuzeigen, was dieser Realpolitiker 
Raab in der Zeit, in der er Bundeskanzler 
ist, geleistet hat und was gerade unter seiner 
Regierung jetzt geleistet werden konnte. Ich 
verstehe, daß ein Oppositionsredner oder, 
sagen wir besser, der Redner einer verhinderten 
Regierungspartei hier nicht Lobeshymnen an ­
stimmen kann, aber es enthebt ihn nicht der 
selbstverständlichen parlamentarischen Pflicht, 
solche starke Töne doch nicht von sich zu 
lassen. (Abg. Dr. Re imann : Über die Töne 
werden doch wir entscheiden !) 

Und nun, meine sehr Verehrten, habe ich 
noch etwas sehr Unangenehmes hinzuzufügen. 
Wie ich jetzt heraufgegangen bin, hat mir 
Herr Stüber - Sie verzeihen, wenn ich das 
sage - zugerufen : Na, jetzt geht es über 
mich her ! Nein, Herr Stüber, j etzt nicht 
mehr ! Ich bin während meiner ganzen 
langen parlamentarischen und sonstigen 
Tätigkeit gewohnt, jeden, auch politische 
Gegner, als das einzuschätzen, was sie sind, 
als Menschen, mit denen man gelegentlich 
reden kann, auch wenn sie anderer politischer 
Gesinnung sind. Was aber Sie heute hier 
vom Stapel gelassen haben, ist ein Haßgesang 
gegen Österreich und gegen alles Öster­
reichische, auch wenn Sie es verbrämt haben 
mit einem scheinheiligen Antrag über ehe­
malige österreichisch-ungarische Offiziere. Sie 
haben nicht das Recht, solche Anträge hier 
zu stellen, Herr Doktor, wenn Sie alles, was 
österreichisch heißt und was österreichisch ist, 
hier herabsetzen ! (Beifall bei der (j V P.) 

. 

Man kann über den "Österreichfilm" ver­
schiedener Meinung sein - ich war auch 
bis jetzt über Sie verschiedener Meinung -, 
aber, mein sehr verehrter Herr Doktor Stüber, 
für so dumm können Sie uns nicht halten, 
daß wir nicht erkennen, daß Sie heute eine 
Verbeugung vor der Sozialistischen Partei 
gemacht haben. Ich weiß nicht, vielleicht 
erwarten Sie sich davon einige Unterstützung. 
Ich glaube aber nicht, daß die SPÖ-Fraktion 
in diesem Hause auf Ihr Niveau herunter­
steigt, und der Kollege Eibegger hat es ja 
bewiesen, indem er Ihre Ausführungen negiert 
hat. Herr Doktor Stüber, lassen wir es dabei 
bewenden. Aber heute haben Sie von sich 
eine Photographie hier abgegeben, die wir 
uns merken werden. Es ist überflüssig, über 
einen politisch Scheintoten - und als solcher 
sitzen Sie ja hier im Hause - mehr Worte 
zu verlieren, als notwendig ist. (Abg. Doktor 
Stüber :  Schon viele Scheintote haben eine 
merkwürdige Auferstehung erlebt ! Abg. 
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A l tenburger :  Schweigen Sie da ! Gehen 
Sie nach Hause !) 

Es obliegt mir nun auch eillIges zu sagen 
über die Ausführungen des Kollegen Eibegger . 
Ich kann Ihnen nur bestätigen, daß ich der 
gleichen Meinung wie er bin, daß unsere 
Koalition einige Schönheitsfehler hat. (An­
haltende Zwischenrufe des Abg. A l t e n b urger. -
Abg. Dr. S t ü b e r :  . Daß Ihnen gar nichts 
Gescheites einfällt ! Mit solchen Argumenten 
kommt man !) Diese Schönheitsfehler haben 
im Jahre 1952 dazu geführt, daß wir nicht 
so wie heute miteinander bemüht waren, das 
Budget rasch zu verhandeln und zu verab­
schieden, um die wirtschaftliche Aufstiegs­
entwicklung, die der Zusammenarbeit beider 
Regierungsparteien zu verdanken ist, fort­
zusetzen. Aber wollen wir diese Schönheits­
fehler mit dem Mantel der christlichen Näch­
stenliebe bedecken und wollen wir in der 
kommenden Zeit versuchen, sie durch wirk­
liche Schönheitspflästerchen wieder aus der 
Welt zu schaffen. (Abg. Uhl i r : Was Sie 
al8 Pflaster verstehen !) 

. 

Aber ich habe auch einige Schönheitsfehler 
entdeckt bei unserer gemeinsamen :Tätigkeit, 
und es kommt mir immer wieder zu Bewußt­
sein, nicht wenn ich dich reden höre, Kollege 
Uhlir, sondern wenn ich ins Kino gehe. Ich 
bekenne mich auch heuer wieder dazu, daß 
ich sehr gerne ins Kino gehe, wenn ich Zeit 
habe. Wenn dann die Austria-Wochenschau 
anläuft, freue ich mich immer, daß ich so 
viele bekannte Gesichter seh e ;  aber beinahe 
bin ich der Meinung, es müßten nicht immer 
sozialistische Funktionäre, Mandatare und 
große Staatsmänner sein, sondern es könnte 
ab und zu auch die andere Koalitionspartei 
etwas stärker zum Vorschein kommen. 

Diesen Schönheitsfehler, der da besteht, 
fühle ich aber immer noch stärker, wenn ich 
mir vergegenwärtige, was die Austria-Wochen­
schau noch leisten könnte. Wenn hier mehr 
geleistet wird und über unser Vaterland 
mehr gezeigt wird und wir mehr Propaganda 
im Ausland für Österreich machen können, 
dann glaube ich, wird es uns nicht schaden. 

Einige Worte auch noch zur Staatsdruckerei. 
Ich müßte nichts anderes tun, als das, was 
ich voriges Jahr gesagt habe, hier zu wieder­
holen. Unsere Staatsdruckerei ist tatsächlich 
ein Institut geworden, das in aller Welt durch 
die vorzügliche Leistung und durch die vor­
zügliche Arbeit, die sie erbringt, bekannt 
geworden ist. Auch als Redner der Öster­
reichischen Volkspartei möchte ich hier der 
Erwartung Ausdruck geben, daß es · möglich 
sein werde, in der Staatsdruckerei durch die 
schon im Finanz- und Budgetausschuß be­
sprochene Zusatzversicherung eine befriedi-

gende Lösung auch von Fragen herbeizuführen, 
die die Arbeiter- und Angestelltenschaft dieser 
Druckerei betreffen: 

Abschließend dürfen wir wohl auch für 
dieses Budget sagen : Möge uns der Herrgott 
helfen, daß auch im kommenden Jahr die 
österreichische Wirtschaft und der öster­
reichische Staat wieder vorwärtskommen und 
daß uns endlich auch die so lang ersehnte 
vollständige Freiheit in Österreich gegeben 
wird. (Beifall bei der Ö VP.) 

Präsident Böhm (der inzwischen den Vorsitz 
übernommen hat) : Mir ist zur Kenntnis 
gebracht worden, daß de.r Herr Abg. Alten­
burger den Herrn Abg. Stüber beschimpft hat. 
Ich rufe ihn deshalb zur Ordnung. (Abg. 
A l tenburge r :  Wenn das Schimpfen berech­
tigt ist, gibt es keinen Ordnungsruf !) Wenn 
man jemand "charakterloses Subjekt" nennt, 
so ist das meiner Ansicht nach eine Be­
schimpfung, die geahndet werden muß . (Abg. 
A l t enburger : Das sind Tp,tsachen !) 

Im übrigen bitte ich, meine Herren, dem 
Vorsitzenden sein Amt nicht dadurch zu 
erschweren, daß Sie sich gegenseitig Schimpf­
namen zurufen. Bei allem Verständnis, das 
ich für gegenseitige Kritik aufbringe, muß 
ich doch sagen : Beschimpfungen sind in 
diesem Hohen Hause nicht am Platze, sie 
erhöhen die Würde desselben nicht. (Abg. 
Hart leb  : Sehr richtig !) 

Als nächster Redner gelangt zum Wort 
Herr Abg. Holoubek. 

Abg. Holoubek : Hohes Haus ! Ich möchte 
hier nur eine Detailfrage zur Sprache bringen. 
Meine Fraktion hat in einer schriftlichen 
Anfrage und im Budgetausschuß wiederholt 
auf den Umstand hingewiesen, daß die Bundes­
gärtner in den Bundesgärten Schönbrunn, 
Belvedere und Augarten arbeitsrechtlich ver­
schieden behandelt werden. Wir sind der 
Meinung, daß bei einigem guten Willen der 
verantwortlichen . Stellen diese Frage längst 
hätte gelöst werden können. Weil dies aber 
bis heute nicht geschehen ist, muß ich die 
Aufmerksamkeit des Hohen Hauses dafür 
wenige Minuten in Anspruch nehmen. 

Was sind die Tatsachen 1 Unter den ungefähr 
400 in den Bundesgärten beschäftigten Arbei­
tern gibt es 70, die an j edem Lohnauszahlungs­
tag die Empfindung haben, daß man sie als 
minderwertig betrachtet, weil man ihre Be­
schäftigung anders entlohnt als die ihrer 
Kollegen, die dieselbe Arbeit verrichten. 

Ich bin selber in unmittelbarer Nähe des 
Schönbrunner Gartens aufgewachsen, ich 
wohne heute noch dort und kenne daher die 
Verhältnisse gerade in diesem Bundesgarten 
sehr gut. Ich habe Gelegenheit, weil ja die 

52. Sitzung NR VII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 87

www.parlament.gv.at



52. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VII. GP. - l .  Dezember 1954 2257 

dort Beschäftigten in meIner Umgebung gen des Dienstgebers. Verstehen Sie nun, 
wohnen, auch mit ihnen zu reden. Ich stelle wenn ich eingangs gesagt habe, daß diese 
fest, daß nicht nur Beschäftigte, die meiner Arbeiter sich als minderwertig behandelt 
Fraktion nahestehen, sich an mich gewendet fühlen müssen? 
haben, sondern auch Bundesgärtner, die einer 
anderen Partei angehören. Sie alle können 
es nicht verstehen, daß man hier ein Unrecht, 
das 1 950 geschaffen wurde, nicht wieder aus 
der Welt geschafft hat. 

Es sind das ungefähr - wie ich gesagt 
habe - sechs Dutzend solcher Arbeiter, 
die nicht als Vertragsbedienstete, sondern 
als Landarbeiter nach der Landarbeitsordnung 
entlohnt werden. Die Begründung dafür ist, 
daß Schönbrunn ein landwirtschaftlicher Be­
trieb ist. Ich frage Sie, meine Damen und 
Herren, die Sie jemals Gelegenheit gehabt 
haben, einen dieser Gärten, Schönbrunn, Belve­
dere oder Augarten, zu besuchen, ob Sie die 
Empfindung gehabt haben, auf einem land­
wirtschaftlichen Gut zu sein. Umgekehrt 
kann ich nicht behaupten, wenn ich irgendwo 
in einen landwirtschaftlichen Betrieb hinaus­
komme und dort um die Häuser Ziergärten 
oder ein Blumenbeet sehe, daß dieses land­
wirtschaftliche Gut ein Ziergarten ist. Unserer 
Meinung nach ist diese Argumentation an 
den Haaren herbeigezogen und scheint nur 
deshalb gemacht worden zu sein, um hier 
diese 70 Arbeiter um ihre berechtigten An­
sprüche zu bringen. (Abg. Stende bach : 
Es scheint doch, daß der Arbeiter nach dem 
Landwirtschaftsrecht schlechter behandelt wird !) 

Man muß sich noch eines vor Augen halten. 
Diese Arbeiter leben' doch hier in der Groß­
stadt und unter den gleichen Bedingungen wie 
die Industriearbeiter. Sie wohnen in denselben 
Miethäusern wie der Bauarbeiter und der 
Holzarbeiter, sie kaufen bei den gleichen 
Kaufleuten ihre Lebensmittel und Bedarfs­
artikel. Sie sind nur wirtschaftlich schlechter 
gestellt, weil sie ein Merkmal des Arbeiters 
nicht haben, der nach der Landarbeitsordnung 
entlohnt wird : sie haben nämlich keine 
Deputate, sie haben keine Dienstwohnungen, 
sie haben für jedes Kilo Erdäpfel das zu 
zahlen, was der Industriearbeiter zu bezahlen 
hat. Es handelt sich, wie gesagt, nur um 
etwa sechs Dutzend solcher Arbeiter, aber 
ich glaube, auch wenn es sich nur um zwei oder 
nur um einen handeln würde, müßten wir 
dieses Unrecht, das nicht gutgemacht wird, 
hier aufzeigen. 

Die Bundesgärtner , die nicht nach dem 
Vertragsbedienstetengesetz entlohnt werden, 
haben mit den Landarbeitern nur eines 
gemeinsam, den niedrigen Lohn. Dieser nie­
drige Lohn der Landarbeiter wird aber zum 
Teil wettgemacht durch Deputate, Dienst­
wohnungen und verschiedene andere Leistun-

Ich zeige das noch an einem drastischeren 
Beispiel. Da sind zwei Arbeiter, die rieben­
einander auf einem Blumenbeet jetzt im Herbst 
Tulpenzwiebel ge�etzt haben. Der eine kriegt 
die Entlohnung als Vertragsbediensteter, er 
bekommt die Kinderzulage, die Familienzulage, 
ein höheres Entgelt bei Erkrankung, er be­
kommt die höhere Abfertigung, wenn er ent­
lassen wird, und außerdem erhält er den 
13. Monatsbezug. Der neben ihm Arbeitende 
im gleichen Alter, der dieselbe Beschäftigung 
hat, ist der Landarbeitsordnung unterstellt. 
Er hat das alles nicht oder nur in geringerem 
Ausmaß. Er bekommt keinen 13.  Monatsbezug, 
nur eine Entschädigung für acht Arbeitstage. 
Er hat im Falle der Erkrankung nach zehn­
jä.hriger Dienstzeit nur einen Anspruch auf 
Barlohn für vier Wochen, der neben ihm 
arbeitende Vertragsbedienstete aber auf sechs 
Monate. Er hat keinen Anspruch auf die 88 S 
Familienzulage und auf die Kinderzulage. 
Können Sie sich, meine Damen und Herren, 
einen Industriebetrieb vorstellen, in dem zwei 
Hilfsarbeiter nebeneinander an einem Fließ­
band arbeiten, von denen der eine im Monat 
1091 ,40 S Entlohnung und der andere Hilfs­
arbeiter, der dieselbe Arbeit neben ihm an dem 
gleichen Fließband verrichtet, 780,20 S be­
kommt? Das aber, meine Damen und Herren, 
ist in Schönbrunn bei den Gartenarbeitern 
tatsächlich der Fall. Noch ärger ist es bei den 
Berufsgärtnern. Ein Berufsgärtner im vierten 
Gehilfenj ahr, der der Landarbeitsordnung un­
terstellt ist, bekommt 852,80 S, der Vertrags­
bedienstete als Gärtner aber 1305 S. Ich frage 
Sie : Muß das nicht wirklich jeder rechtlich 
denkende Mensch als höchste Ungerechtigkeit 
empfinden 1 

Ich möchte aber noch auf etwas hier ver­
weisen, was für unsere Argumentation spricht. 
Das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
hat mit Bescheid vom 23. August 1954, also 
erst vor kurzem, entschieden, daß die . Be­
diensteten der Bundesgartenverwaltung Schön­
brunn der Beitragspflicht zur Arbeiterkammer 
unterliegen. Und nun ist die Begründung 
hiefür interessant, ich möchte sie Ihnen daher 
hier zum Teil vorlesen : 

"Gegen die Annahme eines landwirtschaft­
lichen Betriebes spricht insbesondere, daß die 
Bundesgartenverwaltung Schönbrunn in ihrer 
Betriebsführung Einrichtungen wie Wärme­
und Glashäuser betreibt, in welchen heimische 
Freilandpflanzen unabhängig von der Jahres­
zeit sowie Pflanzen und Blumen, die der 
heimische Gartenbau überhaupt nicht oder nur 
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zeitweilig hervorbringt, gezüchtet werden. Die 
Gärtnereierzeugnisse werden, soweit sie nicht 
zur Ausschmückung der Bundesgärten ver­
wendet werden, verkauft und ausgeliehen. Die 
Erzeugnisse aus den Glashäusern sind auch 
gegen Entgelt zu besichtigen. Die Annahme, 
daß die Bundesgartenverwaltung Schönbrunn 
kein landwirtschaftlicher Betrieb ist, wird 
weiter gestützt durch § 5 Abs. 2 des Land­
arbeitsgesetzes vom 2. Juli 19{8, wonach die 
Errichtung und Instandhaltung von Gärten 
einschließlich der gärtnerischen Raumaus­
schmückung nicht unter den Begriff ,Garten­
bau' fällt und nicht dem Wirkungsbereich des 
Landarbeitsgesetzes unterliegt. Aus den vor­
stehenden Ausführungen ergibt sich, daß die 
Bundesgartenverwaltung Schönbrunn nicht als 
landwirtschaftlicher Betrieb angesehen werden 
kann. "  

Behauptung, das ist unrichtig. Ich möchte 
den Gärtner in Schönbrunn sehen, der leicht­
fertig erklärt : Ich verzichte auf 300 oder 350 S 
im Monat, ich möchte lieber statt 1200 S im 
Monat 800 S haben ! (Zustimmung bei der 
SPO.) Schon aus diesem einen Grund können 
Sie ersehen, wie leichtfertig hier von Beamten 
Behauptungen aufgestellt werden, die absolut 
nicht zutreffen. 

Und nun eine weitere Frage. Kann sich 
unser Staat, der dank der Bemühungen der 
arbeitenden Menschen in unserem Lande in 
seiner sonstigen Sozialgesetzgebung vorbildlich 
ist, als Arbeitgeber das leisten 1 Ich habe 
diese Fragen vor einem Jahr im Budget­
ausschuß besprochen. Damals hat mir der 
Herr Bundeskanzler gesagt, man werde diese 
Frage im kommenden Jahr in irgendeiner 
Form einer positiven Erledigung zuführen. Ich 

So der Bescheid des Bundesministeriums war damals noch ein Neuling in parlamenta­
für soziale Verwaltung, der, wie gesagt, ein- rischen Dingen und habe an diese Zusage wirk­
deutig für uns spricht. lich geglaubt. Ich war also der Meinung : 

Ich betone noch einmal : Es handelt sich, wie Jetzt wird diesen Gärtnern j a  doch geholfen 

gesagt, nur um dIese sechs Dutzend Arbeiter, werden. Ich wurde bitter enttäuscht, denn 

die ungerecht behandelt werden. Ich kann mir nichts ist geschehen im vergangenen Jahr ! 

nicht vorstellen, daß es ein finanzielles Problem Die 70 Schönbrunner und Augarten-Gärtner 
werden auch in diesem Jahr zu Weihnachten bei einem 23 Milliarden-Budget sein ka�, diese 

berechtigten Wünsche der Arbeiter zu erfüllen. keinen halben Monatsbezug bekommen, sie 

Man ist versucht, zu vermuten, daß es sich hier werden weiter um 300 bis 500 S im Monat 

um ein arbeiterfe'indliches Denken an gewissen weniger haben als ihre Kollegen, denn in 

verantwortlichen Stellen handelt. Oder ist es diesem Jahr, meine sehr geehrten Damen 

ein Justamentstandpunkt, der jetzt bei der und Herren, hat der Herr Bundeskanzler im 

Lösung dieser Frage eingenommen wird � Budgetausschuß überhaupt keine Zusage ge­

Oder geht es, was man auch vermuten könnte, macht. Das ist ja auch der Grund, warum ich 
mich unmittelbar an das Hohe Haus und auch um einen Kompetenzstreit zwischen der hohen 

Bürokratie des Landwirtschaftsministeriums an Sie, meine sehr geehrten Abgeordneten von 

und der hohen Bürokratie anderer Ministerien ? der Österreichischen Volkspartei, mit der Bitte 

Dann aber, meine Damen und Herren, darf wende : Helfen Sie doch mit, damit diese An­

dieser Kompetenzstreit erst recht nicht auf sprüche der Arbeiter in Schönbrunn und den 

dem Buckel schlecht entlohnter Arbeiter aus- übrigen Bundesgärten erfüllt werden können ! 

getragen werden. Vielleicht ist es Gedanken- Ich habe mich nach den Verhältnissen im 
losigkeit oder Nachlässigkeit, wenn sich nie- städtischen Gartenbetrieb erkundigt. Dort 
mand mit dem Problem ernstlich beschäftigen denkt man gar nicht daran, die Gärtner zu 
will. landwirtschaftlichen Arbeitern zu erklären. 

Was soll ich mir denken, wenn mein Ftak- So nebenbei bemerkt habe ich erfahren, daß 
tionskollege Singer bei der Beratung des diese Gärtner höher entlohnt sind als die 
Kapitels Landwirtschaft im Budgetausschuß Bundesgärtner nach dem Vertragsbediensteten­
den Herrn Landwirtschaftsminister ersucht, gesetz. 
die Frage zu lösen, und der Herr Minister Der Herr Bundeskanzler befürchtet, wenn 
darauf antwortet, seine Beamten hätten ihn er die Forderung dieser 70 Arbeiter erfüllt, 
informiert, daß die Schönbrunner Gärtner könnte das eventuell ein Präjudiz sein, daß die 
gar nicht aus dem Landarbeitervertrag heraus Arbeiter auf den landwirtschaftlichen Gütern 
wollen. Ich frage hier, meine Damen und das gleiche verlangen. Nach unseren Erkun­
Herren : Von wem haben diese Beamten, die digungen können wir feststellen, daß diese 
solcherart ihren Minister informieren, diese Arbeiter gar nicht daran denken, Vertrags­
Anwort bekommen ? Wer von diesen Beamten bedienstete zu werden, weil sie durch ihren 
hat überhaupt mit einem solchen Schön- Kollektivvertrag und durch die Bedingungen, 
brunner Gärtner geredet ? Wer von ihnen hat die sie draußen auf dem Lande haben, vor 
einen solchen Schönbrunner Gärtner gesehen � allem durch Deputate und mit ihren Dienst­
Ich muß sagen, das ist eine absolut falsche wohnungen, besser gestellt sind und es für 
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sie eine Verschlechterung wäre, wenn sie in 
das Vertragsbedienstetenverhältnis kämen. 
Hier liegt also kein Hindernis vor. 

Es besteht auch kein rechtliches Hindernis, 
denn der § 1 Abs. 5 des Vertragsbediensteten­
gesetzes vom Jahre 1 948 bestimmt, daß 
durch Verordnung der Bundesregierung - also 
durch eine einfache Verordnung - Gruppen, 
die von der Anwendung dieses Gesetzes aus­
genommen sind, dem Gesetz unterstellt werden 
können. 

Man kann also, wenn man einigen Willen 
dazu zeigt, diese Frage wirklich lösen und 
diesen 70 Menschen helfen . Ich richte daher 
von dieser Stelle aus an die Bundesregierung 
den Appell : Erfüllen Sie die Forderungen 
dieser 70 Bundesgärtner und helfen Sie dadurch 
Menschen, die dem Staate treu und ehrlich 
dienen t (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Böhm : Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Der Herr Spezialberichterstatter verzichtet 
auf das Schlußwort. 

Der Herr Abg. Altenburger hat sich zu einer 
persönlichen Berichtigung gemeldet. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Abg. Altenburger : Herr Präsident ! Dem 
Herrn Abg. Stüber habe ich nicht das Wort 
"charakterloses Subjekt" zugerufen. Die Be­
zeichnung, die ich dem Herrn Abg. Stüber 
zugedacht habe . . .  

Präsident Böhm : Bitte etwas lauter ! Ich 
verstehe hier so schlecht. 

Abg. Altenburger: Die Behauptung des 
Herrn Abg. Stüber, daß ich ihn als "charakter­
loses Subjekt" bezeichnet habe, ist unrichtig. 
Die Bezeichnung, die ich ihm gegeben habe, 
werde ich bei Anlaß begründen, sie ist aber 
nicht zur Grundlage für einen Ordnungsruf 
genommen worden. Ich stelle also fest : 
Das Wort "charakterloses Subjekt" habe ich 
nicht gesagt. Was ich gesagt habe, das werde 
ich mir erlauben, dem Hohen Hause noch be­
kanntzugeben. (Abg. Dr. Stüber :  Feig sind 
Sie auch noch ! - Zwischenrufe.) 

Präsident Böhm (das Glockenzeichen gebend) : 
Hier steht Behauptung gegen Behauptung. 
Ich kann im Augenblick natürlich nicht über­
prüfen, welche Behauptung richtig ist. Für 
den Fall, daß dieses Schimpfwort nicht ge­
fallen ist, ziehe ich meinen Ordnungsruf 
zurück ; für den anderen Fall aber bleibt er 
bestehen. (Zwischenrufe.) 

Damit ist die Aussprache über die 
Gruppe II erledi g t. 

Wir kommen zur Gruppe III : Kapitel 8 :  
Äußeres. 

Spezialberichterstatter für diese Gruppe ist 
der Herr Abg. Dipl.-Ing. Kottulinsky. Ich 
ersuche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Dipl.-Ing. Kottu­
Iinsky : Hohes Haus ! Das Budget des Bun­
deskanzleramtes, Kapitel Äußeres, wurde in 
der Sitzung des Finanz- und Budgetaus­
schusses vom 5. November 1954 der Beratung 
unterzogen. 

Im einzelnen wäre festzuhalten, daß es 
sich hier um einen Dienstzweig handelt, der 
neu aufzubauen war und sich noch immer 
im Ausbau befindet. Hinsichtlich des Budgets 
muß besonders hervorgehoben werden , daß 
es sich hier wohl um eine sehr vielseitige und 
bewegliche Sparte des öffentlichen Dienstes 
handelt, denn von jeder einzelnen Vertretungs­
behörde im Ausland müssen die Belange . 
sämtlicher Ressorts behandelt werden, wozu 
noch besonders vermerkt wird, daß die In­
tensivierung der wirtschaftlichen Belange und 
die politischen und kulturellen Aufgaben be­
sonders für den Ausbau und die Verstärkung 
des Vertretungsapparates maßgeblich sind. 

Aus Kreisen der Industrie und der Wirt­
schaft wurde im Laufe dieses Jahres wiederholt 
der Wunsch an das Bundeskanzleramt, Aus­
wärtige Angelegenheiten, herangetragen, den 
Apparat der österreichischen Vertretungs­
behörden vor allem im Fernen und 
Nahen Osten, in Süd- und Mittelafrika und 
in Südamerika auszubauen. 

Diesen Belangen Rechnung tragend, wurden 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Finanzen für das Jahr 1955 die erfor­
derlichen Kredite für die Errichtung von 
Gesandtschaften in Tokio, Djakarta, Beirut 
und in Prätoria veranschlagt, dagegen mußte 
aus finanziellen Gründen von der beantragten 
und nicht weniger dringlichen Errichtung 
von Vertretungs behörden in Bogota, Manila und 
Nairobi Abstand genommen, beziehungsweise 
die Errichtung vorläufig zurückgestellt werden. 

Das Budget 1955 erfährt gegenüber jenem 
für 1954 eine Steigerung von 82,2 Millionen 
auf 99,5 Millionen Schilling, demnach be­
trägt der Mehraufwand 1 7 ,3 Millionen Schilling, 
was 2 1 , 1  Prozent entspricht. Diese immerhin 
beachtliche Steigerung ist jedoch nur relativ, 
denn von diesen 17,3 Millionen Schilling .ent­
fallen 7 Millionen Schilling lediglich auf die 
Erhöhung der Kassenwerte, indem nämlich 
die seiner zeitigen Kassenwerte voll valorisiert, 
das heißt, den offiziellen Wechselkursen an­
geglichen wurden. Eine effektive Kaufkraft­
steigerung zwecks Durchführung von neuen 
Vorhaben kann daraus nicht abgeleitet werden. 
Weiters entfallen 3,2 Millionen Schilling auf 
Realitätenankäufe, die bereits im Jahre 1954 
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getätigt wurden, deren Kaufsumme jedoch 
im Jahre 1955 abgestattet werden muß. 

Zur näheren Erläuterung der Zusammen­
setzung dieses Mehraufwandes von 17,3 Mil­
lionen Schilling wolle folgende Aufschlüsselung 
dienen : Wie bereits erwähnt, Mehraufwand 
infolge Erhöhung der Kassenwerte 7 Mil­
lionen Schilling, für die Zahlung der rest­
lichen Kaufbeträge für Gebäude der Gesandt­
schaften in Ottawa und Stockholm und der 
Vertretung in Bonn 3,2 Millionen Schilling, 
für die eingangs erwähnten zur Errichtung 
gelangenden Ämter 4,3 Millionen Schilling, 
Erhöhung der bisherigen Beitragszahlungen 
Österreichs zur UN -Technical Assistance - von 
500.000 S auf 1 ,000.000 S - 500.000 S, Hilfs­
maßnahmen für Korea 450.000 S, Mehraufwand 
für außerordentliche Einrichtungsvorhaben 
und Instandsetzungskosten von Amtsgebäuden 
I Million Schilling, Erhöhung der Dienst­
entgelte 100.000 S und schließlich ein Mehr­
aufwand für diverse Vorhaben 750.000 S ;  
insgesamt 1 7 ,300.000 S. 

Es soll nicht unerwähnt bleiben, daß die 
Programmierung der Vorhaben für ein kom­
mendes Budget jahr gerade im Rahmen des 
Außendienstes insofern auf Schwierigkeiten 
stößt, als im Verlaufe des Budget jahres oft­
mals Vorhaben an das Bundeskanzleramt, 
Auswärtige Angelegenheiten, herangetragen 
werden, die im laufenden Budget jahr gelöst 
werden müssen, ' ohne daß Mittel hiefür vor­
gesehen sind. Es sind daher oftmals zwangs­
läufig im Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium für Finanzen Umdisponierungen 
erforderlich, um diese dringenden Vorhaben 
im gegebenen Budgetrahmen dennoch lösen 
zu können. 

Sehr bedauerlich ist es, daß gerade die den 
österreichischen Vertretungsbehörden im Aus­
land obliegenden Förderungsaufgaben, wie die 
Förderung der gemeinnützigen kulturellen Be­
lange im Ausland oder die Wahrung des Rechts­
schutzes österreichischer Staatsbürger, keine 
Intensivierung erfahren können , weil eine 
Erhöhung der Budgetmittel aus finanziellen 
Gründen nicht möglich war. 

Von dem bei der Zentrale des Außendienstes 
vorgesehenen Kredit für internationale Bei­
tragszahlungen Österreichs per 2,050.000 S 
entfallen 1 ,000.000 S auf die zukünftige 
Beitragszahlung Österreichs zur UNO ; es ist 
dies nur eine Vierteltangente des vollen 
Beitrages, der zirka 4 Millionen Schilling be­
tragen wird. I Million Schilling entfällt ferner 
auf die Technical Assistance, die rest­
lichen 44.000 S auf den Beitrag Österreichs 
zum Mouvement Europeen und 6000 S 
auf den Beitrag zur Internationalen Diplo­
matenakademie. 

Nicht unerwähnt soll bleiben, daß die 
derzeitigen prekären Unterbringungsverhält­
nisse bei den österreichischen Botschaften 
in Brüssel und Buenos Aires im Jahre 1955 
kaum werden gelöst werden kÖnnen, weil 
die Budgetmittel für den beabsichtigten An­
kauf von bundeseigenen Botschaftsgebäuden 
für diese beiden Vertretungen leider nicht ver­
anschlagt werden konnten. 

Das Budget des Außendienstes für 1955 
erfährt im Vergleich zum Gesamtbudget eine 
perzentuelle Steigerung von 0,37 Prozent auf 
0,43 Prozent. Zum Vergleich darf angeführt 
werden, daß zum Beispiel das Außenbudget 
der Schweiz etwas über 2 Prozent, das Hollands 
I Yz Prozent, das Dänemarks 1 ,2 Prozent 
und das der westdeutschen Bundesrepublik 
0,56 Prozent des Gesamtbudgets betragen, 
wobei diese Perzentrelationen zweifelsohne 
einen gewissen Vergleich ermöglichen, doch 
keineswegs Immmensurable Größen darstellen, 
weil einerseits die Außenbudgets dieser Länder 
nicht die gleiche Struktur aufweisen und ander­
seits die Kaufkraft der Landeswährungen 
grundlegend verschieden ist ; erst bei Berück­
sichtigung der Kaufkraftparitäten wären kon­
krete Vergleiche möglich. 

Der Apparat des Außendienstes der öster­
reichischen Vertretungsbehörden im Auslande 
umfaßt 56 diplomatische und konsularische 
Vertretungen - inklusive der Beobachtungs­
und Verbindungsstellen - und über 80 Hono­
rarkonsularämter. 

Die folgenden Erkenntnisziffern ermöglichen 
ein augenscheinliches Bild über die Ent­
wicklung des Apparates des österreichischen 
Außendienstes in den Jahren 1948 bis 1955, 
wobei das Jahr 1948 absichtlich als Grundlage 
gewählt wurde, weil die Jahre 1945 bis 1947 
noch die grundlegenden Aufbaujahre waren 
und erst im Jahre 1948 erstmals ein normales 
Budget erstellt werden konnte. 

Effektive Vertretungen hatte Österreich im 
Jahre 1948 32, im Jahre 195� sind es 56, somit 
eine prozentuelle Steigerung um 75 Prozent. 
Bedienstete waren im Jahre 1948 574, im 
Jahre 1 955 werden es 724 sein, somit eine 
prozentuelle Steigerung um 26 Prozent. Die 
Budgetziffern betrugen im Jahre 1948 32 Mil­
lionen Schilling, sie betragen im Jahre 1955 
99,5 Millionen Schilling, somit eine pro­
zentuelle Steigerung um 210 Prozent. 

Diese Erkenntnisziffern zeigen deutlich, daß 
bei einem Ausbau des Vertretungsapparates 
um 75 Prozent die Steigerung des Personal­
standes lediglich 26 Prozent betrug. Es 
braucht wohl nicht besonders darauf hinge­
wiesen zu werden, daß ein entsprechend 
funktionierender Vertretungsapparat bei einem 
derartigen Ausbau unbedingt einen höheren 
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Personalstand erforderlich macht. In dieser 
Hinsicht krankt der österreichische Außen­
dienst grundlegend, und es erscheint daher 
unbedingt geboten, diesem beträchtlichen Per­
sonalmangel durch Erhöhung des Personal­
standes ehebaldigst Rechnung zu tragen. 

In diesem Zusammenhang muß darauf hin­
gewiesen werden, daß das Außenamt in recht­
zeitiger Erkenntnis dieser Entwicklung gerade 
in den letzten Jahren bei den Dienstposten -
plan- und Budgetverhandlungen wiederholt auf 
die unbedingte Notwendigkeit einer wirk­
samen Personalverstärkung durch Zuerkennung 
zusätzlicher Dienstposten hingewiesen hat. 
Leider war es im Hinblick auf die budgetäre 
Lage des Bundes nicht möglich, den An­
trägen des Außenamtes voll zu entsprechen. 
Es bleibt jedoch zu hoffen, daß die weitere 
Entwicklung des Bundeshaushaltes es ge­
statten wird, den oben erwähnten Notwendig­
keiten in Zukunft Rechnung zu tragen. 

'Vas die Erhöhung der Budgetziffer seit 
1948 um 210 Prozent anlangt, so handelt es 
sich hier, wie bereits erwähnt, nicht um effek­
tive Kaufkraftsteigerungen, sondern vor allem 
um die Angleichung der seinerzeit fiktiven 
Kassenwertrelationen an die offiziellen Wechsel­
kurse, ferner um den Ausgleich der Steigerung 
der Lebenshaltungskosten in fast allen aus­
ländischen Staaten und schließlich um den 
effektiven Mehraufwand infolge des Ausbaues 
des Vertretungsapparates. 

Das Kapitel Äußeres wurde bei der Ab­
stimmung in der Ausschußsitzung am 24. No­
vember angenommen. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich den Antrag ,  der Nationalrat wolle 
beschließen : 

Dem Kapitel 8 :  Äußeres, des Bundesvor­
anschlages für das Jahr 1 955 in der Fassung 
der Regierungsvorlage (385 d. B . )  wird die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Präsident Böhm : Die Debatte ist eröffnet. 
Als erster Redner gelangt der Herr Abg. 
Dr. Reimann als Kontraredner zum Wort. 
Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Reimann : Hohes Haus ! Anläßlich 
der Berliner Konferenz wurde von seiten der 
Regierung erklärt, daß Österreich keinem 
Staatsvertrag zustimmen werde, der nicht 
auch den Abzug der Besatzungstruppen regelt. 
Die Fraktion der W dU schloß sich dieser 
Erklärung der Regierung an. Zu unserem 
Erstaunen mußten wir jedoch aus Zeitungs­
meldungen der SPÖ erfahren, daß die ÖVP 
unter Umständen bereit wäre, einem Staats­
vertrag zuzustimmen, der den Besatzungs­
mächten das Recht einräumt, weiterhin Trup­
pen in unseTüm Lande zu belassen. Der Ge­
danke der ÖVP, die nächste Wahl unter der 

Parole "Raab, der Bringer des Staatsvertrages" 
zu schlagen, weil vielleicht der Kamitz-Plan 
bis dahin nicht mehr genügend Anziehungs­
kraft besitzen könnte, scheint der Notwendig­
keit nicht Rechnung zu tragen, außenpolitische 
Probleme mit innenpolitischen nicht zu kop­
peln, weil dies bei der gegenwärtigen Lage 
unseres Staates zu gefährlich wäre. 

Im N amen meiner Fraktion möchte ich 
deshalb feststellen, daß wir niemals einem 
Staatsvertrag zustimmen werden, der nicht 
auch zugleich den Abzug der Besatzungs­
truppen regelt. Wir stimmen in diesem Punkte 
mit der Auffassung der Sozialistischen Partei 
überein. Zwei Gründe bewegen uns zu dieser 
Haltung : 

' 

Erstens würde die österreichische Regierung 
im Falle des Staatsvertrages, aber bei gleich­
zeitigem Weiterverbleib der Besatzungstruppen 
jeweils der Besatzungsmacht allein gegenüber­
stehe!}, was ungeahnte Folgen heraufbeschwö­
ren könnte. Wenn sich auch der Herr Bundes­
kanzler für sehr schlau hält, so dürfte er doch 
nicht schlauer als beispielsweise Moskau sein. 

Zweitens wollen wir die ganze und nicht 
die halbe Freiheit. Es wird heute in der 'Welt 
viel über die Koexistenz der östlichen und 
westlichen Welt gesprochen und geschrieben. 
Nun dürfte es keinen in diesem Lande geben, 
der nicht eine solche Koexistenz wünscht. 
Man möge sich jedoch hüten, das Neben­
einanderleben der östlichen und westlichen 
Welt in Österreich als ein Beispiel für die 
anzustrebende Koexistenz anzuführen. Eine 
Koexistenz zwischen Ost und West, wie sie 
in Österreich besteht, stellt keine echte Ko­
existenz dar. Denn diese Koexistenz würde 
bedeuten, daß die kleinen Staaten ihre Freiheit 
opfern müßten, damit die großen neben­
einander leben können. Eine echte Koexistenz 
aber kann nur auf der Freiheit der Völker 
beruhen und auf ihrem Recht, ihr Leben nach 
ihrem eigenen Willen einzurichten. (Beifall 
bei der TV d U. ) Jede andere Koexistenz trägt 
in sich den Todeskeim, denn immer wird 
es Menschen geben, die ihre Freiheit höher 
achten als ihr Leben und nicht gewillt sein 
werden, den Fußschemel für den Größenwahn 
anderer abzugeben. 

Ich hätte die Kritik der SPÖ an der Haltung 
ihres Koalitionspartners vielleicht nicht auf­
gegriffen, wenn nicht ein ÖVP-Mitglied der 
Landesregierung von Niederösterreich anläß­
lieh der Konstituierung des niederösterreichi­
schen Landtages den Sowjets für ihre faire 
Haltung im Wahlkampf gedankt hätte. Nun 
weiß jeder zeitunglesende und rundftmk­
hörende Bewohner Österreichs, daß der Herr 
Innenminister bei der sowjetischen Besatzungs­
macht wiederholt vorsprach, um gegen ihr 
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völlig unangebrachtes Eingreifen in den Wahl­
kampf zu protestieren. Alle Welt wußte, 
daß die Wahlplakate der WdU in Nieder­
österreich und in der russisch besetzten Zone 
Wiens von den Sowjets verboten waren und 
daß eine Reihe von anderen Schikanen gegen 
die Wahlwerbung der WdU in diesen Gebieten 
von den Sowjets betrieben wurde. Es ist 
deshalb nicht nur eine Geschmacklosigkeit 
eines hochgestellten Politikers einer öster­
reichischen Partei gegenüber, eine solche Äuße­
rung wider besseres Wissen zu tun, sondern 
die Erklärung des niederösterreichischen Land­
tagsmitgliedes ist eine glatte Täuschung der 
WeltöfIentlichkeit. Ein solches Vorgehen aber 
kann nicht genug gebrandmarkt werden. 

Der zweite Punkt meiner Ausführungen 
richtet sich gegen die allzu geringe Aktivität 
des österreichischen Außenministeriums. Das 
Außenministerium ist nicht nur verwaltungs­
mäßig, sondern auch seinem Wert nach die 
letzte Sektion des Bundeskanzleramtes. Meine 
Kritik bezieht sich nicht auf die Vernach­
lässigung des Parlamentes in der Bericht­
erstattung durch den Herrn Außenminister, 
der, obgleich selbst Mitglied des Parlamentes) 
gar nicht wußte, daß es in der neuen Parla­
mentsperiode keinen außenpolitischen Aus­
schuß gibt. Das könnte man noch hinnehmen, 
da sich wohl kein Abgeordneter in diesem 
Hause durch Berichte des Herrn Außen­
ministers eine allzu große Erweiterung seines 
außenpolitischen Horizontes erwarten wird. 
Ich weise vielmehr auf drei bestimmte Auf­
gaben hin, die das Außenministerium nicht 
mit der genügenden Initiative und Energie 
betreibt. 

Die erste Aufgabe umfaßt das Problem 
Südtirol, worüber jedoch mein Kollege Eben­
bichler eingehender referieren wird. 

Das zweite Problem ist Kärnten. Hier ist 
nicht nur die Frage der gemischtsprachigen 
Schulen von uns bei j eder Budgetdebatte und 
auch bei anderen Gelegenheiten immer wieder 
vorgebracht worden, ohne daß das Außen­
ministerium sich zu einer Stellungnahme ent­
schlossen hätte, wir mußten vielmehr auch 
mit Bedauern lesen, daß das slowenische 
Bemühen, das Eigentum an Südkärntner 
Grund und Boden projugoslawischen Slowenen 
auszuliefern, immer mehr von Erfolg gekrönt 
ist. Für ein klares, für Österreich gefährliches 
Programm in dieser Hinsicht spricht vor allem 
die Tatsache, daß für diese Slowenisierungs­
käufe eine eigene Finanzorganisation ins 
Leben gerufen wurde, die den slowenischen 
Kaufwerbern durch bevorzugte Kredite hilft, 
die deutschsprachigen Österreicher als Kon­
kurrenz aus dem Weg zu räumen. 

Es wird in Österreich so viel von Patriotismus 
gesprochen ! Eine der vornehmsten patriotischen 

Aufgaben aber erscheint mir, das Grenzland 
der Heimat vor einer bewußten und imperiali­
stischen Zwecken dienenden Unterwanderung 
zu schützen. Wir fordern deshalb den Herrn 
Außenminister mit allem Nachdruck auf, 
sich dieses Problems so schnell wie möglich 
anzunehmen, damit nicht Dinge geschehen, 
die eine spätere Generation dieser Regierung. 
als Treulosigkeit anrechnen würde. 

Das dritte Problem ist die Wahrung des 
österreichischen Eigentums in den östlichen 
Nachbarstaaten. Das Außenministerium 
schätzt meines Wissens dieses Vermögen auf 
zirka 8 Milliarden. Es gibt jedoch auch andere 
fundierte Schätzungen, welche diese Summe 
allein für das österreichische Eigentum in 
der Tschechoslowakei ansetzen. Wenn wir 
hier die seit Jahren angewandte Taktik des 
Außenministeriums charakterisieren wollen, so 
könnte man es am besten mit dem Wort 
Leisetreten. Recht ist Recht, und man 
braucht deshalb nicht zu lispeln, sondern 
kann es auch energisch und zielbewußt ver­
treten. Ich zweifle nach der bisherigen Er­
fahrung, daß auf diesem Gebiet viel geschehen 
wird. Wenn die Besetzung des Außenmini­
steriums nicht nach sachlichen Gesichts­
punkten, sondern nach parteiinternen Be­
friedungsaktionen erfolgt, dann kann man 
nicht dem Außen minister , sondern dann muß 
man seiner Parteiführung den Vorwurf machen, 
eines der wichtigsten Ressorts lahmgelegt zu 
haben. 

Ein anderer heikler Komplex ist unser 
Verhältnis zur deutschen Nachbarrepublik. 
Wenn ich "heikler" sage, dann ist das an sich 
bedauerlich, weil das Verhältnis zu einem 
Staat, dessen Bevölkerung durch nahezu ein 
Jahrtausend gemeinsame Geschichte mit uns 
gemacht hat und die gleiche Sprache wie wir 
spricht, eigentlich selbstverständlich sein sollte. 
Ich greife diese Frage aber aus zwei Gründen 
auf. Anläßlich einer Tagung des Österreichi­
schen Bundesjugendringes erklärte ein Ver­
treter der Regierungsparteien, daß es in 
unserem Lande an einer österreichischen Oppo­
sition fehle, weil die eine über die Leitha, 
die andere aber über die Salzach schiele. 

Dazu möchte ich etwas Grundsätzliches 
sagen. Wenn Sie mit dem Schielen über die 
Salzach unsere Verbundenheit mit der deut­
schen Kulturgemeinschaft meinen, dann stört 
uns der Vorwurf nicht, denn Österreich würde 
kulturell verarmen, wenn sich unser Land, 
wie es einige wünschen, vom deutschen Staats­
bereich abschlösse. Wenn Sie uns aber damit 
einen Seitenhieb erteilen wollen, als meinten 
wir Anschluß ,  wenn wir Österreich sagen, 
dann tun Sie das wider besseres Wissen. 
Hier von dieser Stelle aus hat der Bundes-
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obmann des VdU eindeutig erklärt, daß wir 
uns zur Selbständigkeit Österreichs bekennen. 
Auch am Beginn unseres Programms steht 
dieses Bekenntnis. Dem steht keine Äußerung 
eines führenden Funktionärs gegenüber, welche 
die Selbständigkeit Österreichs verneinen 
würde. 

Gestern hat einer Ihrer Abgeordneten er­
klärt, man solle die Toten ruhen lassen und 
nicht immer die Vergangenheit herauf­
beschwören. Meine Frauen und Herren ! Wenn 
wir die Vergangenheit heraufbeschwören, dann 
kommen die Regierungsparteien bestimmt 
nicht gut weg. Die Demokratie in Österreich 
wurde schon vor 1938 abgeschafft, und die 
ersten Konzentrationslager in unserem Land 
gab es nicht erst unter Hitler. Wenn Sie aber 
Ihre eigene Vergangenheit begraben habep. 
wollen, dann versuchen Sie auch nicht, uns 
etwas in die Schuhe zu schieben, was wir 
nicht begangen haben. 

Was können Sie den Abgeordneten der 
WdU vorwerfen � Keiner von ihnen hatte eine 
entscheidende Machtposition im Dritten Reich 
inne, wohl aber hatten einige hohe Funkti­
onäre der ÖVP Machtpositionen in der Diktatur 
von 1934 bis 1938 inne. Wollen Sie uns viel­
leicht vorwerfen, daß wir 1 938 für den An­
schluß gestimmt haben ? Wie viele aus Ihren 
eigenen Reihen haben damals mit Ja gestimmt ? 
Und hat nicht einer der besten Männer der 
Sozialdemokratischen Partei 1938 ein offenes 
Bekenntnis für den Anschluß abgelegt ? Hat 
1938 nicht die Bischofskonferenz der Bevöl­
kerung ihr Ja-Votum zur Kenntnis gebracht ? 
Ich schäme mich nicht, mit Ja gestimmt zu 
haben, weil dadurch der Sehnsuchtstraum eines 
Volkes der Erfüllung entgegenzugehen schien. 
Aber 1954 ist nicht 1938. Nach Rankes be­
rühmtem Wort, daß jede Epoche unmittelbar 
zu Gott strebt, wissen wir, daß das national­
staatliche Denken seinen Höhepunkt über­
schritten hat. Aus dem großen Leid, das allen 
widerfahren ist, wissen wir ferner, daß Öster­
reich seine besondere Aufgabe im europäischen 
Raum und in der europäischen Völkerfamilie 
hat. Wir wissen darüber hinaus auch, daß alles 
vermieden werden muß,  was dem Einheits­
streben Europas schaden könnte. Und in 
dieser Einheit, durch die freie Völker in 
einem freien Europa wohnen können, liegt 
unser aller gemeinsames Ziel ! (Lebhafter Beifall 
bei der WdU.) 

Eines muß aber trotzdem geklärt sein. 
Anläßlich des Erkenntnisses des Berliner Ver­
waltungsgerichtshofes ist es in diesem Haus 
zu Äußerungen gekommen, die wir von unserer 
Seite aus nicht billigen können. Die ganze 
Demonstration von damals war, wie sich später 
heraustellte, ein Schuß ins Leere und nützte 

lediglich den Kommunisten. Es ist nämlich 
nicht einzusehen, warum Österreichern in 
Deutschland, die auch die deutsche Staats­
bürgerschaft wünschen, diese nicht gegeben 
werden soll, wenn sie andernfalls Nachteile 
daraus haben würden. Die Frage der doppelten 
Staatsbürgerschaft könnte ohne weiteres nicht 
nur für die Österreicher in Deutschland, son­
dern auch in anderen Staaten ins Auge gefaßt 
werden, ohne daß man deswegen demon­
strieren muß.  

Damals, bei dieser Sitzung, erklärte der 
ÖVP-Abgeordnete Dr. Toneie, daß unser 
Verhältnis zu Deutschland nicht von Liebe 
und Haß, sondern von der nüchternen Realität 
bestimmt werden muß. Das mag nun Doktor. 
Toneie auf Grund seiner Herkunft für richtig 
empfinden. Ich weiß nicht, ob alle Abge­
ordneten der Regierungsparteien der gleichen 
Ansicht sind. Wir Abgeordneten der WdU 
können jedenfalls dieser Ansicht nicht bei­
pflichten. Für uns ist das Verhältnis zu 
Deutschland nicht nur eine Frage der Realität, 
sondern auch eine Frage des Herzens. (Beifall 
bei der WdU.) Wir freuen uns über den Wieder­
aufstieg der westdeutschen Bundesrepublik, 
wir leiden darunter, daß Deutschland in zwei 
Hälften gespaltet ist und ein großer Teil der 
Bevölkerung in Unfreiheit leben muß. Es ge­
hört nun einmal zu den tragischen Ereignissen 
unserer Geschichte, daß 1866 Österreich aus 
dem Deutschen Bund austreten mußte und 
daß der Pariser V ororte-Vertrag von 1919 
die österreichisch-ungarische Monarchie zer­
störte und allen Staaten, nur nicht Österreich, 
das Selbstbestimmungsrecht zuerkannt wurde. 
Die Wunden, die von damals stammen, sind 
nur langsam und mit Geduld zu heilen. Sie 
sollen aber nicht immer wieder aufgerissen 
werden dadurch, daß man jeden als Verräter 
Österreichs hinstellt, der seine Liebe und Ver­
bundenheit zu Deutschland bekennt. Man 
kann Deutschland lieben und ein guter Öster­
reicher sein. Ich zweifle aber, ob man Deutsch­
land hassen kann und dabei ein guter Öster­
reicher ist. (Lebhafte ZU8timmung bei der 
Wd U.) 

Und noch eines. Dr. Tonci6 zeigte sich damals 
darüber entrüstet, daß ein Österreicher in 
Deutschland auf seine deutsch� Staatsbürger­
schaft pocht, weil er durch sie zu einer Rente 
kommt. Er entrüstet sich über eine solche 
materielle Einstellung. Ich frage Sie nun : 
Haben nicht die Regierungsparteien in Öster­
reich das materielle Denken nach allen Rich­
tungen hin gefördert ? Haben sie nicht alles 
getan, um den Idealismus im Volk zu töten ? 
War es nicht die Wohnung, die Stellung, der 
Gewerbeschein, die als Lockmittel für Wähler 
und Parteimitglieder eingesetzt wurden ? Glau-
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ben Sie mir : Die Geister, die sie wachrufen, 
werden sich einmal gegen sie selbst richten ! 
Man kann nicht jahrelang das materielle 
Denken fördern, um dann erstaunt zu sein, 
daß der Idealismus inzwischen auf der Wal­
statt tot liegen geblieben ist. 

Der Glaube an Österreich, an seine Aufgabe 
und seine Bedeutung wird nicht durch schöne 
Reden erweckt, sondern in erster Linie dadurch, 
daß Sie der Jugend in unserem Lande Auf­
gaben zuweisen und eine erstrebenswerte Zu­
kunft bieten können. Bis jetzt haben Sie 
diese Jugend entweder für eine Zeit verant­
wortlich gemacht, in der sie noch zu jung war, 
um dafür verantwortlich zu sein, oder Sie 
haben diese Jugend ihrem eigenen Schicksal 
überlassen oder mit materiellen Vorteilen zu 
gewinnen versucht. Ein Ideal aber haben Sie 
der Jugend nicht gegeben, und solange Sie 
ihr kein Ideal geben und keine Aufgaben zu­
weisen, solange werden Sie um die Selb­
ständigkeit unseres Staates bangen müssen. 
(Lebhafter Beifall bei der Wd U.) 

Präsident Böhm : Als nächster Redner ge­
langt zum Wort der Herr Abg. Stürgkh. 

Abg. Stürgkh : Bevor ich mir erlaube, 
in das Kapitel 8 einzugehen, möchte ich mir 
doch gestatten, dem Herrn Abg. Reimann 
zu antworten, und zwar in zwei Fällen. Näm­
lich hinsichtlich seiner Angst und seines 
Kopfzerbrechens, wie die Österreichische Volks­
partei sich bei künftigen Wahlen ein zug­
kräftiges Propagandamittel schaffen wolle. Da 
darf ich ihm schon versichern, daß er keine 
Angst zu haben braucht, daß wir vielleicht 
Angelegenheiten unserer staatlichen Freiheit 
für propagandistische Zwecke ausnützen wollen. 
Die sind uns viel, viel zu heilig. Er sollte 
sich vielleicht selbst etwas den Kopf darüber 
zerbrechen, ein zugkräftiges Propagandamittel 
für seine Partei bei den nächsten \Vahlen zu 
finden ! (Beifall bei de?' ÖVP. - Abg. Doktor 
Kraus : Das braucht nicht Ihre Sorge zu sein!) 

Bezüglich der Unterwanderung im Kärntner 
Grenzland teile ich seine Sorgen. Sie sollte 
unsere allgemeine Sorge sein. Ich möchte aber 
doch der Richtigkeit halber darauf hinweisen, 
daß diese Angelegenheit keine Angelegenheit 
des Außenressorts, sondern des Innenressorts 
ist.. (Abg. Hart l e b : So, so ! - Abg. Doktor 
R e imann : Das hat sehr viel mit dem Außen­
reS80rt zu tun !) 

Meine Damen und Herren ! Wenn ich 
namens der Österreichischen Volkspartei in 
dieser Budgetdebatte zum Kapitel Äußeres 
das \Vort ergreife, zu dem ich auch voriges 
Jahr von dieser Stelle aus gesprochen habe, 
muß ich mich gleich bei Ihnen entschuldigen, 
wenn ich mich etwas wiederhole, zumindest 
in einem Punkt. 

Ich habe voriges Jahr schon beim Kapitel 
Äußeres vom Sparen am unrichtigen Fleck 
gesprochen. Nachdem ich jetzt die Berichte 
für das Jahr 1955 gehört habe, muß ich diese 
Behauptung auch für dieses Jahr auf­
rechterhalten. Der Anteil an dem Gesamt­
budget ist wohl von 0,36 Prozen·t für das 
Jahr 1954 auf 0,43 Prozent für 1955 ge­
stiegen, aber dieser Mehraufwand um 17,3 Mil­
lionen ist hauptsächlich auf Sachaufwendungen, 
internationale Beiträge und eine Erhöhung 
der Kassenwerte zufolge der Kursangleichung 
zurückzuführen. 

Ich möchte hier gerne sagen, daß bisher 
mit den geringen Budgetmitteln zweifellos 
ein Höchstmaß an Leistungen erzielt wurde, 
wofür wir dem Herrn Außenminister und dem 
g!tnzen Personal des Außenamtes Anerkennung 
und Dank abstatten wollen. (Beifall bei der 
Ö VP.) Wie wir entnehmen, ist die Errichtung 
von Gesandtschaften in Japan, Indonesien 
und Libanon für das kommende Jahr vor­
gesehen, ebenso auch in Afrika in Prätoria. 
Leider müssen Kenya, Kolumbien und die 
Philippinen zurückgestellt werden. Woran es 
aber besonders mangelt, ist ausreichend ge­
schultes Personal. Bei einer Steigerung der 
effektiven Vertretungen um 75 Prozent ist 
im Personal nur eine Steigerung um 26 Pro­
zent erfolgt, was verhindert, in Zukunft neue 
Vertretungen zu besetzen und die bestehenden 
mit genügend Personal zu versorgen. ,Wenn 
wir zum Beispiel in einem Staat von der Größe 
und der Bevölkerungszahl Indiens nur einen 
Konzeptsbeamten haben, so frage ich mich : 
Was geschieht, wenn dieser Herr berechtigter­
weise einmal einen Heimaturlaub antritt oder, 
was ich ihm bei Gott nicht wünsche, einmal 
erkrankt ? 

Ich möchte hier ganz besonders auf die 
Entwicklung der neuen Staaten im Nahen 
und Fernen Osten hinweisen, die das Joch 
des Kolonialzustandes 'abgestreift haben und 
mit aller Vehemenz ihre junge Selbständigkeit 
verteidigen und ausüben wollen und die mit 
äußerster Energie bestrebt sind, den Lebens­
standard ihrer Volksmassen durch Industriali­
sierung zu heben. Ich meine damit jene 
Staaten, die früher VOll- London, den Haag 
und Paris ferngelenkt waren. \ Sie umfassen 
insgesamt 7 ,470.000 Quadratkilometer und 
haben eine Bevölkerung von rund 560 Mil­
lionen. Diese Gebiete bedeuten noch ein un­
ermeßliches Feld, namentlich für den Absatz 
industrieller und gewerblicher Erzeugnisse, 
und österreichische Erzeugnisse erfreuen sich 
dort wieder, gottlob, eines sehr guten Rufes. 

Auch von Abessinien, dessen Souverän in 
den Mauern unserer Bundeshauptstadt zu be­
herbergen wir eben die Ehre haben, wissen wir, 
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daß es besonders für Erzeugnisse der Technik Dienst machen, ist unser diplomatisches Korps. 
aufnahmefähig ist. Wir können nicht genug auf die entsprechende 

Wie immer und überall, aber ganz besonders Quantität und Qualität dieser Anwälte unseres 
auf dem Gebiete der Diplomatie, liegt der Staates dringen. Vergessen zu werden 
Schwerpunkt auf dem Wert und der Qualität kommt einem Todesurteil bei lebendigem 
der Person. Wir müssen daher besonders Leibe gleich. Und deshalb muß ein Auf­
darauf Bedacht nehmen, ein streng gesiebtes klärungsfeldzug Österreichs in der gesamten 
Menschenmaterial in diese Karriere hinein- Welt erfolgen. Ich möchte daher an den 
zubringen und den jungen angehenden Diplo- Herrn Finanzminister die Bitte und Auf­
maten Gelegenheit zu einer universellen Bildung forderung richten, in Anbetracht der er­
zu geben. freulichen Gesundung unserer Staatsfinanzen 

Hohes Haus ! Ich glaube, Sie werden mir für das Jahr 1 956 eine weitere Verbesserung 

recht geben, daß das Budget dieses KapiteJs, des Budgets dieses Kapitels zu konzedieren 

welches nicht einmal ein halbes Prozent des und in Anbetracht der dringenden Notwendig­

gesamten Budgets ausmacht, mehr als spar, keit noch im Jahre 1 955 Möglichkeiten zur 

sam zugeschnitten ist und daß gerade Österreich Vermehrung des Personalstandes zu schaffen. 

in seiner vom Ausland so schwer zu ver- Rückblickend kann man sagen, daß die 
stehenden Lage - wir verstehen sie selber österreichische Außenpolitik trotz der vielen 
oft schwer - bemüht sein müßte, in dieser Hemmnisse, die ihr durch die noch limitierte 
Richtung das fehlende Gewissen immer und Souveränität in unserem Staate anhaftet, etwas 
überall aufzurütteln. Wenn man in das Aus- aktiver geworden ist. Der Herr Bundeskanzler 
land geht, kann man oft sehr kuriose An- selbst hat auf diesem Gebiet viel Initiative 
sichten über die wahre Lage und die wahren gezeigt, wofür ihm meine Partei aufrichtigen 
Verhältnisse in Österreich hören. Es kann Dank weiß. Seine Reise, die er eben in den 
und darf nicht zur Gewohnheit werden, daß Vereinigten Staaten unternimmt und die in 
die Welt über die problematische Stellung Frankreich ihren Abschluß findet, hat er, wie 
Österreichs immer wieder glatt zur Tages- man hört, auch hauptsächlich diesem Zweck 
ordnung übergeht und sich an unserem Zu- gewidmet. 
stand nichts ändert. (Zustimmung.) Wie ein böser Schatten lastet nach wie vor 

Staaten ähnlicher Größenkategorien wie die krasse Ungerechtigkeit einer Unfreiheit 
etwa Österreich, die zwar wohlhabender sind auf uns, und alle Bemühungen gipfeln derzeit 
als wir, aber bei weitem nicht eine so ver- immer noch in der Erreichung des Staats­
zwickte staatspolitische Lage aufweisen, wid- vertrages. Die letzten Notenwechsel geben 
men 1 bis 2 Prozent ihrer gesamten Staats- keine positive Hoffnung zur baldigen Erfüllung, 
haushaltskosten außenpolitischen Aufgaben, und es wäre zweifellos unzweckmäßig, Verhand­
wobei noch die Kaufkraft der betreffenden lungen aufzunehmen, bei denen nicht alle 
Landeswährung bei einem etwaigen Vergleich besetzenden Mächte vertreten sind und nicht 
in die Waagschale zu werfen wäre. im vorhinein schon gewisse Grundprinzipien 

Ich bin der Ansicht, daß wir in absehbarer als Voraussetzung angenommen werden könn­
Zeit eine politische Vertretung in Madrid ten. Eines ist sicher, und darauf, Hohes Haus, 
errichten sollen, wie sie alle Staaten der freien müssen wir bestehen, daß der Abschluß eines 
Welt nun haben. Wirtschaftliche Belange Staatsvertrages auch ein präzises Limit für den 
sprechen absolut dafür. -Und von der poli- Abzug aller Besatzungstruppen beinhalten 
tischen Seite gesehen, kann ich nicht einsehen, muß. (Beifall bei ÖVP und WdU.) 
warum Franco-Spanien anders behandelt sein Über diesen Kardinalpunkt österreichischer 
sollte als irgendeine Volksdemokratie hinter Außenpolitik hinaus wurden die Beziehungen 
dem Eisernen Vorhang oder etwa Argentinien zu allen Staaten nach Möglichkeit intensiviert 
und Portugal. Ich glaube, daß gerade dort und verbessert. Die Beziehungen zu unserem 
Interessen unserer Schwerindustrie und j ugoslawischen Nachbarn haben sich völlig 
unserer verstaatlichten Industrie wahr- normalisiert und können sogar als gut bezeich­
zunehmen wären. net werden. Umsomehr glaube ich hier die 

Hohes Haus ! Österreich kämpft für seinen Forderung erheben zu dürfen, daß die schwe­
Bestand, für seine Anerkennung, für seine benden Fragen über österreichisches Eigentum 
Freiheit ausschließlich mit geistigen Waffen, in Jugoslawien in Hinkunft nicht mehr nach 
wenn auch das Sowjetelement unsere zwar den Bestimmungen des Artikels 45 des präsum­
guten, aber sehr bescheidenen Ordnungsdienste tiven Staatsvertrages geregelt werden sollten, 
mit einem Vervielfältigungsglas als mili- sondern daß diese Vertrags bestimmungen im 
tärische Aufrüstung bedrohlicher Natur be- Einvernehmen mit den Jugoslawen aus dem 
zeichnen möchte. Einer dieser geistigen Waffen- Staatsvertrag gestrichen werden und die 
träger, die sozusagen an der äußeren Front I schwebenden Fragen bilateralen Verhandlun-
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gen vorbehalten bleiben sollten. Ich glaube gisch gegen einen höchst geschmacklosen Ver­
diesen Wunsch umso eher aussprechen zu gleich, zu dem sich der Herr Abg. Dr. Koref 
können, als ja die sogenannten Brioni-Verträge anläßlich der Generaldebatte zu diesem Bud­
schon ohne Ansehung der im Staatsvertrag get in einer sonst glänzenden Rede hat hin­
vorgesehenen Regelung abgeschlossen und in reißen lassen, verwahren, nämlich dagegen, 
die Praxis umgesetzt wurden. Wir legen die Habsburger mit dem Nationalsozialismus 
großen Wert auf die wirtschaftlichen Bezie- zu vergleichen. Das war eine Entgleisung, die 
hungen und deren Ausbau zu diesem Nachbar- einer Beschmutzung des eigenen Nestes gleich­
staate, und ein kürzlich von Österreich ein- kommt. 
geräumter Zahlungsaufschub für eine ge- Als stellvertretender Vorsitzender unseres 
währte Anleihe liefert wohl den Beweis unseres parlamentarischen Europa-Ausschusses möchte 
guten Willens. ich der Hohen Bundesregierung in Erinnerung 

Da nun der Streit um Triest, aus dem sich bringen, daß ein Antrag Pittermann-Stürgkh 
Österreich bewußt herausgehalten hat, zu seit 16.  Dezember vorigen Jahres noch immer 
einer einvernehmlichen Lösung gelangt ist, seiner Erledigung harrt. Ich darf dabei noch 
erwarten wir von dort Vorschläge für einen einmal betonen, daß der Europa-Rat in 
günstigen Umschlag österreichischer Wirt- Straßburg sich satzungsgemäß mit keinen 
schaftsgüter nach der Export- und Import- militärischen Angelegenheiten befassen darf, 
seite. daher die Grundsätze der Neutralität nicht 

Unsere naturgegebenen engen wirtschaft- gefährdet werden, wofür die Mitgliedschaft des 
lichen und kulturellen Beziehungen zur west- Königreichs Schweden einen eklatanten Be­
deutschen Bundesrepublik haben insbesondere weis liefert. 
dem Sowjetelement Anlaß gegeben,  in ge- Um die Monatswende August-September 
spenstischer Weise drohende Anschlußgefahren dieses Jahres tagte, wie Sie, meine Damen und 
an die Wand zu malen. Diese maßlosen Über- Herren, alle wissen, in unserem Haus der 
treibungen erhielten anscheinend durch ein Ur- 43. Kongreß der Interparlamentarischen Union, 
teil des deutschen Bundesverwaltungsgerichtes der durch Delegierte aus 37 Staaten beschickt 
in zwei Staatsbürgerschaftsangelegenheiten eine war. Ich möchte mich nicht lange über den 
starke Nahrung. Wiewohl wir uns mit dem Verlauf dieser Tagung ergehen. Wir alle Entscheid dieses Gerichtes in gar keiner Form wissen, daß sie zweifellos in vieler Hinsicht 
identifizieren können, habe ich doch, Hohes erfolgreich war, teils für die Union, teils für 
Haus, den Eindruck, daß hier aus einer Fliege Österreich. Wenn ich von Erfolgen für Öster­
ein Elefant gemacht wurde und jeder, der in reich spreche, möchte ich besonders auf eine 
dieses Horn bläst, mithilft, fadenscheinige Resolution zu sprechen kommen, welche dieser 
Argumente für den Vorwand weiterer Be- Kongreß über Antrag des französischen und 
set�lmng zu vermehren. . türkischen Elementes einstimmig angenommen 

Dieser sehr unliebsame Zwischenfall klärt hat, die sogenannte Österreich-Resolution. Ich 
sich ' wohl eindeutig durch das Interview, darf hier den kurzen Text noch einmal zur Ver­
welches der deutsche Bundeskanzler Dr. Aden- lesung bringen : 
auer dem Chefredakteur des "Neuen Öster-
reich", Dr. Kalmar, gewährt hat. Wenn "Die 43. Konferenz der Interparlamentari-

dieses Interview, die darin abgegebenen Er- sehen Union" die in Wien tagt und sich aus 

klärungen des Herrn Dr . Adenauer wohl Delegierten von 37 Parlamenten zusammen­
jeden Zweifel über die Ansichten der west- setzt, erinnert daran, daß die Wiederherstellung 

deutschen Bundesregierung in bezug auf das eines freien und unabhängigen Österreichs 

Verhältnis zu unserer Republik eindeutig eines der von den Alliierten proklamierten 

beseitigen und in befriedigender Art klarstel- Friedensziele war, und fordert die Regie­
len, so können wir uns doch mit der Form, rungen der Großmächte auf, alle zur Ver­

in der eine so wichtige staatspolitische, staats- wirklichung dieses feierlichen Versprechens 
rechtliche Erklärung abgegeben wird, nicht notwendigen Maßnahmen zu ergreifen." 
ganz zufriedengeben. Hohes Haus ! Anläßlich der Abstimmung 

Hohes Haus ! Es ist wohl niemand Ver. dieser Resolution . in diesem Haus hat sich 
nünftiger in Österreich oder in Westdeutsch. die österreichische Delegation aus Gründen 
land, der sich die bitteren Erfahrungen der der Befangenheit der S�imme entha1�en . Ich 
hitlerischen Okkupation nicht hätte zur Lehre g1aube aber, daß es ellle DankespßlCht des 
gemacht. Und wenn es da und dort Unver- ästerreichischen Nationalrates wäre, den Grup­
nünftige als Einzelerscheinungen gäbe, so , pen aller Teiln�hmer�ta:�ten den pank auszu­
haben wir doch keinen Grund, ihnen irgend- sprechen. (Be�fall be� O VP, SPÖ und Wd U.) 
welche Bedeutung zuzumessen. Ich stelle daher namens meiner Partei, 

Bei dieser Gelegenheit, wenn ich schon bei namens der Sozialistischen Partei und namens 
diesem Thema bin, muß ich mich sehr ener- der WdU den A n t r a g :  
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Der Nationalrat wolle beschließen : 
Das Generalsekretariat der Interparla­

mentarischen Union wird gebeten, allen 
Teilnehmergruppen, welche die oben er­
wähnte Österreich-Resolution anläßlich der 
43 . Interparlamentarischen Konferenz in 
Wien beschlossen haben, den aufrichtigen 
Dank der österreichischen Volksvertretung 
zu übermitteln. 

(Beifall bei Ö VP, SPÖ und Wd U.) 

Zurückkommend auf das Budget des Ka­
pitels 8 darf ich namens der Österreichischen 
Volkspartei die Erklärung abgeben, daß wir 
diesem Kapitel zustimmen werden. ( Beifall 
bei der Ö VP.) 

Präsident Böhm: Der Antrag der Abg. 
Stürgkh und Genossen ist g e n ü g e n d  u n t er­
s t ü t z t  und kann daher in Verhandlung 
gezogen werden. 

Als nächster Redner gelangt der Herr 
Abg. Ebenbichler zu Wort. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Ebenbichler : Hohes Haus ! Ich möchte 
mich nicht mit den finanziellen Ansätzen 
des Kapitels 8 befassen, sondern möchte 
von dem Recht Gebrauch machen, das jedem 
Abgeordneten anläßlich der Budgetdebatte 
zusteht, sich mit dem Ressort, mit der Tätig­
keit und der Arbeit dieses Ressorts zu be­
schäftigen. 

Vorerst möchte aber auch ich so wie mein 
Vorredner eine Richtigstellung für meine 
Person vornehmen. Mein Vorredner, Herr 
Abg. Stürgkh, hat erklärt, daß die Frage 
der Slowenen in Kärnten eine rein innen­
politische Frage sei und daß sich mein Klub­
kollege Dr. Reimann geirrt habe, wenn er 
diese Frage anläßlich der Beratungen zum 
Außenamt hier dartat. Ich bin der Meinung, 
daß hier - wenn auch zugegeben wird, daß 
es auch eine innenpolitische Frage ist -
auch eine Frage der Außenpolitik vorliegt. 
Oder ist meinem geehrten Vorredner nichts 
bekannt von den Institutionen, Körperschaften 
und Vereinen in Jugoslawien, die diese Politik 
der Slowenen in Österreich unterstützen ? 
Es ist also meines Erachtens wohl Aufgabe 
des österreichischen Außenamtes, durch ent­
sprechende Beratungen und durch Gespräche 
mit Jugoslawien diejenige Basis zu schaffen, 
die auch dort in Kärnten Ordnung bringen 
wird. Ich widerspreche also der Auffassung, 
daß es sich hier um rein innenpolitische 
Fragen handelt. 

Ich möchte mich auch mit dieser Frage 
nicht weiter beschäftigen, aber es ist wohl 
selbstverständlich, daß ich , wenn ich mich 
mit der Tätigkeit des österreichischen Außen­
amtes, des Außenministeriums, welches in 

Wirklichkeit ja nur eine Sektion des Bundes­
kanzleramtes ist, beschäftige, mich auch inner­
halb dieser Kritik mit der Frage Südtirol 
befasse, die mir als Tiroler Abgeordneten 
selbstverständlich am allernächsten steht. 

Bereits bei der vorjährigen Budgetdebatte, 
bei den Beratungen über das Budget des 
Jahres 1 954, wurde die Südtirol-Frage hier 
in diesem Hohen Hause aufgeworfen, und 
es haben sämtliche Parteien, zumindest sämt­
liche Parteien, die auf dem Standpunkt 
Österreichs stehen, zu dieser Frage gesprochen, 
und zwar, wie festgestellt werden konnte, 
in einer einheitlichen Auffassung. Es wäre 
gänzlich verfehlt, zu glauben, daß dieses 
Aufrollen der Frage Südtirol in diesem Hause 
keine Folgen gehabt hätte. Es wäre aber 
auch gänzlich verfehlt, zu glauben, daß 
damit die Aufgabe Österreichs erfüllt worden 
wäre, oder gar, daß in der Arbeit der öster­
reichischen Außenpolitik die Folgerungen ge­
zogen worden wären und der doch sehr ein­
deutigen und einhelligen Auffassung der Ab­
geordneten, die zu diesem Thema hier sprachen, 
Rechnung getragen worden wäre. 

Ausgelöst hat diese Frage wohl die immer 
größer werdende Not der deutschen Be­
völkerung in Südtirol einerseits und anderer­
seits die Zuspitzung der politischen Lage 
in Triest. Sie wissen, daß damals, zu einer 
Zeit, als das Triest-Problem von besonderer 
Aktualität war, der italienische Ministerpräsi­
dent die Volksabstimmung für Triest ver­
langt hat. Als die Volksabstimmung für 
Triest verlangt wurde, haben selbstverständ­
lich die Südtiroler aufgehorcht und dasselbe 
für sich verlangt und beansprucht. Wenn 
wir heute nach einem Jahr vor der Tat­
sache stehen, daß das Problem Triest ohne 
Volksabstimmung einer Lösung zugeführt wer­
den konnte, so kann ich nur sagen, daß auch 
das Problem Südtirol, wenn auch ohne V olks­
abstimmung, einer Lösung zugeführt werden 
muß. 

Ich habe bereits im vorigen Jahr von 
dieser Stelle aus dem Hohen Hause Daten 
unterbreitet, die klar und eindeutig auf­
zeigten, daß seitens Italiens die Erfüllung 
des Pariser Vertrages in vielen hauptsäch­
lichen Dingen nicht erfolgt ist . Es war 
interessant, sehr kurze �eit nachher fest­
stellen zu müssen, daß diese Behauptung 
eine sehr starke und rasche Reaktion seitens 
Italiens hervorgerufen hat, denn schon im 
Jänner 1954 erschien ein von der italienischen 
Regierung herausgegebenes Grünbuch, das 
es sich zur Aufgabe stellte, die von mir und 
anderen Abgeordneten hier in diesem Hause 
aufgestellten und vorgebrachten Daten über 
die Nichterfüllung des Vertrages zu wider-
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legen. Sie versuchten, diese Widerlegung 
auch wieder mit Zahlen darzutun, wobei 
sie zu dem Hilfsmittel griffen, daß sie nur 
einen zeitlich ganz begrenzten Raum zur 
Grundlage nahmen und die Daten aus diesem 
Zeitraum schriftlich der Öffentlichkeit vor­
stellten. 

Eines mußte aber festgestellt werden, und 
das ist, daß Italien doch auf solche Kund­
gebungen und Erklärungen verantwortlicher 
Persönlichkeiten in Österreich etwas gibt und 
daß eine Reaktion darauf erfolgt. Es ist 
sicherlich auf die Reden und Interventionen 
im österreichischen Parlament zurückzuführen, 
\venn der Herr Ministerpräsident Scelba in 
seiner Regierungserklärung im Februar 1 954 
wörtlich sagt : 

"Im Rahmen der Normalisierung der staat­
lichen Verwaltung beabsichtigt die italienische 
Regierung, welche das De Gasperi-Gruber­
Abkommen in Südtirol durch Gesetze und 
Dekrete zum größten Teil durchgeführt hat, 
in j edem Fall dessen Durchführung in allen 
Zweigen der Verwaltung unter Berücksich­
tigung des ethnischen Charakters der Be­
völkerung zu vervollständigen und die kul­
turelle und wirtschaftliche Entwicklung der 
Bevölkerung zu fördern."  

Hohes Haus ! Maßgeblich ist letzten Endes, 
wenn Verträge erfüllt werden sollen, wenn 
also das, worüber man geistig übereinge­
kommen ist, in die Tat umgesetzt werden 
soll, von welchem Geiste diese Durchführung 
getragen ist. Und es erhebt sich selbst­
verständlich für uns die Frage, ob die Er­
füllung des Pariser Vertrages seitens · Italiens 
in dem Geiste erfolgt, in dem er erfüllt werden 
soll, um beiden Teilen, um beiden Vertrag­
schließenden, also den Italienern und den 
Südtirolern beziehungsweise Österreichern, das 
zu geben, was jedem einzelnen Teil zukommt. 

Ist aber dieser richtige Geist vorhanden � 
Das haben wir zu untersuchen, um fest­
stellen zu können, was bei diesem Problem 
und in dieser Frage weiter zu unternehmen 
ist. Es darf niemand wundern, wenn man 
hier seine Zweifel äußert. Schon wenn ich 
daran denke, wie das Interview, welches der 
Italiener Marateo vom "Messaggero" von 
Adenauer erhalten hat, entstel1t wurde. Der 
Bundeskanzler der westdeutschen Republik, 
Dr. Adenauer, gab folgende Antwort auf 
die Frage nach seiner Einstel1ung zu Süd­
tirol : "Als Chef der Bundesregierung möchte 
ich auf diese Frage nicht einmal antworten, 
da jede wie immer geartete Antwort eine 
Einmischung in ein Problem bedeuten würde, 
das Deutschland in keiner Weise angeht."  
Und wenn man dazu die Kommentare der 
italienischen Zeitungen betrachtet, so finden 

Sie dieses Interview in den Zeitungen ange­
führt, aber nirgends steht der Satz : "das 
Deutschland in keiner Weise angeht", sondern 
überall : "das niemanden etwas angeht. " !  

Sehen Sie, und gegen diese Behauptung 
der italienischen Presse, gegen diese immer 
wieder vorgebrachte Meinung, daß die Frage 
Südtirol eine rein inneritalienische Angelegen­
heit ist, die niemand etwas angeht, gegen 
diese Auffassung müssen wir uns wehren. 
(Beifall bei Wd U, Ö VP und SPÖ.) Gegen 
diese Auffassung muß sich Österreich, muß 
sich das österreichische Außenministerium 
wehren, denn es muß immer wieder darauf 
hingewiesen werden, daß Österreich in der 
Frage Südtirol ein Vertragspartner , also ein 
völlig Gleichberechtigter mit ItaHen ist, und 
das Recht, ich möchte sagen, nicht nur das 
Recht, sondern die Pflicht hat, darauf zu 
sehen, daß dieser in Paris geschlossene Ver­
trag, der wahrlich der Existenz der Süd­
tiroler ohnehin sehr, sehr wenig Rechnung 
trägt, eingehalten wird. 

Aber noch mehr, meine · sehr verehrten 
Zuhörer, muß man daran zweifeln, ob Italien 
tatsächlich in dem wahren Geist des Aus­
gleichs und in dem wahren Geist des Pariser 
Vertrages zu arbeiten bereit ist, in dem 
Geist nämlich, daß die nicht ganz eine Viertel­
million in Südtirol lebenden Deutschen er­
halten bleiben, daß ihre ethnische Grundlage 
nicht gestört wird, wenn man die Gesamt­
auffassungen zu diesen Fragen in Italien 
näher untersucht, und wenn beispielsweise 
die Schweizer Zeitung "Emmenthaler Blatt" 
in ihrer Ausgabe vom 29. Oktober folgenden 
Artikel schreibt : 

"Trotz aller wortreichen Deklamationen 
über den ,europäischen Geist' ,  von dem 
man sich eine Verständigung und Einigung 
unseres alten Kontinents verspricht, stößt 
man leider immer wieder auf Symptome einer 
Gesinnung, die mit übernationaler Aufge­
schlossenheit sehr wenig, mit engstirnigem 
Nationalismus aber um so mehr zu tun hat." 

"A ber auch hinsichtlich Italiens hat man 
das Gefühl, daß der Geist Mussolinis und 
seine Irredenta noch lange nicht ausgestorben 
sind. 

Vor uns liegt als besonders krasser Beleg 
hiefür die Septemberausgabe 1 954 der in 
englischer Sprache erscheinenden italienischen 
Monatsschrift ,Italian Affairs', die unter den 
Auspizien des Außenministeriums ( ! ) in Rom 
herauskommt und im Ausland um Ver­
ständnis für Italien werben will, was an sich 
durchaus in Ordnung wäre. 

Was indessen in dieser offiziösen Zeitschrift 
unbegreiflich ist, wird j eder Schweizer merken, 
der sich diese Zeilen einer ,geographischen 
Beschreibung' Italiens zu Gemüte führt : 
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Die politischen Grenzen" - heißt es in 
dieser Schrift - "decken sich immerhin 
nicht · restlos mit den natürlichen Grenzen, 
weil die folgenden italienischen Gebiete heute 
zu anderen Staaten gehören : der Kanton 
Tessin, ein Teil des Kantons Graubünden 
sowie in den Zentralalpen der Kanton Wallis 
(jetzt zur Schweiz gehörig) ." 

Das Blatt begrüßt es, daß auf Grund dieser 
Veröffentlichung in einer nicht privaten, son­
dern offiziösen Zeitschrift Italiens ein schwei­
zerischer diplomatischer Schritt in Rom unter­
nommen worden ist, um diese FehJmeinungen 
auszuradieren. Aber ich frage Sie : Ist das 
nicht ein Beweis dafür, daß man zweifeln 
muß an der guten Absicht und dem guten 
Willen für eine wirklich sinngemäße Ver­
tragserfüllung des Pariser Werkes ? 

Es ist selbstverständlich, daß die deutsche 
Bevölkerung in Südtirol immer und immer 
wieder darum ringt, daß sie erhalten bleibt. 
Sie kennt genau die Gefahren, weil sie sie 
an ihrem eigenen Leibe verspürt. So haben 
schon im April des heurigen Jahres die 
deutschen Abgeordneten Südtiro]s Forderun­
gen an die italienische Regierung erhoben, 
und zwar zweierleier Natur : in erster Linie 
grundsätzliche Forderungen und in zweiter 
Linie dringlichste Einzelforderungen. 

Hinsichtlich der grundsätzlichen Forderun­
gen ist in erster Linie die unverzügliche 
Einstellung der Unterwanderung verlangt wor­
den. Durch die künstliche seitens Italiens 
durchgeführte Unterwanderung wird jeder 
Sinn des Pariser Vertrages hinfällig gemacht. 
Und zweitens wird Wiedergutmachung des 
faschistischen Unrechtes verlangt. Wenn die 
Südtiroler Abgeordneten folgende Forderungen 
aufstellen mußten : 

"a) die Anwendung von künstlichen Mitteln 
jeglicher Art, um die Zuwanderung itaJienisch­
sprachiger Bürger in unsere Provinz zu be­
günstigen, muß unverzüglich eingestellt werden 
und es sollen geeignete Garantien geschaffen 
werden, daß ähnliches nicht wieder vor­
kommt ; 

b) es sollen Maßnahmen getroffen werden : 
1 .  zur Wiedergutmachung des Unrechtes, 

das uns durch die faschistische �uwanderungs­
politik zugefügt wurde, 

2. um zu verhindern, daß dieses Unrecht 
sich weiter entfalte und als Basis zur Er­
reichung der vom Faschismus verfolgten 
Zwecke diene, wonach unsere Volksgruppe 
durch diese Zuwanderung in ihrem eigenen 
Gebiete eine Minderheit werden soll", 

und wenn ich weiter feststellen muß, daß 
aus den verschiedenen einzelnen Forderungen 
hervorgeht, daß in so vielen Belangen das 

Vertragswerk von Paris nicht erfüllt worden 
ist, so kann ich nur immer wieder betonen, 
daß es nicht eine Sache al1ein Italiens ist, 
daß es nicht eine Sache allein der armen 
Südtiro]er ist, das zu vertreten, sondern daß 
es Aufgabe Österreichs ist, dafür zu sorgen, 
daß diese unbedingt notwendigen Forderungen 
der Südtiroler erfüllt werden und seitens 
Italiens zur Erfül1ung gebracht werden. 

Wenn ich Ihnen bekanntgebe, daß noch 
folgende Forderungen unerfüJJt sind und da­
her diese Forderungen nach wie vor bestehen : 

1 .  Gleichstellung der Invaliden, der Kriegs­
versehrten und der Angehörigen von Ge­
fallenen, da alle diejenigen, die in der deut­
schen Wehrmacht gedient haben, ob frei­
willig oder mit Zwang, nicht gleichgestellt 
sind denjenigen, die In der italienischen 
Wehrmacht waren, 

2. daß die Frage der Optanten noch immer 
nicht gelöst ist, 

3. daß die Körperschaft für die drei Venetien, 
auf die ich noch zu sprechen kommen werde, 
noch immer ihr Unwesen treibt, 

4. daß die Aufnahme in den öffentlichen 
Dienst und die Verwendung im öffentlichen 
Dienst in der Provinz Bozen noch immer 
nicht im Sinne des Vertragswerkes durchge-
führt wird, . 

5 .  daß die verhältnismäßige Vertretung 
in den öffentlichen Körperschaften und Kom­
mISSIOnen, seien sie staatlicher oder halb- . 
staatlicher Natur, nicht durchgeführt ist, 

. 

6. daß nicht einmal die Durchführung 
der Doppelsprachigkeit in den öffentlichen 
Verwaltungen der Provinz Bozen vorhanden 
ist, daß es tatsächlich so ist, daß man Deutsch 
nur als Hilfssprache bezeichnet, nicht aber, 
wie es im Sinne des Pariser Vertrages liegt, 
daß die betreffenden Beamten, die in den 
betreffenden Behörden Angestellten der beiden 
Sprachen mächtig sind, 

7. daß die Anerkennung der Landes­
autonomie auf dem Gebiete der Gesetz­
gebung und der Verwaltung nicht verwirk­
licht ist, zumindest nicht in dem Maße, wie 
es sein sollte, 

8. daß die Regelung der noch offenen 
Schulfragen ausständig ist und 

9. daß die Rückgabe des unter dem Faschis­
mus zu Unrecht angeeigneten Vermögens 
ebenfalls noch in keiner Weise eine Lösung 
gefunden hat, 

so werden Sie mir zustimmen, daß es not­
wendig ist, die Forderungen der Südtiroler 
zu unterstützen. 

Von besonderer Bedeutung ist, wie ich 
früher erwähnt habe, die Tätigkeit der Körper­
schaft für die drei Venetien, der, wie sie 
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offiziell heißt, Ente di Rinascita agraria per 
le tre venezie. Diese wurde am 20. November 
1920 als Privatgesellschaft zum Zweck des 
systematischen Aufkaufes gegründet, und zwar 
teils privat, teils im Wege der Versteigerung 
von Liegenschaften und der Verpachtung 
ausschließlich an italienische Pächter. Am 
27. N ovem ber 1939 wurde das Gesetz 
Nr. 1 780 veröffentlicht, auf Grund dessen 
diese juristische Gesellschaft in eine nationale 
Körperschaft umgewandelt und direkt dem 
Ministerpräsidium unterstellt wurde. Mit De­
kret vom 30. 1 1 .  1939 und auf Grund des 
Gesetzes vom 23. 12. 1940 wurde das abermals 
geändert, und ihre Befugnisse wurden be­
deutend erweitert, und zwar mit dem Auf­
trag zum Erwerb von Gründen der Süd­
tiroler Auswanderer. Heute hat diese Gesell­
schaft über 600 Liegenschaften in ihrem 
Besitz. Diese Liegenschaften wurden nicht, 
wie statutarisch eigentlich festgelegt ist, weiter­
veräußert, zu einem großen Teil wurde für 
sie bis heute noch kein Groschen bezahlt. 
Allein der Gesamtwert der in Südtirol von 
dieser Gesellschaft heute beaufsichtigten und 
verwalteten Liegenschaften beträgt rund 3 Mil­
liarden Lire. Darunter sind aber nicht nur 
bäuerliche Liegenschaften, sondern auch 
andere, Fremdenverkehrsbetriebe und Indu­
strieunternehmungen, wie zum Beispiel der 
Marmorbruch in Laas. Daher ist hier absolut 
die Forderung zu vertreten und von Italien 
zu verlangen, erstens die nicht bezahlten Güter "an die früheren Eigentümer zurückzustellen, 
zweitens die Liegenschaften, die nicht an 
solche frühere Eigentümer vergeben werden, 
in das Vermögen der Region zurückzuführen, 
drittens habe die Region raschestens für den 
Verkauf zu sorgen, wenn möglich an die 
früheren Eigentümer, die Verkaufserlöse aber 
seien zur Unterstützung der Rückoptanten 
zu verwenden, denn die Liegenschaften sind 
letzten Endes in keiner Art nationales ita­
lienisches Vermögen, sondern rein deutsches 
Südtiroler Vermögen. 

Und nun lassen Sie mich noch ein wenig 
zu der Frage sprechen, wie es möglich war, 
daß der Einfluß Italiens in Südtirol so rasch 
und so stark gestiegen ist, und lassen Sie mich 
auch untersuchen, welche Gründe dazu vor­
handen waren. Wenn ich Ihnen kurz das 
Ergebnis der Regionalwahlen in Südtirol von 
1 952 vor Augen führen darf - weil man damit 
einen richtigen Einblick in die Situation der 
deutschen Bevölkerung in Südtirol be­
kommt -, dann ergibt sich folgendes : Bei 
diesen Regionalwahlen gab es 200. 103 Wahl­
berechtigte ; gültige Stimmen wurden ab­
gegeben 173 .879, und z.war für die einheitliche 
Edelweißliste, also für die Liste der Deutschen, 
1 1 2.607 Stimmen und für den deutschen 

Linksblock 609 Stimmen, insgesamt also 
65,14 Prozent deutsche Stimmen. Der ita­
lienische Bevölkerungsanteil betrug daher im 
Jahre 1952 rund 36 Prozent. Dieser italienische 
Bevölkerungsanteil verteilte sich auf Bozen 
mit nahezu der Hälfte, 49 Prozent, auf Meran 
mit 14 Prozent, auf Brixen mit 4 Prozent 
und auf das übrige Südtirol mit 33 Prozent, 
Bohin im übrigen Südtirol - also von den 
Städten Bozen, Meran und Brixen abgesehen -
lediglich 1 1 ,6 Prozent der Gesamtstimmenzahl. 
Ich habe deshalb nicht die Zahlen der Wahlen 
des letzten Jahres herangezogen, weil bei den 
letzten Wahlen das Militär mitgewählt hat 
und sich infolgedessen kein richtiges Bild er­
geben hätte. 

Wie war es nun möglich, daß der italienische 
Bevölkerungsanteil VOn rund 2 Prozent im 
Jahre 191 1 auf 36 Prozent im Jahre 1954 
angestiegen ist ? Selbstverständlich wurde 
zum Zwecke dieser zwangsweisen Italiani­
sierung in Südtirol nicht nur e i n e  Maßnahme 
getroffen, sondern es war eine Reihe von 
Maßnahmen, Maßnahmen auf politischer 
Ebene, Maßnahmen aber auch auf wirtschaft­
licher Ebene. Auf wirtschaftlicher Ebene ist 
besonders die gewaltsame Industrialisierung 
zu erwähnen. 

Es ist außerordentlich interessant, sich kurz 
einen Rückblick zu verschaffen auf die Art 
und Weise, wie diese Industrialisierung, in 
Wirklichkeit Italianisierung Südtirols, beson­
ders im Gebiet von Bozen erfolgt ist. Der 
sprunghafte Anstieg der italienischen Be­
völkerung, besonders ab 1 935, ist eine Folge 
der Industrialisierung. Die IndustrieaJisierung 
Südtirols aber ist ein Politikum. Sie wurde 
seinerzeit von Mussolini beschlossen, als sich 
andere Mittel zur Italianisierung des Landes 
als ungenügend erwiesen. Mit Königlichem 
Gesetz vom 28. September 1 934 wurde die 
Schaffung der Industriezone verfügt. Für 
sie waren keine natürlichen Voraussetzungen 
vorhanden : industrielle Rohstoffe fehlten, 
Arbeitskräfte fehlten, Wohnraum fehlte, inten­
siv bewirtschafteter landwirtschaftlicher Boden 
mußte enteignet werden. Die wirtschaftlich 
denkende italienische Industrie weigerte sich 
vorerst, unter diesen Umständen Betriebe 
an der äußersten Nordgrenze des Landes zu 
errichten. 

Weil es auf freiwilligem Wege gar nicht ging, 
wurden mit Ministerialdekret vom 4. Juni 1935 
Staatssubventionen und Steuerbefreiungen für 
Firmen zugesichert, die ihren Betrieb bis 
30. Juni 1944 in Boz.en errichten. Mit Mini­
sterialdekret vom 14. April 1936 wurden ihnen 
verbilligte Frachttarife zugestanden. Die Auto­
mobilfabrik Lancia, Turin, und die Stahlwerke 
Falck wurden trotz größten Widerstandes 
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der Betriebsleitung gezwungen, Betriebe in 
Bozen zu errichten. 

In vollem Ausmaß setzte der Ausbau der 
Industriezone erst in den Jahren 1937 bis 1 940 
ein, als die Autarkiepolitik Mussolinis keine 
natürlichen wirtschaftlichen Hemmnisse mehr 
kannte. Es wurde damals errichtet : die Auto­
mobilfabrik Lancia, Sitz in Turin, als größter 
Betrieb mit einem Höchststand im Krieg von 
5000 Arbeitern : Verarbeitung der vom Stamm­
sitz Turin gelieferten Halbfabrikate, Teil­
montage, Rücktransport nach Turin zur Fertig­
stellung ; das Aluminiumwerk Montecatini, 
Sitz Mailand, Rohstoff, nämlich Bauxit, von 
Istrien ; Stahlwerk Falck, Sitz in Mailand : 
Rohstoff, und zwar Kiesabbrände, Eisen­
schrott, aus den alten Provinzen ; das 
Magnesiumwerk SAlM, Sitz in Rom, und das 
Karosseriewerk Viberti, Sitz in Turin, um 
nur die wesentlichen ZU erwähnen. Der 
politische Charakter dieser Gründungen erhellt 
daraus, daß es den Betriebsleitungen verboten 
war, Südtiroler Arbeiter und Arbeiter aus 
dem ben ach barten Trentino zu beschäftigen. 
Sie wurden durchwegs aus den alten Provinzen 
herausgezogen. Ungefähr gleichzeitig mit der 
Schaffung der Industriezone Bozen erfolgte 
ein intensiver Ausbau der Wasserkräfte des 
Landes, manchmal unter Hintansetzung wirt­
schaftlicher Momente wie beim Reschenwerk 
der Montecatini. Aber auch nach 1945 wurde 
dieser systematische Plan seitens der Italiener 
konsequent weitergeführt. 

Nach dem Kriege plante ein Teil der Stamm­
firmen, ihre Bozener Betriebe aufzulösen, 
beziehungsweise an den Stammsitz zurück­
zuverlegen, da mit weiteren staatlichen 
Stützungsaktionen nicht mehr gerechnet wurde 
und sie sich ohne diese nicht aufrechterhalten 
ließen. Die Lancia-Werke verlegten ihr Fach­
arbeiterpersonal bereits nach Turin zurück. 
Diesen Bestrebungen widersetzten sich nun 
die italienischen Kreise Bozens und die ita­
lienische Regierung, die auch weiterhin auf 
die Anwesenheit einer möglichst großen Zahl 
von Italienern in Bozen Wert legte. 

Als 1 948 eine neue Krise, insbesondere 
bei den Lancia-Werken und verwandten Be­
trieben, wie Viberti, ausbrach und es zu Un­
ruhen in dem Turiner Lancia-Werk wegen 
bevorzugter Arbeitsvergebung an den Betrieb 
in Bozen kam, erfolgte ein neuer Plan, das 
Bozner Lancia-Werk, das nur mehr mit 
2000 Arbeitern arbeitete, aufzulassen. Da 
auf einmal erhob sich der geschlossene Wider­
stand aller italienischen Parteien unter Füh­
rung der Kommunisten ; das Lancia-Werk 
Bozen ist als Hochburg der Kommunisten 
j a  allgemein bekannt. Schließlich erlangte 
- und das ist typisch - der kommunistische 

Sekretär der Bozner Arbeiterkammer Bettini­
Schettini in einer persönlichen Unterredung 
mit Ministerpräsident Degasperi dessen Zu­
sage, daß die Regierung einschreiten werde, 
um die Bozner Industriezone unter allen 
Umständen aufrechtzuerhalten. Als Ausweg 
hiefür sah man die Hinausgabe von mili­
tärischen Aufträgen, und solche sind auch 
dann in reichlichem Maße erfolgt. Minister­
präsident Degasperi erreichte bei seinem Auf­
enthalt in den USA im September 1951 den 
Einschluß der Bozner Industriezone neben 
Livorno, Porto Marghera usw. in das wirt­
schaftliche Zusatzabkommen vom 10.  Februar 
1948 zwischen den USA und Italien - Ar­
tikel 5 -, die Billigung des Gesetzes vom 
14. Dezember 1948 durch die USA und ameri­
kanische Kapitalinvestitionen zur Durch­
führung dieses Gesetzes. 

In der Bozner Industriezone arbeiten heute 
34 Betriebe mit rund 6000 Arbeitern. Eine . 
Reihe kleinerer Betriebe verarbeitet heimische 
Rohstoffe. Es ist aber Tatsache, daß alle diese 
Betriebe keineswegs rentabel arbeiten, und 
das erhellt ja auch daraus, daß es all diesen 
Betrieben nicht gestattet ist, eine eigene 
Bilanz zu legen, sondern daß die Bilanzierung 
für diese in der Provinz Bozen bestehenden 
Unternehmen in ihren Stammhäusern erfolgt. 
Also in Mailand oder Turin bilanzieren diese 
Unternehmungen, damit ihre Verluste nicht 
aufscheinen, sondern in den Gesamtgewinnen 
der Stammhäuser untergehen. 

Durch diese gewaltsame Industrialisierung 
wird selbstverständlich das Bevölkerungsbild 
der Provinz wesentlich geändert. Die freie 
christliche Gewerkschaft CISL konnte in den 
ersten Jahren nach 1 948 in der Lancia einige 
Erfolge erzielen und 4 von 9 Betriebsrats­
mandaten erringen. Seit 1952 erfolgte eine 
neue Radikalisierung : Juli 1952 7 von 9 Be­
triebsräten Angehörige der Kommunistischen 
Partei, 74 Prozent der Stimmen. 1953 : das­
selbe. Juli 1954 : ursprünglich Einheitsliste 
von freier Gewerkschaft und kommunistischer 
Gewerkschaft zwecks gemeinsamen Vorgehens 
gegen den Industriellenverband. Bruch dieses 
Abkommens infolge Ablehnung des Vertrages 
vom 17. Juli durch die FlOM. Die Folge war 
die Parole der kommunistischen FlOM zur 
Wahlenthaltung. Die Folge dieser Parole 
war, daß sich nur 107 von 220 Angestellten, 
also 49 Prozent, und 259 von 2066 Arbeitern, 
also 13 Prozent, an dieser Wahl beteiligt 
haben. Man kann also annehmen, daß sich 
die Anhängerschaft der kommunistischen Ge­
werkschaft weiterhin vergrößert hat. Aus der 
Belegschaft der Lancia-Werke kommen zahl­
reiche führende Kommunisten der Provinz, 
so ist Giovanni Borsi aus Florenz höherer 
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Angestellter der Lancia, seit März 1954 im 
Provinzialausschuß der KPI. Das Lancia­
Werk wird deshalb auch von italienischer 
Seite als Hochburg des Kommunismus be­
zeichnet. 

Diese Daten wurden auch im "Alto Adige" 
vom 24. Juli 1954 veröffentlicht, und es ist 
interessant, feststellen zu müssen, daß die 
italienische Zuwanderung in Südtirol nicht 
nur eine Gefahr für das dort lebende deutsche 
Element ist, sondern daß durch diese Zu­
wanderung ein Vormarsch des kommunistischen 
Gedankengutes mitten in Europa erfolgt. 

In den Jahren 1948 bis 1953 wanderten 
79.844 Personen in die Provinz Bozen zu, 
64.661 wanderten ab, das ergibt einen Zu­
wanderungsüberschuß von 1 5 . 1 83 Personen. 
Bei den Parlamentswahlen vom 18.  April 1948 
erhielten die beiden Linksparteien 13 .000 Stim­
men, bei den Wahlen vom 7 .  Juni 1953 20.000 
von insgesamt 79.000 Stimmen, Gewinn sohin 
7000. Im gleichen Zeitraum verlor die Christ­
lich-Demokratische Partei 2700 Stimmen, ob­
wohl gegenüber 1 948 15.000 italienische Mehr­
stimmen abgegeben wurden. Der Zuwachs 
entfiel also zu 47 Prozent auf die Links­
parteien. 25 Prozent aller italienischen Wähler 
in der Provinz Bozen gaben den Linksparteien 
ihre Stimmen. 

Aber noch interessanter ist die Betrachtung 
der Verhältnisse in der Stadt Bozen. In 
den Jahren 1948 bis 1953 wanderten 22 .510 Per­
sonen in die Stadt Bozen zu , 16.449 wanderten 
ab, Zuwanderungsüberschuß daher 6061 Per­
sonen. Bei den Parlamentswahlen vom 18.  April 
1 948 erhielten die beiden Linksparteien 
7006 Stimmen, am 7. Juni 1953 10.379 Stim­
men, Gewinn 3300 Stimmen. Die Christlich­
Demokratische Partei verlor im selben Zeit­
raum 2817 Stimmen, obwohl gegenüber 1948 
6800 italienische Mehrstimmen abgegeben wur­
den. Der Zuwachs entfiel also zur Hälfte auf 
die Linksparteien. 28,8 Prozent aller ita­
lienischen Wähler in der Stadt Bozen gaben 
den Linksparteien ihre Stimme, 47 Prozent 
in den Arbeitervierteln Bozens. Es ergibt 
sich die interessante Tatsache, daß die Ameri­
kaner, die sonst so ängstlich darauf bedacht 
sind, die kommunistische Ideologie in Europa 
zurückzudrängen, das Vordringen der kommu­
nistischen Ideologie in Südtirol bezahlen. 

Es genügt nicht, wenn heute die italienische 
Regierung bereit ist, in kleineren, sekundären 
Fragen ein Entgegenkommen zu zeigen. Es 
ist notwendig, daß die italienische Regierung 
endlich einmal hergeht und endlich im Sinne 
des Pariser Vertragswerkes diejenigen Maß­
nahmen in Südtirol trifft, die notwendig sind, 
um tatsächlich den Bestand der Südtiroler 
Bevölkerung auch in Zukunft zu erhalten. 

Es gibt meines Erachtens kein größeres Unrecht, 
als gleiches Recht für verschiedene Dinge zu 
setzen. Die Autonomie, die ursprünglich 
für die Provinz Bozen gedacht war, ist ja  
nicht dem geographischen Teil dieses Landes 
gegeben worden, sondern sie wurde der Süd­
tiroler Bevölkerung gegeben, damit sie ihre 
Existenz aufrechterhalten kann. Diese Auto­
nomie wurde aber schon dadurch sehr ver­
wässert, daß sie nicht der Provinz Bozen allein, 
sondern der Region gegeben wurde, daß also 
ein Zusammenschluß zwischen der Provinz 
Bozen und der Provinz Trient erfolgt ist, 
in welcher dann selbstverständlich die deutsche 
Bevölkerung wieder die Minderheit hat.  

Es muß also vor allen Dingen einmal eine 
Klärung über die Tragweite des Pariser Ab­
kommens zwischen Südtirol und Italien er­
folgen, aber, so glaube ich, es muß darüber 
auch seitens Italiens und Österreichs gesprochen 
werden, denn es geht doch nicht an, daß der 
eine Vertragspartner über den Vertrag diesel' 
Meinung und der andere anderer Meinung ist. 
Wenn auch das österreichische Außenmini­
sterium in dieser ganzen Frage Südtirol sehr, 
sehr ruhig war, so glaube ich nicht, da ß die 
Vertreter des österreichischen Außenmini­
steriums und daß der österreichische Außen­
minister wirklich über das Vertragswerk in 
Paris der Meinung sind, wie sie die Italiener 
an den Tag legen, sondern ich bin überzeugt, 
daß auch der Herr Außenminister der gleichen 
Auffassung über das Vertragswerk ist wie die 
Südtiroler. Es ist also eine Klärung über 
die Tragweite dieses Abkommens zu erzielen 
und vor allem auch eine Erweiterung dieses 
Abkommens anzustreben. 

Im übereinkommen zwischen Jugoslawien 
und Italien ist eine Schiedskommission vor­
gesehen. Ein sch werer Fehler des Pariser 
Vertrages ist, daß dort eine Schiedskommission 
nicht vorgesehen ist. Es wäre daher sehr 
gut und für die Deutschen in Südtirol von 
außerordentlich großem Vorteil, wenn die 
österreichische Regierung sich darauf verlegen 
würde, im Verhandlungswege eine solche 
Schiedskommission nachträglich zu erreichen. 
Ich bin nämlich sicher, daß eine solche Schieds­
kommission früher oder später wird errichtet 
werden müssen, weil sonst überhaupt die 
offenen Fragen nicht geregelt werden können. 
Denn was muß man sich denken, wenn schon 
seitens Italiens von gewissen Kreisen über­
haupt die Berechtigung des Pariser Abkommens 
bestritten wird 1 Dr. Caioli hat am 5. Sep­
tember 1954 im "Alto Adige" einen Artikel 
geschrieben, worin er überhaupt die Gültigkeit 
des Abkommens in Frage stellt. Ja, wenn 
bereits seitens Italiens solche Zweifel auf­
tauchen, dann wird es notwendig sein, daß sich 

52. Sitzung NR VII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)30 von 87

www.parlament.gv.at



52. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VII. GP. - 1. Dezember 1954 2273 

die beiden Vertragspartner ausschließlich zur 
Bereinigung dieses Zweifels zusammensetzen. 

Es ist sicherlich bedauerlich, wenn oft 
auf gewissen Gebieten von Italien auf Kleill­
lichkeiten Wert gelegt wird, die ja kaum 
mehr von besonderer Wichtigkeit sind und 
kaum erwähnt werden müssen. Aber man 
sieht diese Kleinlichkeit daraus, wenn ich 
Ihnen erzähle, daß beispielsweise dann, wenn 
in irgendeinem Ort in Südtirol ein Theater­
stück, ein Volksstück aufgeführt werden soll, 
dieses Volksstück in verschiedenen Abschriften 
nach Rom gesendet werden muß .  Es müssen 
sehr teure Stempel bezahlt werden, und 
dann nach zwei Monaten kommt die Bewilli­
gung. Wenn nun für irgendeinen Ort in 
Südtirol dieses Theaterstück bewilligt ist und 
man will es jetzt beispielsweise in Klausen 
auch aufführen, so glauben Sie etwa 
nicht, daß in Klausen dieses Theaterstück 
aufgeführt werden darf, weil es ja in Brixen 
bereits bewilligt wurde, sondern die Klausener 
müssen dasselbe Theaterstück mit den nötigen 
anderen Abschriften nach Rom schicken und 
wieder auch dort dafür die gleiche Bewilligung 
beantragen. 

Wenn man auch, wie ich schon erwähnt 
habe, in Südtirol heute feststellen kann, daß 
die Italiener in einzelnen kleineren Punkten 
eine Bereitschaft zeigen, nachzugeben, so muß 
immer wieder festgestellt werden, daß diese 
Fragen sekundärer Bedeutung sind und keine 
Lösung des Problems bilden können und daß 
endlich einmal nach so vielen Jahren daran­
gegangen werden muß, eine Generallösung zu 
finden, das heißt, daß die Grundbedingnisse 
geschaffen werden, damit der Vertrag erfüllt 
werden kann. 

Ich habe zum Jahresbeginn heuer, wahr­
scheinlich auf Grund der hier in diesem Hause 
gehaltenen Reden, von einer bekannten Per­
sönlichkeit aus Südtirol einen Brief bekommen. 
In diesem Brief ist folgender Satz enthalten : 
"Und nun möchte ich mir erlauben, Ihnen als 
Politiker und Parlamentarier unser Südtiroler 
Anliegen auf das wärmste ans Herz zu legen, 
verbunden mit der Hoffnung, daß die öster­
reichische Regierung im Jahre 1954 in der 
Verfechtung unserer und ihrer vitalen Inter­
essen mehr Entschlossenheit und :Mut an den 
Tag legen werde, als dies während der Amts­
zeit des gewesenen Außenministers der Fall 
war. " 

Ich möchte damit zum Schluß kommen und 
sagen, daß dieser Briefschreiber sicherlich 
jetzt feststellen wird müssen, daß er zu ­
mindest für das Jahr 1 954 abermals enttäuscht 
wurde. Aber ich bin überzeugt, daß derselbe 
Mann dieselbe Hoffnung für das Jahr 1955 
hegt, und ich möchte den Herrn Außen­
minister bitten, diese Worte eines Südtirolers 

schon ernst zu nehmen und zu versuchen, 
daß im Jahre 1 955 das erreicht wird, was 
zur Erhaltung des Deutschtums in Südtirol 
schon längst hätte erreicht werden sollen. 

Es sind in wenigen Jahren sechs J ahr­
hunderte, daß unter Rudolf dem Stifter Tirol 
mit Österreich vereinigt wurde. Auf dem 
Denkmal Andreas Hofers am Berg Isel steht 
es ehern : "So lange die Berge ragen und unsere 
Herzen schlagen, bleiben sie felsengleich Schutz 
und Schild für Österreich. " Tirol hat diese 
Treue Österreich durch alle Jahrzehnte ge­
halten, es hat diese Treue gehalten selbst zu 
einer Zeit, als das Haus Habsburg Tirol für 
eine Zeit abschreiben mußte. Ich glaul)e, 
Tirol - und Tirol ist Südtirol und N ordtirol -
hat es verdient, daß sich ganz Österreich und 
mit Österreich die österreichische Regierung 
für die Erhaltung Südtirols und der deutschen 
Menschen in Südtirol einsetzt ! (Lebhafter 
Beifall bei der WdU.) 

Präsident Hartleb (der inzwischen den Vor­
sitz übernommen hat) : Als nächster Redner 
ist zum Worte gemeJdet der Herr Abg. Ernst 
Fischer. Ich erteile es ihm. 

Abg. Ernst Fischer : Meine Damen und 
Herren ! Wir haben bisher in der außenpoli­
tischen Debatte zum Teil recht langatmige 
Ausführungen darüber gehört, wie viele Kom­
munisten im Jahre 1945 oder 1947 in den 
Lancia-Werken gewählt wurden (Abg. Kindl : 
Zuviel !) , welche Prozedur man braucht, um 
ein Theaterstück in Südtirol aufzuführen oder 
nicht. Wir haben darüber gehört, daß es 
zweckmäßig wäre, in Manila oder anderswo 
Vertretungen Österreichs zu errichten, in 
Franco-Spanien endlich einmal - da wir 
eine Demokratie sind - auch eine Ver­
tretung zu errichten. Aber wir haben eigent­
lich nicht allzuviel über die Schicksalsfrage 
der österreichischen Außenpolitik gehört, und 
man mußte nach dem bisherigen Verlauf der 
außenpolitischen Diskussion den Eindruck 
haben, Österreich liege auf dem Mond, außer­
halb der großen europäischen, außerhalb der 
großen internationalen Ereignisse. Meine Da­
men und Herren ! Österreich liegt mitten in 
einem Schnittpunkt der europäischen und der 
internationalen Ereignisse. Es scheint mir 
daher notwendig, von den Schicksalsfragen 
Österreichs in der außenpolitischen Diskussion 
zu sprechen. 

In der Ersten Republik war die Beziehung 
zwischen Österreich und Deutschland die 
Schicksalsfrage der österreichischen Außen­
politik. Aus dieser Problematik, aus einer 
verhängnisvollen Unterschätzung der vom 
deutschen Imperialismus drohenden Gefahr 
ist für unser Land und Volk in der Ersten 
Republik die Katastrophe hervorgegangen. 
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Abermals wird nun das Verhältnis zu Deutsch­
land zum außenpolitischen Zentralproblem, 
und Staatsvertrag, Unabhängigkeit, gesicherte 
Entwicklung hängen aufs engste mit diesem 
Problem zusammen. 

Wenn wir Abgeordneten der Volksopposition 
. in den vergangenen Jahren davor warnten, 

die Wiedergeburt des deutschen Imperialismus 
und Militarismus zu unterschätzen, hat man 
uns geantwortet, das sei parteipolitische Pro­
paganda. Die Regierungspolitiker behaupteten, 
niemand denke an Anschluß,  die Unabhängig­
keit Österreichs werde in Westdeutschland 
als unantastbar anerkannt. Vor den Wahlen 
in Wien und Niederösterreich kündigte die 
Regierungspresse an, daß eine feierliche Er­
klärung der Bonner Regierung für die Un­
abhängigkeit Österreichs unmittelbar bevor­
stehe ; obwohl der Wert solcher Erklärungen 
sehr fragwürdig ist. Sogar der Abg. Tonci6 
hat j üngst daran erinnert, wie viele bindende 
Zusagen an Österreich von Deutschland ge­
brochen wurden. Nicht einmal zu einer solchen 
offiziellen Erklärung hat sich die Bonner Re­
gierung bereit gefunden. Das Gegenteil ist 
geschehen : Der höchste westdeutsche Verwal­
tungsgerichtshof hat einen Urteilsspruch ge­
fällt, daß Österreich nach wie vor ein Teil 
Deutschlands sei, daß der Anschluß Österreichs 
nach wie vor zu Recht bestehe, ja daß er als 
Völkerrecht zu gelten habe. (Abg. K i n d l :  
Eine völlige Verzeichnung !) 

Man kann diese freche Behauptung juridisch 
mühelos widerlegen. Die Annexion Österreichs 
wurde völkerrechtlich für null und nichtig 
erklärt. Westdeutschland ist völkerrechtlich 
nicht befugt, im Namen Deutschlands zu 
sprechen, denn Deutschland ist 1945 als Staat 
zusammengebrochen und wurde bisher als 
Staat nicht wiederhergestellt, da zwei deutsche 
Staaten einander gegenüberstehen : die Deut­
sche Bundesrepublik und die Deutsche Demo­
kratische Republik. Die juridische Ungeheuer­
lichkeit des westdeutschen Urteilsspruches ist 
offenkundig. 

Aber es geht ja gar nicht um Jurisprudenz, 
es geht um Politik. Mit Recht hat die katho­
lische Zeitschrift "Die Furche" in einem 
eindrucksvollen redaktionellen Artikel fest­
gestellt : "Gerichtsentscheide sind immer, in 
allen Staaten und Gesellschaften, signifikante 
Dokumentationen einer politischen Gesinnung 
und Willensbildung. . . .  Es geht also nicht 
an, hier von Spezialirrtümern von Spezialisten 
zu sprechen. Hier ist eine entschiedene Ge­
sinnung bekundet worden, die österreichischer­
seits verbietet, die Vogel-Strauß-Politik der 
letzten Jahre fortzusetzen (sie wird" - so 
fügt die Zeitschrift "Furche" hinzu - "von 
den zahlreichen Interessenten und Nutznießern 

dieser Politik auf j eden Fall fortgesetzt 
werden, zu hoch sind die Preise und Ent­
gelte - gerade deshalb ziemt es verantwor­
tungsbewußten Staatsbürgern, den Schleier 
von Dingen zu lösen, die aller Welt offen 
sichtbar geworden sind) ." So weit die "Furche" . 

Meine Damen und Herren ! Man muß die 
Schleier von diesen Dingen lösen. Man muß 
aussprechen, daß viele der Bonner Macht­
haber die Unabhängigkeit unseres Landes 
nur als Provisorium betrachten. Die "Furche" 
hat den Mut, Tatsachen aufzudecken, die der 
österreichischen Regierung bekannt sind, aber 
dem österreichischen Volk verheimlicht werden. 

Die Zeits�hrift stellte fest : " Der Österreicher 
galt und gilt in vielen deutschen Kreisen als 
eine fragwürdige Erscheinung, zumindest als 
ein offenes Provisorium. Selbst wohlwollendste, 
unserem Lande an sich zugetane Kreise in 
Deutschland erkundigen sich diskret, inwieweit 
unsere heutige Regierung Verrat treibe . . .  ; 
halten es für selbstverständlich, daß die über­
wiegende Mehrheit in Österreich auch heute 
noch für den Anschluß sei, ,natürlich'.  So wird 
es ja in den westdeutschen Schulbüchern 
landauf landab den Kindern eingehämmert. " 
Das schreibt eine katholische Zeitschrift in 
Österreich. 

Was hat die österreichische Regierung ge­
tan, um dieser Anschlußpropaganda in West­
deutschland entgegenzutreten ? Die ÖVP-Poli­
tiker haben in Wahlreden gesagt : Machen wir's 
den Deutschen nach ! Sie haben mit Kessel­
ring konferiert, wie der Abg. Gorbach, und 
mit der Bonner Regierung verdächtige Be­
ziehungen angeknüpft. Auch der Vizekanzler 
Schärf sprach von den verdächtigen Rei­
senden, die zwischen Wien und Bonn hin- und 
hergehen. Aber unsere Regierungspolitiker 
haben niemals, mit keinem Wort gegen die 
antiösterreichischen Umtriebe in Westdeutsch­
land protestiert. 

Die "Furche" hat auch diese beunruhigende 
Unterlassung durch Beispiele dargetan und 
hat hinzugefügt : "Wir hatten Gelegenheit, bei 
hundert Reden, auf Kongressen, bei Auf­
märschen, in Zeitungen und Büchern und 
soeben wieder in politischen Aktionen in 
Deutschland laut und vernehmlich zu hören : 
das heutige Österreich ist ein Provisorium, 
Österreich ist ein Teil des deutschen Reiches 
und als solcher berufen, die Last und Größe 
seiner Geschichte mitzutragen. Wie es der 
Bonner Abgeordnete zum Bundestag, Prinz 
Löwenstein, so schön formulierte : mitzuwirken 
an der Befreiung des deutschen Ostens und 
Westens." 

Dieser Artikel der "Furche" läßt sich durch 
viele andere Tatsachen ergänzen. Erinnern 
wir uns etwa an die Reden der westdeutschen 
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Minister Kaiser und Seebohm, in denen die 
Wiederherstellung Großdeutschlands mit Ein­
schluß Österreichs als unverrückbares Ziel 
proklamiert wurde. Ich erinnere daran, daß 
vor wenigen Tagen auf einer Berliner Ver­
sammlung eine solche Rede, in der einer 
dieser Minister sprach, gehalten wurde. Denken 
wir an die kategorischen Forderungen west­
deutscher Konzerne auf Rückgabe des so­
genannten Deutschen Eigentums, Forderungen, 
denen leider der Bundeskanzler Raab zuge­
stimmt hat. Ich weiß nicht, ob er dazu die 
Ermächtigung der gesamten Regierung hatte. 

Beobachten wir die deutschen Umtriebe in 
Österreich, die Tätigkeit westdeutscher Abge­
sandter in österreichischen Kameradschafts­
bünden, die Invasion westdeutscher Generäle 
und Offiziere, die in Österreich Reden halten, 
als seien wir noch die Ostmark Hitlers, als 
seien die Österreicher noch immer Rekruten 
der Hitler- Armee. 

Diese gesamte Politik in Westdeutschland, 
die keine Grenze zwischen Deutschland und 
Österreich anerkennt und systematisch auf 
einen neuen Anschluß hinarbeitet, hat in dem 
Urteilsspruch des westdeutschen Gerichtshofes 
ihre grelle, provozierende Formulierung ge­
funden. Wir haben es begrüßt, daß die Sozia­
listische Partei in einer dringlichen Anfrage 
die juridisch getarnten Angriffe gegen die 
Unabhängigkeit Österreichs im Parlament zur 
Sprache brachte. Aber die nichtssagende 
Antwort des Bundeskanzlers hat uns be­
stürzt. Wir halten es für widersinnig, ja für 
entwürdigend, daß die Regierung mit dem 
Bonner Regime über die Auslegung eines 
frechen Urteilsspruches verhandeln will, statt 
in klarer und scharfer Form zu protestieren. 

Was gibt es da zu verhandeln 1 Was will 
man mit Leisetreterei erreichen, wenn man 
sich in einem Nachbarlande anmaßt, uns 
die völkerrechtliche Unabhängigkeit abzu­
sprechen � (Zwischenrufe.) Wenn man die 
Österreicher in Westdeutschland als deutsche 
Staatsbürger ansieht, dann tut man es doch 
nicht, um ihnen Renten auszubezahlen, son­
dern um sie heute zu Wählern und morgen 
zu Soldaten einer neuen deutschen Wehrmacht 
zu machen ! Wenn es nur um ein Gerichts­
urteil und nicht um eine poJitische Haltung 
ginge, hätte der Bundeskanzler Adenauer 
sofort die offizielle Erklärung abgegeben, daß 
der Anschluß null und nichtig ist, daß die 
Österreicher, wo immer sie leben, Österreicher 
sind und nicht deutsche Staatsbürger. (Zwi­
schenrufe. ) 

Adenauer hat bisher eine solche offizielle 
Erklärung nicht abgegeben, wohl aber hat 
der Ministerpräsident der Deutschen Demo­
kratischen Republik, Otto Grotewohl, den 

Anlaß wahrgenommen, um die Unabhängigkeit 
Österreichs feierlich im Namen der Regierung 
vor der Volkskammer zu bekräftigen. Obwohl 
nicht ein ostdeutsches, sondern ein west­
deutsches Gericht uns Österreichern das Recht 
auf Unabhängigkeit absprach, hat Grotewohl 
erklärt: 

" Die Auffassung der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik ist, daß 
die Entscheidung des Bundesverwaltungs­
gerichtes und die entsprechende Anweisung des 
bayerischen Innenministers sowie des Landes­
wahlleiters von Westberlin völkerrechtswidrig 
ist. Der sogenannte Anschluß Österreichs an 
den Hitler-Staat war nichts anderes als ein 
Akt der Gewalt, eine Aggression, die einen 
Verstoß gegen die Grundprinzipien des Völker­
rechtes, insbesondere gegen die Achtung der 
Souveränität und des Selbstbestimmungs­
rechtes eines jeden Staates darstellt. Die Ent­
scheidung des Bundesverwaltungsgerichtes ist 
eine für das österreichische Volk beleidigende, 
für das deutsche Volk aber beschämende Ent­
scheidung. Sie ist ein unverhüllter Recht­
fertigungsversuch Adenauerischer Gerichte für 
die faschistische Politik der Aggression u.nd 
der Versklavung anderer Völker. Die Ent­
scheidung ist eine offene Förderung der faschi­
stischen und militaristischen Kräfte Deutsch­
lands, die erneut den Großreich-Gedanken 
propagieren, einen zweiten Anschluß Öster­
reichs fordern. Von seiten der Deutschen 
Demokratischen Republik wurde und wird di� 
Unabhängigkeit des österreichischen Staates 
geachtet. Die s'einerzeit erfolgte Zwangs­
verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit 
an österreichische Staatsangehörige ist auf dem 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Re­
publik nicht gültig." 

Meine Damen und Herren! Es ist be­
schämend für die österr':)ichische Regierungs­
presse, daß diese Erklärung des ostdeutschen 
Regierungschefs unterschlagen wurde, daß nur 
einige wenige zusammenhanglose Sätze heraus­
gerissen wurden, obwohl es für das österreichi­
sche Volk nicht uninteressant gewesen wäre, 
zu wissen, daß es ein Deutschland gibt, das 
den Anschluß als null und nichtig, die Unab­
hängigkeit Österreichs als unantastbar be­
trachtet. 

Man hat nun in einer nicht sehr würdevollen 
Form versucht, irgendwie an den Bundes­
kanzler Adellauer heranzukommen, ihn an­
zubetteln, ihn zu beschwören, er möge doch 
auch irgendeine Erklärung abgeben. Der 
Bundeskanzler Adenauer hat keine Regierungs­
erklärung abgegeben, hat nicht im Namen der 
Regierung gesprochen, sondern hat einem 
österreichischen Journalisten gegenüber ein 
Interview gewährt. Meine Damen und Herren! 

173 
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Ein Interview, in dem um die entscheidenden 
Fragen herumgegangen wird, ein Interview, 
in dem festgestellt wird, die Unabhängigkeit 
ist eine Gegebenheit, mit der man sich abzu­
finden hat und damit Schluß, ist kein 
Ersatz für eine Regierungserklärung. Wenn 
man in Westdeutschland wirklich keinen An­
schlußgedanken hegt, dann wäre es Pflicht 
der westdeutschen Regierung gewesen, so 
wie der Ministerpräsident Otto Grate wohl 
gegen ' das Urteil des Verwaltungsgerichtshofes 
aufzutreten und ein Gesetz zu beschließen, 
in dem der Anschluß für null und nichtig er­
klärt wird. Solange das nicht erfolgt, sind 
solche weiche Interviews nicht nur kein Ersatz, 
sondern ein bewußtes Ausweichen vor der 
entscheidenden Frage, der wir in der Beziehung 
zu Westdeutschland gegenüberstehen. 

aber offensichtlich einige amerikanische Poli­
tiker, die Österreichs Schlüsselstellung zwischen 
Mittel- und Osteuropa nicht kennen und des­
halb auch nicht anerkennen ; diese wollen 
über Österreich erst sprechen, wenn die deutsche 
Frage bereinigt ist, wo bei es sich in den 
Couloirs der westlichen Welt herumspricht, 
daß Österreich eventuell als Abschlagszahlung 
an Deutschland, als Entgelt für die Saar und 
andere kommende Zugeständnisse bereit­
gehalten werde. Wir wollen das nicht glauben, 
erinnern aber unsere westlichen Freunde an 
den gefährlichen Irrtum der englischen kon­
servativen Regierung von 1938, die Hitler 
Österreich 'überließ ,  um ihn damit abzu­
speisen. "  

Ich bin überzeugt, daß ein Publizist wie 
Friedrich Funder . nicht ein solches Alarm-

Ein Sprecher der Sozialistischen Partei hat signal gibt, wenn er nicht über ernste Infor­
uns in der seinerzeitigen Debatte über den mationen verfügt. Im Artikel der "Furche" 
Bonner Urteilsspruch erwidert, man möge wird nicht nur allgemein von der Anschluß­
die Dinge nicht dramatisieren. Nicht wir sind gefahr gesprochen, sondern ganz konkret 
es, die dramatisieren, die Tatsachen bergen von dem Plan, die westdeutschen Machthaber 
das Drama in sich. Der Schatten der öster- für ihre Zugeständnisse in der Saarfrage durch 
reichischen Tragödie von 1938 läßt sich nicht den Anschluß Österreichs zu entschädigen. 
so leicht hinwegscheuchen. Auch damals Man kann über solche alarmierende Mit­
haben kurzsichtige Politiker des Westens, teilungen nicht mit Stillschweigen hinweg­
Chamberlain und Halifax und wie sie alle gehen, wie es unsere Regierung bisher getan 
heißen, beschwichtigend erklärt, man möge hat, und man darf sich über den abenteuerlichen 
die militaristische Entwicklung Deutschlands Charakter des deutschen Imperialismus keinen 
nicht dramatisieren, und als das Gewitter heran- Illusi�men hingeben. 
zog, hielten sie ihre Regenschirme für das Jedes Wettrüsten ist gefährlich , aber die beste Abwehrmittel. Glauben Sie wirklich, Wiedergeburt des deutschen Militarismus ist daß Deutschlands Militarisl!lus von 1954 ge- eine Gefahr die über das Wettrüsten anderer sitteter, harmloser ist als der von I933 und I934 ? Staaten w�it hinausreicht · denn in West­Glauben Sie wirklich, daß die Herren der. deutschland ist mehr politiSCher Explosiv­deutschen Konzerne und 

.�
es. de�ts��en �ne- stoff angehäuft als anderswo. In England und ralstabes vor der UnabhanwgkeIt Osterrmchs Frankreich gibt es wohl kaum nennenswerte mehr Resp�kt habe� als em de�tscher Ve:- Politiker, die einen Angriffskrieg gegen die waltungsgenchtshof . Glauben SIe, daß dIe Staaten des Ostens befürworten. In West­deutschen Machthaber für die Lief�rung vo� deutschland dagegen haben Politiker und 

�anonenfu�ter an den Westen kemen polI- Generäle offen von solchen Zielen gesprochen, tIschen PreIs fordern ? und die Masse der Flüchtlinge aus den ehe-
Österreich war im Jahre 1938 politisches maligen deutschen Ostgebieten sche'int ihnen 

Kleingeld in der Hand der westlichen Groß- ein geeignetes Reservoir für Unternehmungen 
mächte und wurde Ritler-Deutschland als von ungeheurer Tragweite. 
erste Abschlagszahlung preisgegeben, weil Die deutschen Imperialisten werden nichts Hitler vers�rochen hatte, . er werd.e l].ur. ,?-en unversucht lassen, um nach der Vorherrschaft 
�sten an.greifen. I:Ieute spIeI.t man In pohtlSC.h in Europa zu greifen. Im Augenblick halten emflußreIChen Krel�en A�erlkas abermals mIt sie es für zweckmäßig, in der Saarfrage Zu­dem Ged�nke�, �s�err�l.ch als Abschlags- geständnisse zu machen, um Frankreich nicht zahlung �ur em mllitansIertes Westdeutsch- allzu sehr herauszufordern. Zu einem Angriff land bermtzuhahen. gegen den Osten fühlen sie sich nicht stark 

Unmittelbar vor der Abreise des Bundes- genug, umsomehr, da die große Masse der 
kanzlers nach Amerika schrieb die "Furche",  Jugend in Westdeutschland den Militarismus 
deren Chefredakteur immerhin der bedeu- nicht wünscht, vor einem Krieg zurück­
tendste katholische Publizist ist : "Öster- schaudert, in dem Deutsche gegen Deutsche 
reich muß heute entschieden darauf hin- kämpfen würden. Bleibt also Österreich, um 
weisen, daß es nicht einfach nur ein Anhängsel das Machtpotential der westdeutschen Kon­
an Deutschland ist. Als solches behandeln es zerne und militaristischen Organisationen zu 
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steigern. In diesen Erwägungen spielt zweifel­
los eine Rolle, daß es schon einmal möglich 
war, Österreich zu annektieren, ohne unmittel­
bar einen europäischen Krieg heraufzube­
schwören. Es scheint dies die Linie des ge­
ringsten Widerstandes, mit Hilfe amerikani­
scher Provokateure auf einen neuerlichen 
Anschluß Österreichs hinzuarbeiten. 

Wenn wir von dieser ernsten Bedrohung 
Österreichs sprechen, möchte ich durchaus 
nicht den Eindruck erwecken, als stünden 
wir unmittelbar vor einer Aktion gegen unsere 
Unabhängigkeit. Wir möchten nur erreichen, 
daß man sich nicht länger blind und taub 
stellt, daß man die Gefahr erkennt und ihr 
rechtzeitig entgegentritt. 

Der Bundeskanzler Ing. Raab hat jüngst 
behauptet, für den Bestand unseres Landes 
sei einzig und allein das Bekenntnis unseres 
Volkes zu Österreich maßgebend und sonst 
nichts in der Welt. Wir halten eine solche 
Behauptung für leichtfertig und irreführend, 
denn auch 1938 wollte die übergroße Mehrheit 
unseres Volkes keinen Anschluß an Deutsch­
land, und dennoch wurde Österreich annektiert. 

Es scheint mir in diesem Zusammenhang 
notwendig, auf die katastrophale Rolle der 
Regierung Schuschnigg-Dollfuß-Starhemberg 
hinzuweisen, die Wegbereiter der Annexion 
Österreichs waren, weil sie die österreichische 
Demokratie, die österreichische Arbeiter­
bewegung zertrümmerten, weil Schuschnigg 
die irrsinnige Theorie vom zweiten deutschen 
Staat aufstellte, weil er erklärte, die außen­
politischen Interessen Österreichs und Hitler­
Deutschlands seien gemeinsam. Das Ergebnis 
war, daß die Kräfte des Widerstandes zer­
mürbt wurden, daß der Einmarsch der Hitler­
Armee erleichtert wurde. (Abg. Dr. Rupert 
Ro t  h : Wo war damals der Herr Fischer ?) 

Meine Damen und Herren ! Es scheint mir 
in diesem Augenblick geboten, darauf hinzu­
weisen, daß ein österreichischer Bundeskanzler 
unserer Auffassung nach nicht das Recht hat, 
dem Totengräber Österreichs einen Besuch 
abzustatten. Das mag jedem Privatmann 
vorbehalten bleiben, aber dem Chef einer 
Regierung, der nicht nur Mitglieder der ehe­
maligen Vaterländischen Front angehören, 
dem Chef einer solchen Regierung scheint es 
nach meiner Meinung nicht gestattet, diesem 
Ver der ber Österreichs in Amerika einen of­
fiziellen Besuch abzustatten. 

Ich bin überzeugt, daß heute weit mehr 
als 90 Prozent unseres Volkes jeden wie immer 
gearteten Anschluß an Deutschland ablehnen. 
Aber die Kräfte Österreichs allein genügen 
nicht, um unsere Unabhängigkeit und Un­
antastbarkeit zu garantieren. Wir sollten aus 
der Geschichte gelernt haben, daß Österreich 

starke Garantien braucht, daß seine Sicher­
heit aufs engste mit einem System gesamt­
europäischer Sicherheit zusammenhängt. Wenn 
die europäischen Staaten trotz aller Gegensätze 
ihrer Gesellschaftsordnung und ihres poli­
tischen Regimes in einem solchen System der 
allgemeinen Sicherheit zusammenarbeiten, wird 
die Zukunft Österreichs gesichert sein. Wenn 
militärische Blöcke einander gegenüberstehen, 
wenn eine Periode gesteigerten Wettrüstens 
beginnt und wenn vor allem der unberechen­
bare Faktor des deutschen Militarismus hin­
zutritt, wird die Sicherheit unseres Landes 
mehr als problematisch sein, wird Österreich 
aus eigener Kraft nicht imstande sein, seine 
Sicherheit zu garantieren. 

Meine Damen und Herren ! Wir Abgeordnete 
der Volksopposition haben uns vor der Ab­
reise des Bundeskanzlers mit einem Appell 
an die Regierung gewandt, die Bemühungen 
der Sowjetunion um eine gesamteuropäische 
Konferenz vor Ratifizierung der Pariser Ab­
kommen zu unterstützen, sich für eine solche 
Konferenz auszusprechen und sich zur Teil­
nahme bereit zu erklären. 

Wir haben darauf hingewiesen, was die 
Sowjetregierung in ihrer Note sagte : "Die 
Ratifizierung der Pariser und Londoner Ab­
kommen würde die gesamte Lage sehr kompli­
zieren und die Möglichkeit einer Regelung der 
ungelösten europäischen Probleme, vor allem 
des deutschen Problems untergraben." 

Wir haben ferner auf den Absatz hin­
gewiesen : "Die Verwirklichung dieser Pläne 
würde unvermeidlich eine Zuspitzung der 
Beziehungen zwischen den europäischen 
Staaten, Verschärfung des Wettrüstens und 
eine wesentlich gesteigerte Belastung der 
Völker Europas mit militärischen Ausgaben 
herbeiführen. In Anbetracht dessen wird es 
nur ganz natürlich sein, wenn die fried­
liebenden europäischen Völker sich genötigt 
sehen werden, neue Maßnahmen zur Gewähr­
leistung ihrer Sicherheit zu ergreifen." 

Wir haben hinzugefügt, daß Österreich 
unvermeidlich der Leidtragende einer solchen 
Zuspitzung aller Beziehungen wäre, daß aber 
die Möglichkeit besteht, die Stimme Österreichs 
zur Geltung zu bringen und, so klein unser 
Land ist, einen großen Beitrag zur europä­
ischen Verständigung zu leisten. 

Die Bundesregierung hat unseren Appell 
nicht beantwortet, wohl aber hat der Bundes­
kanzler Raab in Amerika Erklärungen ab­
gegeben, die den Interessen Österreichs wider­
sprechen und zwischen der Frage des öster­
reichischen Staatsvertrages und der Wiederkehr 
des deutschen Militarismus einen verhängnis­
vollen Zusammenhang hersteIlen. 

Die Sowjetunion hat vor längerer Zeit in 
einer Note an die Westmächte und an die 
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österreichische Regierung vorgeschlagen, die 
Beratungen über den Staatsvertrag in Wien 
miverzüglich wiederaufzunehmen. Die öster­
reichische Regierung ist wochenlang mit er­
staunlichem Stillschweigen über diese Note 
hinweggegangen. Hingegen hat der ameri­
kanische Außenminister Dulles erklärt, Amerika 
wünsche keine Verhandlungen über den Staats­
vertrag, bevor das Abkommen über die west­
deutsche Aufrüstung nicht ratifiziert ist . Zu­
erst eine neue deutsche Wehrmacht an der 
Grenze unseres Landes, dann, im Schatten 
des deutschen Militarismus, Verhandlungen 
über Österreich ! 

Man hätte erwartet, daß ' der Bundeskanzler 
diesem Versuch, das österreichische Problem 
gleichsam im Tornister westdeutscher Divi­
sionen unterzubringen, entschieden entgegen­
tritt. Er hat das Gegenteil getan. Er hat 
auf einer Pressekonferenz in Washington 
erklärt, er sei der Überzeugung, daß neue 
Verhandlungen über die österreichische Frage 
erst n a c h  der Ratifizierung der Pariser Ab­
kommen nutzbringend in die Wege geleitet 
werden könnten. "Die Ratifizierung der Pariser 
Abkommen über die Aufstellung einer west­
deutschen Armee" ,  so fügte der Bundeskanzler 
hinzu, "werde eine gesunde Grundlage für 
neue Verhandlungen über den Staatsvertrag 
schaffen. Die Ratifizierung werde ihren Ein­
druck auf die Russen nicht verfehlen. "  

Ich frage zunächst : Hat der Bundeskanzler 
diese folgenschwere Erklärung im Namen der 
Bundesregierung abgegeben oder hat er auf 
eigene Faust den Staatsvertrag zurückgestellt, 
um der deutschen Wehrmacht den Vortritt zu 
lassen � Da hat man immer wieder gesagt, 
man müsse sich hüten, das österreichische 
mit dem deutschen Problem in einen Topf 
zu werfen. Aber genau das hat der Bundes­
kanzler getan. Ja noch mehr, er hat dem 
deutschen Problem den Vorrang zugebilligt 
und Verhandlungen über den Staatsvertrag 
davon abhängig gemacht, daß der deutsche 
Militarismus wiederkehrt. 

Die Aufrüstung Westdeutschlands, so meint 
der Bundeskanzler, werde ihren Eindruck auf 
die Russen nicht verfehlen. Ich bin überzeugt, 
die Drohung mit deutschen. Divisionen wird 
in der Tat ihren Eindruck nicht verfehlen, 
weder auf die Russen noch auf alle Kräfte der 
Welt, die den Frieden wünschen, aber es wird 
nicht der Eindruck sein, den der Bundes­
kanzler erwartet. Wenn das Abkommen über 
die deutsche Wehrmacht ratifiziert werden 
sollte, wenn in Deutschland wieder die Trommel 
zum Streite' ruft, dann wird es unendlich 
schwieriger sein, die ungelösten europäischen 
Probleme zu lösen, denn Bajonette sind die 
ungeeignetsten Instrumente zur Unterzeich-

nung von Verträgen. Wir können Amerika 
nicht daran hindern, den deutschen Milita­
rismus gegen die Unabhängigkeit Österreichs 
auszuspielen, aber vom österreichischen Stand­
punkt aus ist es verantwortungslos und grenzt 
an nationalen Selbstmord, diese Politik zu 
unterstützen und der Auffassung zuzustimmen : 
Die deutsche Wehrmacht voran und Österreich 
hinterdrein ! 

Wir haben unseren Appell an die Regierung 
den sozialistischen Abgeordneten mit einem 
Begleitbrief zur Kenntnis gebracht und sie 
ersucht, ihre Kräfte gegen die Wiedergeburt 
des deutschen Militarismus für die gesamt­
europäische Verständigung und Sicherheit ein­
zusetzen. Der Klub der sozialistischen Ab­
geordneten hat uns ein von Schärf, Helmer 
und Pittermann unterzeichnetes Antwort­
schreiben übermittelt. In diesem Brief wurde 
leider zu der entscheidenden Frage der Be­
drohung Österreichs durch einen wieder­
erstehenden deutschen Militarismus nicht Stel­
lung genommen, wohl aber heißt es dort : 
"Wir fordern Sie unsererseits in Beantwortung 
Ihres Schreibens auf: Unterstützen Sie ohne 
Vor behalt die Forderung des österreichischen 
Volkes nach ehestem Abschluß des Staats­
vertrages und nach unmittelbar darauffolgen­
dem Abzug aller Besatzungstruppen." 

Ich erkläre im Namen der Abgeordneten 
der Volksopposition : Wir unterstützen diese 
Forderung. Wir sind für den unverzüglichen 
Abschluß des Staatsvertrages und für den 
schnellsten Abzug aller Besatzungstruppen 
sowohl aus Österreich wie aus den übrigen 
Ländern Europas. Wir appellieren an die 
sozialistischen Abgeordneten, diese Forderung 
nicht nur agitatorisch zu stellen, sondern ihrer 
Erfüllung politisch den Weg zu bahnen. 
Wir stellen fest, daß die Erklärung des Bundes­
kanzlers, man möge die Ratifizierung der 
Pariser Abkommen abwarten und dann erst 
neue Verhandlungen über den Staatsvertrag 
aufnehmen, dieser Forderung eklatant wider­
spricht. 

Ich frage daher die sozialistischen Mit­
glieder der Regierung und die sozialistischen 
Abgeordneten : War diese Stellungnahme des 
Bundeskanzlers mit ihnen vereinbart, oder 
hat der Bundeskanzler seine Befugnisse über­
schritten � Wenn die Sozialisten nicht wün­
schen, daß neue Verhandlungen über den 
Staatsvertrag auf einen unbestimmten Termin 
vertagt werden - und die Ratifizierung · der 
Pariser Abkommen ist ein sehr unbestimmter 
Termin ! -, wenn sie nicht wünschen, daß 
durch eine Verschärfung der Gegensätze neue 
Hindernisse entstehen, können sie nicht umhin, 
sich von der Stellungnahme des Bundeskanzlers 
entschieden zu distanzieren. Man kann doch 
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nicht in einem Atem die Aufstellung einer 
neuen deutschen Wehrmacht an unserer Grenze 
als Druckmittel gegen die Sowjetunion und 
zugleich den Abzug der sowjetischen Truppen 
fordern. Man muß doch verstehen, daß mili­
tärischer Druck voraussichtlich militärischen 
Gegendruck hervorruft, daß es verhängnisvoll 
ist, die Lösung der österreichischen Frage 
von der Wiedergeburt des deutschen Mili­
tarismus abhängig zu machen ! 

Weil wir wollen, daß möglichst schnell 
alle fremden Truppen aus Österreich abziehen, 
richten wir an die sozialistischen Abgeordneten 
das eindringliche Ersuchen, zur Erleichterung 
und nicht zur Erschwerung dieses ernsten 
Problems beizutragen. Wenn Sie wie die 
deutschen Sozialdemokraten gegen die Auf­
rüstung Westdeutschlands sind, wenn Sie 
bekunden, daß das arbeitende Volk Öster­
reichs an der Seite der deutschen Arbeiter 
den Kampf gegen den deutschen Militarismus, 
gegen die Entstehung eines neuen deutschen 
Militärstaates unterstützt, werden Sie wesent­
lich dazu beitragen, die Besetzung unseres 
Landes abzukürzen. Wenn aber beide Regie­
rungsparteien für die Aufrüstung Westdeutsch­
lands eintreten, wenn sie den Staatsvertrag 
hinter die Ratifizierung der Pariser Abkommen 
zurückstellen, wird es unendlich schwieriger 
sein, den Wunsch des österreichischen Volkes 
durchzusetzen. 

Ich wiederhole : Wir wünschen den unver­
züglichen Abschluß des Staatsvertrages, wir 
wünschen eine Beendigung des Besatzungs­
regimes. Sorgen Sie mit dafür, daß der Weg 
zu diesem Ziel nicht verrammelt, sondern 
geöffnet wird, dulden Sie nicht, daß die 
Reaktion die Unabhängigkeit Österreichs in 
Gefahr bringt, weil ihr der deutsche Mili­
tarismus wichtiger ist ! Wir brauchen keine 
deutsche Wehrmacht, wir brauchen die Un­
abhängigkeit Österreichs ! 

Zwischen uns und der Sozialistischen Partei 
gibt es viele ernste Gegensätze und Meinungs­
verschiedenheiten, aber in der Stellungnahme 
gegen den deutschen Militarismus, für Ab­
rüstung und Verständigung sollten wir doch 
eine gemeinsame Sprache finden. Die Auf­
stellung deutscher Divisionen an unserer 
Grenze, die Wiedergeburt des deutschen Mili­
tarismus wäre nicht nur eine Gefahr für die 
Unabhängigkeit unseres Landes, sondern auch 
eine Stärkung der Reaktion, ein Druckmittel 
gegen die Arbeiterbewegung. Schon einmal 
hat der Aufstieg der imperialistischen und 
militaristischen Kräfte in Deutschland die 
österreichische Reaktion zu rücksichtslosen 
Angriffen gegen die Arbeiterbewegung er­
mutigt, schon einmal hat er die Politik der 
Starhemberg, Dollfuß und Schuschnigg be­
günstigt. 

Ich bin mir durchaus bewußt, daß sich 
geschichtliche Situationen nicht in jeder Einzel­
heit wiederholen, daß die weltpolitischen 
Kräfte heute anders sind als 1 933 und 1934, 
aber nicht geändert hat sich die Tatsache, daß 
der deutsche Militarismus Österreich bedroht 
und nur für die Reaktion von Vorteil ist. 
Es ist doch kein Zufall, daß schon die Vor­
bereitungen zur Wiederkehr des deutschen 
Militarismus reaktionären Provokationen in 
Österreich Vorschub leisten. Die von der 
Reaktion geplante militaristische Kundgebung 
auf dem Heldenplatz, das niederträchtige 
Kesseltreiben gegen Major Kaes und die 
Widerstandskämpfer, die immer frechere Ver­
herrlichung der Hitler-Armee in Österreich, 
die immer aggressivere Sprache reaktionärer 
Politiker und Publizisten, das alles hängt 
doch unmittelbar mit dem Plan der deutschen 
Wiederaufrüstung zusammen ! 

Wenn zum Beispiel der Herr Abg. Stürgkh 
- heute der Sprecher der Volkspartei auf dieser 
Tribüne - nach dem Bericht der "Südost­
Tagespost" vom 3 .  November erklärte, daß 
er die Wiederaufrüstung Westdeutschlands 
für wichtiger halte als die Unterzeichnung 
des österreichischen Staatsvertrages, wenn 
Zeitungen der Regierungsparteien die geplante 
Wiederaufrüstung Deutschlands mit einem 
freudigen Ja begrüßen, als sei sie das aller­
größte Glück für Österreich, wenn Faschisten 
es wagen, Widerstandskämpfern mit der 
Hundspeitsche zu drohen, wenn schon die 
Hoffnung auf den deutschen Militarismus 
die Reaktion in Österreich so übermütig 
macht, dann kann man sich ausmalen, wie 
frech sie auftrumpfen würde, wenn der deutsche 
Militarismus gepanzert vor den Toren Öster­
reichs stünde. (Abg. Rainer :  Na, na !) 

In den Reihen der europäischen Sozial­
demokratie wächst die Erkenntnis, daß die 
Wiedergeburt des deutschen Militarismus mit 
den Zielen der Arbeiterbewegung unvereinbar 
ist, daß es unabweisbare Aufgabe der Arbeiter­
bewegung ist, gegen die Politik der militari­
stischen Blockbildungen, für Abrüstung, Ver­
ständigung, kollektive Sicherheit zu kämpfen. 

Die englische Arbeiterpartei hat nicht für 
die Ratifizierung der Pariser Abkommen ge­
stimmt. Ernste Kräfte in den skandinavischen 
und anderen Arbeiterparteien treten dafür 
ein, mit der Sowjetunion zu verhandeln, 
bevor durch die westdeutsche Aufrüstung 
eine Situation gefährlichster Spannungen ent­
steht. Vor allem aber die deutsche Sozial­
demokratie, die unmittelbar dem reaktionären 
Regime Adenauers und seiner militärischen 
Ratgeber gegenübersteht, warnt vor der ge­
planten Aufrüstung und fordert Verhandlungen 
mit der Sowjetunion, weil anders das deutsche 
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Problem, anders die europäischen Probleme und dann könne es geschehen, so sagte der 
nicht gelöst werden können. Abgeordnete, "daß gegen jede menschliche 

Der Vorsitzende der SPD, Ollenhauer, der 
weit davon entfernt ist, ein Freund der Kom­
munisten zu sein, hat erklärt, nach seiner 
Ansicht sei es für den Westen nicht möglich, 
die von der Sowjetunion vorgeschlagene ge­
samteuropäische Konferenz abzulehnen. In 
seinem Bericht über die Pariser Abmachungen 
sagte er, man stehe vor einer gefährlichen 
Verhärtung der Spaltung Deutschlands, die 
Ratifizierung dieser Abmachungen bedeute 
die Preisgabe der deutschen Wiedervereini­
gungspolitik. Ollenhauer hat jüngst erklärt, 
die Aufstellung einer deutschen Wehrmacht 
sei unvereinbar mit der deutschen Demokratie. 
Das Pariser Vertragswerk, so sagte Ollenhauer, 
sei für die deutsche Arbeiterbewegung un­
annehmbar. Schon vorher, am 15. Oktober, 
schrieb das Zentralorgan der SPD, "Der 
Neue Vorwärts" : "Vorerst geht es um die 
grundsätzliche Frage : Will man vor einer 
defaitistischen Behauptung kapitulieren, daß 
Verhandeln zwecklos sei, die Möglichkeiten 
internationaler Entspannung, die sich ab­
zeichnen, nicht zur Kenntnis genommen werden 
sollen, die Wiedervereinigung Deutschlands, 
wenn überhaupt, dann nur auf dem Wege 
der Stärke - also einer Kriegsdrohung an 
die Macht, die Deutschland bis zur EIbe und 
bis zum Harz besetzt hält - denkbar sei, 
und daß sich deshalb die Bundesrepublik 
unter Verzicht auf den Vorrang der Wieder­
vereinigungsforderung in ein westliches Militär­
system eingliedern und vom Westen her auf­
rüsten lassen müsse � "  "Wer auch nur 
einmal ernstlich darüber nachgedacht hat," 
schreibt das Zentralorgan der SPD, "was 
das Schicksal Deutschlands in einem neuen 
Krieg sein würde und welche Verantwortung 
für die Zukunft ein deutscher Politiker auf 
sich lädt, der die Chance auf friedliche Wieder­
vereinigung Deutschlands, so lange sie besteht, 
ungenützt lassen oder gar zerstören will, wird 
die gestellte Frage klar verneinen". 

Auf dem Parteitag der SPD im Juli dieses 
Jahres wandten sich die meisten Diskussions­
redner leidenschaftlich gegen die Wieder­
aufrüstung. Der Bundestagsabgeordnete Heinz 
Kühn rief unter dem stärksten Beifall der 
Delegierten : "Ich glaube nicht an die Möglich­
keit einer demokratischen Armee in Deutsch­
land", und forderte ein System der kollektiven 
Sicherheit. 

Der Bundestagsabgeordnete Ludwig Metzger 
warnte vor der Illusion, man würde den 
Russen durch ein aufgerüstetes Westdeutsch­
land imponieren ; eine gesteigerte Aufrüstung 
auf der einen Seite hätte nur eine gesteigerte 
Aufrüstung auf der anderen Seite zur Folge, 

Vernunft der Krieg eines Tages ausbrechen 
wird".  

Der Bundestagsabgeordnete Peter Blach­
stein stellte fest : "Wir können nicht davon 
absehen, daß unser größter Nachbar die 
Sowj etunion ist und daß die Lösung des 
deutschen Friedensproblems nur in einer Über­
einkunft mit der Sowjetunion zu erreichen ist. "  

Ich könnte noch Dutzende solcher Äuße­
rungen, Reden, Artikel, Resolutionen der SPD 
zitieren, in denen die westdeutsche Aufrüstung 
abgelehnt und eine Politik der Verständigung 
gefordert wird. Ich könnte an die Stellung­
nahme des großen deutschen Schriftstellers 
Thomas Mann erinnern, der die Haltung der 
SPD in dieser Frage begrüßt und die west­
deutsche Aufrüstung als "äußerst verdächtig 
und wenig wünschenswert" bezeichnet. Ich 
könnte von den großen Kundgebungen der 
deutschen Arbeiterjugend sprechen, auf denen 
der Trommler der deutschen Wehrmacht, 
der künftige Kriegsminister Blank, VOn j ungen 
deutschen Menschen hinausgeprügelt wurde. 
Zusammenfassend möchte ich Sie jedoch fragen : 

Wenn die gesamte deutsche Arbeiterbewe­
gung von der Wiedergeburt des deutschen 
Militarismus nichts wissen will, auf wessen 
Seite steht in diesem großen Kampf die öster­
reichische Arbeiterbewegung � Auf wessen 
Seite steht die Sozialistische Partei Österreichs ? 
Auf der Seite jener deutschen Jungarbeiter, die 
Blank hinausprügelten, oder auf der Seite 
Blanks, der eine neue deutsche Wehrmacht 
aufstellen wiJl 1 (Abg. Dr. Rupert Ro th ,' 
Und die Ostarbeiter ? ) 

Das deutsche Volk hat jetzt die Schicksals­
frage zu beantworten : Wiederaufrüstung oder 
Wiedervereinigung, militärische Abenteuer 
oder politische V ernunft � Für unser Volk 
lautet die Frage : Orientierung auf eine 
deutsche Wiederaufrüstung oder kollektive 
Sicherheit ? Deutsche Wehrmacht oder Staats­
vertrag ? 

Die politischen Parteien unseres Landes 
stehen vor der größten, vor der folgenschwer­
sten Entscheidung, seit die Zweite Republik 
Österreich besteht, und darum wenden wir 
uns über alles Trennende hinweg an alle, 
die Österreich nicht tödlichen Gefahren aus­
setzen wollten. 

Man möge uns nicht erwidern : Wenn der 
Westen auf deutsche Divisionen pocht, wird 
er leichter mit der Sowjetunion verhandeln, 
wird er sie nötigen, ultimative Forderungen 
anzunehmen. Das ist eine höchst verhängnis­
volle Illusion. Können Sie" wirklich glauben, 
daß die Sowjetunion jemals bereit sein wird, 
vor deutschem Waffengeklirr zurückzuweichen 
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und einem übergreifen des deutschen Imperia­
lismus auf Österreich zuzustimmen 1 Die 
Sowjetunion ist ernstlich an der Unabhängig­
keit Österreichs interessiert und weiß nur zu 
genau, daß auch das geringste Zugeständnis 
an den deutschen Imperialismus eine Ketten­
reaktion auslöst, die zur europäischen, zur 
Weltkatastrophe führen kann. 

Lassen Sie mich außerdem an die kurz­
sichtigen und vergeBlichen Politiker, die 
deutsche Divisionen für ihren stärksten Trumpf 
halten, an die Erfahrungen der Vergangenheit 
erinnern. Man hat schon einmal den deutschen 
Militarismus gegen die Sowjetunion groß­
gefüttert, aber der deutsche Militarismus 
ist unberechenbar, er spielt sein eigenes 
verwegenes Spiel, und niemand kann voraus­
sehen, wohin der zweite Schritt ihn führt, 
wenn man ihm den ersten gestattet hat. Es 
wäre falsch, in einer wiedererstehenden deut­
schen Wehrmacht nur eine Bedrohung 
des Ostens zu erblicken ; der Westen wäre 
gen au so bedroht, am unmittelbarsten aber 
Österreich 1 

Ich frage Sie nun, meine Damen und Herren : 
Wie soll das bis an die Zähne bewaffnete 
Mißtrauen, wie sollen Atomgeschütze hinter 
Beratungstischen die europäische Verständi­
gung erleichtern ? Die sogenannte Politik 
der Stärke, die Jahre des Auftrumpfens, der 
Drohungen, der ultimativen Forderungen 
�aren verlorene Jahre für die Unabhängigkeit 
Österreichs. Eine verschärfte Fortsetzung 
dieser Politik, geballte Fäuste anstatt ge­
öffneter Hände, werden uns nicht den Staats­
vertrag bringen ! 

Wir hören heute, Österreich sei der Prüf­
stein für den Willen zur Verständigung, die 
Sowjetunion möge ihre Truppen zurückziehen 
und unser Land sich selber überlassen, dann 
werde alles weitere sich finden. Ich habe 
schon gesagt : Wir sind für den Rückzug aller 
fremden Truppen aus allen Ländern, in denen 
solche stehen. Aber es ist nicht sehr realistisch, 
den Abzug der fremden Truppen aus Öster­
reich zu erwarten, wenn gleichzeitig deutsche 
Divisionen an unserer Grenze aufgestellt werden 
und obendrein amerikanische Truppen bis 
zum Jahr 2000 in Westdeutschland bleiben 
sollen. Man weist in Regierungskreisen darauf 
hin, Westdeutschland habe die Souveränität, 
die man Österreich vorenthält. Wollen Sie 
eine Souveränität nach dem Muster West­
deutschlands, eine Souveränität mit der Ver­
pflichtung, 50 Jahre lang fremde Truppen 
im Land zu haben, fremde Truppen mit 
weitgehenden Rechten, sich in innere An­
gelegenheiten einzumischen 1 

Als Molotow in Berlin forderte, daß alliierte 
Truppen ohne j edes Recht der Kontrolle und 

Einmischung in Österreich bleiben sollen, 
solange der deutsche Militarismus an unserer 
Grenze droht, hat die Regierung erwidert, 
das sei mit der Souveränität eines Landes 
unvereinbar. Wie können Sie dann den 
Zustand in Westdeutschland mit seiner 50-
jährigen Besetzung als Souveränität be­
zeichnen 1 Wollen Sie damit sagen, wenn 
die Westmächte ein Land besetzt halten, 
heißt das Souveränität, und nur, wenn auch 
sowjetische Truppen dabei sind, widerspricht 
das der Souveränität ? Wenn Sie logisch 
denken, wenn Sie wirklich Unabhängigkeit 
nach allen Seiten wünschen und nicht den 
einseitigen Druck des deutschen Militarismus 
auf Österreich, dann treten Sie dafür ein, 
daß sich alle fremden Truppen aus Mittel­
europa zurückziehen, daß nicht die an sich 
komplizierte Lage durch die Aufstellung deut­
scher Divisionen neue, unabsehbare Kompli­
kationen erfährt ! 

Wenn aber Regierungspolitiker die west­
deutsche Aufrüstung begrüßen, wenn sie von 
" österreichisch -deutscher Schicksalsgemein -
schaft" sprechen, wenn sie Kameradschaft 
mit Generälen pflegen, die an der Spitze der 
Hitler-Armee Österreich annektierten, wie soll 
dann die Sowjetunion glauben, daß die Unab­
hängigkeit Österreichs gegen den deutschen 
Militarismus unter allen Umständen gesichert 
sei ? Man muß die Grenze zwischen Österreich 
und Deutschland so deutlich sichtbar machen 
wie nie zuvor, sonst . wird Österreich immer 
tiefer in die deutsche Problematik hinein­
gezerrt. Es ist wirkungslose Propaganda, 
das zu beklagen, wenn man es faktisch fördert 
durch immer engere wirtschaftliche Verflech­
tung mit Westdeutschland, durch Kamerad­
schaftsbünde, deren Drahtzieher in West­
deutschland sitzen, durch Erklärungen, daß 
der Eid für die Hitler-Armee - also für j ene 
Armee, die Österreich gewaltsam annektierte -
den Unterdrückten zur Treue für den Unter­
drücker verpflichtet. 

Man muß sich endlich einmal bewußt 
machen, wie sehr die österreichische Forderung 
nach Unabhängigkeit durch die Pflege 
deutscher Wehrmachtstraditionen torpediert 
wird, wie folgenschwer es ist, die Jahre der 
Annexion in Jahre der Kameradschaft um­
fälschen zu wollen. Hier muß die Regierung 
endlich Farbe bekennen : Rot-weiß-rot gegen 
jeden großdeutschen Anstrich ! 

Österreich muß sich für eine der beiden 
Auffassungen entscheiden, die heute einander 
gegenüberstehen. Die eine heißt Aufrüstung, 
ein Militärblock der kapitalistischen Staaten 
Europas mit Einschluß einer deutschen Armee, 
Politik der gepanzerten Faust. Diese Politik 
hat bisher zu nichts geführt, als zur Gefähr-
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dung des Friedens und zur Beunruhigung der 
Völker. Sie kann in Zukunft nur dazu führen, 
daß die Gefahr eines dritten Weltkrieges akut 
wird. Von diesem Krieg hat jüngst der 
amerikanische General Gruenther, der Chef 
der NATO-Armee in Europa, gesagt, man 
werde ihn . mit Wüstenkriegern, mit einer 
Steinzeit-Infanterie führen müssen, denn 
Mittel- und Westeuropa werden eine Wüste 
ohne Städte, ohne Straßen , ohne Eisenbahnen 
sein, eine Landschaft des Todes im Gifthauch 
der Atomwolken. 

Die zweite Auffassung heißt internationale 
Abrüstung, vernünftige Vereinbarungen, wirt­
schaftliche Zusammenarbeit, ein gesamteuro­
päisches System der kollektiven Sicherheit, 
der wechselseitigen Garantie, einander nicht 
anzugreifen und jedem Angegriffenen zu Hilfe 
zu kommen. Diese Politik der Verständigung, 
der beiderseitigen Zugeständnisse hat auf der 
Genfer Konferenz zur Beendigung des Krieges 
in Vietnam geführt, sie hat das friedliche 
Zusammenwirken der größten asiatischen 
Staaten, Chinas und Indiens, trotz der Ver­
schiedenheit des politischen Systems gesichert. 
Soll in Europa unmöglich sein, was sich in 
Asien als möglich erweist 1 Sollen wir Euro­
päer unvernünftiger sein als die großen asiati­
schen Nationen 1 Wir glauben, daß eine 
solche Politik in Europa ebenso möglich ist 
wie in Asien, daß keine andere Politik im­
stande ist, das europäische und damit auch 
das österreichische Prohlem zu lösen. 

Wir möchten Sie überzeugen, meine Damen 
und Herren, daß es für Österreich eine Lebens­
frage ist, diese Politik der Vernunft, der 
Verständigung, der kollektiven Sicherheit zu 
unterstützen. Wenn die Auffassung siegen 
sollte, daß der deutsche Militarismus für 
Österreich als Hilfe betrachtet wird und nicht 
als größte Gefahr, dann wird unser Land 
einer beunruhigenden Zukunft entgegengehen. 
Wenn wir zwischen Österreich und dem 
deutschen Militarismus einen weithin sicht­
baren Trennungsstrich ziehen, wenn wir die 
Politik der Stärke ablehnen und gemeinsam 
dazu beitragen, die unglückselige Spaltung 
Europas zu überwinden, werden wir den Weg 
für die volle Unabhängigkeit unseres Volkes 
freikämpfen. Österreich muß nicht nur Objekt 
der Weltpolitik sein, es kann durch eine 
unabhängige Haltung nicht nur · sein eigenes 
Schicksal, sondern auch die europäische Ent­
wicklung zu Frieden und Sicherheit mit 
beeinflussen. Mehr denn je gilt heute das 
Wort, das vor dreihundert Jahren geprägt 
wurde : Österreich - wenn es nur will ! 
(Abg. H erzele : Aber die Bewaffnung in 
Ungarn, in der Tschechei und in der Deutschen 
Demokratischen Republik · hat der Herr Abg. 

Fischer vergessen I - Abg. A l tenburge r :  
Das weiß Herr Fischer ja nicht l) 

Präsident Hartleb : Als nächster Redner 
ist zum Wort gemeldet der Herr Abg. Doktor 
Koref. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Koref: Hohes Haus ! Als knapp 
vor Monatsfrist im Finanz- und Budget­
ausschuß die Wechselrede über das Kapitel 
Äußeres abgeführt wurde, traten erfreulicher­
weise innerhalb der beiden Koalitionsparteien 
keine wesentlichen Differenzen zutage, da 
ja die Außenpolitik sozusagen das unumstrittene 
Kernstück der Koalitionspolitik darstellt. Aber 
auch der VdU hielt im großen und ganzen 
an der Gemeinsamkeit der außenpolitischen 
Linie fest. Ja er ließ diese Gemeinsamkeit 
sogar durch den Abg. Dr. Gredler betonen. 
Mittlerweile scheint sich allerdings der VdU 
die Angelegenheit etwas überlegt und sich 
eines anderen besonnen zu haben, denn Abg. 
Reimann schlug heute verhältnismäßig stark 
oppositionelle, radikale Töne an. Ich glaube, 
daß für diese geänderte Haltung des VdU das 
Radio, die Presse und sozusagen die offenen 
Fenster dieses Hohen Hauses maßgeblich waren. 
Jeder wirkliche österreichische Patriot aber 
wird die weitgehende Gemeinsamkeit in der 
österreichischen Außenpolitik angesichts der 
Lage , in der sich unser Vaterland befindet, 
herzlich begrüßen, ja er wird sie weitgehend 
als eine Selbstverständlichkeit ansehen. 

Zwei große internationale Kongresse, die 
Tagung der Internationalen Handelskammer 
und die Generalversammlung der Interparla­
mentarischen Union, die beide - das kann 
man wohl sagen - einen glanzvollen Verlauf 
genommen haben, haben ausgezeichnete Wir­
kungen auf breitester Basis gezeitigt. 

Der Ausbau unseres Vertretungsapparates 
in der weiten Welt schreitet systematisch 
vorwärts und erklärt zum überwiegenden 
Teil den ohnehin bescheiden zu nennenden 
Mehraufwand dieses Ressorts. 

Daß der Wunsch, die ehemalige Konsular­
akademie wiederzuerrichten, jedes Jahr 
mit besonderem Nachdruck von dieser Stelle 
aus wiederholt wird und auch im Finanz­
und Budgetausschuß unterstrichen wurde, 
ist wohl der beste Beweis dafür, daß ihr Fehlen 
von allen Seiten lebhaft bedauert wird. Sie 
wäre wohl im Interesse des österreichischen 
Nachwuchses für den diplomatischen Dienst 
außerordentlich wichtig und wertvoll. Hatte 
sie doch schon seinerzeit einen ganz ausge­
zeichneten Ruf weit über die Grenzen Öster­
reichs hinaus, weshalb sie auch vom Ausland 
sehr stark beschickt war. Unsere Konsular­
akademie war zweifellos auch ein kultur­
politischer Faktor, ein kulturpolitischer Aktiv­
posten ersten Ranges. 
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Im Finanz- und Budgetausschuß wurden beim r losigkeit weiterer Verhandlungen abermals 
Kapitel Äußeres auf einmütiger Grundlage klar geworden. Rußland betrachtet uns nun 
auch einige Forderungen gestellt : Die Re- einmal als eines der Faustpfänder für die 
vision des Gleichenberger Abkommens zwischen Lösung der offenen weltpolitischen Probleme -
österreich und Jugoslawien, eine befriedigen- das ist die nackte, die nüchterne Wahrheit -, 
dere, dem Geiste der freundschaftlichen Be- für die Lösung jener weltpolitischen Probleme, 
ziehung zwischen den beiden Nachbarstaaten die nur gegen westliche Konzessionen aus 
österreich und Italien und der nationalen der Hand gegeben werden wollen. 
�utonomie der deutschen Bevölk�rung Süd- Nach diesem jammervollen Finale der Ber­�Irols mehr Rechnung tragende Losu�g n.och liner Konferenz erklärte der achtzigjährige 
Immer s?hwebender und lebenSWIchtIger Churchill im britischen Unterhaus : "Kein 
Fragen, dIe Schaffung der formalen Voraus- Volk hat sein Schicksal so wenig verdie t . :�:ung�n für unsere normale, �ngehemmte die Österreicher. Ich bin sicher, da� �: 

.1 arbeIt
. 

1m Europa-Rat und . mcht zuletzt Sowjets in ihrem eigenen Interesse gehandelt 
dIe endliche aufrechte ErledIgung unseres hätten wenn sie die Geste der Menschlichke't 
im Jahre 1948 einmütig und �eier�ch gest�llten gemacht hätten. Vom militärischen Stan�­
Ans�chens u� Aufnahme III dIe VereInten punkt aus hätten sie es sich leicht leisten 
NatIOnen. DIese und manche andere Fragen kö e " und Wünsche wurden vorgebracht, sehr mit 

nn n. 

Recht vorgebracht. In der Tat, verehrte Frauen und Männer, 
wer die Lage österreichs nüchtern betrachtet -

Hohes Haus ! Daß wir heute von dieser im Osten und Norden von zwei moskowitischen 
Stelle aus bei dieser Gelegenheit abermals Satellitenstaaten flankiert, abgerüstet und 
unsere im Ausland, vor allem in Sowjet- entblößt wie kein anderer Staat auf dieser 
rußland, gegen alles Völkerrecht noch immer Erde, fest und unbeugsam entsch10ssen, keine 
zurückgehaltenen Gefangenen leidenschaftlich militärische Feldwache abzugeben, keinen miE­
reklamieren, versteht sich von selbst. (Beifall tärischen Bündnissen beizutreten, durch und 
bei SPÖ, Ö VP und WdU.) Wann wird sich durch friedliebend -, wird wohl dem alten 
die Menschlichkeit in dieser Angelegenheit Churchill recht geben müssen. Was könnte 
durchsetzen ? Wir können es einfach nicht es schließlich auch schon in strategischer 
fassen, daß der berechtigte Verzweiflungs- Hinsicht für Rußland ausmachen, wenn es 
schrei vieler tausender Frauen . und Mütter, seine Truppen um etliche dutzend Kilometer 
das stille Weh und Leid tausender vaterloser nach dem Osten und nach dem Norden zu­
Kinder, daß der so oft an die zuständigen rückziehen würde, wo sie, brüderlich vereint 
Stellen gerichtete Appell an die Einsicht und, mit den zur Hörigkeit Verurteilten, am Eiser­
wenn Sie wollen, an die Gnade oder, sagen wir nen Vorhang den Frieden nach ihrer Art 
besser, an die Gerechtigkeit dauernd auf taube hüten könnten. Churchill erinnerte damals an 
Ohren stoßen sollte. seine eigenen Worte, die er 1942 in einer der 

Im Mittelpunkt unserer außenpolitischen 
Probleme und Sorgen steht aber nach wie vor 
der Staatsvertrag, der uns nach fast zehn 
Jahren endlich die ersehnte Freiheit und Un­
abhängigkeit bringen sollte. Die Berliner 
Konferenz, die am 25. Jänner dieses Jahres 
begann, hat wieder einmal Hoffnungen geweckt 
und Hoffnungen genährt, obwohl eigentlich 
die lähmende Ergebnislosigkeit der vorange­
gangenen etwa 260 Sitzungen kaum Anlaß zu 
optimistischer Einstellung gab. So nahm denn 
auch das 'Trauerspiel - fast könnte man sagen, 
wenn man sich die damaligen Vorgänge in 
Erinnerung ruft, die Tragikomödie - jenen 
Ablauf, den die Pessimisten unter uns er­
warteten. Als die Sowjetunion nach all dem 
Auf und Ab formalistischer Prozeduren und 
grundsätzlicher Auseinandersetzungen ultima­
tiv das Verbleiben der Besatzungstruppen und 
die Sicherung militärischer Stützpunkte in 
österreich verlangte, womit der Staatsvertrag 
selbstverständlich illusorisch und unsere Sou­
veränität eine Fiktion wäre, war die Sinn-

schlimmsten Stunden der Geschichte Groß­
britanniens gesprochen hatte : "Wir entsinnen 
uns der bezaubernden Schönheit und des ge­
schichtlichen Glanzes von Wien, der Anmut 
des Lebens, der Würde des Menschen, der 
Bande vergangener Generationen, die in un­
serem Geiste mit österreich und mit Wien 
verbunden sind. In dem Siege der Alliierten 
wird das freie Österreich einen Ehrenplatz 
vorfinden." So Anfang 1942. 

Am 1 .  November des folgenden Jahres, 1943, 
wurde diese vornehme Auffassung und Ziel­
setzung von den drei Großmächten in der 
Moskauer Deklaration feierlich bestätigt, in 
ein verbindliches Versprechen gekleidet, zu 
einem Gentleman's-Agreement geformt, dem 
die aufhorchende Welt, auch wir, Vertrauen 
schenkten, in das sie und auch wir die Hoff­
nungen setzten. 

Auf diese seine frühere Rede Bezug nehmend , 
fuhr dann Churchill in seiner nach der Berliner 
Konferenz im britischen Unterhaus gehaltenen 
Rede fort :  "Gerne wiederhole ich jetzt dieses 
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Versprechen. Wir laden unsere Verbündeten 
aus jener gefährlichen Zeit auch heute ein, 
jenes Versprechen gemeinsam mit uns ein­
zulösen." 

Es war und ist bis jetzt alles vergebens. 
Die Anschlußverdächtigungen, mit denen die 
"Prawda" und die "Iswjestij a" genau so wie 
die Kommunistische Partei Österreichs den 
Berliner Verhandlungen präludierten und assi­
stierten und die sonstigen uns hinlänglich be­
kannten Vorwände, Ausreden und Erfindungen 
- sie taten und tun ihre voraus berechnete 
Wirkung. So steht denn als Schandmal 
vor dem Tribunal der Weltgeschichte die 
Tatsache fest, daß die Staaten, die im zweiten 
Weltkrieg Sekundanten Hitler-Deutschlands 
gewesen sind - Italien, Ungarn, Bulgarien, 
Rumänien -, schon zu Beginn 1947 ihre 
Friedensverträge bekommen und ihre Eigen­
staatlichkeit gesichert erhalten haben, an der 
freilich die drei letztgenannten wieder Verrat 
geübt haben, während wir Österreicher ver­
geblich auf die Einlösung dieses Versprechens 
harren. 

Nach vier Jahren waren die Außen­
minister der vier Großmächte zum ersten Male 
wieder persönlich am Verhandlungstisch bei­
sammengesessen. Das Satyrspiel Moskaus aber 
brachte die Berliner Konferenz zum Scheitern. 
Seither hat es wohl wieder in London und in 
Paris Konferenzen gegeben, um das demo­
kratische Europa zu einigen und zu sichern. 
Aber der Kalte Krieg geht weiter, und wir 
müssen es sogar als ein Glück betrachten, 
daß es bisher möglich war, die Gefahr des 
heißen Krieges zu bannen. 

Die österreichische Bundesregierung be­
mühte sich zwar auch in der Zeit nach der 
Berliner Konferenz um Erleichterungen im 
Besatzungsregime und um eine Änderung 
des Kontrollabkommens, aber die Frage des 
Staatsvertrages wurde durch die Europa in 
Höchstspannung versetzenden Verhandlungen 
über den EVG-Vertrag und das Pariser Ab­
kommen überschattet. Fortschritte in unserer 
Kernfrage wurden jedenfalls nicht erzielt. 

Am 13. November dieses Jahres ließ Ruß­
land an 23 europäische Staaten und an die 
USA überraschenderweise eine Einladung zu 
einer Konferenz für den 29. November er­
gehen. Auch an Österreich wurde eine solche 
Einladung gerichtet, und die Abgeordneten 
der sogenannten Volksopposition versäumten 
es nicht, ihrerseits an die österreichische 
Bundesregierung den Appell zu richten , die 
Einladung Rußlands zustimmend zu beant­
worten. Wir sind uns darüber im klaren, 
daß dies eine taktischen Manövern dienende 
Wichtigtuerei der KPÖ war, deren es gar 
nicht erst bedurfte, denn es war nicht nur ein 

Gebot der Höflichkeit, sondern auch der 
primitiven politischen Klugheit, die Ein­
ladung gründlich abzuwägen und' darauf ent­
sprechend diplomatisch zu reagieren. 

Der russische Außenminister Molotow be­
eilte sich zu erklären, daß ein Aufschub der 
so plötzlich anberaumten Konferenz wohl 
möglich sei, sofern der Westen mit einem 
Aufschub der Ratifizierung der Pariser Verträge 
einverstanden sei. 

Es steht uns nicht an, verehrte Frauen und 
Männer, den Standpunkt der Westmächte zu 
überprüfen, daß es sich bei dieser Einladung 
nur um ein Störungsmanöver handle, daß die 
Einladung zur Konferenz am 29. November 
nur als Querschuß gegen die Ratifizierung der 
Pariser Verträge aufgefaßt werden müßte. 
Dunes, Eden und Mendes-France waren damals 
in dieser Auffassung und in dieser Ablehnung 
dieser merkwürdig plötzlichen Einladung, dieser 
sehr vorschnellen Inszenierung einig. Für uns 
Österreicher aber ist zumindest die Fest­
stellung von Belang und Gewicht, die die 
Westmächte in einer am 23. November, also 
am selben Tag, da die Moskauer Einladung 
einlangte , an die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen gerichteten Noten machten, 
daß der österreichische Staatsvertrag in Berlin 
nicht zustandegekommen sei, weil sich die 
Sowjetunion weigerte, die Besatzungstruppen 
abzuziehen, und daß die Note das abermalige 
Versprechen der Westmächte enthielt, weiter­
hin um eine Lösung des Österreich-Problems 
bemüht zu sein. Rußland würde vor einer 
neuerlichen Viermächtekonferenz - so hieß 
es darin weiter - Gelegenheit erhalten, durch 
Unterzeichnung des Staatsvertrages einen Be­
weis seines guten Willens und einer Änderung 
seiner bisherigen Haltung zu liefern. 

Damit und durch eine Erklärung des 
Präsidenten Eisenhower in einer Pressekon­
ferenz vom gleichen Tag ist Österreich faktisch, 
wie Bundeskanzler Raab laut einer Mitteilung 
der AP A mit sichtlicher Befriedigung kommen­
tieren konnte, in der Reihe der Probleme, 
die als Prüfstein für den Weltfrieden und 
für ein friedliches Zusammenleben angesehen 
werden, definitiv an die erste Stelle gerückt. 

Wir können mit diese in augenblicklichen 
Stand der Dinge deshalb einigermaßen zu­
frieden sein, weil wir, wenn die Tour wirklich 
so weiter geht, nicht mehr Gefahr laufen, 
entgegen der Darstellung des Herrn Abg. 
Fischer, fernerhin ein Anhängsel der schweren 
deutschen Probleme zu sein, denn die Russen 
hatten sich in den letzten Jahren - nachdem 
die Erbsenschulden nicht mehr wirksam sein 
konnten, die Remilitarisierung Österreichs 
von der ganzen Welt als eine lächerliche 
Legende demaskiert und schließlich die Triester 
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Frage geregelt war - die Taktik zurechtgelegt, 
die Österreich-Frage zu einer Funktion des 
deutschen Fragenkomplexes zu machen. 

Das ist die historische Tatsache, der histo­
rische Sachverhalt. Darum ist Moskau nicht 
auf die Anregung Österreichs eingegangen, 
eine Art kleinen Staatsvertrag zu akzeptieren. 
Die klare Linie, die nun die Westmächte ein­
geschlagen haben, erleichtert es uns einiger­
maßen, die harten Nervenproben zu bestehen, 
und dafür sind wir dankbar. 

Die österreichische Bundesregierung hat nun 
auch ihrerseits die russische Einladung zum 
29. November beantwortet. Das Parlament 
hat, so glaube ich feststellen zu dürfen, alle 
Ursache, sich hinter diese Erklärung der äster­
reichischen Bundesregierung zu stellen. Sie 
besagt im wesentlichen : Österreich wäre nur 
dann in der Lage, an einer solchen Konferenz 
teilzunehmen, wenn sie unter Mitwirkung 
zumindest aller an der noch andauernden 
Besetzung Österreichs beteiligten Mächte ab­
gehalten werden würde. Das ist eine unseres 
Erachtens logische Konsequenz, die aus der 
Gesamtsituation und aus der Gesamtbeur­
teilung des Fragenkomplexes gezogen werden 
muß. Damit ist eigentlich eine Selbstver­
ständlichkeit ausgesprochen, denn eine Rumpf­
konferenz könnte niemals über den äster­
reichischen Staatsvertrag befinden. Eine Voll­
konferenz kommt jedoch augenblicklich nicht 
zustande, weil die Voraussetzungen hiefür 
nicht gegeben sind. 

Diese Antwort gab die österreichische Bun­
desregierung, während der Bundeskanzler sich 
auf dem Boden der Vereinigten Staaten 
Amerikas befindet. Es ist selbstverständlich , 
daß seine Reise, die in ihrem offiziösen Teil 
bereits abgeschlossen ist, im In- und Ausland 
starke Beachtung gefunden hat. Das Ver­
ständnis der USA für Österreichs Lage zu 
mehren, ist gewiß außerordentlich wichtig. 
Wir mußten und müssen doch alles auf­
bieten, damit wir durch den Ablauf der Dinge 
nicht auch auf westlicher Seite sozusagen zu 
einem Appendix der deutschen Probleme 
werden, denn das wäre weltpolitisch äußerst 
ungünstig, aber auch psychologisch für unser 
Volk kaum tragbar. 

Hohes Haus ! Diese Aufgabe war und ist 
der Sinn aller dieser Reisen österreichischer 
Staatsmänner, früher und heute. Die Ameri­
kaner von der Schlüsselstellung Österreichs 
im mittel- und südosteuropäischen Raume zu 
überzeugen, ist nicht minder wichtig. Öster­
reichs Staatsmänner und Politiker sind bisher 
stets - das ist nicht eine erstmalige Er­
scheinung, über die man viel Aufhebens 
machen muß - von den USA mit allen jenen 
Ehren und Freundlichkeiten empfangen 

worden, die ihrem Range und der Gastlichkeit 
Amerikas entsprechen. Man legt eben jen­
seits des Ozeans großen Wert darauf, Öster­
reich die Wohlgesinnung bei jeder passenden 
Gelegenheit zu testieren. Und daß wir um­
gekehrt alle Ursache haben, auf die Freund­
schaft und Wohlgesinnung des amerikanischen 
Volkes bedacht zu sein und großen Wert zu 
legen, ist angesichts seiner Bedeutung und 
im Hinblick auf die wirtschaftliche Hilfe, 
die uns von jener Seite in diesen schweren 
Jahren zuteil geworden ist, mehr als eine 
Selbstverständlichkeit : es ist eine Dankes­
pflicht. 

Der französische Ministerpräsident Mendes­
France hat in einer großangelegten Rede vor 
der Generalversammlung der UN zur Lösung 
der gesamteuropäischen Sicherheitsprobleme 
für Mai des kommenden Jahres eine Vierer­
konferenz nach Paris beantragt und dabei 
unter ausführlicher Begründung die russische 
Einladung für den 29. November abgelehnt. 
Sein Standpunkt, zuerst müßten die west­
europäischen Staaten die Pariser Verträge 
ratifiziert haben, ist verständlich. Er wies 
die Torpedierungsversuche Rußlands, wie sie 
eben Frankreich empfand, zurück und meinte, 
wenn Rußland in seiner Note eine Art Ost­
Union als Gegenstück zur nicht mehr auf­
zuhaltenden West-Union ankündige, so müsse 
das weder eine Drohung noch eine Bedrohung 
sein, vorausgesetzt, daß eine solche osteuro­
päische Verteidigungsgemeinschaft VO\ll 
gleichen Geiste beseelt sei wie die westeuro­
päische, deren vornehmstes Ziel auf Rüstungs­
beschränkung und Rüstungskontrolle ge­
richtet ist - Herr Abg. Fischer ! 

Direkt auf Österreich Bezug nehmend, 
meinte Mendes-France, daß die vorherige 
Regelung des Staatsvertrages, wobei die öster­
reichische Regierung vielleicht sogar in eine 
Frist von eineinhalb bis zwei Jahren für die 
schrittweise Räumung des Landes einwilligen 
könnte, geeignet wäre, eine Atmosphäre des 
Vertrauens zu erzeugen, die jener großen 
Konferenz sehr zugute kommen würde. Es 
war für die Welt überaus wertvoll, und wir 
Österreicher empfinden es als einen besonderen 
Beitrag zur allgemeinen Entspannung der 
Lage, daß der französische Ministerpräsident 
sagte : 

"Wir verkünden laut und deutlich, daß die 
Tür für Verhandlungen nicht geschlossen ist. 
Wir werden die Ansicht nicht Fuß fassen lassen, 
daß der Westen den Frieden ablehnt oder daß 
er Gelegenheiten für eine Annäherung oder 
Versöhnung beiseiteschiebt, daß er daran 
verzweifelt, jemals die Errichtung eines Sy­
stems .der Koexistenz zu erreichen, durch 
welches das Vertrauen hergestellt werden 
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kann." Anderseits aber präzisiert er unzwei­
deutig seine Haltung gegenüber den Ver­
bündeten, indem er erklärt : "Wir würden an 
keiner Konferenz teilnehmen, in der nicht 
auch unsere amerikanischen und britischen 
Freunde vertreten sind" . 

Hohes Haus ! Persönlich bin ich der Meinung, 
daß diese Eindeutigkeit der französischen 
Haltung allen Spekulationen auf eine Trennung 
der Westmächte ein Ende gesetzt hat. Hin­
sichtlich des von Mendes-France gemachten 
Vorschlages wegen einer genau terminierten 
Erstreckung der Räumungsfrist konnte Vize­
kanzler Dr. Schärf mit Recht darauf hinweisen, 
daß ja Österreich selbst bei der Berliner 
Konferenz einen Vorschlag in der gleichen 
Richtung gemacht habe und daß die öster­
reichische Bundesregierung selbstverständlich 
einen solchen Vorschlag zu beraten jederzeit 
geneigt sein würde. Wir Österreicher glauben, 
daß angesichts solcher Bereitwilligkeiten die 
Stimme der Vernunft endlich auch jenseits 
des Eisernen Vorhanges gehört werden müßte 
und daß die friedliche Koexistenz, die das 
Ergebnis einer solchen Entwicklung sein würde, 
vor allem und in erster Linie auch unserem 
Land zugute käme. 

Österreich ist an dem, was man Koexistenz 
zwischen dem Osten und Westen nennt, 
zutiefst interessiert. Und wenn die "Furche",  
ein gewiß sehr ernst zu nehmendes katho­
lisches Organ, sicherlich ernster als das "Kleine 
� olksblatt",  unlängst schrieb, daß Österreich 
weder ein Gefangener der USA noch ein Ge­
fangener der Sowjetunion sei, daß wir aber 
Gefangene der Beziehungen zwischen diesen 
beiden Giganten seien, so ist dies meiner Mei­
nung nach sehr treffend ausgedrückt. 

Wenn die USA und die Sowjetunion sich an 
einen Tisch setzen und wenn sich das Bewußt­
sein der Koexistenz vertieft - in der letzten 
Zeit ist ja sogar öfters von einer internatio­
nalen Entspannung die Rede gewesen, auch 
Eden hat sich in letzter Zeit in einer Ver­
sammlung in Leicester des Gedankens des 
friedlichen Nebeneinanders von Osten und 
Westen sehr angenommen -, dann dürfen 
wir Österreicher nicht vergessen, daß unser 
Land an einem sehr neuralgischen Punkt 
liegt und auf die Schwankungen sehr stark 
reagiert, denen die Beziehungen zwischen den 
zwei größten Weltmächten ausgesetzt sind. 
Und wir registrieren daher mit leichtem Auf­
atmen alle derartigen Symptome einer solchen 
Entspannung. 

Wir registrieren auch gerne und dankbar, 
daß Großbritannien eine vermittelnde Rolle 
spielt und daß, von der Einstellung der 
Labour Party, der englischen Arbeiterpartei, 
gedeckt und durch sie gestärkt, auch Churchill 

diese Linie vertritt, wenngleich er erst un­
längst begreiflicherweise betonte, daß der 
Grundpfeiler der britischen Politik, der bri­
tischen Existenz die brüderliche Allianz mit 
den USA sei. 

Hohes Haus ! Unser Bundeskanzler scheint 
mit den Ergebnissen seiner Reise sehr zu­
frieden zu sein. Die demokratische Weltpresse 
war ihm ebenso wohlgesinnt wie seinerzeit 
Figl-Schärf, als sie drüben ihren Besuch 
machten. Niemand kann heute sichere Pro­
gnosen stellen, das ist die einzige sichere Er­
fahrung, die wir besitzen. Schmeichelhafte 
Redewendungen, Höflichkeitsgesten, ja selbst 
betonte Liebenswürdigkeiten sind ewas, wie 
man zu sagen pflegt, für das Gemüt, aber 
keine Garantien für die Zukunft. Das wissen 
wir richtig abzuschätzen. Dulles bezeichnete 
unseren Kanzler als eine Kernnatur und 
fügte hinzu, diese besitze sicherlich nicht nur 
er allein in Österreich, denn sonst hätte das 
österreichische Volk nicht die schweren Schläge 
der letzten Jahre ertragen können. Damit 
hat er sozusagen zu gleicher Zeit ins Schwarze 
und ins Rote getroffen, denn gemeinsame 
Aufgabe der beiden Regierungsparteien wird 
es weiterhin sein , die moralische Widerstands­
kraft des Volkes gegen die mit der Ver� 
schleppung seiner wichtigsten Kern- und 
Lebensfrage verbundenen Gefahren aufrecht� 
zuerhalten und zu stärken. 

Die jüngsten Wahlen haben den Erfolg 
dieser Leistung wieder unter Beweis gestellt. 
Wir haben es diesmal nur wieder von jenseits 
des Wassers bekräftigt bekommen : In die 
große internationale Diskussion, die jetzt im 
Gange ist, ist Österreich glücklicherweise ein­
geschaltet . Wir haben es bestätigt erhalten, 
nicht zum ersten Male aus Anlaß der Reise 
des Herrn Bundeskanzlers, sondern zum sound­
sovielten Male : Die Frage Österreich ist der 
Prüfstein für jeden Verständigungswillen. Eine 
Lösung der österreichischen Frage wird nach 
wie vor als eine Voraussetzung für das Zu­
standekommen internationaler Gespräche an­
gesehen. 

Nach all dem also, Hohes Haus - und hier 
muß ich mich im besonderen an den Herrn 
Abg. Fischer wenden -, ist der Vorrang des 
österreichischen Staatsvertrages auf westlicher 
Seite unzweifelhaft festgelegt. Es ist j edoch 
für die Skrupellosigkeit der österreichischen 
Kommunisten bezeichnend, wenn der Abg. 
Ernst Fischer in einer Großkundgebung in 
Favoriten - die KPÖ, die kleinste Partei 
Österreichs, lebt ja bekanntlich nur von 
Großkundgebungen - diese Versicherungen so 
interpretierte : Zuerst deutsche Divisionen und 
dann erst Verhandlungen über Österreich ! 
So zu lesen im oberösterreichischen kommu-
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nistischen Parteiorgan, und der Herr Abg. 1 Erfordernis der allgemeinen weltpolitischen 
Fischer hat j a  das heute hier wörtlich wieder- Lage entspricht. 
holt. Man kann nur sagen : Das ist der Gipfel­
punkt politischer Unmoral. Doch damit müs­
sen wir uns nun einmal abfinden, die Welt 
weiß, was sie davon zu halten hat. 

Wir freuen uns und dürfen stolz darauf sein, 
daß man unseren Mut und unsere Zähigkeit 
in der Welt anerkennt und würdigt. Das ge­
schieht nicht nur drüben in den Staaten, 
sondern es gibt auch herüben Beweise dafür. 
So schreiben die "Düsseldorfer Nachrichten" 
vom 30. Oktober dieses Jahres in einem langen 
Artikel, daß es die in Österreich geübte und 
gekonnte Politik des Fingerspitzengefühls sei, 
die Österreich die Einheit und politische 
Unabhängigkeit bewahrt hat. (Abg. K 0-
pleni g :  Deshalb haben wir keinen Staats­
vertrag !) Das ist recht schön und recht gut 
so ; wenn nur auch anderwärts dieses Finger­
spitzengefühl vorhanden wäre. 

So hat es leider der deutsche Bundesverwal­
tungsgerichtshof daran in höchstem Maße 
fehlen lassen, als er die mehr als merkwürdige 
Entscheidung über die deutsche Staatsbürger­
schaft der in Deutschland lebenden Öster­
reicher fällte, und ich muß mit einem gewissen 
Bedauern, jedenfalls mit sehr gemischten 
Gefühlen feststellen, daß ich hier, wenn natür­
Hch auch nicht so weitgehend hysterisch ak­
zentuiert, so doch grundsätzlich mit dem 
Herrn Abg. Fischer zum guten Teil konform 
gehe. In dieser psychisch etwas gedrückten 
Situation fällt mir das bekannte Goethe-Wort 
ein, das ich etwas abwandeln will : Es tut mir 
in der Seele weh, daß ich mich in seiner Ge­
sellschaft seh'. (Heiterkeit bei der SPÖ. -
Abg. K opl en ig : Mir in Ihrer Gesellschaft 
nicht ?) 

Hohes Haus ! Der Bundesverwaltungsge­
richtshof hat damit der westdeutschen Bundes­
republik zweifellos eine Verlegenheit bereitet, 
uns Österreichern aber entschieden schweren 
Schaden zugefügt. Wenn es wahr wäre, 
was Bismarck einmal gesagt hat, nämlich 
daß das durch die Politiker geschaffene Recht 
eine zweifelhafte Sache sei, die durch Juristen 
gemachte Politik jedoch eine noch viel zweifel­
haftere, dann hätte der deutsche Gerichtshof 
den sprechendsten Beweis für die Richtigkeit 
dieser etwas drastisch anmutenden Behauptung 

. erbracht. 
Es mag in der Peinlichkeit der Situation 

ein nicht zu unterschätzender Trost und Mil­
derungsgrund sein, daß die deutschen Landes­
regierungen und Verwaltungs behörden v o r  
diesem Entscheid immer anders entschieden 
haben, nämlich so, wie es auch dem gesunden 
Menschenverstand, wie es der Realität der 
Dinge und vor allem dem vernunftbedingten 

Der deutsche Bundesverwaltungsgerichtshof 
hat nicht bloß das Bismarck-Wort wahr ge­
macht, sondern auch das für unseren Fall 
vielleicht überspitzt formulierte, aber in seinem 
Kern doch auch anwendbare, nicht selten 
schon tragisch realisierte Mahnwort illustriert : 
Fiat justitia, pereat mundus ! Man berufe 
sich nicht darauf, daß die Entscheidung formal­
juristisch richtig sei. Die Frage ist meines 
Erachtens, ob der Gerichtshof überhaupt 
angesichts dieser , Situation, angesichts der 
Tragweite dieser Entscheidung berechtigt war, 
eine solche zu fällen. Der Bundesverwaltungs­
gerichtshof hätte die Möglichkeit gehabt, das 
Bundesverfassungsgericht anzurufen. Ich stim­
me der im Reich vielfach herrschenden Auf­
fassung zu, daß laut Völkerrecht die in Deutsch­
land derzeit lebenden österreichischen Staats­
bürger automatisch aufgehört haben, die 
Staatsbürger eines anderen Landes zu sein, 
sofern sie sich nicht ausdrücklich darum 
beworben haben. Laut der deutschen Bundes­
verfassung bilden nämlich die allgemeinen 
völkerrechtlichen Grundsätze einen integrie­
renden Bestandteil des deutschen Bundes­
rechtes, und sie gehen, wie es wörtlich heißt, 
allen übrigen Gesetzen voran. 

So hat die gefällte Entscheidung arge Ver­
wirrung gestiftet und birgt ernstliche Kom­
plikationen und Konsequenzen in sich. Wir 
Sozialisten sind die letzten, die nicht etwa die 
Notwendigkeit klarer und zwingender Judi­
katur auf allen Gebieten des Gemeinschafts­
lebens, der Individuen sowohl wie der Völker, 
erkennen und anerkennen würden. Wir weisen 
es aber angesichts des Ernstes der AngeJegen­
heit mit Entrüstung zurück, und wir glauben 
hier die Zustimmung unserer Koalitionspartei 
zu haben, wenn die "Bonner Rundschau" 
vom 5. November schreibt, die österreichischen 
Sozialisten hätten aus der Antwort des Richters 
ein demagogisches Politikum zu machen ver­
sucht. Der der CSU nahestehende "Münchner 
Merkur" vom 3. November kommt der Ge­
fährlichkeit des Richterspruches schon wesent­
lich näher, wenn er schreibt, daß es für die 
sowjetische Diplomatie wieder ein Vorwand 
mehr sei, Österreich den Staatsvertrag zu ver­
weigern und die Bundesrepublik in den Augen 
des Westens und des Ostens als "imperia­
listisch" hinzustellen. Heute ist uns ja das 
Manöver mit plastischer Deutlichkeit hier 
wieder in den Ausführungen des Herrn Abg. 
Fischer vordemonstriert worden. (Abg. K 0-
plenig :  Das ist kein Vorwand, sondern es ist 
so !) Der Druck, den Moskau mit der Hand­
habung seiner "Anschlußpropaganda" auf Wien 
ausübt - so schreibt das Blatt, der "Münchner 
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Merkur" -, ist so stark und stetig, daß dies 
in der Bundesrepublik das größte Verständnis 
für die österreichische Reaktion auch in diesem 
Fall erfordert. 

Ich habe daher den Herrn Abg. Kollegen 
Stürgkh nicht ganz verstanden, wenn er 
heute die Redewendung gebraucht hat, man 
dürfe aus einer Fliege keinen Elefanten 
machen. Insbesondere das führende katho­
lische Organ Österreichs, die sehr ernst zu 
nehmende, sehr interessant geschriebene "Fur-

. ehe", ist hier wesentlich anderer Meinung als 
der Herr Abg. Stürgkh, und ich kann nicht 
annehmen, daß er hier im Einverständnis mit 
seiner Fraktion gesprochen hat. 

Dieses Verständnis, von dem der "Münchner 
Merkur " schreibt, hätte eben auch der ge­
nannte Bundesgerichtshof über allen Formalis­
mus hinweg aufbringen und sich für nicht zu­
ständig erklären müssen. 

Die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" vom 
2. November hat wirklich den Nagel auf den 
Kopf getroffen, wenn sie schreibt, das Berliner 
Urteil habe bei den österreichischen Kommu­
nisten große Freude ausgelöst, denn es liefert 
ihnen willkommenen Propagandastoff für die 
sowj etische Behauptung, Österreich drohe ein 
neuer Anschluß. Im übrigen verdient es als 
besonderes Kuriosum vermerkt zu werden -
ich möchte dafür nicht voll einstehen, ich 
habe es aber in einer Zeitung wortwörtlich 
gelesen -, daß der Präsident jenes unglück­
seligen Spruchsenates den für uns etwas, 
sagen wir, vielsagenden Namen trägt : Doktor 
Ernst Fischer. ( Heiterkeit.) 

Wenn der deutsche Oberbundesanwalt Dok­
tor Remark, Herr Kollege Stürgkh , vor dem 
Urteil ausdrücklich gewarnt hat, weil es un­
absehbare außenpolitische Folgen haben könne, 
so hätten sich, so meinen wir, die deutschen 
Talarträger nichts vergeben, wenn sie .dieser 
Warnung des Oberbundesanwaltes Gehör ge­
schenkt hätten. 

Die "Frankfurter Neue Presse" vom 8. No­
vember schreibt in diesem Zusammenhang 
von den mit Recht betroffenen und mit ge­
wissem Recht empörten Österreichern, nennt 
das Urteil eine für Österreich in der Tat uner­
trägliche Zumutung und legt Ton darauf, daß 
die bundesgerichtliche Entscheidung, wie im­
mer man zu ihr stehen will, auf keinen Fall 
den Schluß auf politische Sympathien mit 
dem Nationalsozialismus rechtfertigt. Hoffen 
wir, daß dem so sei. 

V orfälle der jüngsten Zeit könnten gewiß 
Zweifel daran aufkommen lassen, und darum 
sind wir für die Deutlichkeit der Sprache auch 
in vielen anderen deutschen Presseorganen, 
die das Urteil ablehnen und nach einer schnellen 
Klärung dieser Frage rufen, dankbar. Der 

allerdings der Sozialistischen Partei Deutsch­
lands nächststehende "Neue Vorwärts" vom 
5. November drückt sich sehr populär und 
klar aus, wenn er meint, mit so billigem 
Wasser, wie es der Berliner Bundesverwal­
tungsgerichtshof geliefert hat, sollte man die 
Moskauer und Pankower Propagandamühlen 
nicht versorgen, und ich füge hinzu, natürlich 
auch nicht die Propagandamühlen der Kom­
munistischen Partei in Österreich. 

In der Tat arbeiten diese Propagandamühlen 
und schießen die Propagandakanonen auf 
Hochtouren, sodaß die in Hamburg er­
scheinende "Zeit" vom 1 1 .  November mit 
Nachdruck darauf hinweist : "Die Anschluß­
gefahr ist ja" - so heißt es dort wörtlich -
"die letzte Argumentationslinie, die die Sowjets 
immer noch verteidigen, wenn sie den Staats­
vertrag verweigern. Das österreichische Par­
lament" - das möchte ich mit besonderem 
Nachdruck hier im Hohen Hause zitieren -
"hat die Gefahr erkannt und ruhig und würdig 
reagiert. , t  

Der in Zürich erscheinende "Tagesanzeiger" 
vom 8. November hebt die politische Be­
deutung des Urteils heraus und untermauert 
sie mit einem sehr vielsagendem Zitat aus 
der sowjetzonalen "Täglichen Rundschau" , 
dem Organ des sowjetischen Hochkommis­
sariats in Ostdeutschland, in dem - ich zitiere 
wieder wörtlich - das Urteil als nahezu 
gleichbedeutend mit der Verkündigung eines 
kalten Anschlusses von Österreich an die 
westdeutsche Republik kommentiert wird. 
Es braucht auch nicht vermerkt zu werden, 
daß die erste Reaktion des kommunistischen 
Zentralorgans in Österreich die Schlagzeile 
war : "Bonn bekennt sich zum Anschluß" 
Wenn der "Münchner Merkur" feststellt" 
seither rauscht pausenlos die vereinigte so­
wjetisch-kommunistische Propaganda auf die 
verschreckten Österreicher nieder, und auch 
die etwaigen Konsequenzen auf verschieden­
sten Gebieten mit den Worten andeutet : 
"Welch eine Fülle von Fragen ergäbe sich 
daraus, was für menschliche Tragödien könn­
ten die Folgen sein", dann kann auch der 
Nüchternste nicht mehr die Meinung ver­
treten, wir Sozialisten hätten die Ange­
legenheit zu stark akzentuiert. 

Das in Chur in der Schweiz erscheinende 
konservative "Bündener Tagblatt" vom 5. No­
vember nennt das Urteil eine juristische 
Verirrung, findet, daß ein Teil der Öster­
reicher sie als Hintertreppenwitz der Welt­
geschichte betrachtet, und meint, daß man 
den Zwischenfall mit umso größerer Gelassen­
heit betrachten könne, als die österreichischen 
Wahlen eine unmißverständliche Niederlage 
der anschlußfreundlichen "Unabhängigen" 
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brachten. Das genannte Blatt scheint zuvor 
von der seinerzeit im Hohen Hause vor­
getragenen, höchst merkwürdig . anmutenden 
staatspolitischen Grenznutzentheorie des Kol­
legen Stendebach etwas beeindruckt gewesen 
ZU sein. 

Ich glaube, verehrte Frauen und Herren, 
eine ernste Mahnung an manche Kreise in 
Österreich ist in diesem Zusammenhang am 
Platze. Meiden wir doch mit besonderer 
Sorgfalt, mit gewissenhaftem Bedacht alles, 
was uns wirklich in böse und nicht unge­
fährliche Situationen bringen kann. Alle 
Österreicher, die irgendwo an verantwort­
licher Stelle stehen, müßten sich das vor 
Augen halten. Die Gschaftelhuberei mit den 
Soldatenbünden, die gewiß oft nicht schlecht 
gemeint sein mag, löst bedenkliche Be­
gleiterscheinungen aus. Die Kesselring, und 
wie . sie alle heißen mögen, sind nicht geeignet, 
Österreich in der Welt Nutzen einzubringen. 
Und wenn eine österreichische Industriellen­
vereinigung einen Dr. Schacht zu einer Vor­
tragsreise nach Österreich einlädt, so ist 
das zumindest der Höhepunkt politischer 
Einsichtslosigkeit. (Zustimmung bei den So­
zialisten.) Eine solche Einladung kann nur 
den Gehirnen von ein paar wirtschaftlichen 
Spekulanten entstammen, muß aber allen 
Österreichern Schaden bringen. 

Die "Westfälische Rundschau", die in Dort­
mund erscheint, wirft in ihrer Nummer vom 
8. November in nüchterner Darstellung die 
sehr berechtigte Frage auf: "War es nötig, 
das Jahr 1938 noch einmal heraufzubeschwö­
ren 1" Man möchte fast glauben, es hätte 
politische Absicht dahintergesteckt. Und sie 
schreibt weiter : "Die Österreicher in Berlin 
haben nach Ergehen des obersten Richter­
spruchs als deutsche Staatsbürger ihren Stimm­
schein zur Wahl zugesendet bekommen. Dem­
nächst wird man ihren Söhnen die Ein­
berufung zum Wehrdienst übermitteln." In 
der Tat, Hohes Haus, liegen vor mir be­
reits die Abschriften von entsprechenden 
Formularen aus Berlin und aus Kempten, 
die den betroffenen Österreichern zur Unter­
fertigung übermittelt wurden und einer indivi­
duellen Bereinigung dienen sollen. 

Es ist also keine so harmlose Angelegenheit, 
wie sie in den Augen des Herrn Abg. Stürgkh 
erscheinen mag. Ich glaube, das Vorge­
brachte genügt, um diesen klassischen Fall 
einer bei sehr wohl wollender Einstellung als 
im luftleeren Raum gefällt zu bezeichnenden 
Entscheidung zu illustrieren, die vielleicht 
einem aus Kohlhaas-Naturen zusammenge­
setzten Gremium entsprechen würde, den 
beiden Ländern aber, die auf bestnachbar­
liche Beziehungen größten Wert legen, nur 

Verlegenheit und Schwierigkeiten bereitet. 
Es hat gar keinen Sinn mehr, zu prüfen, 
ob und was unterlassen wurde, um einer 
solchen Situation vorzubeugen, ob und wie 
und wann zweifellos bestehende Unklarheiten 
beseitigt und Lücken geschlossen hätten werden 
können, ob persönliches Versagen vorliegt 
und wen die etwaige Schuld trifft. 

Für uns Österreicher jedenfalls ist es klar, 
daß eine formell einwandfreie Aufhebung 
der Annexion die unabweisliche Folge dieses 
überraschenden Erlebnisses sein muß und 
daß wir uns mit der formlosen Desannexion 
nicht zufriedengeben können. Wir w�erden 
darauf bestehen müssen, daß das Hitlersche 
Eingliederungsgesetz aus dem Jahre 1938 
nicht bloß via facti, sondern auch via juris 
aus der deutschen Rechtsordnung ver­
schwindet. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ.) 

Wir sind auch fest überzeugt davon, daß 
nicht bloß die westdeutsche . Bevölkerung 
und ihre Presse, sondern auch die deutsche 
Bundesregierung volles Verständnis für die 
so entstandene Situation haben wird, die 
ganz gewiß niemand, das Richterkollegium 
inbegriffen, ernstlich wollte oder bezweckte. 
Wir hätten es freilich sehr begrüßt, wenn man 
in Bann, wo man augenblicklich gewiß andere, 
tiefergreifende nationale Sorgen hat, durch 
eine eindeutige Erklärung jeder Zweideutigkeit 
und jeder abwegigen Kommentierung des 
anachronistischen Kuriosums ein kategorisches 
Ende gesetzt hätte. 

Wir haben für das Gedeihen des befreundeten 
deutschen Nachbarstaates die ehrlichsten und 
herzlichsten Gefühle und dürfen von dort 
auch das gleiche uns gegenüber beanspruchen 
und erwarten. Es kann schließlich der Banner 
Regierung auch nicht gleichgültig sein, wenn 
die "Prawda" einen Leitartikel über das 
Gerichtsurteil mit dem alarmierenden Titel 
versieht : "Österreichs Unabhängigkeit be­
droht", und der Ministerpräsident der Deut­
schen "Demokratischen" Republik - da 
kann man wohl nur sagen : lucus a non 
lucendo - im Zentralorgan der KPÖ, in der 
" Österreichischen Volksstimme " ,  eine scharfe 
Stellungnahme abgibt, in der er die frag­
würdige Entscheidung als völkerrechtswidrig 
und als für das österreichische Volk be­
leidigend wie für das deutsche Volk be­
schämend bezeichnet und sich von ihr, soweit 
das ostdeutsche Gebiet in Frage kommt, 
mit aller Gründlichkeit und vorbehaltlos 
distanziert. 

wii- haben daher erleichtert aufgeatmet, 
als am 17 .  Oktober aus Bonn, allerdings 
ohne Quellenangabe, eine Meldung durch die 
Presse ging, derzufolge die westdeutsche Bun­
desrepublik bereit sei, mit Österreich über 
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die Frage zu verhandeln, um eine vertragliche 
oder gesetzliche Grundlage für den künftigen 
Status der dort lebenden Österreicher zu 
schaffen, und maßgebliche Persönlichkeiten 
des deutschen Auswärtigen Amtes erklärt 
haben sollen, daß die deutsch-österreichischen 
Beziehungen durch diese Entscheidung keines­
falls getrübt seien, da es sich, auf keinen Fall 
um eine etwa beabsichtigte politische Ent­
scheidung handle. Aber dieses Wenige war 
anscheinend nicht einmal offiziös, und seither 
ist wieder Schweigen eingetreten. Wir hoffen 
immer sozusagen auf ein erlösendes Wort. 
Ein Wort der Erlösung ist nun aber an­
scheinend laut geworden. Erst in der gestrigen 
Folge des "Neuen Österr�ich" bringt dessen 
Chefredakteur Dr. Kalmar ein Interview 
mit Bundeskanzler Dr. Adenauer, dem wir 
wohl eine deklarative Bedeutung beimessen 
dürfen, womit wir uns jedoch nicht zufrieden­
geben können, denn es bedarf ohne Zweifel 
einer verfassungsrechtlich einwandfreien Be­
seitigung des Hitlerschen Eingliederungs­
gesetzes aus der deutschen Rechtsordnung, 
um einen völlig eindeutigen Zustand her­
zustellen und im besonderen jede Möglichkeit 
auszuschalten, daß der auf ausbeutungsfähige 
Zwischenfälle lüsterne volksdemokratische 
Osten jemals wieder eine solche willkommene 
Gelegenheit findet. 

Die deutsche Bundesregierung hat also 
nach unserer Auffassung das Wort. Wir 
freuen uns darüber, daß das die Mißver­
ständnisse zunächst beseitigende Interview 
so rechtzeitig gekommen ist, daß die am 
gestrigen Tag fahrplanmäßig zusammenge­
tretene Konferenz in Moskau keine sachliche 
Berechtigung mehr haben wird, an diesem 
nunmehr wenigstens desinfizierten Knochen 
zu nagen. Im übrigen ist diese Konferenz 
im Hinblick auf die vielen Absagen keine 
europäische, sondern eine eindeutig volks­
demokratische Eumpfkonferenz geworden. Die 
Eröffnungsansprache Molotows, Herr Kollege 
Fischer, nahm denn auch einen sehr de­
monstrativen Charakter an, indem Molotow 
Maßnahmen ankündigte, um das Verteidi­
gungspotential des Sowjetblocks zu stärken. 
Die Friedenstauben scheinen also wieder ein­
mal auf Urlaub geschickt worden zu sein. 

Außenminister Molotow brachte die recht­
zeitig eingelangten Absagenoten der drei West­
mächte zur Kenntnis, und es verdient bemerkt 
zu werden, daß unter den von ihnen für 
die kommende Viererkonferenz überreichten 
Vorschlägen an erster Stelle die Unterfertigung 
des österreichischen Staatsvertrages steht, wo 
festgestellt wird, diese Viererkonferenz könne 
erst nach Ratifizierung der Pariser Verträge 
anberaumt werden und von einer Konferenz 

über die gesamteuropäische Sicherheit gefolgt 
sein. 

Hohes Haus ! Ich darf hier daran erinnern, 
daß die Westmächte in Berlin Sowjetrußland 
als letzte Verhandlungsetappe vorschlugen, 
die noch strittigen Punkte unseres seit Jahren 
fertig konzipierten Staatsvertrages in der 
russischen Fassung anzunehmen, was jedoch 
von den Russen abgelehnt wurde und schließ­
lich zum Abbruch führte. Dies kann nicht 
oft genug entgegen der kommunistischen 
Demagogie und Hemmungslosigkeit konsta. 
tiert werden, um allen Verdunkelungsver. 
suchen und Vernebelungsmanövern vorzu­
beugen. 

Im übrigen dürfen wir uns die Tatsache 
nicht verhehlen, daß das Ergebnis der Kon­
ferenz der Ostblockstaaten eine osteuropäische 
Verteidigungsgemeinschaft werden dürfte, die 
de facto ja schon bestand und vermutlich 
nun eine de jure-Form erhalten wird. So 
wird wohl die Kluft zwischen Ost und West 
noch deutlicher in Erscheinung treten als 
bisher, offenbar aber wollte Moskau durch 
die Einberufung dieser Konferenz sozusagen 
über Nacht die volle Klärung der Fronten 
herbeiführen. 

Gerade in jüngster Zeit wurde wiederholt 
von einer Besserung des politischen Klimas 
gesprochen und geschrieben. Aus verschie­
denen Reden und Manifestationen glaubte 
man zu diesem Schluß berechtigt zu sein. 
Vieileicht ist auch eine klare Frontenstellung 
in diesem Sinne ein Vorteil, sie erleichtert 
die Verhandlungen und das Gleichgewicht 
der Kräfte, dem man offensichtlich in Europa 
und in der ganzen Welt zustrebt, sie ver· 
größert die Verhandlungsbereitschaft. 

Churchills Ausspruch, daß die Wissenschaft 
der Zerstörung so weit fortgeschritten sei, und 
das werde dafür maßgebend sein, daß man sich 
immer wieder besinne und zurückreiße, und 
dies werde dazu führen, daß der Kalte Krieg 
nicht in einen heißen umschlage, und das 
steigende Bewußtsein der Gleichheit der Kräfte 
werde den Untergang der Menschheit ver· 
hüten, diese Auffassung zeugt wohl von 
einem starken Optimismus, hat aber bei 
nüchterner Überlegung viel für sich. Alle 
wirklich Verantwortlichen würden schließlich 
den Frieden vorziehen, es müsse nur ver· 
hindert werden, daß die politischen und 
sozialen Gegensätze, so sagt der alte erfahrene 
Staatsmann, auf das militärische Gebiet über­
springen. Leider wissen wir aus der Ge­
schichte nur zu gut, daß es ein solches Über­
springen schon gegeben hat. 

Hohes Haus ! Abschließend möchte ich nur 
noch einige interne österreichische Angelegen­
heiten berühren, die allerdings starker externer 
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Wirkung nicht entbehren. Da muß vor allem 
das Treiben monarchistischer Kreise ange­
prangert werden. Ich will mich, Herr Kollege 
Stürgkh, gar nicht in geschichtliche Betrach­
tungen einlassen, ich will nicht an Vergangenem 
Kritik üben und auch nicht die Gefühle 
altergrauter Generäle oder unbelehrbarer Hoch­
aristokraten verletzen, aber eine objektive 
Feststellung muß gemacht werden : Seit Ende 
1918 leben wir - von zwei verhältnismäßig 
kurzlebigen Perioden unseligen Angedenkens 
abgesehen - in der verfassungsrechtlich ein­
wandfrei verankerten Republik Österreich. (Zu­
stimm·ung bei der S PÖ.) Sie achtet und schützt 
die Gesinnung eines j eden Staatsbürgers. 
Aber haben wir es denn wirklich nötig, rück-

. wärtsgewandt zu sein, wenn wir vorwärts­
kommen wollen ? Können, sollen wir der 
Jugend nicht neue Ideale geben, statt sie in 
ein Dilemma zu treiben ? Können, dürfen wir 
nicht stolz darauf sein, was das demokratisch­
republikanische Österreich - allen Hinder­
nissen, Widerwärtigkeiten, Störungen und Zer­
störungen zum Trotz - für Leistungen voll­
bracht hat, in Zeitläuften und nach Schicksals­
schlägen, für die ganz andere Systeme ver­
antwortlich sind ? 

Liegt in dieser Hinsicht, verehrte Frauen 
und Männer des Hohen Hauses, nicht ein 
fast schon etliche Jahrzehnte währendes_ fried­
liches Heldenzeitalter hinter uns, sodaß 
wir auf das fragwürdige Erziehungsgut einer 
kriegerischen Tradition ruhig verzichten 
können, ja sollen ? Hungernd, frierend und 
unbewaffnet haben wir die Sünden und Schul­
den anderer Epochen getragen, gesühnt und 
getilgt. Ist das nicht ausreichendes Heldentum, 
vorbildlicher Heroismus 1 Es ist nicht richtig 
und auch nicht notwendig, die Vergangenheit 
zu beschmutzen, aber warum sie immer wieder 
beschwören, die uns doch auch viel, sehr viel 
Böses gebracht hat ! (Abg. Honner :  Siehe 
die letzten Tage !) Wir haben hinlänglich 
bewiesen, daß wir weder einen Herrscher 
noch einen Führer brauchen, denn wir haben 
schwierigere Probleme gemeistert, als je zuvor 
zu meistern waren. Ist es nicht besser und 
zielführender, statt in die Kapuzinergruft 
zu starren, nach vorwärts zu blicken und in 
den Kategorien der Jetztzeit, der modernen 
Zeit zu denken ? (Abg. H onn e r ,'  Ins Hotel 
A mbassador ! ) 

Das erlaube ich mir, den ewig Gestrigen, 
wie zum Beispiel der Frau Professor Hiltl, zu 
sagen, die wohl eine auf demokratischem Wege 
gewählte, sinngemäß also doch auf die re­
publikanische Staatsform angelobte Abge­
ordnete ist, die aber offene monarchistische 
Propaganda treibt, die sie nur treiben kann, 
indem sie mit verfassungsrechtlich gewähr-

leisteten Grundrechten Mißbrauch treibt ! 
(Zwischenrufe.) 

Gerade der Jugend erweisen jene Atavisten 
keinen guten Dienst, der Jugend, die doch 
in den Staat hineinwachsen und ihm einmal 
ihr Bestes geben soll. Das Mitschleppen 
urteilsloser schulpflichtiger Kinder oder 
jugendlicher Personen zu den diversen habs­
burgischen Huldigungsfahrten und Familien­
festen nach Bayern ist eine pädagogisch und 
patriotisch "nicht zu verantwortende Tat (leb­
hafte Zustimm'ung bei der SPÖ) , die auch in 
weiten Kreisen des Nachbarlandes unliebsames 
Aufsehen und Ärgernis erregt. Wir woUen 
ja die Träume der Alten nicht stören, aber 
die Jugend soll nicht in einen unnötigen 
Konflikt mit der Gegenwart gebracht werden, 
sie soll für die Zukunft geeignet und bereit 
sein. (Abg. Dr. Hofeneder : Laßt die Toten 
ruhen ! - Abg. Wei khart : Aber die Hiltl 
lebt noch !) 

Ich verstehe daher den Abg. Stürgkh auch 
nicht, wenn er mir in seiner Darstellung 
einen völlig unrichtigen Wortlaut unterlegt 
hat. Ich habe mir das stenographische 
Protokoll geben lassen. Der Herr Abg. Stürgkh 
hat behauptet, ich hätte das Habsburgertum 
irgendwie mit dem Nationalsozialismus identi­
fiziert. Herr Abg. Stürgkh hat entweder 
meine Ausführungen nicht verstanden - das 
darf und kann ich nicht annehmen - oder 
sie sind ihm in Vergessenheit geraten und er 
hat sie dennoch irgendwie hier zur Sprache 
gebracht. Ich habe damals wörtlich gesagt : 
"Das österreichische Volk will weder von 
der Fahne Adolf Hitlers noch von der Ottos 
von Habsburgs mehr etwas wissen. "  Wieso der 
Herr Abg. Stürgkh da irgendeine Schmähung 
der alten Habsburger herauslesen oder hinein­
interpretieren kann, das ist mir schlechterdings 
unerfindlich. 

Hohes Haus ! Bei dieser Gelegenheit möchte 
ich auf eine zweite Zwieschlächtigkeit hin­
weisen. Vom Kärntner Landeshauptmann 
verlangt man seitens der Bundesregierung, 
vor allem seitens des Außenministeriums, in 
einem begreiflichen Interesse an einem gut­
nachbarlichen Einvernehmen mit Jugoslawien 
die Wiedererrichtung des auf dem Friedhofe 
von Völkermarkt von nationalen Fanatikern 
törichterweise zerstörten Partisanendenkmals. 
Wir bestreiten gar nicht, daß die Art dieses 
Monuments die Kärntner Bevölkerung nicht 
sympathisch berühren kann, und würden 
es begrüßen, wenn der jugoslawische Bot­
schafter in Wien auf Intervention des Herrn 
Außenministers bei seiner Regierung in Belgrad 
eine Korrektur der Darstellung durchsetzen 
würde. Landeshauptmann Wedenig hat j eden­
falls in dieser Hinsicht das Seine bereits 

174 
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getan und alles versucht. Es ist sohin illoyal, 
ja unanständig von der Österreichischen Volks­
partei Kärntens, den sozialistischen Landes­
hauptmann zu diffamieren, weil er einen ihm 
von einer unter ÖVP-Verwaltung stehenden 
Zentralstelle erteilten Auftrag befolgen will, 
oder, besser gesagt, befolgen muß. Diese 
Illoyalität und Doppelzüngigkeit mußte hier 
festgestellt und angeprangert werden. So 
darf man nicht vorgehen ; ein solches Vor­
gehen kann nicht geduldet werden. 

Als erfreulich empfinden wir die Tatsache, 
daß nunmehr die Triester Frage gelöst und 
damit ein Unruheherd im Südosten Europas 
beseitigt ist, der leicht zu einem Brandherd 
hätte werden können. Wir Österreicher sind 
an dem Schicksal von Triest nicht bloß aus 
einem historischen Ressentiment und nicht 
bloß deshalb interessiert, weil damit auch ein 
Problem gelöst ist, das eine Zeitlang sogar 
zur Verhinderung unseres Staatsvertrages her­
halten mußte, sondern auch d.eshalb, weil 
der Triester Hafen für Österreichs Wirtschaft 
und ebenso Österreichs Wirtschaft für den 
Triester Hafen von größter Bedeutung ist. 
Der Anteil dieses Adria-Hafens am übersee­
umschlag Österreichs schwankt etwa zwischen 
55 und 65 Prozent. Wir dürfen hoffen, daß 
diesbezügliche Verhandlungen bald zur beider­
seitigen Zufriedenheit und zu einer gesteigerten 
freundschaftlichen Annäherung der beiden 
Staaten führen werden. Vielleicht werden 
aus einem solchen Geiste heraus auch die 
leider noch immer schwebenden oder un­
zulänglich gelösten Probleme der deutschen 
Südtiroler bereinigt werden. Die Optanten­
frage, die Deckung mancher kultureller Be­
dürfnisse, die Rückgabe manchen seinerzeit 
vom Faschismus beschlagnahmten Eigentums, 
die Regelung der Fragen der Grenzgrundstücke 
im Canaletal und anderwärts, das alles sind 
offene Fragen, die im Grunde des Pariser 
Autonomievertrages hoffentlich doch in abseh­
barer Zeit befriedigend geregelt werden. Wenn 
"TI Popolo" in seiner Folge vom 6. November 
und ebenso der "Corriere della Sera" im 
Zusammenhang mit den Hafenproblemen 
schreibt, daß Österreichs Wünsche gebührend 
behandelt werden würden, so erstrecken sich 
unsere Wünsche darüber hinaus in aufrichtiger 
Loyalität auch auf die Lage der deutsch­
sprachigen Bewohner der Provinz Bozen. 

Und endlich möchte ich noch im Namen 
meiner Fraktion eine notwendige Erklärung 
abgeben : Es geht unseres Erachtens nicht an, 
daß die Abgeordneten aus Zeitungs berichten 
und Reden von Generaldirektoren von Ver­
handlungen erfahren, die mit der Montan­
Union geführt wurden oder geführt werden. 
Wenn der Herr Außenminister es für not-

wendig befindet, eine Delegation zu Ver­
handlungen von so großer, weitgehender Be­
deutung zu ermächtigen und auszuschicken, 
dann ist es nicht bloß ein sachliches Erforder­
nis, sondern es entspricht den Grundsätzen 
der österreichischen Verfassung, daß das Parla­
ment darüber informiert werde und an der 
Delegation Vertreter des österreichischen Parla­
ments teilnehmen. Wir verweisen in diesem 
Zusammenhang darauf, daß schließlich Öster­
reich ja auch im Europa-Rat vertreten ist. 
Wir verlangen vom Herrn Außenminister 
diesbezüglich Aufklärung. 

Hohes Haus ! Ich will zum Schluß mit 
besonderem Nachdruck betonen, daß wir 
Österreicher in Frieden und Freundschaft 
im Rahmen einer hoffentlich werdenden euro­
päischen Völkergemeinschaft leben wollen. Man 
soll uns daher in Ruhe und Frieden leben 
lassen, auch dort, wo derzeit freundschaftliche 
Gefühle leider nicht vorhanden sein können. 
Erste Voraussetzung ist die Wahrung unserer 
primitivsten eigenstaatlichen Grundrechte. 
Wenn in den letzten vier Wochen - um nur 
ein einziges Beispiel herauszugreifen - nicht 
weniger als 500 unerwünschte Gäste - besser 
gesagt Fremdlinge - in unser Hoheitsgebiet 
eingeschleust wurden, ohne unsere Grenz­
übertrittsvorschriften zu beachten, also wider 
Recht und Gesetz, dann darf und kann man 
von uns keine freundschaftlichen Gefühle 
verlangen. Man müßte uns geradezu verachten, 
wenn wir dafür auch noch dankbar wären. 
Es ist ein schändlicher Mißbrauch unserer 
Schwäche, unserer Hilflosigkeit, es be­
deutet . . . (Abg. Koplenig:  Ich behaupte, daß 
Dr. Korel gelogen hat, wenn er von 500 Menschen 
spricht ! Sie haben gelogen, Sie haben gelogen, 
Sie haben gelogen, und der Innenminister mit 
Ihnen ! Er ist als Lügner bekannt !  - Gegen­
rute bei der SP(J. - Abg. Koplenig:  Sie 
haben gelogen ! - Abg. Probs t :  Wie viele 
sind es ? - Abg. Koplenig :  Sie haben gelogen, 
weil sie mit Pässen hereingekommen sind, mit 
Bewilligung der österreichischen Regierung ! 
Sie haben gelogen !) Diese Hysterie muß man 
abklingen lassen, verehrte Frauen und Herren ! 
(Abg. Koplenig : Die Helmer-L'Ügen sind 
bekannt und die Koref-Lügen auch ! - An­
haltende Zwischenrufe.) Es ist ein schändlicher 
Mißbrauch unserer Schwäche und Hilf­
losigkeit und bedeutet dauernde Vergewalti­
gung des Kleinen durch den Großen und 
durch diejenigen, die sich in schmählicher 
Mißachtung von Völkerrecht und Tradition 
an den Großen hängen. 

Wir protestieren einmal mehr gegen diese 
Willkür- und Terrorakte, auch gegen die 
dauernde Verletzung des seit Jahrtausenden 
unter den Völkern geübten Asylrechtes, gegen 
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die wiederholten Eingriffe in unsere Ver­
waltung und Rechtsprechung und schließlich, 
aber nicht zuletzt, gegen die weitere, aller­
dings im Kontrollabkommen begründete, aber 
darum nicht minder demütigende Be­
vormundung des österreichischen Parlaments. 

Ich sagte, wir protestieren einmal mehr. 
Darin liegt viel Tragik, aber doch auch ein 
Trost. Kommen wird und kommen muß der 
Tag, wo auch sinnlose Kraft, brutale Gewalt 
den natürlichen Entwicklungsgesetzen eines 
gesunden Fortschritts, einer vernunftbedingten 
Entwicklung, sagen wir es kurz, den Prinzipien 
der Menschlichkeit werden weichen müssen . 
Dieser Glaube soll uns stark und einig machen. 
Er läßt uns den Tag der Befreiung, den An­
bruch der Freiheit erwarten. (Lebhafter Beifall 
bei der SptJ.) 

Präsident (der inzwischen wieder den Vorsitz 
übernommen hat) : Als Gegenredner ist der 
Herr Abg. Dr. Stüber zum 'Wort gemeldet. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Stüber: Hohes Haus ! Die Dar­
stellungen und Unterstellungen des Abg. 
Fischer, die offensichtlich mehr für die mor­
gigen "Volks stimme" -Leser als für den heutigen 
Nationalrat bestimmt waren, fordern auch 
meinerseits eine klare Antwort. (Abg. 
E. Fisc h e r :  Sie sind dieser Sorge enthoben I) 
In der "Volksstimme" zu schreiben, der Sorge 
bin ich allerdings von Haus aus enthoben 
gewesen. 

Der Herr Abg. Fischer bringt mit einem 
Pathos, das mit den possierlichsten Bock­
sprüngen einer Argumentation, die sich in 
sich selber schlägt, gepaart ist, einerseits 
vor, daß die westdeutsche Bundesrepublik 
als eine Hälfte des ehemaligen Deutschen 
Reiches kein Recht und keine Legitimation 
habe, in Angelegenheiten zu entscheiden, die 
dieses ehemalige Deutsche Reich zur Gänze 
betroffen haben, und verlangt im selben 
Atemzug, daß die deutsche Bundesrepublik 
nun in dem höchst autoritativen Forum der 
Gesetzgebung eine Entscheidung fälle, die 
sich auf das sogenannte Anschlußgesetz be­
zieht, also einen Staatsakt, der das ganze 
Deutsche Reich betraf. Er gebraucht hier -
dies entspricht ja gelernter, wenn auch nicht 
in unserem Lande gelernter Kasuistik -
einen Widerspruch in sich, um auf der einen 
Seite Bonn jedes Recht, in gesamtdeutschen 
Fragen zu erklären oder zu handeln, abzu­
sprechen und auf der anderen Seite, wenn es 
ihm gefällt, von Bonn dies als Pflicht zu 
verlangen. 

Wenn der westdeutsche Bundeskanzler Kon­
rad Adenauer vielleicht in der Erkenntnis 
dieser staatsrechtlichen Schwierigkeit nun von 

sich aus durch eine Erklärung hier die 
Schwierigkeit überbrückt hat, dann scheint 
es mir unangebracht, die Ehrlichkeit des 
Willens und der Absicht, die aus dieser Er­
klärung spricht, anzuzweifeln, zumal man dem 
westdeutschen Bundeskanzler Dr. Konrad 
Adenauer alles mögliche nachsagen kann -
beispielsweise, daß er in unbestreitbaren 
deutschen Gebietsansprüchen auf uraltes 
deutsches Reichsgebiet wie das Saargebiet 
nicht genügend energisch sei, oder daß er 
in der Frage der Wiedervereinigung der un­
glückseligerweise getrennten beiden deutschen 
Hälften nicht energisch genug vorgehe -, 
aber keineswegs kann man ihm aggressive 
Expansionstendenzen unterschieben. Der 
österreichischen Bundesregierung, aus deren 
Schoß die deutsche "Unterrichtssprache" und 
ähnliches hervorgegangen ist, was keineswegs 
auf den Willen zu deuten scheint, daß sie 
sich um eine besonders innige, auch nur 
kulturelle Beziehung zu Deutschland be­
mühe oder wenigstens bemüht habe, kann 
man, wenn man ehrlich ist, alle möglichen Vor­
würfe machen, und das ist auch schon reichlich 
geschehen, aber die Anfälligkeit für Anschluß­
wünsche oder die Anfälligkeit für den soge­
nannten westdeutschen imperialistischen Mili­
tarismus kann man der österreichischen 
Bundesregierung wahrlich nicht vorwerfen. 
Hier muß ich mich einmal selbst vor die 
österreichische Bundesregierung stellen und 
sagen : Das geht zu weit ! Der Vorwurf, 
daß sich die österreichische Bundesregierung 
in irgendeiner Weise zu stark an Westdeutsch­
land anlehne, ist sicherlich unberechtigt. 

Aber nun will ich mich, vorläufig wenigstens, 
mit dem westdeutschen Problem an der Spitze 
meiner Ausführungen nicht länger beschäf­
tigen, sondern nach vorgenommenem Konzept 
als ersten Staat in der Betrachtung ünserer 
Außenpolitik auf Italien kommen und auf 
die Gefahr, heute oder früher schon Gehörtes 
nochmals zu wiederholen oder zu unter­
streichen, doch ' das Problem Südtirol ein­
gehender beleuchten, aus dem Grunde, weil 
ich der Ansicht bin, daß über Südtirol und 
seine Lebensrechte hier in diesem Hause gar 
nicht genug geredet werden kann, um der 
österreichischen Regierung und dem öster­
reichischen Außenministerium in ihren 
schwierigen Verhandlungen mit der sehr hart­
näckigen und zurückhaltenden römischen Re­
gierung die entsprechenden moralischen und 
rechtlichen Unterlagen zu liefern. (Abg. 
Dengler : Aber Sie sind nicht da.zu berufen I) 
Ich weiß schon, berufen sind nur Sie ; Sie 
sind berufen und auserwählt von Gott selbst 
in einem Atemzug, aber nur Sie bilden sich 
das ein, ein anderer hat das noch nicht fest­
gestellt ! 
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Hier erscheint die Feststellung notwendig, 
daß an die Klagen und Beschwerden, die 
vor Jahresfrist an dieser SteHe betreffend 
Südtirol erhoben worden sind und die auch 
heute wieder erhoben wurden, nach wie vor 
zu Recht bestehen. Die im Pariser Vertrag 
verankerte Autonomie der deutschstämmigen 
und deutschsprachigen Südtiro]er ist von 
italienischer Seite immer noch ganz unzu­
länglich und zum Teil nur zum Schein ver­
wirklicht worden, zum Teil wird sie von Rom 
offen und versteckt sabotiert und nicht durch­
geführt. Vorstellungen von österreichischer 
Seite, soweit sie überhaupt erhoben werden, 
stoßen an die Barriere eiskalter diplomatischer 
Höflichkeit oder auf glatten Hohn. 

Der systematische Italianisierungsprozeß, 
den I ta1ien vom ersten Tage an, da ihm dieses 
Land, das nach allen ethnographischen, histo-' 
rischen, kulturellen und auch wirtschaftlichen 
Prinzipien uns, Österreich, gehören müßte, 
durch den höchst ungerechten Machtspruch 
der Sieger nach dem ersten Weltkrieg zu­
erkannt wurde, unter allen Regimen mit der 
gleichen Zähigkeit, wenn auch nicht mit der­
selben Offenheit durchgeführt hat, dieser 
forcierte Verwelschungsprozeß hat auch wäh­
rend des letzten Jahres unvermindert ange­
dauert und die deutsche Volkssubstanz in 
Südtiro] weiter zurückgedrängt und noch mehr 
bedroht. Alle die Mahnungen, die Abgeordnete 
der verschiedensten Parteien von dieser Stelle 
aus schon an die römische Adresse gerichtet 
haben, Ita1ien möge doch einhalten im Ent­
nationalisierungsstreben gegenüber einer wehr­
losen Minderheit und sich dadurch nicht länger 
am Geiste einer dauernden und echten euro­
päischen Zusammenarbeit versündigen, haben 
so gut wie nichts gefruchtet. Italien fährt fort, 
unsere Stammesverwandten ihrem Volkstum 
zu entfremden, und dort, wo ihm dies nicht 
gelingt, sie durch wirtschaftliche und sonstige 
Verwaltungsmaßnahmen kirre zu machen. Das 
aber erzeugt Widerstand, Ablehnung, Auf­
lehnung, ja  leidenschaftlichen Haß diesseits 
und jenseits der Brennergrenze und vergiftet 
das gute Verhältnis, das wir zu dem Land 
Dantes und Michelangelos auf Grund so viel­
fältiger Wechselbeziehungen haben möchten. 

Wiederholt ist bereits in diesem Hause an 
Hand unwiderleglicher statistischer Ziffern so 
wie auch heute die schrittweise Zurück­
drängung des -bodenständigen Elementes in 
Südtirol durch die Einwanderer aus dem 
Süden, aus Kalabrien und Neapel und aus 
allen möglichen Gegenden Italiens erschütternd 
dargetan worden. 1918 zählte Südtirol 
247.114 Ein wohner . Davon waren 
240.686 Deutsche und Ladiner und 6428 Italie­
ner. Wir müssen ja auch die Ladiner zu den 

Deutschen zählen, denn auch sie sind dem­
selben Druck zur Aufgabe und Preisgabe ihres 
Volkstums ausgesetzt und stehen in dem­
selben Abwehrkampf wie unsere deutsch­
sprachigen Volksgenossen in Südtirol. 1953 
zählte Südtirol 341 .521 Einwohner. Davon 
waren 227 .167 Deutsche und Ladiner und 
1 14.354 Italiener. 

Die Zahlen klingen nüchtern und leer, aber 
eine Tragödie verbirgt sich hinter ihnen. Ein 
Bevölkerungszuwachs von über 94.000 Men­
schen in 35 Jahren ! Aber kein natürlicher 
Bevölkerungszuwachs entsprechend den heu­
tigen Vermehrungstend�nzen der Menschheit , 
sondern ein künstlicher durch planmäßige 
Einwanderung. Denn die erbeingesessene 
deutsche und ladinische Bevölkerung nahm 
im gleichen Zeitraum um 13.519 Köpfe ab, 
während der italienische Bevölkerungsanteil 
um 108. 140 Menschen gestiegen ist. Gesamt­
zuwachs 38,2 Prozent, Abnahme der deutschen 
und ladinischen Bevölkerung um 1 1 ,2 Prozent, 
Anstieg der Italiener aber um 1720 Prozent ! 
1918 betrug der Bevölkerungsanteil der Italie­
ner in Südtirol ganze 2,5 Prozent. Im vorigen 
Jahre betrug er bereits 33,5 Prozent und sicher­
lich ist er in der Zwischenzeit noch weiter 
gestiegen. Der Anteil der bodenständigen 
Bevölkerung aber fiel von 92 Prozent auf 
62,8 Prozent - in den Städten ist das Ver­
hältnis noch weit ungünstiger. 

Hält diese Entwicklung an, dann genügen 10, 
äußerstenS' 15 Jahre , damit die Italiener end­
lich ihr altes, hartnäckig verfolgtes Ziel, die 
absolute Mehrheit in Südtirol, erreicht haben. 
Dann kann ja ihretwegen die bis jetzt von 

·ihnen so hartnäckig verweigerte Volksabstim­
mung erfolgreich durchgeführt werden, dann 
werden sie wahrscheinlich selbst eine solche 
veranstalten, um darzutun, daß die Provinz 
Bozen italienisch ist. Der Zeitraum ist kurz, 
der uns noch zur Verfügung steht, wenn wir 
das bodenständige Element in Südtirol ihrem 
Volkstum und ihrer Sprache retten woBen. 
Hier gibt es kein Auf-die-Iange-Bank-Schieben. 
Hier hilft das Kopf-in-den-Sand-Stecken nichts. 
Hier ist ein Volk in Not, dem heute geholfen 
werden muß, wenn die Hilfe überhaupt noch 
zurechtkommen soll. 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt, in dem wir mit 
Staunen gewahren, daß Italien das Kunststück 
gelungen ist, beides zu erhalten, was es seit 1918 
und schon vorher mit großer Zähigkeit und 
ebensolcher Geschicklichkeit, wenn auch keines­
wegs auf moralischer Rechtsgrundlage an­
strebte, nämlich Südtirol u n d  Triest, ist es 
nicht bloß historisch lehrreich, es ist keine 
langweilige Angelegenheit, sondern eine poli­
tische Notwendigkeit, an das diplomatische 
Würfelspiel der Jahre 1919, 1920 um Südtirol 
und die adriatischen Gebiete zu erinnern. 
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Italien stützte sich bekanntlich bei der seiner 14 Punkte, der lautete : "IX. Die 
Verteilung der Beute nach 1918 auf den Richtigstellung der Grenze Italiens hat nach 
Londoner Vertrag vom 26. April 1915, der klar erkennbaren nationalen Linien zu erfolgen. " 
ihm außer dem Trentino auch das deutsche "Hielten wir uns nicht in Übereinstimmung 
Südtirol und neben Triest auch weite über- damit", - sagte der Präsident � "sondern 
wiegend slawisch bewohnte Gebiete an der nähmen wir den Londoner Vertrag zur Grund­
Adria garantierte, während Wilson anfänglich lage, auf den sich Italien beruft, so würden 
noch an seinen berühmten und berüchtigten wir damit Feindschaften begründen, deren 
14 Punkten festhielt, denen der Londoner Flammen nicht eher gelöscht werden können, 
Vertrag in vielfacher Hinsicht widersprach. als wir die Dinge wieder auf andere Grundlagen 
Festzuhalten ist aber, daß sich Italien damals gestellt haben würden . . . .  " 
nicht einmal mehr mit dem Londoner Vertrag Trotzdem spielte im Verlauf der weiteren 
begnügte, sondern darüber hinaus' noch viel dramatischen Verhandlungen Südtirol nur die 
mehr begehrte, so in den Alpen Innichen und Rolle eines schändlichen Schachergeschäftes. 
das Sextental. Am 23 . Mai gab Wilson seine Zustimmung 

Die Begründung für alle diese Ansprüche, zur Brennergrenze, indem er damit hoffte, 
die namens Italiens Ministerpräsident Orlando die Italiener zum Nachgeben an der Adria 
in der Karsamstagsitzung der Pariser so- bewegen zu können. Dies war aber nicht 
genannten Friedenskonferenz vom Jahre 1919 der Fa11, sondern Italien löste auch noch die 
gab, ist als Dokument der Grundsatzlosigkeit Frage des östlichen Teiles Istriens in seinem 
noch heute bemerkenswert, zumal es den Sinne, indem sich D'Annuzio mittels eines 
eigentlichen Ausgangspunkt für das fünfund- Gewaltstreiches Fiumes bemächtigte, womit, 
dreißigjährige Unrecht abgab, unter dem unsere wie so oft, die berühmten vollzogenen Tat­
Volksgenossen jenseits des Brenners noch sachen geschaffen worden waren, womit sich 
heute leiden. die Beteiligten abzufinden hatten. 

Gegenüber Österreich forderte nämlich Or- Aber in ihrer endgültigen Gestalt stand 
lando die Brennergrenze als eine solche, welche auch die Brennergrenze noch immer nicht 
die Natur Italien gegeben hat, und berief sich fest. Da fiel Wilson unter dem Einfluß des 
dabei auf den Willen Gottes - wie es so viele amerikanischen Experten J ohnson zum zweiten 
andere Staatsmänner vor und nach ihm Male um. Orlando schreibt darüber in seinen 
getan haben, nur mit wechselndem Glück. Erinnerungen folgendes : 
Hinsichtlich Triests, Polas, Fiumes und Istriens "Wilson sagte : ,Italien hat ein Recht auf 
aber lehnte Orlando im gleichen Atemzug diese Grenze - die Brennergrenze ! -, und 
natürJiche Grenzen ab und forderte aus an- man muß sie ihm zusprechen'. Clemenceau und 
geblichen Sicherheitserwägungen für Italien Lloyd George verharren in Schweigen. Oberst 
- Triest dürfe nicht im Schußbereich feind- Hankey (englischer Sekretär) fragt : ,Zeichnen 
licher Kanonen liegen - strategische Grenzen. wir dann die Brennergrenze ein, wie sie sich 
Subsidiär führte er auch noch angeblich aus dem Londoner Pakt ergibt l '  Wilson 
nationale, historische Gründe an, indem er darauf : ,Ja, aber mit einiger Abänderung, 
sich darauf berief, daß Dalmatien einst einen weil die Linie des Londoner Paktes nicht 
Teil des römischen Reiches gebildet und später hinreichend gerecht ist für Italien. Diese 
zur Republik V Emedig gehört habe. Linie wird dadurch richtig festgestellt, daß 

Schon Wilson wies damals nachdrücklich zugunsten Italiens noch das Sexten- und das 
auf den Widerspruch hin, der in dem Stand- Tal von Tarvis dazukommen. '  Die anderen 
punkt der Italiener lag. Wörtlich erklärte zwei - Clemenc.eau und Lloyd George -
damals der amerikanische Präsident : "In setzten ihr Schweigen fort und" so schließt 
der rechten Hand wollen sie den neuen Grund- Orlando triumphierend, "wir hatten den Bren­
satz halten, in der linken den alten. Mir ist ner und noch dazu die Täler von Tarvis und 
es unmöglich, auf solcher Zweigleisigkeit zu Sexten!" 
fahren". Und selbst der "Tiger" Clemenceau 35 Jahre sind seit jener verhängnisvol1en 
bemerkte grimmig : "Es ist unmöglich, daß Fehlentscheidung vergangen, und nun i st zu 
sich Italien auf eine Klausel des Vertrages fragen : Was ist von österreichischer Seite aus 
beruft, während es eine andere ablehnt . . . " geschehen, um eine Revision dieses Unrechtes 

Die Argumente der Vernunft und des zu erreichen, oder, wenn dies schon nicht 
Rechtes zählten aber nicht, damals so wenig möglich war, das Unrecht wenigstens in 
wie sie vielfach heute nicht zählen, denn lebender Erinnerung zu erhalten, damit es 
Italien blieb zähe und drohte sogar mit dem m Zukunft wiedergutgemacht wird ? Der 
Absprung von den Westmächten. Allein das 

I 
leidenschaftliche Protest gegen die willkürliche 

vermochte Wilson vorerst nicht zum Nach- Abtrennung Südtirols vom österreichischen 
geben zu bringen. Er verwies auf Punkt IX Mutterland, der Aufschrei gegen die Ver-
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gewaltigung unseres Volkstums, die noch in 
der Zeit der faschistischen Herrschaft in 
Italien mächtig durch unser Land rauschten, 
sind zu einem Säuseln verebbt, und wir haben 
uns wieder einmal als die Realpolitiker mit 
den Tatsachen abgefunden. Nicht einmal 
unserer heranwachsenden Jugend wird mehr 
in den Schulbüchern die Wahrheit gelehrt 
und Südtirol als ein heiliges patriotisches 
Vermächtnis ans Herz gelegt. Hier gilt der 
sonst so beliebte Spruch nicht : "Niemals 
vergessen !" (Abg. Rosa J o c hm a n n ..  Beliebt 
ist er nicht, aber passend I) , obwohl er gerade 
hier besonders am Platze wäre. Wir sind 
ja so gutmütige Leute in Österreich. Wir 
wollen den "Völkerfrieden" nicht stören, und 
darum dulden wir, daß man uns Stück um 
Stück von unserem Lande reißt. Ja wir 
machen uns noch nachträglich mitschuldig an 
dem an uns begangenen Unrecht, indem wir 
zur Geschichtsfälschung der anderen schweigen 
und duldend hinnehmen, was vaterländische 
Ehre unter keinen Umständen hinnehmen darf. 
Steht aber doch einmal einer auf und sagt 
die Wahrheit, wird er als reaktionärer Nationa­
list verschrieen, was bei unS als ein Schimpf­
wort gilt, bei den anderen Nationen selbst­
verständlich nicht. 

Als im heurigen Jahre der italienische Staats­
mann Degasperi mit . dem Tode abging, haben 
die österreichischen Zeitungen kaum auf die 
verhängnisvolle Doppelzüngigkeit Degasperis 
im Würfelspiel um Südtirol hingewiesen. 
Warum ? Um die italienische Empfindlichkeit 
zu schonen ? Wer schont denn uns, und wer 
schont unsere braven Südtiroler Männer und 
Frauen, die sich einem steigenden Druck 
durch die römische Italianisierungspolitik aus­
gesetzt sehen ? Man kann Degasperi seine 
staatsmännischen Verdienste um seine Heimat 
und in gewissem Sinne auch um Europa ruhig 
zugestehen. Man kann auch seinen mensch­
lichen Eigenschaften Gerechtigkeit zuteil wer­
den lassen. Man braucht und soll nicht einem 
Toten unbegründete üble Nachrede sagen, 
aber man soll und muß die geschichtliche 
Wahrheit bekennen, zumal dann, wenn sie 
die anderen mit Füßen treten. 

Degasperi, laut unwiderleglichen Dokumen­
ten - ich verweise nur auf die Erinnerungen 
Conrad von Hötzendorfs und auf das Buch 
Dr. Funders "Vom Gestern ins Heute" -
noch während des ersten Weltkrieges absolut 
österreichtreu getarnt , hat gleich nach dem 
Ende des Krieges zu den ersten Lobrednern 
der österreichischen Niederlage und zu den 
entschiedensten Bej ahern des Anschlusses nicht 
bloß des Trentinos, sondern auch Südtirols 
an Italien gehört. In einem wahren Ausbruch 
von Haß jubelte er damals im Trienter Tag-

blatt "Nuovo Trentino" :  "Tiroler, euer Leben 
war unser Tod ! Nun wird unser Leben euer 
Tod sein !" 

Man müßte Degasperi eigentlich ' dankbar 
sein für diese Offenheit, denn sie kennzeichnet 
auch heute noch die wahre Einstellung Italiens 
gegen unsere leidgeprüften, ihm einverleibten 
deutschsprachigen Volksgenossen. 

Aber noch mit einem anderen Ausspruch 
Degasperis müssen wir uns beschäftigen, weil 
er so recht zeigt, mit welcher Geschicklichkeit 
hier ein zeitbedingtes Schlagwort aufgegriffen 
wurde, um es als Argument gegen das un­
veräußerliche Selbstbestimmungsrecht der Süd­
tiroler in die Waagschale zu werfen. 

Am 23. Mai 1946 hat Degasperi dem 
römischen Vertreter der amerikanischen Presse­
agentur "United Press" ein Interview gewährt, 
wobei er unter anderem sagte : "Was Öster­
reich betrifft, so darf man nicht vergessen, 
daß seine Ansprüche auf eine Gegend zielen, 
die die Wiege des Nazismus" - culla deI 
nazismo - "und der nazistischen Theorien 
gewesen ist und die jeden Augenblick wieder 
die offene Tür werden könnte für die Invasionen 
des Neu-Germanismus." 

Während Degasperi die Alliierten mit dem 
Hinweis auf die Option, die er zu Unrecht 
als "Nazismus" darstellte, gegen die Rück­
gliederung Südtirols aufputschte, fand er 
für den Faschismus der Italiener volle Ent­
schuldigung-, Für die faschistischen Ge­
sinnungsgenossen der deutschen Nazi legte 
er einen anderen Maßstab an als für die 
Südtiroler. (Abg. Machunze .. Lassen S'ie doch 
die Toten ruhen !) Sehr wichtig, auch für 
gewisse innenpolitische Verhältnisse durchaus 
wichtig ist es, diese Dinge einmal durchzu­
diskutieren. 

Da aber die Lüge, daß der Plan der Süd­
tiroler Umsiedlung (Abg. Machunze: 
Aber die Toten soll man ruhen lassen I) - ich 
weiß nicht, ob Sie alle Toten ruhen haben 
Jassen ! - . . .  daß der Plan der Südtiroler 
Umsiedlung von den Deutschen ausgegangen 
sei und die Deutschen daher kein Recht 
hätten, sich über den Verlust ihrer Heimat 
zu beklagen, noch immer durch die Welt 
geistert, muß auch dazu an dieser Stelle noch­
mals mit allem Nachdruck festgestellt werden : 

Waren die Südtiroler Optanten und Um­
siedler das Opfer von Hitlers Verlockung 
oder von Mussolinis Druck 1 (Abg. A l ten­
b ,ltrger: Haben Sie nicht gesagt: "Heil dir, 
Führer I" Haben Sie nicht auch, Herr Abg. 
Stüber, gerufen: "Heil Ritler, wir folgen dir I" ?) 
Seit 1945 habe ich den Ruf "Heil Hitler" 
noch von niemandem, und noch dazu in 
der gesetzgebenden Körperschaft , als nur 
von Ihnen ausstoßen gehört ! (Abg. A l t en-
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b u rger: In der Zeit, von der Sie jetzt sprechen, 
haben Sie kräftig "Heil H itler I" gerufen I) Ich 
scheine mich da in der Gesellschaft sehr 
vieler Leute befunden zu haben, zum Beispiel 
von Erzbischöfen , die Deklarationen damals 
mit "Heil Hitler !" unterzeichnet haben. Ich 
scheine nicht der einzige gewesen zu sein, 
der 1938 "Heil Hitler !"  gesagt hat I (Abg. 
A l tenburger: Damals war ich in Haft I) 
Es ist schade, sich mit Ihnen zu beschäftigen ! 
Es ist schade um jedes Wort ! (Abg. A lten­
burger: Ich stelle fest, daß ich damals in Haft 
war!) Ich habe nicht gesagt, daß Sie es ge­
rufen haben, sondern ich habe gesagt, daß 
es hunderttausende gesagt und geschrieben 
haben, darunter Erzbischöfe. (Abg. A l t en­
b urger: Ich stelle fest, daß ich in dieser Zeit, 
wo Sie "Heil Hitlerl" gerufen haben, in der 
Zeit, von der Sie sprechen, in Halt war I) Es 
redet kein Mensch davon. Es ist gar kein 
Grund, daß Sie diese Feststellungen machen. 
Es hat niemand bestritten, daher erscheinen 
diese Feststellungen vollkommen überflüssig. 

Der Gedanke einer Umsiedlung der Süd­
tiroler reicht weit zurück. Am 1. Juli 1914, 
knapp nach der Ermordung des österreichi­
schen Thronfolgers und noch vor Ausbruch 
des ersten Weltkrieges, forderte Marchese 
Colocci in einem Brief an Tolomei die Er­
oberung Südtirols und die "Ausfegung des 
deutschen Gesindels, meinetwegen nach dem 
Muster von Hirsch, der 300.000 kleinrussische 
Juden nach Amerika umsiedelte". 1915 er­
klärte er im "Archivio per I'Alto Adige" , 
daß Italien das Recht habe, die deutschen 
EinmengseI über den Brenner zu treiben. 

1919 wird Colocci mit Tolomei in das 
Kommissariat für Sprache und Kultur nach 
Bozen entsandt und wiederholt im Auftrag 
des Kommissariats seine Forderung als "grund­
sätzlich beste Lösung". Tolomei hat übrigens 
später ebenfalls erk1ärt, Italien hätte gleich 
nach der Besetzung die Südtiroler Frage 
radikal wie Kemal - das heißt Austreibung 
der griechischen Minderheit aus Kleinasien -
lösen sollen. 26 Jahre später hätte er sich 
bei diesem glorreichen Zitat auch noch auf 
das Beispiel der Tschechen gegenüber den 
Sudetendeutschen berufen dürfen. 

Der Kabinettschef Sonninos, Graf Aldov­
rando-Marescotti, 1926 bis 1930 Botschafter 
in Ber1in, erklärte in dieser Eigenschaft 
Stresemann, die Südtiroler seien Überbleibsel 
von fremden Einwanderern ; sie sollten nicht 
dort wohnen. 

1927 regte nach einer persönlichen Äußerung 
Seipels Italien die Umsiedlung der Südtiroler 
nach Österreich an, und Anfang der dreißiger 
Jahre wurde ein ähnlicher Vorstoß bei Heim­
wehrkreisen unternommen. 

Sonach ist festzustellen, daß die Idee, 
die Südtiroler �uszusiedeln, von Italienern in 
die Welt gesetzt worden ist. 

Sofort nach dem 13. März 1938 hat Italien 
diese Idee neuerlich mit allem Nachdruck 
verfolgt. Graf Magistrati, italienischer Bot­
schaftsrat in Berlin und Schwager des Graf�n 
Ciano, erklärte bereits am 14. März 1938 
dem Ministerialdirektor im deutschen Außen­
amt von Weizsä.cker : "N achdem das öster­
reichische Problem in völligem Einvernehmen 
zwischen Mussolini und dem Führer gelöst 
und die Brennergrenze endgültig als die 
deutsch-italienische anerkannt sei, werde es 
nunmehr nötig werden, für Südtirol eine 
radikale und freundschaftliche Lösung zu 
finden. " 

Worin diese bestehen sonte, erklärte vier 
Tage darauf der spätere Staats minister Pre­
ziosi, indem er von Mussolini die Umsiedlung 
der Südtiroler forderte. Am 3. April schrieb 
Graf Ciano in seinem Tagebuch : "Es wird 
gut sein, die Deutschen auf die Notwendig­
keit hinzuweisen, ihre Menschen wieder auf­
zunehmen. Da das Oberetsch geographisch 
italienischer Boden ist und man Berge und 
Flüsse nicht versetzen kann, müssen die 
Menschen versetzt werden." 

Es ist heute .schon historisch erwiesen, 
daß Deutschland selbst dem Gedanken einer 
Aus- und Umsiedlung der Südtiroler anfäng­
lich ablehnend gegenüberstand. Der Besuch 
Hitlers in Italien hat die faschistischen Aspi­
rationen vorerst gedämpft und Mussolini 
zu Zugeständnissen in der Frage der Aus­
siedlung der Südtiroler bewogen. Aber im 
Dezember 1938 beginnt Italien mit den alten 
Methoden. Am 10. Dezember 1938 wird 
das am 7. Jänner 1937 erlassene, über Protest 
der Südtiroler und des Auslandes jedoch 
suspendierte Gesetz in Kraft gesetzt, das 
Zwangsenteignungen mit minimaler Entschä.­
digung und die Binnenumsiedlung von Süd­
tiroler Bauern ermöglichen soll. Am 21 .  De­
zember folgt das neue Arbeitsvermittlungs­
gesetz , das dem Arbeitgeber jeden Einfluß 
auf die Auswahl der Arbeitskräfte entzieht. 
Wir sehen also die alte Tendenz : einerseits 
Druck auf die Südtiroler, um sie abwanderungs­
reif zu machen, andererseits Druck auf Deutsch­
land, um es für die Südtiroler aufnahmebereit 
zu machen. 

Anfang 1939 erfolgte seitens Cianos ein 
Vorstoß in Berlin, um die Lösung der Süd­
tiroler Frage - nämlich durch Umsiedlung 
der Südtiroler - zu einer Bedingung des 
Achsenbündnisses zu machen. Das Deutsche 
Reich zeigte sich zuerst nicht bereit, auf 
die Wünsche Italiens einzugehen. Nur eine 
beschränkte Umsiedlung für jene Südtiroler, 

52. Sitzung NR VII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 55 von 87

www.parlament.gv.at



2298 52. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VII. GP. - I .  Dezember 1954 

die nicht mehr in Südtirol bleiben wollten, 
wurde ins Auge gefaßt. Dies war aber keines­
wegs vielleicht etwa die Folge einer ursprüng­
lichen sogenannten "Heim ins Reich" -Be­
wegung der Südtiroler selbst, sondern der 
systematischen Entgermanisierungspolitik 
Mussolinis und der rücksichtslosen Enteignung 
deutschen Besitzes gegen eine nur geringe 
Entschädigung. Von Deutschland wurde ur­
sprünglich nicht an eine Umsiedlung der 
Südtiroler in großem Stile gedacht, sondern 
vorzüglich an eine solche der in Südtirol 
ansässigen Reichsdeutschen, zu denen seit 
dem 13.  März 1938 auch die ehemals öster­
reichischen Staatsbürger zählten, von denen 
ich noch sprechen werde, im ganzen etwa 
10.000 Personen. 

Aber Italien läßt nicht locker. Am 22. März 
1939 erklärte Mussolini : "Um in der Achsen­
politik fortzufahren, ist es notwendig, die 
Einfluß- und Aktionsräume beider Länder 
festzulegen und die Fremdstämmigen des 
Oberetsch durch Deutschland aufnehmen zu 
lassen. " 

Nunmehr beginnen sich die Ereignisse zu 
überstürzen : Am 15. März ist Prag besetzt 
worden, am 7. April fällt Italien in Albanien 
ein, am 22. Mai wird das deutsch-italienische 
Bündnis unterzeichnet und am 23. und 24. Juni 
ist es endlich so weit : Hitler, von jenem 
wilden Expansionsdrang nach Osten erfüllt, 
der einen Monat später zum Krieg führt, 
ist so sehr auf Italien angewiesen, daß er 
dem italienischen Druck weicht und die 
Südtiroler den italienischen Umsiedlungs plänen 
opfert. 

Das ist die Vorgeschichte des U msiedlungs­
übereinkommens von 1939. Dieses Über­
einkommen war der schwerste Schlag gegen 
den Bestand Südtirols und setzte die Kette 
des Unrechts seit 1918 konsequent fort. 
Berlins Schuld daran, daß es die Südtiroler 
in entscheidender Stunde im Stiche ließ und 
damit in der Folge so namenloses Leid über 
die ausgewanderten wie die in der Heimat 
verbliebenen Südtiroler brachte, soll nicht 
geleugnet, geschweige denn beschönigt werden. 
Aber festgehalten werden muß, daß es unwahr 
ist, wenn behauptet wird, die deutsche Um­
siedlung in Südtirol sei ursprünglich von 
Deutschland oder gar von den Südtirolern 
selbst ausgegangen. Die Idee stammte und 
stammt von Italien, das sie gegen anfänglichen 
Widerstand Deutschlands durch politische 
Erpressungen verwirklicht hat. Daher kann 
sich j etzt auch Italien nicht als den Schuld­
losen aufspielen. Und die Südtiroler selbst 
wiesen lange genug den Gedanken einer 
Abwanderung weit von sich. Erst als der 
Druck der faschistischen I talianisierungspolitik , , 

unerträglich geworden war, als der deutsche 
Besitz vergantet und konfisziert wurde, als 
sich für die Südtiroler Jugend nirgendwo 
mehr im eigenen Lande eine Verdienstmög­
lichkeit bot, begannen sich allerdings die 
Blicke der gequälten Südtiroler über die 
Grenze zu richten. 

Das nun nachträglich so darzustellen, als 
ob S üdtirol "die Wiege des Nazismus" ge­
wesen wäre, wie Degasperi das tat, ist gelinde 
gesagt eine unverschämte Geschichtsfälschung. 
Was Degasperi als Ursache hinstellte, war 
in Wirklichkeit nur zwangsläufige Wirkung, 
die Wirkung der faschistischen Italiani sierungs­
politik. Es ist gar zu bequem und primitiv, 
alles Unrecht in den letzten 30 Jahren nur 
und ausschließlich dem Nationalsozialismus 
in die Schuhe zu schieben und vor allem 
Nationalsozialismus schlankweg mit Deutsch­
land und mit Deutschtum gleichzustellen. 

"Richtet ein Volk nicht wegen einer Viertel­
stunde Torheit, sondern nach den Jahr­
hunderten seiner fruchtbaren und ruhmreichen 
Geschichte t" Auch diese Worte stammen 
von Degasperi ; er hat sie auf dem 26. National­
kongreß des Bundes der katholischen Hoch­
schüler Italiens gesagt. Aber diese Worte 
haben nicht nur für Italien, sondern auch 
für uns Geltung, und wir nehmen ihren 
Wahrheitsgehalt mit gleichem Recht für uns 
in Anspruch. 

Man darf nicht immer nur mit zweierlei 
Maß messen, wie dies allüberall seit 1945 
in der Welt geschieht. Wenn sämtliche Maß­
nahmen, die in der nationalsozialistisch-faschi­
stischen Ära erfolgt sind, ex tune, von Haus 
aus, ungültig erscheinen und den dadurch 
zu Schaden Gekommenen Wiedergutmachungs­
ansprüche eingeräumt werden, dann muß 
solches auch für die deutschen Südtiroler 
gelten. Es muß Österreichs Aufgabe sein, 
diesen Wiedergutmachungsanspruch Südtirols 
mit allen Kräften zu vertreten und nicht 
zu dulden, daß der wahre Sachverhalt um­
gebogen und umgelogen wird. 

Das Versagen Österreichs in dieser Frage 
begann damit, daß schon bei den Verhand­
lungen zum Pariser Vertrag von 1946 unser 
unveräußerlicher Rechtsanspruch viel zuwenig 
nachdrücklich vertreten worden ist. (Abg. 
Mach un ze: Das Versagen begann bei Hitler ! -
Abg. Krippn e r: Aber Herr Doktor, bleiben Sie 
doch bei der Wahrheit !) 

Aber, wird darauf entgegnet, wir haben 
dafür damals wenigstens die Autonomie für 
Südtirol ausgehandelt. Nun, acht Jahre Auto­
nomie für Südtirol lassen ja bereits ein Urteil 
über den Wert oder Unwert dieses Autonomie­
abkommens zu. (Abg. Krippner: Hätte Öster­
reich vielleicht Krieg führen sollen ?) 
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Ich will hier an dieser Stelle nun nicht 
alles wiederholen, was schon vor einem Jahr 
und heute hinsichtlich der Politik Roms in 
Südtirol festgestellt worden ist. Italien hat 
in Paris in einem Anhang zu seinem Friedens­
vertrag eine Reihe von Verpflichtungen über­
nommen, die den Schutz der nationalen Eigen­
art Südtirols und seiner Bevölkerung garan­
tieren sollen, und hat einige dieser Ver­
pflichtungen zwar der äußeren Form nach, 
nicht aber dem Inhalt und dem Wesen nach, 
eine ganze Reihe anderer solcher Verpflich­
tungen aber überhaupt nicht erfüllt. Es liegt 
auch keinerlei Anzeichen dafür vor, daß es 
diese Verpflichtungen in Hinkunft besser 
erfüllen wird. Im Gegenteil ! 

Vor allem ist die autonome Verwaltung 
Südtirols, zu der sich Italien im Pariser 
Vertrag verpflichtet hat, von vornherein da­
durch praktisch illusorisch gemacht worden, 
daß die sogenannte Provinz Bozen mit der 
Nachbarprovinz Trient in eine Autonomie­
gemeinschaft gezwängt worden ist, in der das 
italienische Element die klare Mehrheit hat. 
Das deutschsprachige Element, die deutsch­
sprechende Mehrheit im eigentlichen Südtirol 
ist also durch die willkürliche Zusammen­
legung hi eine Region "Trentino-Südtirol" 
in eine Minderheit verwandelt worden. Wäh­
rend das deutsche Element in Südtirol noch 
immer eine klare Mehrheit besitzt, beträgt 
sein Anteil in der sogenannten Autonomie­
gemeinschaft nur 28 Prozent. Mit diesem 
Taschenspielertrick ist also die Selbstverwal­
tung der Südtiroler in ihrer eigenen Heimat 
von vornherein zunichte gemacht worden. 

Die im Pariser Vertrag normierte Zwei­
sprachigkeit Südtirols ist nur eine äußere 
Fassade. Wohl sind die meisten öffentlichen 
und die meisten privaten Aufschriften in 
ItalienisQh und Deutsch abgefaßt, aber wer 
in Ämtern und bei Behörden auf eine Auskunft 
in deutscher Sprache wartet, der wartet 
vergebens. Die Beamten sollen zwar neben 
der italienischen auch die deutsche Sprache 
beherrschen, aber ihr Wissen geht meist 
über ein paar Höflichkeitsphrasen, die sie 
sich im Umgang mit der einheimischen Be­
völkerung angeeignet haben, nicht hinaus, 
denn die Staatsangestellten sind ja, wie heute 
auch schon erwähnt wurde, Italiener. Ein 
Deutschsprechender hat überhaupt keine Aus­
sicht, in den Staatsdienst aufgenommen zu 
werden. Wer deutsch spricht, ist nach wie 
vor Staatsbürger zweiter Klasse. Aber 
auch zahlreiche jener italienischen Beamten, 
die deutsch hinlänglich können, stellen sich 
so, als verstünden sie es nicht. Auf dem kalten 
Wege der Schikanen wird der einheimischen 
Bevölkerung täglich hunderte Male zu ver-

stehen gegeben, wer eigentlich, aller "Auto­
nomie" zum Trotz, der Herr im Lande ist. 

Im Eiltempo geht man daran, den ur­
sprünglichen Charakter des Landes gewaltsam 
zu verändern. Die Amtshäuser und Zins­
kasernen, die allüberall, vor aUem in den 
Städten Bozen und Meran, aus dem Boden 
schießen, tragen das Gepräge rein südlicher 
Bauweise und wirken als störende Eindring­
linge in der Tiroler Bergwelt. Die neuen 
Stadtviertel in Bozen sind gewiß vom städte­
baulichen Gesichtspunkt aus interessant. Wir 
würden sie an den Ufern der Adria durchaus 
am Platze finden. Hier aber, an den Ufern 
der Etsch und Passer, haben sie rein provo­
katorischen Charakter. Die einheimische Bau­
weise wird behindert und unterdrückt. Bei 
Neubauten darf der Neigungswinkel des Daches 
21 Prozent nicht übersteigen . Spitzgiebel 
sind, wie eine Zeitung vor nicht allzu langer 
Zeit schrieb, eine Art Hochverrat. Die Städte 
sollen ihr deutsches AntJitz verlieren, damit 
der Fremde über den wahren Volkscharakter 
des Landes bewußt irregeführt wird. 

In all dem kommt eine Gesinnung zum 
Ausdruck, die absolut nicht geeignet ist, 
europäisch zu sein, und die wir gerade bei 
einem Volk so sehr bedauern müssen, das die 
europäische Geisteshaltung und Kultur so 
unendlich bereichert hat. 

Die forcierte Industrialisierung Südtirols 
- auch heute schon ausgeführt - hat keines­
wegs sachliche wirtschaftliche Gründe, sondern 
die natürlichen wirtschaftlichen Gegebenheiten 
sprechen oft viel mehr gegen eine Verlegung 
der italienischen Standortindustrie an die 
äußerste Nordgrenze des Staates. Die Indu­
strialisierung erfolgt auf Kosten der Rentabili­
tät zur rücksichtslosen Schrittmacherei der , 
Italianisierung, denn alle die neuen Betriebe 
brauchen Arbeiter, und alle diese Arbeiter 
werden aus dem Süden heraufgezogen. Ein­
heimische finden auch in der Privatindustrie 
in Tirol grundsätzlich keine Beschäftigung. 
Werden diese Neuankömmlinge dann aber 
über Nacht arbeitslos, dann wandern sie 
nicht vielleicht wieder weg, sondern bleiben 
im neuen Lande, fallen der Sozialversicherung 
zur Last, müssen aus Steuern der einheimischen 
deutschen Bevölkerung erhalten werden. 

Während den deutschen Rückoptanten alle 
nur möglichen Schwierigkeiten in den Weg 
gelegt werden - sie müssen zuerst eine 
Beschäftigungsmöglichkeit und Wohnung nach­
weisen, was in zahllosen Fällen von vornherein 
unmöglich ist -, lenkt man aus Kalabrien 
und Sardinien einen Strom von Ein wanderern 
herauf, die alle untergebracht werden müssen. 
Nur für sie sind die neuerrichteten Gebäude da, 
der Einheimische findet keine Wohnung. Wer 
irgendwo im weiten Land des italienischen 
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Stiefels vom Leben entwurzelt ist, der findet 
in Südtirol eine neue Heimat. 

Es ist das, wie die Südtiroler "Dolomiten",  
das aufrechte Organ der deutschsprachigen 
Bevölkerung Südtirols, einmal sehr richtig 
feststellte, eine Politik des dreifachen Glace­
handschuhs, die Italien in Südtirol heute ver­
'folgt.  Der faschistische Knüppel ist ver­
schwunden. Aber die Hand greift nicht 
weniger energisch zu, nur eben in einer Weise, 
die die Welt öffentlichkeit nicht weiter aufregt. 
Verbot der deutschen Grabinschriften, der 
Feuerwehr, der Gesangsvereine - das war 
einmal etwas anderes. Aber die Unterminierung 
der durch internationalen Vertrag und durch 
Verfassungsgesetz zugestandenen Autonomie, 
Fernhaltung der Südtiroler von der Verwaltung, 
praktische Nichtanwendung der gesetzlich 
garantierten Doppelsprachigkeit : das sind alles 
Dinge, die die Welt nicht weiter aufregen. 

Im sogenannten Regionalrat der mit der 
italienischen Provinz Trentino gekoppelten 
"autonomen" Provinz Bozen stoßen die Süd­
tiroler Vertreter regelmäßig auf eine ge­
schlossene Abwehrfront sämtlicher italienischen 
Mitglieder des Regionalrates, wenn es sich um 
Fragen handelt, welche die Interessen der 
Südtiroler Bevölkerung berühren. Der ita­
lienische Präfekt macht Schwierigkeiten, wo 
er nur kann. Zahllos sind die Schikanen und 
Belastungen durch das Grenzzonenamt, vom 
"Ente" - einem Amt, von dem auch schon 
gesprochen worden ist -, das die enteigneten 
deutschen Besitzungen verwaltet hat, gar 
nicht zu reden. Es ist zwar kürzlich - wie 
ich gehört habe - in aller Stille liquidiert 
worden, aber erst nachdem die enteigneten 
Besitzungen aller Enteigneten unter der Hand 
verschleudert worden sind. Regionale Gesetzes­
beschlüsse, welche die politischen und wirt­
schaftlichen Rechte der Südtiroler Volksgruppe 
sichern sollen, bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Bestätigung durch Rom und werden 
von der Regierung in Rom regelmäßig ab­
gewiesen, erst in jüngster Zeit wieder drei 
solche Gesetzesbeschlüsse ! 

Eine dieser Maßnahmen, welche die ita­
lienische Regierung verworfen hat, ist der 
Landtagsbeschluß ,  daß die Studenten der 
höheren Schulen Stipendien erhalten sollen, 
damit sie sich an inländischen und aus­
ländischen Universitäten weiterbilden können. 
Hinsichtlich der ausländischen Universitäten 
sagt die römische Regierung nein. Sonach 
ist es dem Südtiroler Nachwuchs praktisch 
unmöglich gemacht, deutschsprachige Uni­
versitäten zu besuchen. Sie haben a1so zum 
Beispiel keine Möglichkeit, sich in germa­
nischer Philologie weiterzubilden. Und das 
Ganze soll dann "kulturelle Autonomie" 
heißen ! 

Freilich könnte Österreich, wenn es nur 
den Willen dazu aufbrächte, hier auch von 
sich aus helfend eingreifen, indem zum Beispiel 
Südtiroler Studenten an österreichischen Hoch­
schulen besondere Begünstigungen, Studien­
erleichterungen, Studiengeldbefreiungen oder 
-ermäßigungen zuerkannt würden. Österreich 
würde damit einen Beitrag zur Erhaltung 
unseres Volkstums jenseits des Brenners leisten 
und mit dieser Geste unmißverständlich zum 
Ausdruck bringen, daß ihm das Schicksal 
seiner Volkszugehörigen in einem Lande, 
das rund sechs Jahrhunderte lang zu ihm 
gehört hat, keineswegs gleichgültig ist. 

Besondere Bitterkeit muß es hervorrufen, 
daß die Südtiroler Kriegsteilnehmer noch 
immer keine Invalidenrente bekommen, obwohl 
die Italiener, die auch auf der gleichen Seite 
gekämpft haben, schon seit langem ent­
sprechende Pensionen erhalten. Erst vor 
kurzem hat eine in Oslo erscheinende Zeitung 
mit dem ganzen Problem Südtirol auch dieses 
Unrecht aufgegriffen und bitter gebrandmarkt. 

Es ist überhaupt festzustellen, daß sich die 
ausländische Presse mit der Südtiroler Frage 
viel intensiver beschäftigt als wir, die das 
Problem unmittelbar angeht. Im heurigen 
Jahr hat eine holländische Universitäts­
studentin, Mathilde de Block, eine Doktor­
dissertation "Südtirol" veröffentlicht, die neben 
manchem Unrichtigen doch· auch sehr viele 
wertvolle Feststellungen enthält, die für den 
Südtiroler Abwehrkampf wertvoll sind. Aber 
alles dieses Material wird von uns ungenützt 
gelassen. Es ist mir nicht bekannt, daß 
österreichische Studenten seit 1945 schon 
über · Südtirol dissertiert haben. 

. 

Was nun die Südtiroler Kriegsopfer anlangt, 
so gründet sich die Verweigerung von Kriegs­
versehrtenrenten an sie auch auf eine ita­
lienische Wortklauberei. Das Resultat ist, 
daß die Südtiroler Kriegsbeschädigten, Kriegs­
versehrten und Kriegerwitwen heute die ein­
zigen in ganz Europa sind, die gar keine 
Unterstützung erhalten. Und dabei handelt 
es sich im ganzen um zirka 1800 Invalide 
und 2500 bis 3000 Witwen, einschließlich 
sonstiger Verwandter alles in allem hoch 
geschätzt um einen Personenkreis von 
10 .000 bis höchstens 12.000 Menschen, 
so daß die italienische Regierung sich auch 
nicht auf besondere wirtschaftliche Schwierig­
keiten ausreden könnte. 

Ich muß bei dieser Gelegenheit auch noch 
darauf hinweisen, daß noch immer ein Sozial­
versicherungsabkommen zwischen Österreich 
und Italien fehlt, obwohl ein solches zwischen 
Italien und England, zwischen Italien und 
Frankreich, aber auch zwischen Italien und 
Deutschland - letzteres bereits am 1 .  Juli 
1953 - längst abgeschlossen worden ist. 
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Es ist unmöglich, alle die einzelnen Injurien 
aufzuzählen, unter denen die Südtiroler zu 
leiden haben. Verlassen kommen sie sich in 
ihrem Kampf um ihr Recht und ihr Volkstum 
vor, und es ist ihnen nicht zu verargen, wenn 
sie sehr bitter über Österreich denken, das 
ihnen so gar keine Hilfe hat zuteil werden 
lassen. Es sei hier zwar dankbar von mir 
vermerkt, daß sich gerade Herr Staats· 
sekretär Kreisky über meine mehrfachen 
diesbezüglichen Interventionen sehr intensiv 
hinsichtlich der Verhandlungen über die 
Wiedergutmachung des durch das Umsiedlungs­
übereinkommen des Jahres 1 939 österreichi­
schen Staatsbürgern zugefügten Unrechtes 
gezeigt hat. Ich komme gleich noch darauf 
zu sprechen. Aber all das ist nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein der ungeheuren Volksnot 
in Südtirol. 

Was nach wie vor mit allem Nachdruck 
von Österreich zu fordern ist, das ist und bleibt 
eine echte Volksabstimmung in Südtirol, ge­
stützt auf die auch in der Atlantik-Charta 
niedergelegten unveräußerlichen Grundsätze 
des völkischen Selbstbestimmungsrechtes. 
Wenn dies aber im Augenblick nicht erreicht 
werden kann, weil die günstigen Augenblicke 
des Pariser V t)rtrages und der Triest-Krise 
leider versäumt worden sind, so soll sich Öster­
reich mit einem neuen konstruktiven Vorschlag 
an die Weltöffentlichkeit wenden - die 
gegenwärtige Amerikareise des Herrn Bundes­
kanzlers Raab hätte dazu eine einmalige 
Gelegenheit geboten - :  Europäisierung Süd­
tirols in Analogie zum Saarland ! Ich sage 
damit nicht, daß mir die Saar-Lösung, wie 
sie jetzt geplant ist, gefäJlt, aber für Südtirol 
zumindest wäre eine ähnliche Lösung auf 
internationaler europäischer Basis schon eine 
ungeheure Erleichterung, schon ein gewaltiger 
Fortschritt. Stößt man aber auch diesbezüglich 
auf unüberwindliche Hindernisse, dann muß 
Österreich wenigstens mit allen Mitteln darauf 
dringen, daß die von Italien feierlich über­
nommene Autonomieverpflichtung wirklich ein­
gehalten wird. Eine gemischte italienisch­
österreichische Kommission hätte die Durch­
führung der Autonomie zu überwachen und 
bei Verletzungen schiedsrichterliche Funk­
tionen zu üben. Das müßte Italien zu­
gestehen, denn schließlich und endlich haben 
wir auch ein Druckmittel in der Hand, und 
das ist unser Handel über Triest. 70 Prozent, 
nach einer Darstellung heute hier im Hause 
65 Prozent des Warenumschlages über Triest 
gehen auf unser Konto, und wenn Italien 
in Triest weiterhin an Österreich so dick 
verdienen will, dann soll es auch seine Ver­
pflichtungen einhalten, die es im Pariser 
Vertrag vom 5. September 1 946 bezüglich 
Südtirol übernommen hat. 

Und nun noch zur Detailfrage der durch 
das Umsiedlungsübereinkommen 1939 Ge­
schädigten. Ich habe schon vor Jahren und 
bei anderen Gelegenheiten dazu gesprochen, 
aber ich muß es immer wieder und so lange 
tun, bis in dieser Frage endlich ein Erfolg 
erzielt ist. Muß schon der Vorwurf von 
der "Wiege des Nazismus" und der "pan­
germanistischen Expansionsgesinnung" für 
ganz Südtirol überhaupt kategorisch zurück­
gewiesen werden, wie ich dies eben begründet 
habe, so kann er um so weniger auf j ene 
Menschen zutreffen, die in den harten Jahren 
der faschistischen Unterdrückung bis zum 
1 3. März 1938 Österreich die Treue gehalten 
haben und österreichische Staatsbürger ge­
blieben sind, obwohl ihnen vielleicht durch 
die Annahme der italienischen Staatsbürger­
schaft mancherlei Behelligungen erspart ge­
blieben wären. Diese Personen hatten nach 
dem Umsiedlungsübereinkommen keine Wahl, 
sie mußten ihre Heimat, sie mußten Südtirol 
verlassen, und diejenigen, die sich trotzdem 
geweigert haben - es gibt solche Fälle -, 
wurden von faschistischer Miliz über den 
Brenner abgeschoben. (Abg. Krippner: Wa­
rum haben Sie da8 nicht vor zehn Jahren dem 
H itler erzählt ?) 

In weiten Kreisen unserer Bevölkerung, 
vor allem aber im Ausland, herrscht in dieser 
Hinsicht noch immer totale Unkenntnis. Man 
wirft auch diese Zwangsausgesiedelten in 
einen Topf mit den "Optanten" und verkennt 
damit ihr Schicksal und ihre heutige Lage 
völJig. Während nämlich nach dem Über­
einkommen den Besitzern italienischer Staats­
bürgerschaft die Wahl zur Auswanderung 
freigestellt wurde, wurden die österreichischen 
Staatsbürger, die mit dem Anschluß Österreichs 
automatisch deutsche Staatsbürger geworden 
waren, gezwungen, innerhalb einer sehr kurzen 
Frist ihren Besitz an das "Ente per le tre 
Venezie" zu veräußern und auszuwandern. 
Dieser Zwang allein schon beinhaltet die 
Nichtigkeit des ganzen Aktes, insbesondere 
die Nichtigkeit de:r Veräußerung, ganz gleich­
gültig, ob nun der erhaltene Gegenwert ein 
angemessener gewesen wäre oder nicht. 

Tatsächlich war der Gegenwert für diese 
unter Zwang veräußerten österreichischen 
Liegenschaften natürlich kein angemessener. 
Unter dem Zeitdruck des kurzen Veräußerungs­
termines, den das Abkommen vorschrieb, 
mußten die Besitzer Hab und Gut, Haus 
und Hof entweder an einen privaten Käufer 
verschleudern oder aber die Entschädigung 
annehmen, die ihnen das "Ente" auf Grund 
einseitiger Wertfestsetzung, also ganz will­
kürlich, geboten hat. Und das Groteske 
dabei ist, daß die Eigentümer nicht einmal 
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diesen unzureichenden Abfindungsbetrag selbst dessen herrlicher Parkbestand niedergelegt 
erhalten haben, sondern daß dieser ohne wurde, weil daraus ein Kinderspielplatz ge­
ihr Zutun von Italien direkt an die "Deutsche macht wurde. Leider hat sich daran der 
Treuhand-Gesellschaft",  die sogenannte DAT, Vatikan beteiligt. 
überwiesen wurde. Doch davon später. Die Entschädigung hat aber auch - in 

Wir halten also fest : Die solcherart Ge- Analogie zu den von Ihnen selbst geschaffenen 
schädigten haben einen unveräußerlichen An- Rückstellungsgesetzen - für die Österreicher 
spruch auf Wiedergutmachung des ihnen einen vollen Schadenersatz für die verhinderte 
durch Gewalt zugefügten Unrechts. Öster- Nutzung der Liegenschaften in der Zeit 
reich, das diese Grundsätze in sehr weit- ihrer Entziehung zu umfassen. Das persön­
gehender Form in seiner Rückstellungsgesetz- liehe Leid, das diesen braven Menschen durch 
gebung verwirklicht hat, kann nun auch den Vermögensraub zugefügt worden ist, 
darauf pochen, wenn es diese . Wiedergut- das sie um ihrer Treue zu Österreich willen 
machungsansprüche selbst für seine eigenen erlitten haben, läßt sich ohnehin nicht mehr 
Staatsbürger vertritt. Die Wiedergutmachung gutmachen. Umsomehr ist Österreich ver­
ist keine Angelegenheit des einzelnen, sondern pflichtet, ihnen wenigstens zum Ersatz des 
kann nur generell in Verhandlungen von materiellen Schadens zu verhelfen. Das ist 
Staat zu Staat geregelt werden. Tatsächlich der Grundsatz,  zu dem Sie sich in Bausch 
steht ja auch der :6allhausplatz heute auf und Bogen und allgemein bekannt haben, 
diesem Standpunkt und führt daher, wie und Sie müssen ihn daher auch in dieser 
mir mitgeteilt wurde, iil diesem Sinne Ver- Frage verwirklichen. 
handlungen mit Rom. Die Verhandlungen Allerdings, das gebe ich nun ebenfalls zu 
ziehen sich aber schon allzu lange hin, und bedenken, ist subsidiär neben Italien auch 
wir müssen befürchten, daß sie Italien ab- Deutschland zur Wiedergutmachung an den 
sichtlich verzögern will. In diesem FaHe österreichischen Staatsbürgern in Italien ver­
wäre ernstlich zu erwägen, ob Österreich pflichtet, denn das Umsiedlungsübereinkom­
nicht, wenn eine gütliche Regelung mit Italien men trug ja nicht nur die Unterschrift Musso­
schlankweg unmöglich sein sollte, den Inter- linis, sondern auch diejenige Hitlers. Dies­
nationalen Gerichtshof in Den Haag anrufen bezüglich sind daher auch rechtzeitige Vor­
könnte. stellungen in Bonn zu empfehlen, zumal j a  

Für die Verhandlungen mit Italien aber ohnehin, wie ich gesagt habe, die Interessen 
ist zu fordern, daß sie - falls dies inzwischen Westdeutschlands gegenüber Italien mit den 
noch nicht geschehen ist, was ich nicht unseren parallel laufen. 
weiß - mit den gleichgerichteten Bestrebungen Gestatten Sie mir, daß ich in diesem Zu­
Bonns koordiniert werden, da Deutschland sammenhange die Schicksale der durch das 
das gleiche Interesse besitzt wie wir, daß Umsiedlungsübereinkommen Geschädigten 
seinen in Südtirol expropriierten Staatsbürgern noch weiter verfolge. Was haben die Aus­
Wiedergutmachung zuteil wird. gesiedelten mit ihrer an sich viel zu geringen, 

Grundsätzlich muß die Rückgabe der unter dem wahren Wert ihrer hingegebenen Habe 
Zwang veräußerten oder enteigneten Liegen- nicht einmal halbwegs entsprechenden Ent­
schaften an die vorbesitzenden Österreicher schädigung gemacht ? Sie selber haben vorerst 
verlangt werden. Wo dies aber ohne Ver- damit gar nichts gemacht, denn sie haben 
letzung privatrechtlicher Rechtsverhältnisse gar nichts machen können damit, weil sie 
dennoch nicht mehr möglich sein sollte, · sie nicht erhielten. Empfangen hat den 
weil das "Ente" bereits weiterveräußert Erlös die Deutsche Treuhand-Umsiedlungs­
hat - das ist in aller Schnelligkeit und in gesellschaft. Den Umsiedlern wurde - ohne 
aller Heimlichkeit gerade in der jüngsten daß man auf ihre speziellen Wünsche Rück­
Zeit vorgekommen -, dann muß eine an- sicht nahm - Ersatzbesitz in Polen, in 
gemessene Entschädigung geleistet werden. der Ukraine, in Luxemburg zugewiesen und 
Diese Entschädigung hat vor allem in der der Erlös dafür aufgerechnet. 
Aufwertung des ehemaligen Erlöses auf den Wenn jetzt die Sache so hingestellt wird, 
wahren Wert der Sache zur Zeit der Ver- als hätten diese Umsiedler Polen, Ukrainer, 
äußerung zu geschehen. Ich sage, ausdrück- Luxemburger oder andere Staatsbürger be­
lieh "zur Zeit der Veräußerung",  weil sich raubt, dann ist das eine vollkommene Ver­
die österreichische Regierung nicht darauf drehung der Tatsachen. Die Umsiedler konnten 
einlassen darf, den heutigen Wert zugrunde sich ja gar nicht aussuchen, wo man sie 
zu legen. Infolge Verschleuderung und Ver- neu ansiedelte, denn wenn sie sich das hätten 
nachlässigung liegt ja dieser Wert oft unter aussuchen können, dann hätten sie sich a:ls 
dem ehemaligen Wert. Ich verweise nur auf Bewohner des Berglandes bestimmt nicht 
das enteignete Hotel Aosta in Meran, diese Flachgegenden ausgesucht. Freiwillig 
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hätten sie das nie gemacht. Nur unter Zwang 
siedelten sie sich unter Umständen an, die 
ihnen niemals Freude machten, bezahlten 
aber redlich das neu Erworbene. Infolge 
der militärischen Niederlage · Deutschlands 
haben sie nun auch ihren Ersatzbesitz ver­
loren, wurden als Bettler davongejagt und 
stehen nun, soweit sie überhaupt mit dem 
nackten Leben davongekommen sind, als 
die "Räuber" gebrandmarkt da. 

Ich kenne einen Fall, der eine Südtiroler 
Familie betrifft, die sich auf die geschilderte 
Art in Luxemburg ansiedeln mußte, die 
keinem Luxemburger etwas zu leide getan 
hat, die nur höchst widerwillig und zu einem 
mehr als angemessenen Preis das Haus er­
werben mußte, das man ihr durch die deutschen 
Verwaltungs behörden dort zugewiesen hatte, 
die dieses vollkommen leere Haus mit ihren 
eigenen, aus Südtirol dorthin verbrachten 
Einrichtungsgegenständen ausstattete und die 
von diesem ihrem Eigentum bis heute nicht 
einen Nagel herausbekommen hat, obwohl, 
wie gesagt, das Haus bei ihrem Einzug nach­
weisbar vollkommen leer war. Das ist das 
sogenannte "Feindvermögen", das die luxem­
burgische Regierung beschlagnahmt hat und 
dessen Herausgabe sie noch immer verweigert. 

Ich hoffe, daß der Herr Außenminister bei 
seinem jüngsten Bestlch in Luxemburg nicht 
verabsäumt hat, auf solche rein österreichische 
Vermögen - es gibt noch mehrere Fälle dieser 
Art - hinzuweisen. Der Wert dieses Ver­
mögens, meist nur mehr Reste des ehemaligen 
Hausrates, ist so gering, daß materielle Inter­
essen Luxemburgs dabei überhaupt nicht in 
Frage kommen können. Es handelt sich um 
nicht mehr als um eine Geste, die wir von 
Luxemburg - im zehnten Friedensjahr ! -
erwarten. Die Fiktion vom "Feindvermögen " 
kann bei diesen österreichischen Staatsbürgern 
ebensowenig aufrechterhalten bleiben wie die 
Fiktion einer "Kollaboration". Wenn die 
österreichischen Stellen dies der luxembur­
gischen Regierung entsprechend deutlich ma­
chen, dann bin ich sicher, daß die Angelegen­
heit mit einem Federstrich von seiten Luxem­
burgs aus der Welt geschafft werden kann. 
(Abg. A ltenburger :  Das hätten Sie bereits 
im Jahre 1939 verständlich machen 80llen I) 

Diejenigen, die sich trotzdem nicht an­
gesiedelt haben, die es also ablehnten, wie 
es heißt, "sich an fremdem Gut zu bereichern", 
um in der Terminologie der N achkriegs­
politiker zu bleiben, waren erst recht die 
Dummen, denn ihr gesamtes Vermögen wurde 
in Reichsschatzscheinen angelegt, und was 
die wert sind, wissen wir ohnehin. Das wenige 
etwa sonst noch vorhandene Bargeld kon­
fiszierte ihnen die Republik Österreich durch 
ihre verschiedenen Währungsrnaßnahmen. 

Ich glaube, ich habe zur Genüge dargetan, 
wie berechtigt die Wiedergutmachungs­
ansprüche (Abg. A lt enburge l· :  Warum haben 
Sie im Jahre 1939 nicht diese Rede gehalten 
Herr Abg. Stüber ?) der durch das Umsiedlungs­
übereinkommen 1939 geschädigten österreichi­
schen Staatsbürger sind. 

Alles, was hier hinsichtlich der Südtiroler 
gesagt wurde, gilt sinngemäß auch für unsere 
Canaletaler. Das Königreich Italien hat durch 
ein Sonderdekret im Jahre 1939 an der öster­
reichischen Grenze, auch östlich und westlich 
von Goggau, Grundstücke enteignet. Es handelt 
sich im wesentlichen um einen 2 km breiten 
Grenzgürtel. 76 Bauern wurden von dieser 
Maßnahme betroffen, die damals zugesagte 
Entschädigung erfolgte nie. Auch heute noch 
kämpfen diese Männer, die fast ausnahmslos 
österreichische Staatsbürger geworden sind, 
um ihren Boden. AUe ihre Bemühungen, 
in diesem Kampf die Unterstützung der 
österreichischen Regierung zu erhalten, sind 
praktisch erfolglos geblieben . . (Abg. A lte n ­
b urge r :  Warum haben Sie Ihr warnendes 
Wort nicht im Jahre 1939 erhoben ?) 

Und nun zu einem anderen Komplex, der 
uns bei der Besprechung unseres Verhältnisses 
mit Italien zu beschäftigen hat und der in 
inniger Wechselwirkung zum Vorgesagten steht 
und über den auch hier schon gesprochen 
worden ist - allerdings nicht in dem Sinn, 
wie ich ihn für richtig finde. 

Für ein geradezu typisches Beispiel für Ge­
legenheiten, die von Österreich verpaßt worden 
sind, halte ich Triest. Als vor einem Jahr die 
italienische Campagne um die Rückgabe Triests 
auf dem Höhepunkt war, bot sich für Österreich 
eine doppelte Chance; Erstens, die italienische 
Forderung nach einer Volksabstimmung im 
Territorium Triest aufzugreifen und nun auch 
österreichischerseits eine solche Volksabstim­
mung in Südtirol zu fordern, nach dem Grund­
satz : Was dir recht ist, das muß auch uns 
billig sein. Zweitens, aktiven Einfluß auf die 
zukünftige politische Gestaltung dieses wich­
tigen Adriahafens zu nehmen oder doch 
zumindest unsere wirtschaftlichen Interessen 
an einem Hafen, der, wie schon ausgeführt, 
österreichischem Erfindergeist, österreichi­
schem Fleiß, österreichischem Kapital und 
bis zur Stunde noch immer hervorragend 
dem österreichischen Handel seine Existenz 
und seine Bedeutung verdankt, rechtzeitig 
sicherzustellen. 

Die Gelegenheit zu beiden Möglichkeiten, 
die von einer geschickten Außenpolitik leicht 
zu koordinieren und zu kombinieren gewesen 
wären, war einmalig günstig. Denn einerseits 
befand sich Italien damals in einer Zwangslage, 
da es damals die von Pella - und zwar mit 
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Rücksicht auf die Problematik erst nach 
langem Zögern - erhobene Forderung nach 
einer Volksabstimmung im Territorium Triest 
nicht gut selber dadurch moralisch hätte 
entwerten können, daß es einem gleich­
gerichteten Verlangen Österreichs hinsichtlich 
Südtirol die Berechtigung abstritt. In welcher 
Klemme sich Italien hier befand, ist uns 
allen noch lebhaft in Erinnerung. Während 
Italien an der Adria die "ethnische Grenze" 
forderte - und zwar, nicht zu vergessen, auf 
Grund der Bevölkerungsstruktur von 1918 ! -, 
verteidigte es am Brenner die "politische 
Grenze" . Eine Diskrepanz, die auch jener 
Weltöffentlichkeit, die uns sonst nicht be­
sonders freundlich gesinnt ist, befremdend 
auffiel. 

Umsomehr überraschte diese Weltöffentlich­
keit unsere ganz unverstä.ndliche Inaktivität 
in dieser Frage. Ja, der Ballhausplatz ging 
von sich aus ohne Not so weit, eilfertig zu 
versichern, daß Österreich nichts ferner läge, 
als aus der italienischen Zwangslage für sich 
Vorteile zu ziehen. Das mag in den Ohren 
Roms recht angenehm geklungen haben und 
hat uns jenes lauwarme Lob für unsere sprich­
wörtliche Gutherzigkeit eingetragen, das man 
Schwächlingen immer so gerne spendet, auch 
wenn man sich heimlich über sie lustig macht. 

Mag es aber immerhin zwar nicht entschuld­
bar, aber wenigstens psychologisch erklärbar 
sein, daß der Ballhausplatz die in Paris 
verhaute Südtiroler Frage wegen ihrer Kompli­
ziertheit und Komplexität mit anderen euro­
päischen Problemen nicht gerne mehr aufgriff, 
so ist das österreichische Versagen hinsichtlich 
der zweiten Möglichkeit, die die Aufrollung 
des Triest-Problems bot, nicht einmal erklärbar. 
Dies umso weniger, als· die unbestreitbaren 
wirtschaftlichen Vorteile, die Triest aus dem 
österreichischen Transithandel zieht, unsere 
Position an der Adria von vornherein sehr 
stark erscheinen ließen. 

Wir besaßen auch Bundesgenossen. Gleich­
gültig, ob sich diese alle ganz selbstlos für 
uns eingesetzt oder damit eigene Interessen 
klug verbunden haben, wie dies in der Politik 
die Regel ist, die Unterstützung dieser An­
sprüche bei der Neugestaltung Triests durch 
Jugoslawien war nicht zu unterschätzen. Ich 
erinnere an die Erklärung, die der jugoslawische 
Außenminister Koca Popovi6 anfang November 
letzten Jahres bei seinem Besuch in Wien 
abgab, worin er mit dem Hinweis auf die 
Unbestreitbarkeit der österreichischen Inter­
essen in Triest deutlich genug seine Bereit­
schaft zur Unterstützung dieser unserer Inter­
essen anbot. Ähnliche Stimmen, politische 
und publizistische, waren in großer Anzahl 
auch aus anderen Staaten zu · verzeichnen, 

vor allem aus dem Staat, der dem BaUhaus­
platz immer den größten Eindruck macht, 
aus Amerika. 

Aber Wien stieg darauf nicht nur nicht 
ein, wir winkten sogar ab. Der in der Dis­
kussion um die Neugestaltung des Freistaates 
Triest aufgeworfene Plan eines Kondominiums 
Italien-Jugoslawien-Österreich wurde zuerst 
und mit Entschiedenheit· von Österreich des­
avouiert, das abermals erklärte, daß ihm 
nichts ferner liege als dies. Abermals ernteten 
wir dafür nichts als den leeren Beifall Roms, 
das über die österreichische Passivität wohl 
selbst überrascht sein mochte, und die Ver­
stimmung, ja Verärgerung unserer Fürsprecher, 
die sich notgedrungen von dem Projekt zurück­
zogen. Wenn wir Österreicher selbst nicht 
wollten, daß man uns half, wer sollte sich 
dann wohl für unser Wohl exponieren 1 

Ich gebe zu, daß der Kondominium-Plan 
bedeutende internationale Schwierigkeiten mit 
sich hätte bringen können. Über seine tat­
sächliche Realisierbarkeit läßt sich rück­
blickend auch nichts absolut Sicheres sagen. 
Aber als Verhandlungs- und Propaganda­
mittel war er für uns gut und nützlich und 
hätte von uns nicht von vornherein abgelehnt 
werden dürfen. Es gab auch hiefür eine 
einzige, nicht Entschuldigung, aber Erklärung : 
daß nämlich der Ballhausplatz für den Fall, 
als Triest wieder zu Italien käme, von seiten 
Roms sichere Garantien für eine befriedigende 
Lösung unserer wirtschaftlichen Ansprüche 
an der Adria bereits sicher in Händen habe. 
Und das glaubten wir auch, das wenigstens 
nahmen wir an, mußten es nach den wieder­
holten Erklärungen unserer offiziellen Stellen 
annehmen. Kurz und gut : Wenigstens mit 
einem Freihafen-Statut, wie wir es in Triest 
schon einmal besessen hatten, rechneten wir. 

Nun erfahren wir, da Triest auf Grund der 
jüngsten Entwicklung zu Italien zurückgekehrt 
ist, daß es auch mit dem Freihafen für uns 
Essig ist. Wie kümmerlich muten jetzt 
hinterher die Ausreden an, daß ein Freihafen 
in Triest für unseren Transithandel gar nicht 
so sehr eigentlich die wünschenswerte Lösung 
wäre, da uns die eigene Hafenverwaltung 
einen zu hohen Verwaltungsaufwand ver­
ursachen würde und dergleichen mehr. Da 
steht wieder einmal der österreichische Fuchs 
vor den sauren italienischen Trauben ! 

Vor einigen Jahren noch hat sich ein öster­
reichischer Staatsmann von einer großen Ka­
none der Weltpolitik eine Lektion über Triests 
Bedeutung als "Lunge Österreichs" anhören 
müssen. Es scheint aber unser unverständ­
licher Ehrgeiz zu sein, keine eigene Lunge zu 
besitzen. Ist das Selbstvertrauen, das unsere 
Regierung sonst so gerne mimt, wenn sie sich 
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auf ihren österreichischen Patriotismus und 
die Leistungen Österreichs in der Vergangenheit 
beruft, wirklich so gering � 

Mit Erstaunen haben wir aus der Rede' des 
Herrn Staatssekretärs Dr. Kreisky in Klagen­
furt am 7 .  November vernommen, daß man 
uns in hiesigen italienischen Kreisen zu ver­
stehen gegeben habe, daß "jene Bestimmungen 
des Friedensvertrages mit Italien, wonach die 
Hafenverwaltung 'rriests internationalisiert 
werden soll, nicht in die Praxis umgesetzt 
werden würden. Die Regierungen von Rom und 
Belgrad hätten sich diesbezüglich bereits ge­
einigt und einen Großteil der damit zusammen­
hängenden Fragen in einem Briefwechsel ge­
klärt. Italien wolle künftig den Triester 
Hafen allein verwalten, und Schwierigkeiten 
seitens der Vereinigten Staaten oder Englands 
seien diesbezüglich auch nicht zu erwarten ." 

Da haben wir's ! Wieder einmal sind wir 
zu kurz und zu spät gekommen. Wieder 
einmal haben sich die Beteiligten. über unseren 
Kopf hinweg geeinigt, wieder einmal haben wir 
das Nachsehen. Wieder einmal stehen wir 
für unsere Gutmütigkeit als die Dummen da, 
die die Zeche bezahlen dürfen. Schon heute 
läßt sich erkennen, daß wir bei der Triest­
Konferenz, die angeblich im Jänner mit uns, 
Italien, Jugoslawien und der Schweiz statt­
finden soll, ziemlich leer ausgehen werden. 
Das scheint nun einmal schon unser Schicksal 
zu sein. Aber, meine Damen und Herren, 
es ist kein unverdientes Schicksal, wenn wir 
selbst unsere besten Trümpfe immer wieder 
aus Schwäche aus der Hand geben ! 

Ich erinnere daran, mit welchem außer­
ordentlichen Nachdruck und mit welcher 
hartnäckigen Zähigkeit Jugoslawien das Prob­
lem der Restitution slowenischer Vermögens­
werte in Triest seit 1945 unermüdlich verfolgt 
hat. Belgrad sparte nicht Mühe noch Geld, 
um die italienische Entnationalisierungspolitik 
an der Adria offenkundig zu machen. Was, 
frage ich, hat Österreich getan, um dieselbe 
italienische Entnationalisierungspolitik dort, 
wo sie u n s  an Leib und Leben geht, nämlich 
an der Etsch, der Welt bekanntzumachen � 

Ich nehme hier weder für Jugoslawien und 
gegen Italien, noch für Italien und gegen 
Jugoslawien Stellung ; am allerwenigsten gegen 
Italien, das ich als Zentrum europäischer 
Kunst und Kultur liebe und verehre. Rom 
und Belgrad haben von ihrem Standpunkt aus 
nicht nur recht, wenn sie die Lebensansprüche 
ihrer Völker mit allen ihnen zu Gebote stehen­
den Mitteln wahren, sondern sie erfüllen 
damit ihren eigenen Völkern gegenüber auch 
eine nationale Pflicht. Aber dasselbe Recht 
und dieselbe nationale Pflicht hätte auch 
Wien und nicht beides zu vernachlässigen, 

indem es viel zu weich und lax immer sofort 
in die Knie geht, wenn es nur irgendwo in 
der Welt den geringsten Widerstand spürt. 
Jugoslawien hat im Falle Triest zwar nur 
einen geringen praktischen Erfolg zu ver­
zeichnen gehabt, indem es eine geringfügige 
Korrektur der Gebietsgrenze der Zone B 
zu seinen Gunsten erwirkte, aber immerhin, 
diese Korrektur wenigstens hat Belgrad er­
reicht und es sich an Stimmaufwand und 
pu blizistischer Überzeugungskraft auch etwas 
kosten lassen. 

Was haben wir seinerzeit in Paris getan, 
als Gruber das unselige Abkommen mit 
Italien schloß 1 Nicht einmal die entsprechen­
den Experten hatten wir zur Hand, um den 
italienischen Geschichtsverzerrungen und 
Geogra phiefälschungen sofort beweiskräftig 
entgegentreten zu können ! Da haben wir 
gespart, bei den Fachleuten. Bei Auslands­
besuchen rein repräsentativer Natur . sparen 
wir nicht, da zieht ein ganzer Troß im Gefolge 
des betreffenden Ministers mit. 

Um wieder von Triest zu reden : Was haben 
wir getan, diplomatisch vorbereitend, publi­
zistisch-aufklärend, um rechtzeitig der Welt 
in Erinnerung zu r ufen : Dieses Triest, wie es 
heute steht, ist unsere, Österreichs Gründung. 
524 Jahre lang hat es zu uns gehört, durch 
Kaiser Karl VI. ,  der es zum Freihafen er­
klärte, ist es zur Beherrscherin des adriatischen 
Meeres geworden ! Gerade das für eine er­
folgreiche Durchsetzung unserer Ansprüche 
in Triest so kritische und bedeutungsvolle 
Vorjahr war jenes Jahr, in dem sich die 
feierliche Schlußsteinlegung des beflaggten 
Hafens in Triest, den ein Österreicher, ein 
Siebenbürger Sachse, der Hafenbaudirektor 
Friedrich Bömches, schuf, zum 70. Male 
gejährt hat. (Abg. Dengler :  Wie lange 
dauert die Vorlesung noch, Herr Btüher ? ) 
Welche Gelegenheit für Österreich, immer 
wieder darauf hinzuweisen, dem Ausland wie 
unserer jungen Generation, die von den 
Kulturleistungen unserer Väter viel zuwenig 
weiß, diese Pioniertat der österreichischen 
Wissenschaft und Technik vorzuhalten ! Aber 
von ein paar Zeitungsartikeln abgesehen ist 
nichts geschehen, und das gigantische Werk, 
das damals die enorme Summe von 1 7  Mil­
lionen Gulden verschlang und selbst an den 
heutigen Maßstäben der modernen Technik 
gemessen bestehen kann, hat in seinem 
Schöpferstaat, in Österreich, nicht die Auf­
merksamkeit gefunden, die es verdient. Dürfen 
wir uns da beklagen, wenn die anderen auf 
uns vergessen, wenn wir selber nicht an uns 
denken 1 (Andauernde Zwischenrufe des Abg. 
Dengler.) 

Kürzlich haben Vertreter der italienischen 
Seehäfen Triest, Venedig, Livorno, Ancona 
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und Genua mit Vertretern der österreichischen 
Wirtschaft . Besprechungen abgehalten. Wir 
hörten, daß die Besprechungen das Ziel ver­
folgten, das derzeitige österreichische Ak­
tivum in der österreichisch-italienischen 
Zahlungsbilanz durch eine stärkere Heran­
ziehung der italienischen Bahnen, Häfen und 
der Schiffahrt zu vermindern. "Tariferleich­
terungen auf den betreffenden Bahnstrecken" 
und "ErleiDhterungen bei der Entladung und 
Manipulation der österreichischen Transit­
güter innerhalb der Hafenanlagen" sollen, 
wie wir nun gelesen haben, das Linsengericht 
sein, für das wir uns mit unseren Ansprüchen 
in Triest abspeisen lassen sollen. Nichts mehr 
vom Freihafen, nichts mehr von der im italie­
nischen Friedensvertrag verankerten Inter­
nationalisierung ! Ein paar Tariferleich -
terungen, die morgen auch vielleicht wieder 
rückgängig gemacht werden können, sollen 
uns abspeisen. 

Da ist denn schon zum allermindesten das zu 
fordern, was in der Resolution der österreichi­
schen Tagungsteilnehmer seitens der öster­
reichischen Wirtschaft festgehalten worden ist. 
(Abg. Dengle r :  Wie lange dauert das noch, 
Sie politischer Leichnam ?) - Wollen Sie nicht, 
daß wir unsere Ansprüche auf Triest fest­
halten � Sie wollen das offenbar nicht. 
Hier wird gefordert : Bahntarifarische Bevor­
zugungen für das österreichische Hinterland und 
die ü bel' Österreich geführten Waren ; Be­
günstigungen der Seeraten für österreichische 
Wirtschaftsgüter in den italienischen Adria­
häfen ; Begünstigung bei der Erstellung der 
Hafen- und Umschlaggebühren ; unge­
hinderter und unkontrollierter Transitverkehr 
für alle unsere Umschlag güter und alle weiteren 
damit zusammenhängenden Maßnahmen. 

W i r  sind es ja,  von denen Triest heute 
noch hauptsächlich lebt, wir können also etwas 
verlangen. Es ist wahrlich wenig, was unsere 
Wunschliste enthält, es ist bescheiden genug, 
eigentlich sind das alles blanke Selbstver­
ständlichkeiten, die sich die Wirtschaft j etzt 
mühsam aushandeln muß, weil die Diplomatie 
sie im Stich gelassen hat. 

Wenn Rom aber nicht will, wenn es glaubt, 
auf uns verzichten zu können (Abg. Deng l e r :  
Auf Sie werden wir bei der nächsten Wahl ver­
zichten können !) , dann können wir es auch 
auf andere Art versuchen und unseren See­
verkehr in weit größerem Maß I;tls bisher 
über die Nordseehäfen abwickeln, wo uns 
in jeder Hinsicht bereitwilligst entgegen­
gekommen wird. Den diesbezüglichen Hin­
weisen des Herrn Staatssekretärs Kreisky in 
seiner schon erwähnten Klagenfurter Rede 
kann man hier nur durchaus beipflichten. 

Alles in allem aber, meine Damen und 
Herren, ist es ein beschämendes Zeugnis für 

die österreichische Außenpolitik, daß sie Ge­
legenheiten, die "Südtiroler Volksabstimmung" 
und "Freihafen Triest" hießen, schmählich 
verpaßt hat und bestenfalls dafür ein paar 
Frachtermäßigungen eintauscht. Niedriger 
geht's s�hon nimmer ! (Abg. De ngle r :  Jetzt 
kann man erst den Vd U begreifen, daß er Sie 
hinausgeworfen hat ! Sie politischer Leichnam !) 

Und nun zu dem heute schon mehrmals 
erörterten Thema : Verhältnis zur west­
de.utschen Bundesrepublik. Einleitend möchte 
ich dazu feststellen, daß ich bei der Debatte 
über die · sozialistische Dringlichkeitsanfrage, 
betreffend die Entscheidung des deutschen 
Bundesverwaltungsgerichtes vom 3. No­
vember, infolge eines bedauerlichen Miß­
geschickes nicht anwesend sein konnte, daher 
damals zu dieser Angelegenheit nicht habe 
Stellung nehmen können, und auch aus der 
Tagesordnung nicht wußte und nicht wissen 
konnte, daß dieser Gegenstand auf sie gestellt 
werden wird. Ich müßte mich aber vor allen 
deutschbewußten, freiheitlich gesinnten Men­
schen unseres Landes schämen, wenn ich nicht 
jetzt die Gelegenheit ergriffe . . .  (Abg. Al t en­
b u r ger :  Die schämen sich ja Ihrer ! ) Vor 
Ihnen brauche ich mich nicht zu schämen, 
Sie existieren für mich gar nicht ! ( Abg. 
A l tenb urge r :  Die schämen sich Ihrer !) -
Ich müßte mich vor allen deutschbewußten, 
freiheitlich gesinnten Menschen unseres Landes 
schämen, wenn ich nicht jetzt die Gelegenheit 
ergriffe, unmißverständlich zum Ausdruck zu 
bringen, daß ich diese sogenannte Anschluß­
gefahr , die dann mit teils sehr hysterischen 
und sehr schrillen Tönen als drohend ver­
kündet worden ist, durchaus für den Anlaß 
nicht gegeben und gerechtfertigt sehe. 

Denn, meine Damen und Herren, was ist 
denn eigentlich geschehen � Das Bundes­
verfassungsgericht in Karlsruhe hat bereits 
vor mehr als zwei Jahren, am 28. Mai 1 952, 
entschieden, "daß alle mit Annexionen nach 
dem 3 1 .  Dezember 1 937 verbundenen Zwangs­
einbürgerungen als unwirksam zu betrachten 
sind, soweit die betreffenden Personen von 
den Staaten, ·  deren Gebiet annektiert wurde, 
als ihre Staatsangehörigen in Anspruch ge­
genommen wurden. "  

Diese Entscheidung hat auch das kritisierte 
Berliner Bundesverwaltungsgerichtsurteil aus­
drücklich anerkannt, denn in diesem Urteil 
ist nirgends gesagt, daß das Anschlußgesetz 
vom 13.  März 1938 noch in Geltung stehe. 
In diesem Urteil ist lediglich festgestellt 
worden, daß die Österreicher "nach damaligem 
deutschen Recht" die deutsche Staatsbürger­
schaft rechtmäßig erworben hätten. Die Ver­
einigung Österreichs mit dem Deutschen Reich 
sei damals von der Völkerrechtsgemeinschaft 
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anerkannt worden, was sich wohl geschichtlich 
nicht bezweifeln läßt. Demgemäß wird auch 
heute noch die Rechtmäßigkeit des Erwerbes 
der deutschen Staatsangehörigkeit vom Jahre 
1 938 - sagt der Berliner Bundesgerichtshof ­
nicht angezweifelt. Völkerrechtlich hat grund­
sätzlich jeder Staat allein für sich zu be­
stimmen, wie seine Staatsangehörigkeit er­
worben oder verloren wird. 

Dies ist auch nach der Lehre des anerkannten 
österreichischen Völkerrechtslehrers Professor 
Verdroß unanfechtbar. Das Ermessen des 
Staates, diese Angelegenheit zu regeln, wird 
durch das allgemeine Völkerrecht, wie heute 
schon hier richtig ausgeführt wurde, begrenzt. 
Demzufolge könne man die Staatsbürger schaft 
nicht automatisch dadurch verlieren, daß man 
möglicherweise durch ein ausländisches Gesetz 
die Staatsangehörigkeit des betreffenden an­
deren Staates erhalten oder wiedererhalten 
habe. Es gibt keinen allgemeinen völker­
rechtlichen Grundsatz über einen auto­
matischen Wechsel der Staatsangehörigkeit im 
Falle von Gebietsänderungen. 

Daher hat denn auch das Berliner Urteil 
ausdrücklich auf die Notwendigkeit hinge­
wiesen - was hier nicht gebührend deutlich 
unterstrichen worden ist -, daß eine zwischen­
staatliche Regelung zwischen Österreich und 
der Bundesrepublik in der Staatsbürgerschafts­
frage fällig ist. 

Wenn eine solche zwischenstaatliche Re­
gelung nicht erfolgt ist, so nehme ich an, 
daß dies aus Gründen nicht erfolgt ist, über 
die sich am allerwenigsten die Herren von der 
äußersten Linken beklagen dürften. Der Grund 
dürfte wahrscheinlich in der mangelnden 
Souveränität Österreichs liegen, eben infolge 
der unglücklichen Besatzungsverhältnisse 
seit 1945. 

Wo da aber, meine sehr geehrten Anwesen­
den, die sogenannte Anschlußgefahr stecken 
soll, ist mir schlechterdings unverständlich. 
Es zeigt sich also doch, daß man über eine 
Sache erst dann reden und vor allem erst dann 
parlamentarisch reden soll, wenn man sie 
genau kennt, da sowohl die Interpellanten 
wie auch die österreichische Regierung selbst, 
wie sie ausgeführt haben, den genauen W ort­
laut des Berliner Urteils zur Zeit der Debatte 
nicht gekannt haben. Hier ist also - hier 
stimme ich den Worten des ÖVP-Redners 
mit einem anderen Vergleich bei - aus einer 
Mücke tatsächlich ein Mammut gemacht wor­
den und höchst überflüssigerweise eine Staats­
aktion inszeniert worden, die Österreich sicher­
lich nicht so sehr genützt hat ; aber nicht 
etwa wegen des Bundesverwaltungsgerichtes 
nichts genützt hat, sondern durch die sehr 
überflüssige Aufgreifung in diesem Hause. 

Eine Doppelstaatsbürgerschaft hat es 
zwischen Österreich und Deutschland immer 
gegeben, sie gibt sie in nicht wenigen Fällen 
auch heute noch, ganz abgesehen von den­
jenigen des Bundesverwaltungsgerichtes. Um 
nichts anderes als um eine solche Doppel­
staatsbürgerschaft handelt es sich aber jetzt 
bei den in Deutschland lebenden Österreichern. 
Wenn daher von österreichischer Seite · die 
Sache so dargestellt wurde, als wäre durch 
diese Entscheidung den betreffenden Per­
sonen die österreichische Staatsbürgel'schaft 
aberkannt oder nicht anerkannt worden, so ist 
das eine Verdrehung der Tatsachen. 

Das westdeutsche Gericht hat den in seinem 
Gebiet wohnenden Österreichern nichts weg­
genommen, es hat ihnen nur etwas dazuge­
geben, nämlich die zusätzliche deutsche Staats­
bürgerschaft zu der österreichischen, und es 
steht außer Zweifel, daß dies den Betroffenen 
in vielen Fällen sehr willkommen war, wenn 
sie dadurch nur in den Genuß von Ruhe- und 
Versorgungsbezügen nach deutschem Recht 
kommen und arbeitsrechtlich mit den 
deutschen Staatsbürgern gleichgestellt werden. 
Es ist auch nicht zu vergessen, daß es ja 
Österreicher selber waren, die um diese Gleich­
stellung, eben aus diesen materiellen Gründen, 
einen zähen Kampf gegen deutsche Verwal­
tungsbehörden geführt haben, bis das oberste 
deutsche Gericht ihrem Standpunkt Rechnung 
trug. Das hat das Berliner Bundesverfassungs­
gericht entgegen den gegensätzlichen Auf­
fassungen verschiedener deutscher Verwal­
tungsbehörden getan und hat dadurch auch, 
was man nicht vergessen darf, dem deutschen 
Staatssäckel eine ganz gewaltige Mehrbelastung 
auferlegt. Denn diese Entscheidung bringt 
zahlreichen Österreich ern in Deutschland -
im ganzen sollen es 70.000 bis 75.000 sein -
eine wesentliche Besserstellung und wesent­
liche materielle Vorteile. Wenn also an dem 
Urteil etwas verwunderlich ist, dann meiner 
Ansicht nach nicht so sehr die Expansions­
tendenzen des Anschlusses, die ihm hier unter­
schoben werden, sondern die Großzügigkeit 
in materieller Hinsicht, die weit eher Be­
wunderung als Kritik verdient, die ihm das 
österreichische Padament hat zuteil werden 
Jassen. 

Damit möchte ich meine Ausführungen 
geschlossen haben mit der selbstverständ­
lichen Erklärung, daß natürlich auch gegen 
das Kapitel Äußeres meine Kontrastimme ein­
gelegt wird. 

Präsident : Ich erteile dem nächsten in 
der Rednerliste eingetragenen Redner, Herrn 
Abg. Dr. Gschnitzer, das Wort. Herr 
Abg. Dr. Gschnitzer ist nicht im Saal an­
wesend, daher ist die Wortmeldung verfallen. 

175 
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Als nächster Redner ist vorgemerkt Herr 
Abg. Dr. Toneie. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Toncic-Sorinj : Hohes Haus l Die 
heute im wesentlichen sachliche Debatte über 
Außenpolitik wurde nur durch zwei Miß­
klänge gestört. Der erste Mißklang war die 
Auseinandersetzung über die Reise unseres 
Herrn Bundeskanzlers nach Amerika. Der 
zweite war die soeben gehaltene geradezu 
lähmende Obstruktionsrede des Abg. Stüber, 
von der man nur sagen kann, daß sich die Dauer 
der Rede verkehrt proportional zur Zahl 
der Wähler verhält, die · hinter ihm steht. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Zum ersten Punkt, nämlich zu den heftigen 
Angriffen gegen unseren Herrn Bundeskanzler , 
werden Sie es mir bestimmt nicht verargen, 
wenn ich als Mitglied seiner Partei dazu einige 
Worte sage. Diese Angriffe wurden von 
zwei Personen gemacht, die persönlich die 
ungeeignetsten sind, den Bundeskanzler an­
zugreifen : der kommunistische Abg. Fischer 
und der Abg. Dr. Stüber. Ungeeignet aus 
folgenden Gründen : Die Kommunisten waren 
gegen unsere abendländisch-christliche Welt­
anschauung und Lebensform schon lange vor 
dem Kriege. Sie standen daher in Opposition 
zu der österreichischen Regierung, nicht weil 
es gerade diese Regierung war, sondern sie 
wären in Opposition zu j eder Regierung 
gestanden, die nicht kommunistisch gewesen 
ist. Das war vor dem Krieg so, und ist auch 
heute so. Der Herr Abg. Stüber und die 
Leute, die er vertreten hat, standen vor dem 
Krieg nicht in Opposition zu einer bestimmten 
Regierung in Österreich, sondern in Oppo ­
sition zum österreichischen Staat, welche 
Regierung immer auch dieser Staat gehabt 
hätte. Daher sind diese Personen am aller­
wenigsten geeignet, den privaten Besuch des 
Herrn Bundeskanzlers beim ehemaligen 
Bundeskanzler Dr. Schuschnigg zu kritisieren. 
Sie sind bestimmt nicht dazu berechtigt, dies 
zu tun, und am allerwenigsten die Kräfte, 
die hinter ihnen stehen und die sie vertreten. 
Die makabre Erscheinung dieses seltsamen 
Herrn Stüber hat uns ja schon sehr oft in 
der letzten Zeit im Parlament mit seinen 
Reden und Angriffen beschäftigt. Ich be­
zweifle, ob er selbst im deutschen Parlament, 
das ihm sicherlich näher steht als das öster­
reichische, aufgenommen würde. Ich glaube, 
nicht einmal Wotan würde ihn in Walhalla 
aufnehmen, wenn sich Stüber nach seinem 
Tode dort melden würde. (Heiterkeit bei der 
Ö VP.) 

Aber nun zurück zu dem seriösen Teil 
unserer Diskussion und unserer Debatte. Der 
Herr Abg. Dr. Koref hat zwei sehr interessante 
Punkte berührt, den Plan Mendes-France 

hinsichtlich Österreich und den sowjetischen 
Vorschlag einer europäischen Konferenz. Der 
Plan Mendes-France kommt irgendwie dem 
sowjetischen Standpunkt und den sowjetischen 
Wünschen bei der Berliner Konferenz entgegen. 
Er unterscheidet sich aber in einem wesent­
lichen Punkt. Hinsichtlich des Abzuges der 
Besatzungstruppen aus Österreich, die Mendes­
France in Etappen durchführen will, setzt 
er einen bestimmten Endtermin, während der 
seinerzeitige sowjetische Vorschlag keinen End­
termin setzte. Und dieses Fehlen des End­
termines war ja die Hauptursache dafür, 
daß Österreich sich auf solche Dinge nicht 
einlassen konnte. 

Wenn der kommunistische Redner beklagt 
hat, daß wir heute in Europa eine Entwicklung 
haben, wonach, wenn die Pariser Verträge 
zustandekommen würden, nachher eine Be­
friedung zwischen Ost und West nicht möglich 
wäre, so muß ich ihn daran erinnern, daß 
zum letztenmal gerade die Sowjetunion bei 
der Berliner Konferenz es in der Hand gehabt 
hätte, durch Abgehen von dem starren Stand­
punkt, den sie immer vertreten hat, eine Ent­
wicklung zu verhindern, die nachher un­
aufhaltsam gekommen ist. Es wäre in der 
Hand der Sowjetunion gewesen, gerade im 
Falle Österreich ein Entgegenkommen zu 
zeigen und damit vielleicht Tendenzen im 
Westen, die zur straffen Militarisierung führten, 
in eine rückläufige Entwicklung zu drängen. 
Die Sowj etunion hat, und das ist meine 
Überzeugung, damals die letzte große Chance 
versäumt, etwas hintanzuhalten, was sie heute 
bedauert. 

Der Plan Mendes-France schafft aber etwas, 
was wir bei der heutigen Diskussion nicht 
übersehen sollen : nämlich ein militärisches 
Vakuum in Österreich, das nach der der­
zeitigen Lage in Mitteleuropa nicht ratsam 
wäre. Durch den Abzug der Besatzungs­
truppen in bestimmten Etappen würde Öster­
reich zum Schluß, nach dem Abzug der letzten 
Besatzungstruppen, überhaupt ohne Verteidi­
gung dastehen, da es ja nach dem bisherigen 
Staatsvertragsentwurf seine eigenen Streit­
kräfte im wesentlichen erst nach dem Abzug 
der alliierten Streitkräfte aus Österreich auf­
bauen könnte. Daher müßte dieses mili­
tärische Vakuum vermieden werden. Man 
müßte im Sinne der Art. 17 bis 30 des 
Staatsvertragsentwurfes in dem gleichen 
Tempo, in den gleichen Etappen, in denen die 
alliierten Truppen aus Österreich abziehen, 
langsam die österreichischen Streitkräfte auf­
bauen, sodaß mit dem Abzug der letzten 
ausländischen Besatzungstruppen unsere im 
Staatsvertrag vorgesehenen Streitkräfte voll­
zählig wären. 
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Man müßte auch Vorsorgen treffen, daß 
einseitige Maßnahmen einer Besatzungsmacht 
nach dem Erlöschen des Kontrollabkommens 
durch geeignete vertragliche Sicherungen ver­
hindert werden, bis eben die letzten Truppen 
Österreich verlassen haben. Das würde vor­
aussichtlich eine Neufassung des Art. 33 
des Staatsvertragsentwurfes bedingen. Dieser 
Plan des französischen Ministerpräsidenten 
ist zweifellos der höchsten Beachtung wert, 
und der Herr Bundeskanzler hat sich auch in 
New York in positiven Worten darüber aus­
gesprochen. 

Die Sowjetunion begründet ihre ablehnende 
Haltung gegenüber österreichischen Forde­
rungen - und wir hören das auch immer 
wieder von den kommunistischen Rednern -
mit dem Vorwurf des Militarismus in Österreich. 
Schon die bisherigen Erklärungen der letzten 
Zeit, die Erklärungen des Innenministers 
und des Staatssekretärs im Innenministerium 
haben diese Vorwürfe widerlegt. Aber ich 
möchte dem kommunistischen Redner ganz 
offen sagen : Ich persönlich - und ich glaube, 
ich teile hier die Meinung vieler Kollegen in 
diesem Hause - bedauere es, daß wir noch 
kein österreichisches Heer haben. Es wäre 
manches besser in Österreich, wenn wir schon 
über ein eigenes Heer verfügen würden, wenn 
auch nur in dem Sinn, als es der Staats­
vertragsentwurf gestattet. Man darf sich 
darüber nicht wundern, daß wir so einen 
Wunsch haben. 

Die sowjetische Verfassung aus dem 
Jahre 1936 schreibt in ihrem Art. 132 : 
Die allgemeine Wehrpflicht ist Gesetz ; der 
Militärdienst in der roten Arbeiter- und 
Bauernarmee ist Ehrenpflicht der Staats­
bürger der UdSSR. Im Art. 133 heißt es : 
Die Verteidigung des Vaterlandes ist heilige 
Pflicht eines jeden Bürgers der UdSSR. 
Ich verweise überdies auf die hohe Aufrüstung 
unserer östlichen Nachbarländer. Warum soll 
etwas bei Österreich verurteilt sein, was sich 
diejenigen, die das immer verurteilen, selber 
als ihr eigenes Recht herausnehmen ? Wir 
könne� in der Praxis der Sowjetunion gegen­
über Österreich immer wieder unfreundliche 
Tendenzen bemerken ; das ist eine der Ursachen, 
warum wir mit Mißtrauen Vorschläge der 
Sowjetunion und ihr nahestehender Kreise 
aufnehmen. 

Ich verweise beispielsweise auf die letzte 
Handlung der Söwjetullion im Alliierten Rat. 
Es handelt sich um Verletzungen des Rechtes 
der österreichischen Grenzhoheit, um den 
berühmten Propusk. Es war das Verlangen 
der österreichischen Regierung, unterstützt 
von den Westmächten, auf Aufhebung dieses 
in seiner Textierung sehr unglücklichen Be-

schlusses des Alliierten Rates vom 14.  Sep ­
tember 1953 gerichtet, wonach jeder Hoch­
kommissar das Recht haben sollte, Ein­
und Ausreisebewilligungen in seine Besatzungs­
zone zu erteilen. Von der Sowjetunion wurde 
dieses österreichische Ansuchen abgelehnt. 
Ebenso hat in der gleichen Körperschaft, 
und zwar am 28. Oktober, die Sowjetunion 
das Ansuchen, eine Resolution zu verfassen, 
wonach die Hochkommissare das Eindringen 
ausländischer Flugzeuge in österreichisches 
Hoheitsgebiet verhindern sollen, ebenso ab­
gelehnt. 

Dazu kommt noch ein eklatanter Fall 
der Art und Weise, wie die Sowjetunion 
Österreich gegenüber verfährt. Am 25. No­
vember war dem Alliierten Rat das öster­
reichische Abkommen über die Aufhebung 
des Visumzwanges zwischen Österreich und 
Chile sowie Finnland unterbreitet worden. 
Die Sowjetunion hat dieses Abkommen mit 
der Begründung abgelehnt, daß Österreich 
zwar gestattet sei, Visa zu erteilen, nicht 
aber, den Visumzwang aufzuheben. Das heißt 
also mit anderen Worten, daß Österreich 
nur gestattet sein soll, Reiseschwierigkeiten 
zu machen, nicht aber Reiseerleichterungen 
durchzuführen. Das ist eine absolut un­
sinnige Haltung und widerspricht auch dem 
Kontrollabkommen. Hier heißt es im Art. 3 
Abs. cl :  "Die frei gewählte österreichische 
Regierung zu unterstützen," - ist Aufgabe 
der Alliierten Kommission - "so bald wie 
mö&�ich die volle Kontrolle der Staatsgeschäfte 
in Osterreich auszuüben." Und im Art. 5 
Punkt VI heißt es, daß es Aufgabe der 
Alliierten Kommission sei, die Kontrolle des 
Ein- und Ausreiseverkehrs in Österreich durch­
zuführen, bis österreichische Reisekontrollen 
errichtet werden können. 

Nun haben wir bereits diese Reisekontrollen 
in Österreich, und es gibt keine Ursache, 
warum die Sowjetunion so . eine Haltung 
einnimmt. Sie ist besonders unsinnig im 
Falle des Visums zwischen Österreich und 
Finnland, denn Finnland ist ein Staat, der 
mit der Sowjetunion einen Militärpakt hat, 
in besonders enger Beziehung zur Sowjet­
union steht, und man sieht nicht ein, warum 
die Sowjetunion einen erleichterten Reise­
verkehr zwischen Österreich und einem Ver­
bündeten der Sowjetunion unterbinden soll. 
Daraus ist ganz klar ersichtlich, daß diese 
Haltung nicht irgendwelchen juristischen Er· 
wägungen, sondern ganz einfach dem bösen 
Willen gegenüber Österreich entspringt. 

Zu einem weiteren Gedanken, den der 
Herr Abg. Koref aufgeworfen hat, nämlich 
des sowjetischen Vorschlages einer europäischen 
Sicherheitskonferenz am 29. November : Dieser 
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Vorschlag, der sicherlich für Österreich von 
Bedeutung war, erweckt aber den Eindruck, 
daß er von allem Anfang an im bloßen Mantel, 
im Rahmen einer europäischen Konferenz 
doch nur geplant war als eine Konferenz 
der Oststaaten untereinander. Die öster­
reichische Antwort vom 27. November zeigt 
das ja klar an : Es fehlt sichtlich in dem Vor­
schlag jede Voraussetzung, die der Konferenz 
einen Erfolg gegeben hätte, zunächst ein 
vorausgehender gründlicher Meinungsaus­
tausch, dann aber auch die Teilnahme der 
an der Regelung europäischer Fragen wesent­
lich interessierten Staaten. Die österreichische 
Regierung hat darauf verwiesen und gesagt, 
daß sie nicht in der Lage ist , einen solchen 
Konferenzvorschlag anzunehmen, wenn nicht 
alle vier Besatzungsmächte darall teilnehmen. 
Wie mangelhaft dieser Vorschlag ist, ersieht 
man wiederum aus dem Beispiel Finnlands, 
eines Staates, der der Sowj etunion besonders 
nahesteht, denn auch die finnische Regierung 
hat diesen Konferenzvorschlag abgelehnt, und 
zwar aus ähnlichen Gründen, aus denen 
Österreich es getan hat. 

Natürlich ist es immer unsere Aufgabe und 
unser Wunsch gewesen, die Beziehungen zu 
den Oststaaten zu intensivieren. Es war das 
ein wesentliches Anliegen Österreichs. Wir 
haben gar keine Absicht, uns gegenüber den 
Oststaaten abzuschneiden oder ihnen gegen­
über eine feindselige Politik auszuüben. Wir 
begrüßen daher, wenn zwischen Österreich 
und Polen die sogenannten politischen Ver­
tretungen in Gesandtschaften umgewandelt 
worden sind. 

Abg. Fischer hat heute eine Erklärung des 
Ministerpräsidenten der Deutschen Demo­
kratischen Republik Grotewohl zum Beschluß 
des H. Senates des Berliner Bundesverwal­
tungsgerichtes verlesen. Sicherlich, es ist 
dies eine Erklärung, die unsere Beachtung 
findet, aber ich möchte dazu etwas hinzufügen. 
Wenn solche Erklärungen gemacht werden 
und wenn auch die übrigen Satellitenstaaten 
des Ostens den Standpunkt einnehmen, den 
Ministerpräsident Grotewohl hat, so müßte 
man diesem Standpunkt und dieser Haltung 
auch logische Schlußfolgerungen angliedern. 
Eine der wichtigsten Konsequenzen für die 
Staaten des Ostblocks wäre beispielsweise 
die Freigabe des österreichischen Vermögens 
1n den Oststaaten . Das gilt ebenso für eine 
Erklärung, eine freundliche Erklärung, die 
unlängst der tschechoslowakische Staatspräsi­
dent Zapotocky in bezug auf Österreich ab­
gegeben hat. Wenn man also mit theoretischen 
Erklärungen Österreich gegenüber freundlich 
ist, können wir das nur schätzen, wenn posi­
tive Taten folgen. Und hier erhebt das Hohe 

Haus immer wieder - die Forderung nach der 
Freiga be österreichischen Vermögens in den 
Oststaaten. 

' 

Zu dem Komplex des österreichischen Ver­
mögens gehört auch die heute schon vom 
Abg. Stürgkh und anderen Rednern ange­
schnittene Frage des österreichischen Ver­
mögens in Jugoslawien, zumal ja Jugoslawien 
auf Grund des Art. 45 Abs .  2 des Staatsver­
tragsentwurfes nur das Recht besitzt, dieses 
Vermögen einzuziehen ; es braucht es ja 
gar nicht einziehen, wenn es nicht will. Tat­
sächlich ist dies der einzige Punkt, der einer 
Intensivierung der Zusammenarbeit der heiden 
Staaten im Wege steht. Wir müssen natürlich 
darauf bestehen, daß die anerkannten Regeln 
des Völkerrechtes in dieser Angelegenheit 
beibehalten werden. Andererseits haben wir 
für die jugoslawische Rechtsordnung Ver­
ständnis. Eine Zusammenarbeit mit Jugo­
slawien wäre vor allem auf folgenden Gebieten 
möglich : 

Jugoslawien hat im letzten Krieg und auch 
nach dem Krieg sehr Schweres mitgemacht 
und erholt sich wirtschaftlich nur sehr lang­
sam. Es wäre möglich, daß sich Österreich -
und es gibt diesbezüglich auch bereits eine 
Initiative in Genf - an dem Ausbau der 
j ugoslawischen Wasserkräfte beteiligt. Ebenso 
ist es auch möglich, daß wir eine gemeinsame 
Elektrifizierung der Strecke Graz-Rijeka 
einerseits und Triest andererseits angehen, was 
für die Stadt Graz von ganz besonderer Be­
deutung wäre, weil jeder Mensch, der heute 
nach Graz fährt, weiß, wie sehr es abseits von 
den Hauptverkehrslinien liegt. Ebenso könnte 
eine Erleichterung des beiderseitigen Fremden­
verkehrs - ich betone beiderseitigen - er­
zielt werden, wenn Jugoslawien die Devisen­
vorschriften erleichtern würde und wenn auch 
die sonstigen jugoslawischen Reisebestim­
mungen nicht so rigoros wären. Es wäre auch 
zu überprüfen, ob man nicht trotz der Ver­
schiedenartigheit der Regierungen und deren 
Systeme ein jugoslawisch-österreichisches Kul­
turabkommen abschließen könnte. Das wäre 
das einzige Kulturabkommen zwischen einem 
slawischen und einem westlich-europäischen 
Staat. Allerdings setzt dies voraus, daß wir 
in Österreich die systematische Vernach­
lässigung der Südostforschung endlich einmal 
beenden, in der wir an der Wiener Universität 
einmal führend in Europa gewesen sind. 

Wir haben auch im Ausschuß beim Kapitel 
Äußeres diesen Punkt berührt. Es könnte dann 
eine Südostforschung auch auf eine Zusammen­
arbeit mit Griechenland und der Türkei aus­
gedehnt werden, und es hat den Anschein, daß 
auch die Wissenschaft in Bulgarien bereit ist, 
zu einer Zusammenarbeit zu gelangen. 
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Schon die früheren Redner haben Triest 
berührt, und ich möchte keineswegs etwas 
wiederholen, was sie schon gesagt haben. 
Bei Triest ist natürlich zu berücksichtigen, daß 
die Tragödie dieser Stadt, wenn ich so sagen 
kann, noch keineswegs beendet erscheint. 
Ja es ist sogar durchaus möglich, daß, wenn 
sich der Ausbau der deutschen Häfen weiter 
in diesem großen Ausmaß vollzieht und wenn 
die Deutschen mit noch mehr Bevorzugungen 
in den mitteleuropäischen Handel eintreten, 
wenn die deutschen Kanäle ausgebaut werden 
und wenn auch der Rhein seine Hochsee­
schiffahrt bekommt, der Triester Hafen un­
weigerlich einer Verödung entgegengeht. Es 
ist zu bezweifeln, ob Italien auf die Dauer 
für Triest überhaupt zahlen wird, ob die 
übrigen italienischen Häfen bereit sind, die 
Summen für Triest zu bezahlen. Daher muß 
Italien im Interesse Triests auf die öster­
reichischen Wünsche viel mehr eingehen, als es 
bisher der Fall gewesen ist. Und zu diesen 
vVünschen gehört vor allem folgendes :  Herab­
setzung des sogenannten Adria-Tarifes bis 
mindestens zur Höhe des italienischen Trans­
porttarifes, weiters Reduzierung der Hafen­
gebühr, insbesondere die Beseitigung der 
einprozentigen Umsatzsteuer für Dienst­
leistungen, die erst vor zirka zwei Monaten 
als zusätzliche Steuer eingeführt worden ist -
höchst unsinnig gerade in diesem Zeitpunkt -, 
Erleichterungen im österreichisch-italienischen 
Straßenverkehr, die es den österreichischen 
Lastwagen ermöglichen, ohne besondere Be­
willigung reine Frachten aus Italien nach 
Österreich und umgekehrt zu transportieren. 
Es wird auch ratsam sein, daß sich Österreich 
an der Hafenverwaltung beteiligt und daß 
Österreich eine Zollexpositur in Triest er­
richtet. 

Man hat auch im Ausschuß die Errichtung 
einer österreichischen Handelsflottille erwähnt. 
Bei einer weiteren Aufwärtsentwicklung des 
österreichischen Exportvolumens könnte j eden­
falls an den Bau einer eigenen Flottille gedacht 
werden. Zusätzlich wäre der Bau von Schiffen 
eine Möglichkeit, um das österreichische Han­
deIsaktivum gegenüber Italien zu reduzieren, 
indem Österreich zu diesen Schiffen das 
Material stellt und Italien für die Arbeits­
leistung durch den Abbau der Clearingspitze 
bezahlt werden würde. 

Die Intensivierung der wirtschaftlichen Be­
ziehungen zwischen Italien und Österreich 
und Jugoslawien, wozu Triest die verbindende 
Klammer darstellen könnte, liegt zweifellos 
im Interesse ganz Europas. 

Die früheren Redner haben die Angelegen­
heit Südtirol heute in einem Ausmaß berührt, 
das man eigentlich bei dieser Sitzung nicht 

erwartet hat. Was der wesentliche Unter­
schied zwischen bei den Ländern zu sein scheint, 
ist der Umstand, daß Italien diese Fragen 
immer als innerstaatliche Angelegenheit be­
trachtet, während sie sowohl die Südtiroler 
als auch Österreich als eine völkerrechtliche, 
eine zwischenstaatliche Frage betrachten, weil 
ja die Rechte Südtirols in zwei Vertrags­
werken dem österreichisch-italienischen 
bilateralen Abkommen sowie dem multilate­
ralen italienischen Friedensvertrag - nieder­
gelegt sind. Während die übrigen italienischen 
A utonomien in der Verfassung vorgesehen sind 
und jederzeit durch die Verfassung zurück­
genommen werden könnten, wie beispiels­
weise die Autonomie von Sizilien oder Sardinien 
oder dem Aostatal, kann die Autonomie 
Südtirols nicht durch die Verfassung zurück­
genommen werden, da sie völkerrechtlich 
verankert ist. Daran ändert auch gar nichts 
der Umstand, daß der italienische Friedens­
vertrag ein einfaches Gesetz ist, während 
bestimmte Artikel der Verfassung, wie die 
Freizügigkeit im italienischen Staatsgebiet, 
eben Verfassungsbestandteile sind, denn es 
hat sich ja das innerstaatliche Recht den 
völkerrechtlichen Verpflichtungen des be­
treffenden Staates zu unterwerfen. 

Und hier ist tatsächlich der Hauptunter­
schied zwischen der italienischen und der 
österreichischen Auffassung gelegen. Wir 
können niemals zubilJigen, daß die Angelegen­
heit Südtirol eine inneritalienische Angelegen­
heit ist. Was uns dabei in Österreich so be­
stürzt, ist die Tatsache, daß Italien den 
Südtirol-Komplex ohne die Großzügigkeit be­
handelt, die nun einmal für das Verhalten 
eines großen Volkes gegenüber einem kleinen 
Volk kennzeichnend ist oder kennzeichnend 
sein sollte.  

Der Abg. Stürgkh hat heute die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen mit Spanien be­
rührt. Er hat dabei gewisse Argumente, die 
dagegen eingewendet werden könnten, vorweg 
abgelehnt. Es wäre aber noch eine Frage 
zu berühren, und zwar die Stellungnahme des 
Alliierten Rates. 

Man sagt, der Alliierte Rat könnte ein 
derartiges Gesuch ablehnen, und die ein­
stimmige Zustimmung des Alliierten Rates 
ist ja nötig, da es sich um einen Staat handelt, 
der nicht den Vereinten Nationen angehört. 
Für uns ist aber zunächst wichtig, daß wir 
von österreichischer Seite aus alles das tun, 
was in unserer Macht steht. Wenn es der 
Alliierte Rat nachher ablehnt, so ist dies 
seine Sache. Aber wir müssen zunächst 
gezeigt haben, daß wir alle Schritte unter­
nom.men haben, um von uns aus das gleiche 
zu tun, was die Mehrzahl der übrigen Staaten 
schon längst getan hat. 

176 
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Der letzte Redner und selbstverständlich 
auch der Redner der KoaJitionspartei hat die 
Beziehungen zu unserem deutschen Nachbarn 
berührt mit besonderem Bezug auf die viel 
diskutierte Angelegenheit mit dem Urteil 
des deutschen Bundesverwaltungsgerichtes. 
Wenn man da und dort erstaunt ist - auch 
in Deutschland -, daß das österreichische 
Parlament und die österreichische Öffentlich­
keit an dieser Frage so großen Anteil genommen 
hat, so möchte ich eine Gegenfrage stellen : 
Würde das westdeutsche Parlament nicht 
auch leidenschaftlichen Anteil nehmen, wenn 
es erfahren würde, daß in einem anderen Staat 
600.000 Deutsche - das wäre ungefähr der 
prozentuelle Vergleich - zwangsweise die 
Staatsbürgerschaft des anderen Staates zu­
erkannt bekommen hätten ? Ich glaube, dann 
würde das westdeutsche Parlament und die 

klärung beigefügt worden, von der ich eine 
Abschrift habe. In dieser Erklärung, die also 
den Österreichern zugestellt ist, heißt es im 
letzten Absatz : "Ich erkläre hiermit aus­
drücklich, daß ich mich an diese Erklärung 
auch gebunden halte, wenn ich mich in 
späterer Zeit auf Grund zwischenstaatlicher 
V erträge im vVege der Option für die deutsche 
oder die österreichische Staatsangehörigkeit 
entscheiden müßte. " 

Eine derartige Erklärung ist von den 
Österreichern erpreßt worden. Sie steht absolut 
nicht im Einklang mit der Haltung so vieler 
deutscher Presseorgane aber auch der deutschen 
Regierung in bezug auf die Beziehungen zu 
Österreich. (Abg. S e b inge r :  Eine glatte 
Vergewaltigung !) Es ist daher besonders zu 
begrüßen, daß die österreichische Vertretung 
in Bann den Österreichern empfohlen hat, 
sich an den Wahlakten nicht zu beteiligen. gesamte deutsche Öffentlichkeit doch an dieser 

Angelegenheit mindestens einen ebensolchen 
Anteil nehmen, wie wir es in Österreich tun. Der Herr Kollege Dr. Reimann hat heute 

auch zu dieser Frage gesprochen, und ihm 
Wenn daher beispielsweise hier in Österreich ist dabei ein Mißverständnis unterlaufen. Das 

Stim�en laut w:urden, man solle sich un�erer Bundesverwaltungsgericht hat nicht erklärt, 
ReaktIOn we�en I� �e�tschla�d e�tschuldIgen, daß wir Österreicher die Staatsbürgerschaft 
so wo�len WIr dielemge�, dIe SICh da . ent- . erhalten können, sonrlern das Bundesver­�c�uldlgen :ollen, a� . dle�r �:tSCh�I����ng waltungsgericht hat erklärt, daß die Öster-emeswegs .In ern. 1e so en I ren e u en reicher die deutsche Staatsbürgerschaft schon 
fr

.
eien Lauf lassen . . Aber ein De�tscher wü�de haben, und zwar zu Recht haben, seit dem Ein­

me so handeln, Ihm würde eme derartIge gliederungsgesetz vom 13 März 1938 Und 
Handlungsweise völlig unverständlich sein. das ist das Problem. Wenn es hieße :  Sie 

Es wurden schon heute Stimmen zitiert, können sie haben ! ,  so wäre das ganz normal, 
die diese Frage sehr sachlich beleuchten. da selbstverständlich jeder Ausländer in 
Ich habe eine Äußerung der sehr angesehenen Deutschland die deutsche Staatsbürgerschaft 
deutschen Zeitschrift "Die Gegenwart" vor erwerben kann, wenn er die Voraussetzungen 
mir, die in Frankfurt am Main erscheint erfüllt, aber hier handelt es sich nicht um das 
und in ihrer Nummer vom 20. November Recht, sie zu erwerben, sondern hier handelt 
schreibt : es sich darum, daß die Deutschen auf dem 

"Die verwunderliche Entscheidung des Standpunkt stehen, die Österreicher haben 
Bundesverwaltungsgerichtes, das seinen Sitz diese Staatsbürgerschaft schon seit dem Jahre 
in Berlin hat, mag sich nach dem Buchstaben 1938 zu Recht. 
juristisch ,rechtfertigen' lassen. Kein Zweifel Im Verlauf der Diskussion, die in der Zwi­
kann aber darüber sein, daß sie die politische schenzeit abgeführt wurde, konnte man also 
Entwicklung unbekümmert übergangen hat. feststellen, daß es der deutsche Standpunkt ist, 
Das noch immer bestehende Reichsgesetz aus daß Österreich im Jahre 1 938 annektiert 
dem Jahre 1938 wirkt gespenstisch. Die wurde - ich möchte mich heute nicht auf die 
Meinung hierzulande ist sehr entschieden. Frage Okkupation oder Annexion einlassen. 
Das Gesetz, wahrhaft ein Relikt, saUte . . .  Es ist der deutsche Standpunkt, daß es zwar 
von Bonn schJeunigst aufgehoben werden . . .  eine Annexion war, die zwangsweise vonstatten 
und damit auch die eben noch so heftig um- ging, daß aber diese zwangsweise Annexion 
strittene Entscheidung des Verwaltungsgerich- durch Anerkennung saniert wurde. 
tes ."  Dies ist die Stellungnahme einer an- Nun ist es ziemlich leicht, diesen Standpunkt 
gesehenen deutschen Zeitschrift, die wir voll- zu widerlegen. Annexion kann völkerrechtlich 
inhaltlich unterschreiben können. überhaupt nur durch Ersitzung saniert 

In krassem Gegensatz dazu stehen gewisse werden. Darauf verweist auch der heute schon 
Maßnahmen deutscher Behörden, die in der genannte Professor Verdroß in der Festschrift 
Zwischenzeit ergangen sind. Zu dem Recht, für Klang im Jahre 1950, in der er sagt, daß 
zu wählen, kam nun noch etwas dazu : ein "die mit Aneigungsabsicht" - also Annexion -
Formular, das den Österreichern übersandt "verbundene Effektivität der Herrschaft in 
worden ist, und in Berlin ist dem eine Er- einem besetzten Gebiete nicht hinreicht, um 
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die territoriale Souveränität über dieses Gebiet 
zu begründen. Zu einer solchen Erwerbung 
muß vielmehr ein Rechtstitel hinzutreten. Als 
ein solcher Rechtstitel kommt aber im Falle 
der völkerrechtswidrigen Besetzung eines gan­
zen Staates nur die sogenannte Ersitzung in 
Betracht, da nach Völkerrecht erst eine 
dauernde und unbestrittene Herrschaft die 
ursprüngliche Illegitimität der Herrschafts­
ausübung saniert. "  - Also eine Voraus­
setzung, die bei Österreich gar nicht zutrifft . 
Es ist auch wichtig, darauf hinzuweisen, daß 
in dem Buch "International Law" von Oppen­
heim-Lauterpacht genau die gleiche Ein­
stellung zu finden ist wie in einer Publikation 
von Verykies -Verykios : "La prescription en 
droit international pu blic". 

Aber auch wenn man sagen würde, daß 
Anerkennung die Annexion saniere, auch dann 
stimmt es nicht. Ich habe hier vor mir die 
Erklärung des amerikanischen Außenministe­
riums über den internationalen Status Öster­
reichs vom 28. Oktober 1946, veröffentlicht im 
State Department Bulletin XV, Nr. 384, 
Seite 864 f. Da heißt es - und das ist typisch 
dafür, daß eben keine Anerkennung dieser 
Annexion stattgefunden hat - :  "Während die 
Vereinigten Staaten in ihrem Bemühen, die 
amerikanischen Interessen zu schützen, ge­
zwungen waren, in ihrem praktischen Ver­
halten gewisse Verwaltungsmaßnahmen zu 
ergreifen, die sich auf die 'durch den Anschluß 
geschaffene Lage gründeten, vermied die Re­
gierung der Vereinigten Staaten beharrlich 
jeden Schritt, der als de jure-Anerkennung der 
Annexion Österreichs durch Deutschland hätte 
aufgefaßt werden können."  

Sie sehen also, meine Damen und Herren, 
daß auch diese Begründung der Rechtmäßig­
keit der Annexion hinfällig ist. Auch wenn man 
sagen würde, daß in der Präambel des Staats­
vertrages das Wort Annexion gebraucht ist, 
dann muß man darauf hinweisen, daß im 
Art. 48 des Staatsvertragsentwurfes aus­
drücklich steht, daß die Rechtskontinuität 
Österreichs mit Bezug auf die österreichische 
Verpflichtung zur Schuldenzahlung gewahrt 
ist. Rechtskontinuität über den Krieg hinaus 
ist aber das wesentliche Kennzeichen dafür, 
daß auch eine Annexion nicht rechtmäßig ge­
wesen sein kann. 

Daraus müssen wir folgende Schlußfolge­
rungen ziehen : Man kann mit Deutschland in 
dieser Frage über Einzelheiten verhandeln, bei­
spielsweise über Optionen oder ähnliches, man 
kann aber mit Deutschland nicht über die 
Grundsätze verhandeln. Weiter erwarten wir, 
daß das Eingliederungsgesetz in Deutschland 
aufgehoben wird. Aber unter Aufhebung des 
Eingliederungsgesetzes verstehen wir nicht 

eine Aufhebung ex nunc, von jetzt an , sondern 
eine Aufhebung ex tune, vom 13.  März 1938 
an. Ich glaube aber, daß wir diesen ganzen 
Komplex jetzt entstandener Schwierigkeiten 
mit Deutschland auswerten und ausnützen 
sollen, um zu einer Generalbereinigung aller 
dieser Fragen zu gelangen, die uns mit unserem 
Nachbar beschäftigen. Das österreichisch­
deutsche Verhältnis hat oft den Charakter 
einer gewissen Verkrampfung, wir sollen diese 
Gelegenheit also benützen, um diesen Krampf , 
durch eine freie Aussprache über alle Punkte 
zu lösen. 

Zum Schluß meiner Ausführungen will ich 
noch auf einen Punkt zurückkommen, der noch 
von keinem der heutigen Redner berührt wor­
den ist, und zwar auf das neuerliche öster­
reichische Ansuchen, in die Vereinten Nationen 
aufgenommen zu werden. Der amerikanische 
jüdische Kongreß hat eine Erklärung heraus­
gegeben, worin er sagt, daß das Recht Öster­
reichs, in die Vereinten Nationen aufgenom­
men zu werden, bezweifelt werden müsse. 
Ich glaube, daß sich der Personenkreis, der 
hinter dieser Resolution steht, selber den 
schlechtesten Dienst erwiesen ' hat, den er sich 
mit einer Erklärung überhaupt erweisen konnte. 
Seit 1948 Wird das österreichische Ansuchen, 
in die Vereinten Nationen aufgenommen zu 
werden, mit dem Junktim verknüpft, daß alle 
12, heute schon alle 21 Staaten zusammen 
aufgenommen werden. Diese Frage wird auch 
jetzt in New York zur Debatte stehen. Dieses 
Junktim ist aus zwei Gründen abzulehnen. 
Einmal, und zwar im Jahre 1 948, hat der 
Internationale Gerichtshof erklärt, daß eine 
neuerliche Bedingung, eben das Junktim, mit 
dem Art. 4 der Satzung der Vereinten 
Nationen nicht zu vereinbaren sei ; es wäre 
also eine zusätzliche Bedingung, die . satzungs­
widrig ist. Zweitens ist im Jahre 1949 ein 
australischer Antrag eingebracht worden, der 
einstimmig angenommen wurde, daß Österreich 
alle Voraussetzungen erfülle und daher ohne 
weiteres aufgenommen werden könne. Das 
Junktim bedeutet aber politisch, daß die 
Aufnahme eines Staates, der alle Voraus­
setzungen erfüllt, an die Aufnahme von 
Staaten gebunden ist, deren Voraussetzungen 
mindestens zweifelhaft sind, wie es beispiels­
weise bei der Äußeren :M:ongolei oder beim 
Haschemitischen Königreich J ordanien der 
Fall ist. Das ist eine eklatante Verlet.zung des 
Geistes der Satz.ung. Wir können also das 
Junktim nicht annehmen und müssen darauf 
bestehen, daß der Fall Österreich in dieser 
Angelegenheit separat geprüft wird. 

Österreich ist ein typischer Fall dafür, daß 
ein Staat auch ohne volle Souveränität und 
Freiheit aufgebaut werden kann und dabei ein 
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großes Ausmaß von Prosperität erlangen kann. 
Wir sind ein Beweis dafür, daß auch in einer 
Staatengemeinschaft volle Souveränität keines­
falls erhalten bleiben muß, um aufzubauen und 
die staatlichen Funktionen zu erfüllen. Karl 
Renner hat einmal gesagt - und zwar noch 
zur Zeit der alten Monarchie - :  Wenn den 
Staaten des Donauraurnes ihre nationalen 
Forderungen erfüllt werden, werden sie die 
Freiheit bekommen, aber es wird die Freiheit 
der Bettler sein. Aber auch diese Bettlerfreiheit 
werden sie nicht genießen, denn über ihnen 
wird das Damoklesschwert eines Dritten hän­
gen, das eines Tages auf sie herunterfallen 
wird. Und auch das haben wir erlebt : zuerst 
die deutsche Herrschaft und dann die sowje­
tische Herrschaft im Donauraum. 

Es wurde heute in der Debatte gefragt, 
warum man der österreichischen Jugend kein 
Ideal gibt ; denn solange man ihr kein Ideal 
gebe, werde sie an diesem Staate zweifeln. 
König Ludwig XIV. von Frankreich hat 
vor Jahrhunderten gesagt : Wenn man 
Österreich einmal recht besiegt und zu Boden 
gedrückt hat, dann hofft man, daß es end­
gültig am Boden bleiben wird, aber nach einer 
gewissen Zeit stellt man fest, daß es wieder 
aufersteht, glänzender und größer, als es 
früher gewesen ist. 

An einer solchen Entwicklung zu arbeiten, 
steht dafür . Es steht dafür, sich mit vollen 
Kräften für solch ein Ziel einzusetzen. Ich 
glaube, das ist etwas, was man der öster­
reichischen Jugend geben kann. (Lebhafter 
Beifall bei der (J V P.) 

Präsident Böhm (der während dieser A 'Us­
führungen den Vorsitz übernommen hat) : Als 
nächster Redner kommt der Herr Abg. Gschnit­
z.er zum Wort. 

Abg. Dr. Gschnitzer : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Fürchten Sie nicht, 
daß ich Ihre begreifliche Ungeduld zu sehr auf 
die Probe stelle, aber es wäre grundsätzlich 
falsch, wenn sich die Mehrheit in diesem 
Hause einzig dadurch beschränken ließe, daß 
sich die Minderheit und eine Ein-Mann-Partei 
ungebührlich ausdehnen. 

Die Kennzeichen der letzten Monate liegen 
darin, daß man um europäische Lösungen für 
europäische Streitfragen ringt. An der Saar 
ist es so, und die Lösung ist noch nicht ge­
lungen ; in Triest war es so, und die Lösung 
scheint gelungen zu sein. Die dritte, uns am 
nächsten liegende, am Herzen liegende Frage 
ist noch nicht gelöst, sie harrt der Lösung. 
Man hat 1946 einen Schritt in der Richtung 
getan, aber diesem Schritt ist bisher die Er­
füllung versagt geblieben. Ich meine die 
Südtirol-Frage. Der Abg. Ernst Fischer hat 

sie mit einer Handbewegung weggefegt, er 
hat gesagt : Lancia-Werke ! Ein paar kom­
munistische Stimmen mehr ! Was ist das 
schon ? Ja, für ihn ist das nichts. Er hat sich 
in seinem politischen Schleiertanz entschleiert, 
wenn er behauptete, die österreichische Politik 
zu entschleiern. Er hat den letzten Schleier 
abgeworfen und steht nun" nackt als Kom­
munist vor uns. Ihm ist es gleich, ob Südtirol 
Südtirol bleibt oder nicht, ihm ist es viel 
wichtiger, daß es kommunistisch wird. Und 
hier kann ich gleich anknüpfen. Es wird ihm 
bei Österreich genau um das gleiche gehen. 
Es ist ihm gleichgültig, ob Österreich Österreich 
bleibt, es kommt ihm nur darauf an, daß 
Österreich kommunistisch wird. (Lebhafte Zu­
stimmung bei der (J VP.) Nein, wir leben nicht 
am Mond, wie er behauptet hat, sondern wir 
wollen nur nicht unter einem gewissen Stern 
leben, wie er es gerne haben möchte. (Heiter­
keit. - Abg. K oplenig :  Wir heißen auch 
nicht Raab und Schuschnigg ! Wir haben nicht 
Österreich verraten 80 wie ihr ! Ihr habt es schon 
ein paarmal, dreimal verraten !) Das, was 
Abg. Fischer und seine Spießgesellen um ihn 
sagen, ist von Anfang an das, was wir nicht 
befolgen dürfen. Das schließen wir daraus, weil 
sie es nicht ehrlich mit Österreich meinen, 
sondern weil es ihnen nur um ihre Parteisache 
geht. (Abg. K oplenig :  Sckuschnigg und die 
anderen Verräter waren in eurem Lager ! -
Gegenrute bei der 0 V P.) 

Der Abg. Fischer hat davon gesprochen, 
daß man nicht eine "Politik der geballten 
Faust", sondern eine "Politik der offenen 
Hand" machen möge. 0 ja, wir würden gerne 
eine Politik der offenen Hände machen, aber 
wir haben es seit 1945 erleben müssen, wie es 
einem geht, der nur mit der offenen Hand 
kommt und dem die geballte Faust gezeigt, 
nein, der Tritt des schweren Militärstiefels 
versetzt wird. 

Es sind hier noch andere Probleme auf­
geworfen worden, vor allem um diese un­
glückliche Entscheidung des Bundesverwal­
tungsgerichtes. Ich glaube nicht, daß es gut 
ist, diese Probleme zu sehr zu zerreden. 
(Abg. Dr. Kraus : Richtig !) Ich möchte 
lieber - und ich glaube, das kann ich im 
Namen des österreichischen Volkes tun - zwei 
Positionen klarstellen, gegen Westen wie 
gegen Osten. Die eine Position : Kommunisten 
sind wir nicht, und Kommunisten werden wir 
nicht werden ! ,  und die zweite Position : 
Österreicher sind wir, und Österreicher werden 
wir bleiben ! (Starker Beifall bei Ö V P und 
SPO.) 

Und nun zurück zu meinem Thema. Die 
Südtiroler Frage ist eine Schicksalsfrage nicht 
nur für Südtirol, sie ist es für Österreich und 
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sie ist es auch für Europa ; denn - wie schon 
von anderen betont wurde, aber es kann nicht 
oft genug betont werden - die Südtiroler 
Frage ist nicht eine italienische Frage, sie ist 
auch nicht nur eine Frage zwischen Italien 
und Österreich, sie ist eine Frage für ganz 
Europa. (Zustimmung bei der OVP.) Ich weiß 
aber auch, daß unser Außenministerium immer 
wieder betont und durch die Tat bekräftigt 
hat, daß es die Südtiroler Frage auch als eine 
Frage für Österreich ansieht, daß wir als die 
Mitkontrahenten des Pariser Vertrages ein 
Interesse, ein rechtliches Interesse an seiner 
Einhaltung besitzen. 

Diese Frage ist durch die Saarfrage einer­
seits und die Triester Frage anderseits akut 
geworden. Triest und Südtirol wurden - wider 
unseren Willen - immer wieder in einen 
Zusammenhang gebracht. Man hat 1 946 
gesagt, Italien müsse doch Südtirol behalten, 
wenn es schon Triest nicht behalte. Damals 
ist Triest Freistaat geworden. Aber wenn wir 
für Südtirol dasselbe verlangt haben, wenn 
wir dort die Europäisierung verlangt haben, 
dann hieß es, wir seien "Irredentisten". 
Italien jedoch war mit der Freistaatlichkeit 
Triests nicht zufrieden. Es hat unablässig 
seine Heimkehr gefordert. Aber wehe uns, 
wenn wir für Südtirol und mit noch viel mehr 
Recht als Italien für TrieBt die Heimkehr 
gefordert haben. Dann waren wir "Irredenti­
sten". Und Italien hat nunmehr die Heimkehr 
Triests erreicht, aber siehe da, im selben 
Atemzug betont die italienische Presse, das 
sei ein Provisorium, weil Italien niemals seine 
Minderheiten in Istrien und an der Adria 
preisgeben könne. Wehe uns, wenn wir sagen 
würden, der Pariser Vertrag sei ein Provi­
sorium, denn dann sind wir zum drittenmal 
"Irredentisten". Und wenn wir dann gehor­
sam, ich sage ruhig, allzu gehorsam, von all 
dem nicht sprechen, sondern nur davon, daß 
der Pariser Vertrag nicht ausreichend erfüllt 
ist, daß er nicht im richtigen Geiste durch­
geführt wird, dann hilft uns auch das nicht, 
trotzdem gelten wir als , ,Irredentisten" ! 

Wir dürfen aber keine Verrückung des 
Standpunktes, weder im großen noch im 
kleinen, dulden, denn wir wehren uns mit 
Recht dagegen, daß Italien die Südtiroler für 
sich reklamiere, daß es sie assimiliere, daß es 
sie eliminiere. 

Es reklamiert die Südtiroler, habe ich ge­
sagt, nach dem berühmten Ausspruch Musso­
linis : "Wir werden jene Gegenden italienisch 
machen, weil sie italienisch sind." Es ist die 
alte Behauptung, daß Südtirol eigentlich alter 
italienischer Besitz sei. Eine völlig unbe­
gründete Behauptung, der wir immer wieder 
feierlich entgegenstellen müssen, daß Südtirol 

seit mehr als tausend Jahren niemals italie­
nisch war, immer von deutschen Siedlern 
besiedelt und gehalten worden ist. Daraus 
folgt dann logisch die zweite Folgerung, wie 
sie Mussolini so unvergleichlich formuliert hat : 
"Wir werden jene Gegenden italienisch ma­
chen, weil sie italienisch sind" - das heißt, 
man will die Südtiroler assimilieren, sie zu 
Italienern machen -, und die dritte : Wenn 
sie sich nicht rasch genug zu Italienern machen 
lassen, nun, dann eliminiert man sie, dann 
versucht man, sie über die Grenze zu werfen. 
Wir wären glücklich, wenn all das gewesen 
und vorbei wäre. Aber es ist nicht gewesen 
und es ist nicht vorbei ! 

Erstens : Die Eliminierung ist bis heute 
nicht wiedergutgemacht. Die Reoptanten 
sind nicht wieder nach Italien zurückgekehrt, 
und sie konnten zum großen Teil nicht zurück­
kehren, weil ihnen Wohnung und Arbeitsplatz 
versagt geblieben sind. Es muß unsere Forde­
rung sein, daß Italien diese Wiedergut­
machung nach besten Kräften besorgt. 

Zweitens : Reklamieren. Auch das Rekla­
mieren hat nicht aufgehört. Wenn Sie über 
den Brenner fahren, so heißt es als erstes : 
Brennero. Und fahren Sie ein Stück weiter, 
dann heißt es Colle Isarco, wo früher das 
Wort Gossensass stand. Ein Stück weiter : 
Sterzing, heute : Vipiteno. Und so geht es fort ! 
So wurden die eingewurzelten Namen durch 
italienische ersetzt, und zwar im Wege einer 
künstlichen Italianisierung. Jetzt sind die 
deutschen Namen wieder an die Seite der 
italienischen getreten, das ist richtig, aber die 
Italianisierung, diese künstliche Namensver­
fälschung, die den Eindruck eines alten 
italienischen Landes macht, wurde beibehalten. 

Wenn ich ein naheliegendes Beispiel nehmen 
darf: Was würden Sie denn sagen, wenn es 
nicht mehr Grinzing hieße, sondern Grenzengo � 
In Südtirol ist es so, es heißt Marlengo, wo es 
Marling zu heißen hat. Und wenn es nicht 
Nußberg hiesse, sondern Montenoce 1 Aber 
dort heißt es statt Mittenwald Mezzaselva. 
Und der Volks witz hat sehr gut darauf reagiert, 
er hat behauptet, daß der Ort Albeins bei 
Brixen jetzt Dodici e mezzo heißen müßte, 
das bedeutet nämlich halb eins. So wurde die 
Italianisierung betrieben ! Wir fragen uns also : 
Wann werden diese künstlichen Ortsnamen 
wieder fallen, wann wird man auch äußerlich 
bekunden, daß man nicht mehr die Absicht 
hat, diesen Boden als altitalienischen Boden 
darzustellen ? 

Und was nun die Assimilierung betrifft, die 
Italianisierung der Südtiroler, so muß ich 
noch einmal den Namen Degasperi nennen. 
Wahrheit muß auch gegenüber den Toten 
möglich sein. Zu einer Zeit, als er Minister-
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präsident und Führer der größten Regierungs­
partei war, hat er am 25. Mai 1 953 in Trient 
gesagt : "Einmal wenigstens stimme ich mit 
Mussolini überein, der im Jahre 1938 fest­
stellte, daß man, um Südtirol" - natürlich 
sagte Degasperi : Alto Adige - "zu ent­
deutschen" ,  - stedeschizzare, sagte er -
"die Südtiroler nicht isolieren dürfe, sondern 
si� am n at.ionalen Leben teilhaben lassen, 
sie Abgeordnete, Senatoren, Minister werden 
lassen müsse." Spricht daraus nicht ganz 
klar die unveränderte Assimilierungsabsicht, 
also die Absicht, nicht zur Kenntnis zu 
nehmen, daß die Südtiroler Südtiroler bleiben 
wollen, sondern daß sie in Italiener ver­
wandelt werden sollen 1 Und diese Absicht 
wird um nichts weniger gefährlich, wenn sie 
mit demokratischen, statt mit faschistischen 
Methoden versucht wird, denn die demokra­
tischen Methoden sind leiser, sie sind ein­
schläfernder. 

Wir können auch feststellen, daß die Italia­
nisierung, die in der faschistischen Zeit be­
gonnen wurde, weitergetrieben wird. Nicht 
nur, daß man sich nicht scheut, die von den 
Faschisten erzielten Erfolge in der Italiani­
sierung Südtirols festzuhalten, man treibt sie 
weiter. 

Ein Beispiel aus vielen : Die Universität 
Padua hat ihre Sommerkurse ausgerechnet in 
die deutsche Stadt Brixen verlegt, in das 
geistige Zentrum Südtirols, das sich bisher 
noch verhältnismäßig gut gegen die Italiani­
sierung gehalten hat. Es wurde dort ein 
großes Studentenhaus errichtet, es werden 
dort jetzt jeden Sommer Kurse gehalten, und 
auch im Winter sollen sie nun abgehalten 
werden. Da muß sich doch jeder Mensch 
fragen : Was hat die Universität Padua in 
Brixen zu tun ? Sie soll, wenn sie schon auf 
den Boden Südtirols will, in einem italienischen 
Ort, deren es viele und schöne gibt, wie zum 
Beispiel Madonna di Campiglio, ihren Aufent­
halt nehmen. Das kann doch keinen anderen 
Zweck haben, als dieses Gebiet geistig seines 
Charakters zu berauben. 

Wir stellen also feierlich fest : Südtirol ist 
seit mehr als tausend Jahren deutsch, es muß 
deutsch und muß Südtirol bleiben, und wir 
fordern auch die Südtiroler Städte wieder 
zurück, die im Gefolge dieser Entwicklung 
leider weitgehend italianisiert worden sind. 

Bisher ist die Frage Südtirol zu seinem 
Schaden mit der Triester Frage in Zusammen­
hang gebracht worden. Jetzt wäre es an der 
Zeit, sie zu ihrem Nutzen mit der Triester 
Frage zu verbinden. Es wurde schon das 
Minderheitenstatut genannt, das zwischen Ita­
lien und Jugoslawien im Gebiete von Triest 
vereinbart wurde. Dieses Minderheitenstatut 

ist wesentlich vollkommener als der Pariser 
Vertrag, und es wäre durchaus am Platze, 
daß auch den Südtirolern die Vorteile eines 
solchen Minderheitenstatuts zugewendet wür­
den. Vor allem ist es die gemischte Schieds­
kommission, die dort vorgesehen ist, die aber 
im Pariser Vertrag fehlt und auf deren Ein­
führung wir dringen müssen. Wir haben keine 
Angst vor einem unparteiischen Forum, und 
wenn Italien den Pariser Vertrag angeblich 
so gut durchgeführt hat, wie es sein Grünbuch 
behauptet, dann möge es sich ebenfalls einer 
solchen unparteiischen Kontrolle stellen. 

Darf ich bei dieser Gelegenheit fragen, wie 
es denn mit dem österreichischen Weißbuch 
bestellt ist, das den Angaben des italienischen 
Grünbuches die Wahrheit gegenüberstellen 
soll ? Der Wille des Pariser Vertrages, Hohes 
Haus, ist an seinem Beginn klar und deutlich 
ausgesprochen : Er sichert den Südtirolern 
"Maßnahmen zum Schutze des Volkscharak­
ters, der kulturellen und wirtschaftlichen 
Entwicklung". Auch wir wollen das. Wir 
wollen nicht mehr als den Schutz des Volks­
charakters und den Schutz der Entwicklung 
des Südtiroler Volkes in seiner Eigenständig­
keit. Wie . das erreicht wird, ist eine Frage 
zweiten Ranges. Man kann es so machen, 
aber der Zweck muß voll erreicht werden. 
Von dem können wir nicht ablassen, da 
können wir auch keine Abstriche machen. 
Nur wenn dieser Zweck, die Erhaltung des 
Südtiroler Volkstums auf seinem alten Boden, 
voll erreicht wird, dann können wir sagen, 
daß die Südtiroler Frage eine europäische 
Lösung gefunden hat. Denn eine europäische 
Lösung muß eine sein, die Europas, das heißt 
des christlich-abendländischen Geistes, würdig 
ist. Solange sie nicht gefunden ist, müssen 
wir - darin wissen wir uns auch mit unserem 
Außenministerium einig - alle Mittel und 
Wege beschreiten, um eine solche Lösung 
herbeizuführen. (Lebhafter Beifall bei der 
(J VP.) 

Präsident Böhm : Als nächster Redner kommt 
zum Wort der Herr Bundesminister Figl. 

Bundesminister für die Auswärtigen Ange­
legenheiten Dr. h. c. Dipl.-Ing. Figl : Meine 
sehr verehrten Damen und Herren ! Ich möchte 
auf die zwei konkreten Anfragen, die der 
Herr Abg. Dr. Koref an mich gerichtet hat, 
sofort anworten. 

Zu der Frage, wer zu den Montan-Union­
Verhandlungen fährt, stelle ich fest : Auf 
Grund eines Ministerratsbeschlusses vom 1 .  Juni 
dieses Jahres die beamteten Vertreter der 
Regierung und die Vertreter der einschlägigen 
Industrien. Natürlich handelt es sich um 
einstimmige Beschlüsse im Ministerrat. 
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Zur zweiten Frage, der Außenminister habe 
Auftrag gegeben , das Partisanendenkmal in 
Kärnten durch die Kärntner Landesregierung 
wiederherstellen zu lassen, stelle ich folgendes 
fest : Durch unbekannte Täter wurde das 
Partisanendenkmal in Völkermarkt im Sep­
tember vorigen Jahres gesprengt. Seitdem sind 
Bemühungen im Gange, diese Frage im Hin­
blick auf das nachbarliche, freundschaftliche 
Verhältnis zwischen Jugoslawien und Öster­
reich zu ordnen. Ich habe aber niemals einen 
Auftrag gegeben. Ich könnte dem Hohen 
Haus die Korrespondenz vorlesen. Erst unter 
dem 22. Oktober dieses Jahres läßt der Herr 
Landeshauptmann von Kärnten durch seinen 
Landesamtsdirektor Newole schreiben, daß 
die Anregungen und Ansichten des Bundes­
kanzleramtes-Auswärtige Angelegenheiten be­
herzigenswert und begrüßenswert sind. Es 
dreht sich nur um eine kleine Kompetenzfrage, 
um die Frage des Zahlens. Aber Auftrag ge­
geben hat der Bundesminister für Äußeres 
niemals, sondern er war nur mit dem Herrn 
Landeshauptmann in Korrespondenz, um die 
Frage im Interesse der guten Beziehungen auf 
friedlichem Wege zu regeln. 

Dies wollte ich gleich beantwortet haben. 
(Beifall bei der Ö V  P.) 

Präsident Böhm : Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr . Berichterstatter das 
Schlußwort ? - Er verzichtet. 

Damit ist die Aussprache über ' die 
G r u p p e  III b e e n d e t. 

Wir kommen nunmehr zur Behandlung 
der Gruppe IX: Kapitel 20 : Handel, Gewerbe, 
Industrie, und Kapitel 21 : Bauten. 

Spezial berichterstatter ist der Herr Abg. 
Dr. Reisetbauer. Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Spezialberich terstatter Dr. Reisetbauer : 
Hohes Haus ! Der Finanz- und Budgetausschuß 
hat das Kapitel 20 : Handel, Gewerbe, Industrie, 
und das Kapitel 2 1 : Bauten, des Bundes­
voranschlages 1955 in seiner Sitzung vom 
17 .  November 1 954 der VOl'beratung unter­
zogen. 

Der Bundesvoranschlag für 1 955 sieht, 
soweit das Bundesministerium für Handel und 
'Viederaufbau in Betracht kommt,

· 
in der 

ordentlichen Gebarung Ausgaben von ins­
gesamt 1 . 321 ,858.000 S und in der außer­
ordentlichen Gebarung bei Kapitel 21 5 1 1  Milli­
onen, zusammen 1 .832 ,858.000 S vor. 

Die Vergleichszahl für 1954 finden Sie im 
schriftHchen Bericht ; die Ausgaben sind im 
kommenden Jahr um 48,4 Prozent größer. 
Bezogen auf die Gesamtsumme der ordentlichen 
und außerordentlichen Gebarung beträgt der 
Anteil des Bundesministeriums für Handel 

und Wiederaufbau 7 ,4 Prozent gegenüber 
einem Anteil von 5,5 Prozent im Jahre 1954. 

Der Anteil des Bundesministeriums für 
Handel und Wiederaufbau an den Ausgaben 
des Bundes beträgt bei den persönlichen Aus­
gaben 1 ,43 Prozent, bei den Verwaltungs­
ausgaben 3 ,79 Prozent, bei den Anlagen 
3 1 ,85 Prozent, bei den Förderungsmitteln 
9,60 Prozent und bei den Aufwandskrediten 
4,98 Prozent. 

Für das Kapitel 20, also Handel, Gewerbe 
und Industrie, sind die veranschlagten Aus­
gaben insgesamt mit 217 ,778.000 S festgesetzt. 

Bezüglich der Auf teilung und der einzelnen 
Posten der Sachausgaben und der Personal­
ausgaben zu den einzelnen Titeln des Kapi­
tels 20 darf ich mir vielleicht die längeren Aus­
führungen ersparen und die Damen und 
Herren des Hohen Hauses auf den schrift­
lichen Bericht verweisen. 

Die Gesamtsumme bei Kapitel 2 1 ,  Bauten, 
mit 1 .615,080.000 S teilt sich auf die ordent­
liche Gebarung mit 1 . 104,080.000 S und 
auf die außerordentliche Gebarung mit 
5 1 1 ,000.000 S auf. Das Mehrerfordernis gegen­
über 1954 beziffert sich auf 560,497.000 S. Die 
Auf teilung auf persönliche und sachliche 
Aufwendungen ist ebenfa11s im schriftlichen 
Bericht enthalten. 

Eine interessante Tatsache ist der Anteil 
des Verwaltungs aufwandes an dieser Gesamt­
summe. Von 1 .615,080.000 S betragen die Per­
sonalausgaben und die Verwaltungsausgaben 
nur 3,57 Prozent. 

Auch hier möchte ich bitten, Sie auf die 
einzelnen Titel dieses Kapitels im schrift­
lichen Bericht, der Ihnen vorliegt, verweisen 
zu dürfen. 

An der Ausschußdebatte selbst beteiligten 
sich 1 9  Abgeordnete des Hohen Hauses, der 
Herr Bundesminister und der Herr Staats­
sekretär. 

In der Ausschußsitzung vom 24. November 
wurde die Abstimmung durchgeführt und die 
diesem Bericht zugrunde gelegten Budget­
kapitel angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den A n t r a g, der Nationalrat wolle 
beschließen : 

Dem Kapitel 20 : Handel, Gewerbe, 
Industrie, und dem Kapitel 2 1 : Bauten, 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1 955 
in der Fassung der Regierungsvorlage (385 
d. B . )  wird die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilt. 

Präsident Böhm : Als er,:;;ter Redner 
gelangt zum Wort der Herr Abg. Elser. 

Abg. Elser : Geschätzte Fra.uen und Herren ! 
Es ist eine undankbare Aufgabe, vor einem 
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ermüdeten Haus zu sprechen, doch ich ver­
spreche Ihnen, daß ich Sie nicht langweilen 
werde. Die Gruppe, die wir behandeln, ist ja 
höchst interessant, und ich bin überzeugt, 
daß wir uns alle miteinander wieder äußerst 
interessiert an dieser . Beratung beteiligen 
werden. 

Die Gruppe Handel und Wiederaufbau gibt 
Gelegenheit zur Betrachtung unseres ganzen 
Wirtschaftslebens, des österreichischen Außen­
handels, der Produktions- und Konsumver­
hältnisse. Die Währung, der Kapital- und 
Kreditmarkt stehen ebenfalls in unmittel­
barem Zusammenhang mit den Fragen und 
Problemen des Handels und Wiederaufbaues, 
der Industrie und des Gewerbes. 

Man muß auch als Redner der Opposition 
das Positive vom Negativen zu trennen ver­
suchen, um auf diese Art ein möglichst objek­
tives Urteil über den Stand der österreichischen 
Wirtschaft zu erhalten. Will man dies, meine 
Damen und Herren, dann muß man sich hüten, 
wirtschaftliche Fortschritte zu leugnen oder 
diese mit Absicht zu schmälern. Aber auch 
Lobgesänge und Lobhudeleien sind nicht am 
Platze. Sie verhindern, die Dinge nun einmal 
so zu sehen, wie sie in Wirklichkeit sind. 

Im Mittelpunkt aller Wirtschaftstätigkeiten 
innerhalb nationaler Volkswirtschaften und 
damit auch der Weltwirtschaft sollen die 
Menschen mit ihren Bedürfnissen stehen ; das 
Wohl des Menschen und nicht das Streben 
nur nach Ertrag, Gewinn und Profit soll das 
Ziel und der Zweck der Wirtschaftsordnungen 
sein. Wegen dieser Grundauffassung ökono­
mischer Betrachtungen ergaben sich ja schließ­
lich gegensätzliche Wirtschaftsauffassungen mit 
allen ihren wirtschaftlichen und politischen 
Folgen. 

Österreich erlebte zweifelsohne in den letzten 
Jahren einen bedeutenden Wirtschaftsauf­
schwung. Der Großteil der industriellen Groß­
betriebe, des Bergbaues, der eisenerzeugenden 
Industrie, auch ein beträchtlicher Teil der 
Konsumgüterindustrie konnten ihre Produktion 
steigern. Es stieg die Produktivität der Arbeit, 
die technische Ausrüstung wurde von Grund 
auf erneuert. Inbegriffen die Fortschritte im 
landwirtschaftlichen Sektor stieg das Sozial­
produkt von Jahr zu Jahr und wird bekannt­
lich für das Jahr 1955 auf über 85 Milliarden 
Schilling geschätzt. Ein weiteres Ansteigen 
des Volkseinkommens ist wahrscheinlich. 

Die Haushaltspläne des Bundes, der Länder 
und großen Gemeinden haben einen durchwegs 
expansiven Charakter. Im Bau- und Verkehrs­
sektor werden auch im kommenden Jahr 
große Summen zum Einsatz kommen. Die 
Nationalbank verfügt über große Devisen­
und Valutenbestände, das Deckungsverhältnis 

für den -Schilling muß als günstig bezeichnet 
werden. Der heimische Kapitalmarkt ist in­
folge der steigenden Spareinlagen flüssig und 
kreditfähig, was mir jetzt nicht unwichtig 
erscheint, für langfristige Kreditgeschäfte. 

Wir haben zwar keine Vollbeschäftigung, 
geschätzte Frauen und Herren, doch immerhin 
kann von einem guten Beschäftigungsgrad 
gesprochen werden. Die Handels- und Zahlungs­
bilanzen ergaben ein günstiges Bild. Der 
Export hat höhere Summen erreicht, und in 
einzelnen Produktionszweigen kann mit einem 
weiteren Steigen der Ausfuhr gerechnet werden. 

Nun wird man ausrufen : Was will man mehr 1 
Und vor allem die Propagandisten des Raab­
Kamitz-Kurses werden diesen Ruf erschallen 
lassen. Jetzt will ich die Frage untersuchen, 
die ich mir vorlege : Bedeutet dieses Wirt­
schafts bild auch das Vorhandensein eines 
allgemeinen \Vohlstandes 1 Und das ist ja 
schließHch die Kernfrage. Leider ist dies nicht 
der Fan. Das gesteigerte Sozialprodukt erfuhr 
eine sehr ungerechte Verteilung. Die, die es 
unmittelbar durch ihren Fleiß und ihr Können 
schufen, erarbeiteten, die große Masse des 
arbeitenden Volkes, die Arbeiter und Ange­
stellten, haben ihren berechtigten Anteil am 
Sozialprodukt nicht erhalten. Die Löhne und 
Gehälter sind in Österreich sehr bescheiden, 
in vielen Wirtschaftszweigen - das kann man 
wohl ruhig sagen - niedrig und absolut un­
zureichend. Es ist nötig, von Fall zu Fall 
immer wieder auf die Einkommensverhältnisse 
in Österreich zurückzukommen, und in diesem 
Zusammenhang erlaube ich mir, das wieder 
einmal vorzutragen. 

Nach den amtlichen Statistiken ist der 
monatliche Durchschnittsverdienst im Arbei­
tersektor 1200 S, im Angestelltensektor 1 300 S, 
im Rentnersektor 560 S und bei den Witwen 
rund 300 S. Sie werden selbst sagen müssen, 
daß diese Einkommensverhältnisse als äußerst 
bescheiden, ja in vielerlei Hinsicht als ärmli.ch 
zu bezeichnen sind. Die große Zahl der Klein­
gewerbetreibenden und der kleinen Land­
wirte verspürt ebenfalls vom erhöhten Sozial­
produkt sehr wenig. Ihr Einkommen, wieder 
nach den amtlichen Statistiken, beläuft sich 
durchschnittlich für den Kleingewerbetreiben­
den - und das ist eine sehr große Anzahl bei 
unserer Struktur der Wirtschaft in Öster­
reich - auf rund 900 S ;  für die kleineren 
Landwirte bis hinein zu den mittleren Bauern­
schichten beträgt das monatliche Einkommen 
lediglich 800 S. 

Es ist klar, daß diese Einkommensverhält­
nisse eigentlich den Beweis darstellen, daß ein 
Großteil des österreichischen Volkes an dem 
gesteigerten Sozialprodukt sehr wenig Anteil 
hat. Das Geheimnis, daß diese Tatsache nicht 
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mehr soziale Unruhe im Lande erzeugt, liegt 
ja darin, daß wir vielfach im Familienein­
kommen feststellen müssen, daß sich zwei, drei, 
ja noch mehr Verdiener in der Familie be­
finden. Natürlich : Eine Addition, die Sum­
mierung dieser Einkommen der verschiedenen 
Familienangehörigen ergibt dann in diesem 
kleinen Familienkollektiv ein Einkommen, das 
die Menschen vielfach ohne Not leben läßt. 
Aber ob sich die Dinge immer so weiter­
bewegen werden, ob sich' im Zuge einer späteren 
Entwicklung zum Beispiel diese Verhältnisse 
der Doppelverdiener stabil erhalten, vor aHem 
der große Einsatz der Ehefrauen im Wirt­
schaftsprozeß, 0 b sich das alles schließlich 
stabil erhält, das ist allerdings eine andere 
Frage. In dem Moment, wo dieses Familien­
kollektiv einkommensmäßig gestört wird, sich 
zum Teil auflöst, werden auch die äußerst 
schwierigen Einkommensverhältnisse der brei­
ten Massen sichtbar und fühlbar, dann werden 
wir sie erst recht zu spüren bekommen. 

Wer vermag diese Tatsache zu leugnen � Da 
stimmt - das muß man doch aussprechen -
beim österreichischen Wirtschaftswunder etwas 
nicht. Ich möchte nur einige Ursachen dieser 
betrüblichen und unleugbaren Verhältnisse 
herausgreifen : 

Monopole und ein Netz von Kartellen sorgen 
dafür, daß ein großer Teil des Sozialproduktes 
nicht den schaffenden Menschen, sondern den 
großkapitalistischen kleinen Minderheitsschich­
ten zugute kommt. Es sind dies die Männer 
der Hochfinanz, die wahren Herren Österreichs. 
Täuschen wir uns doch nicht : wir befinden uns 
in Österreich wie auch in anderen kapitali­
stischen Ländern in einem vö11igen Umbruch 
unserer Produktionsve�hältnisse. Die Kon­
zentration in der Großindustrie schreitet be­
deutend vorwärts. Der Großhandel schöpft 
einen Großteil des Sozialproduktes unge­
bührlicherweise ab. Das ist die eine Seite. Auf 
der anderen Seite sehen wir die gewaltigen 
wirtschaftlichen Nöte in den Kreisen der 
Gewerbetreibenden, besonders der kleinen Ge­
werbetreibenden. Ja man kann ohne Über­
treibung sagen : Es gibt in Österreich seit 
einigen Jahren ein Massensterben der kleinen 
Gewerbetreibenden. Das ist die andere Seite. 
Die arbeitenden Schichten des österreichischen 
Volkes haben schließlich auch die Zweite 
Republik mit unzähligen Opfern aufgebaut, 
die Nutznießer ihrer Arbeit sind j edoch 
Kapitalisten, Spekulanten, Fabrikanten, Groß­
grundbesitzer und Großhändler. (Abg. Kripp­
ne r :  Die Steuerhinterzieher der USIA I) Sie 
sind in Wahrheit die Herren und Lenker in den 
landwirtschaftlichen und gewerblichen Wirt­
schaftskammern. 

Ich möchte mit dieser Feststellung keines­
wegs die Bedeutung der großen Organisation 

der Arbeiter und Angestellten, des Öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes samt dem 
Einfluß der Arbeiterkammer verkleinern. Aber 
eines muß man sagen : Das arbeitende Volk mit 
seinen politischen und wirtschaftlichen Organi­
sationen hat den ihm gebührenden Einfluß auf 
das gesamte Wirtschaftsleben noch nicht. Die 
Großkapitalisten, Profitstreber haben es mit 
Hilfe ihrer ausländischen Freunde bis jetzt 
ausgezeichnet verstanden, die Früchte des 
\Virtschaftsaufschwunges für sich zu rekla­
mieren. (Abg. Krippner : Trotz der Steuer­
hinterziehung der USIA 1 - Abg. E. Fischer :  
Sie haben ein Grammophon statt eines Gehirns 
im Kopf 1 - Abg. K oplenig : Dafür will er 
Gehaltserhöhung bekommen I) Ich verweise auf 
die Korruptionsvorgänge auf dem .Gebiet 
der Exportrückvergütung. Das alles sind 
Dinge, die Sie nicht ableugnen können. 

Wo bleiben, frage ich weiter, die Segnungen 
der Liberalisierung ? Man versprach sich von 
der Libera1isierung sehr viel , und zwar vor 
allem eine Senkung des Preisniveaus, besonders 
der Gebrauchs- und Konsumgüter. Davon ist 
trotz 80prozentiger Liberalisierung nichts zu 
spüren. Warum denn nicht � Grundsätzlich 
- und das möchte ich mit aller Deutlichkeit 
hier gesagt haben - kann man eine Liberali­
sierung des Waren- und Güteraustausches nicht 
ablehnen. Nur bei einer planmäßigen ver­
stärkten Austauschtätigkeit der Volkswirt­
schaften untereinander kann es Wohlstand 
für alle Völker geben. Nicht das Ob der 
Libera1isierung steht im Mittelpunkt, sondern 
das Wie. Auch Verfechter der Liberalisierung 
verstehen es ausgezeichnet, für sie zu reden, 
doch in ihren Staaten bauen sie Zollmauern 
und Handelsschranken auf. Siehe die Praxis 
der USA, Westdeutschlands und anderer 
Staaten gegenüber Österreich und auch gegen­
über anderen Staaten. 

Unsere Kartelle ha ben die V ort eile der 
Liberalisierung für die Konsumenten mit 
ihrem Preiswucher wieder aufgehoben. Fühlbar 
und bleibend ist bei dieser Art der Liberalisie­
rung lediglich ein schwerer und harter Druck 
auf viele Tausende kleiner und mittlerer 
Betriebsstätten.- Wie denkt hier beispiels­
weise der verantwortliche Ressortminister , 
der Herr Dr. Illig, über die Kartelle � Er 
sagte vor nicht allzu langer Zeit im Finanz­
und Budgetausschuß wörtlich folgendes : 

"Vielfach herrscht in der Öffentlichkeit über 
das Wesen der Kartelle eine irrige Auffassung. 
Es ist nicht richtig, daß die Kartelle dazu da. 
sind, die Preise hochzuhalten. Eine Reihe 
von Kartellen übt für den Inlandsmarkt 
geradezu eine wohltuende Wirkung aus, zum 
Beispiel das zu Unrecht viel geschmähte 
Papierkartell, das die Versorgung der in-
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ländischen papierverarbeitenden Industrie mit die U SIA mehr Geschäft ! Das besorgt schon die 
Papier zu einem Preis ermöglicht, der weit USIA, ohne uns zu fragen !) Sie werden 
unter dem \Veltmarktpreis liegt. "  natürlich gleich mit der Antwort bereit sein, 

Hier muß ich es mit den Preußen halten und es sei dies Schuld der Oststaaten. Bei objek­
ausrufen : Da bleibt einem die Spucke weg. tiver Betrachtung erscheinen die Dinge aber 
Ausgerechnet das Papierkartell mit seinen sicherlich anders. Gewiß, die Oststaaten, die 
nimmersatten Preisforderungen ! Viele Milli- einst der größte Absatzmarkt Österreichs 
Onen haben sie in Form von Geschenken und waren, haben eine Wirtschaftsstrukturver­
Subventionen erhalten , ihre Betriebe sind änderung aufzuweisen, das ist nicht abzu­
vollständig modernisiert, und sie fordern immer leugnen und das wird natürlich auch im 
und immer wieder höhere Preise. Da kann gegenseitigen Waren- und Güteraustausch zu 
man auch nur sagen : Ein gütiges Schicksal berücksichtigen sein. Sie sind infolge der 
befreie uns vor solchen wohltätigen Einrich- bekannten Industrialisierung nicht mehr wie 
tungen und auch vor solchen Auffassungen einst reine Agrarstaaten, aber ihr Bedarf, 
von Ministern ! meine Damen und Herren, an Gebrauchs-

Einiges zum Außenhandel sei mir erlaubt gütern, an Maschinen und vielem anderen ist 

hier zu sagen. Unser Außenhandel ist fast noch immer sehr hoch. Das ist ebenfalls eine 

ausschließlich westlich orientiert. Westdeutsch- unbestreitbare Tatsache. 

land und Italien sind unsere großen Handels- Österreich tut gut daran, alles zu unter­
partner . Dagegen ist grundsätzlich absolut lassen, was die Beziehungen zu den Ost­
nichts einzuwenden. Einwendungen scheinen 

I 
staaten trübt, und alle Bemühungen fortzu­

mir aber richtig, wenn man zum Beispiel den setzen, um seinen Handel auch mit den Ost­
Export nach Westdeutschland kritisch be- I staaten ,!ieder zu normalisieren und auszu­
trachtet. Westdeutschland . versteht es aus- · bauen. Österreich braucht den Osthandel 
gezeichnet, sich in großem Umfange öster- auch auf Grund der veränderten Struktur 
reichische Rohstoffe und Halbfabrikate anzu- dieser Oststaaten, wenn es sich nicht durch 
eignen. Im Jahre 1 953 lieferte Westdeutsch- eine vollständig einseitige westliche Wirt­
land bedeutend mehr Waren nach Österreich, schaftsorientierung in große Gefahren begeben 
als es Waren von uns bezog. Auch das laufende will. Ich verweise hier nur auf die Praxis der 
Jahr 1954 ist, wenn ich den Außenhandel mit Montan-Union, die sehr wenig Rücksicht auf 
Westdeutschland in Betracht ziehe, defizitär das kleine Österreich nimmt. Ähnliche Dinge 
für Österreich. Die Importe aus Westdeutsch- könnte ich Ihnen noch eine Reihe aufzählen. 
land sind vorwiegend sehr lohn intensive Ma- Die Leidtragenden werden in erster Linie die 
schinen und Verkehrsmittel. Beim Export österreichischen Industriearbeiter und Ange­
nach Westdeutschland ist es aber umgekehrt. stellten sein. Ich verweise auf die Bemühungen 
Diese Art des Außenhandels zehrt an der großer Staaten, wie der USA, Englands, 
Substanz der österreichischen Wirtschaft und Frankreichs, die mit Erfolg ihre Handels­
ist in dieser Art, meine Damen und Herren, beziehungen zu den Oststaaten verdichten. 
abzulehnen. Zudem sind die Preise, die wir Weshalb soll das kleine Österreich nicht 
für unsere Rohstoffe von Westdeutschland ähnliche Wege gehen ? Ich glaube,  wir haben 
erhalten, vielfach niedrig. Ich brauche nur es ebenfalls sehr, sehr notwendig. 
auf die Aluminium-, die Strom preise usw. 
hinzuweisen, und Sie werden meine Behauptung 
sicherlich nicht bestreiten können. 

Es ist in der letzten Zeit immer wieder zu 
hören, daß sich österreichische Wirtschafts­
kreise von der Aufrüstung Westdeutschlands 
große Geschäfte erwarten und erhoffen. Das 
wird und würde sich aber nur abspielen auf 
Grundlage eines Ausverkaufs Österreichs. Eine 
solche Entfaltung unseres Exports dient nicht 
dem österreichischen Volk. Die Wechselkurse 
sind für Westdeutschland äußerst günstig. 
Das wirkt sich aber im Fremdenverkehr 
äußerst ungünstig aus. 

Darf ich mir auch einige Bemerkungen zu 
dem Problem des Ost- und Westhandels er­
lauben. Der Handel Österreichs mit den Ost­
staaten schrumpft immer mehr und mehr 
zusammen. (Abg. Krippne r :  Dafür macht 

Nun zu einer sehr wichtigen Frage , zur 
Frage der österreichischen Holzwirtschaft. 
Holz ist nun einmal ein unersetzlicher Roh­
stoff. Glücklich jedes Volk und jeder Staat, 
wenn er über einen entsprechenden Holz­
reichtum verfügt. Österreich ist noch - ich 
sage ausdrücklich : noch - in dieser glück­
lichen Lage. Gehen die Dinge in der öster­
reichischen Wald- und Holtwirtschaft so weiter 
wie bisher, so kann man heute schon aus­
rechnen, wann der Zeitpunkt kommen wird, 
in dem Österreich nicht mehr Holzexporteur , 
sondern Holzimporteur sein wird. (Abg. K r ipp­
ne r : Der Raubbau der U S IA im Burgenland ! -
Abg. W al lne r :  Durch die Ausplünderung der 
USIA !) Es wird lustig darauf losgeschlägert, 
der jährliche Holzzuwachs unserer Wälder 
bleibt weit zurück hinter jenen Holzmengen, 
welche man den heimischen Wäldern ent-
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nimmt. Das bedeutet Raubbau an unseren 
Wäldern, bedeutet Verlust an wertvoller Sub­
stanz im volkswirtschaftlichen Körper. (Abg. 
Krippne r :  Schauen Sie sich den Naßwald 
an, wie es dort ausschaut !) Österreich war schon 
immer ein Holzexporteur , das ist sicherlich 
richtig. Es kann das aber auch in Zukunft sein, 
ohne Raubbau. Allerdings bedarf es dann 
wirksamer Maßnahmen gegen die unverant­
wortlichen Überschlägerungen und den un­
verantwortlichen Export. Sofortige Beschrän­
kungen in der Ausfuhr, vor allem des Rund­
holzes, aber auch des Schllitthoh,es, des 
Schleif- , Säge- und Grubenholzes sind meiner 
Auffassung nach dringend. Vor allem, meine 
Damen und Herren, muß Sorge getragen wer­
den, daß der heimische Bedarf voll gedeckt 
wird. Die heimische holzverarbeitende In­
dustrie ist zum Großteil doch eine lohn­
intensive Erzeugungsstätte. Beschäftigung und 
nochmals Beschäftigung, das muß das oberste 
Ziel unserer Wirtschaftspolitik sein. 

Wie wir erfahren, ist vom Bundesholzwirt­
schaftsrat für die erste Hälfte des Jahres 1955 
eine 20prozentige Exportreduktion beschlossen 
worden. Sosehr das zu begrüßen ist, möchte 
ich gleich feststellen, daß diese Reduktion 
meiner Auffassung nach viel zu gering sein 
wird, um wirksam werden zu können. Weitere 
Maßnahmen in unserer Waldwirtschaft sind 
erforderlich. 

Man übersehe aber auch eines nicht : Unsere 
Papierindustrie und unsere Sägewerke sind 
zum Teil überdimensioniert. Bei Auslastung 
ihrer Kapazität bleibt es trotz Ausfuhrbe­
schränkung beim Raubbau an unseren Wäldern. 
(Abg. Krippne r :  Durch die USIA !) Wald­
beziehungsweise forstwirtschaftliehe M aßnah­
men sind dringlich, und zwar äußerst dringlich. 
Den Aufschließungen und Durchforstungen 
muß mehr Beachtung als bisher geschenkt 
werden. Eines ist ebenfalls wichtig : Wir ver­
schwenden in Österreich selber noch viel zu 
sehr Holz. Viel zuviel wertvolles Holz wird 
noch verbrannt. (Abg. Krippne r :  Jeden 
Tag gehen hunderte Waggons unkontrolliert 
hinaus !) Man müßte mit allen Mitteln trachten, 
durch eine notwendige Verbilligung unserer 
anderen Brennstoffe, Koks, Kohle und vor 
allem Heizstrom, Holz einzusparen. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, möchte ich hier die Losung aus­
geben : Keine Schleuderpreise bei elektrischem 
Strom (Abg. K rippne r :  Keine USIA-Lä­
den !) , kein Ausverkauf unserer Wasser­
kräfte an das internationale Finanzkapital, 
Versorgung unserer Haushalte mit billigem 
Strom, damit unseren Wäldern die notwendige 
Schonung ermöglicht wird ! Unser Holzreich­
tum, unsere Wälder sind Volkseigentum. Es 

ist höchst an der Zeit, den Profit jägern auf 
diesem Wirtschaftssektor ein gebieterisches 
Halt entgegenzusetzen. 

Es wäre noch vieles in diesem Punkt zu 
besprechen, manches könnte man noch sagen. 

Und jetzt, lieber Herr Zwischenrufer, zum 
Schluß noch einiges zu den USIA-Läden ! Sie 
sprechen ja immer davon. Darf ich Ihnen hier 
folgende Antwort geben. (Zwischenrufe bei der 
Volkspartei. - Abg. Krippne r :  Das sind 
Hochverräter ! - Präsident Böhm gibt das 
Glockenzeichen.) Erstens einmal, verehrte Kol­
legen von der Volkspartei, bin ich weder ein 
Befürworter noch ein Verteidiger der USIA­
Läden. Aber eines, mit Verlaub, sei hier 
gesagt : Wenn wir nicht so viele österreichische 
Preistreiber und Wucherer im Lande hätten, 
würden die Umsätze der USIA-Läden auf ein 
Minimum zusammenschrumpfen. Damit ist 
alles gesagt. (Abg. Krippne r .'  Keine Steuern 
zahlen sie, die Krankenkasse bleiben sie schuldig, 
keinen Strom zahlen sie, nichts ! - Abg. 
K 0 pIe n i g : Nieder mit den Preistreibern ! 
Nieder mit den Abgeordneten-Preistreibern ! -
Abg. K r ippne r .' Sie Zuhälter der USIA !) 
Es wäre darauf noch manches zu sagen und 
es wäre vielleicht ganz interessant, dieses 
Kapitel auch einmal auf die Tagesordnung zu 
setzen. Wir scheuen uns nicht , über diese 
Dinge ruhig und sachlich zu sprechen. 

Das arbeitende Volk hat alle Ursache, sich 
mehr als bisher um die wirtschaftlichen Vor­
gänge zu kümmern. Bis jetzt wird sein Fleiß 
nicht entsprechend belohnt. Es gilt, endlich 
einmal den Grundsatz zu verwirklichen : Die 
Früchte der Arbeit jenen, die sie hervor­
bringen ! (Abg. Kripp ne r :  Aber nicht den 
USIA-Direktoren ! Die haben die Früchte der 
Arbeit ! - Gegenrufe des Abg. K oplen i g. -
Abg. Krip p n e r :  Zuhälter der USIA ! Ihr 
vier lebt ja nur t'om Steuerbetrug der USIA !) 

Präsident Böhm : Als nächster Redner ge­
langt Herr Abg. Dwofak zum Wort. (Anhaltende 
Zwischenrufe.) Meine Herren ! Ich bitte um 
Ruhe ! Je mehr Zwischenrufe, umsoweniger 
kommen wir vorwärts ! 

Abg. Dwofak : Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren ! Die Budgetberatungen der letzten 
Jahre unterschieden sich grundsätzlich von 
denen der ersten Nachkriegszeit . Denn wenn 
wir die Budgetentwicklung dieser Jahre ob­
jektiv prüfen, so sehen wir, daß die End­
summen des Staatshaushaltes jährlich enorme 
Zunahmen aufwiesen, die in letzter Konse­
quenz eine in gleichem Maße zunehmende Be­
lastung jedes Staatsbürgers und Steuerträgers 
darstellten. Einem erhöhten Budget stand 
jeweils eine Steuererhöhung gegenüber, und 
das ganze Volk mußte für diese Budget­
expansion auf kom men und die Lasten tragen. 
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Diese Lage hat sich zwischenzeitlich grund­
legend geändert, und die Person des Bundes­
ministers für Finanzen, der der Struktur des 
Haushaltsplanes jene wirtschaftspolitische Prä­
gung verliehen hat, die unter dem Schlagwort 
"Raab-Kamitz-Kurs" populär geworden ist, 
hat es zuwege gebracht, diese von mir eingangs 
erwähnte Entwicklung zu stoppen, die 
Stabilisierung einzuleiten und mit Erfolg 
weiterzuführen. 

Es greift auch bei allen Budgetberatungen 
immer mehr die erfreuliche Erkenntnis Platz, 
daß man sich der wechselseitigen Beein­
flussung von Staatshaushalt und Volkswirt­
schaft bewußt wird und daß die Erstellung 
eines Budgetplanes nicht eine abstrakte Gegen­
überstellung von Einnahmen und Ausgaben­
ziffern sein kann, sondern auf fundierten 
Erkenntnissen der wirtschaftlichen Situation 
eines Landes fußen und von bestimmten 
wirtschaftspolitischen Motiven geleitet sein 
muß. 

Das Werk der Stabilisierung, das auf diesen 
Prinzipien beruht, ist zweifelsohne ein Ver­
dienst des gesamten österreich ischen Volkes, 
doch dürfen wir ohne Überheblichkeit fest­
halten, daß uns dieser Weg durch das Wirt­
schafts- und Finanzkonzept der ÖVP vor­
gezeichnet wurde. Dieser Tatsache wollen 
wir auch heute gedenken und uns denen dank­
bar erweisen, die durch ihre verantwortungs­
bewußte Arbeit und ihr nimmermüdes Ein­
treten für die Stabilität in unserem Lande 
diese günstige Entwicklung erst richtig er­
möglicht haben, nämlich unserem hochge­
schätzten Herrn Bundeskanzler Ing. Raab und 
Herrn Finanzminister Professor Dr. Kamitz. 

Das Bundesfinanzgesetz 1 955 und im be­
sonderen die heute zur Behandlung stehende 
Gruppe IX wird unsererseits als ein weiterer 
Fortschritt im Hinblick auf die von uns ver­
tretene Wirtschafts- und Finanzpolitik ge­
wertet und bildet ein solides Instrument, das 
uns zur Bewältigung der vor uns liegenden 
Aufgaben befähigt. 

Der Herr Berichterstatter hat in seinem 
Spezialbericht bereits darauf verwiesen, daß 
bei der Gruppe IX gegenüber dem letzt­
jährigen Budget eine wesentlich bessere Do­
tierung der Kapitel Handel, Gewerbe, Indu­
strie und Bauten möglich war und eine Ge­
samtsumme von über 1 ,8  MiHiarden Schilling 
zur Verfügung steht gegenüber von nur zirka 
1 ,2 Milliarden im V orj ahr. Diese Gegen­
über stellung zeigt besser als viele Worte jene 
Erfolge, die wir dank der Stabilisierungs­
politik Raab-Kamitz erreicht haben. Wenn 
wir noch dazu in Betracht ziehen, daß es 
unserem Finanz minister möglich war, die 
drückende Steuerlast teilweise zu senken, 

so darf uns dies mit . Freude und Genugtuung 
erfüllen. 

Diese Entwicklung wäre aber nicht denkbar 
gewesen, wenn wir nicht mit aller Entschlossen­
heit unseren Weg fortgesetzt und so manche 
Ratschläge anderer Parteien und Organi­
sationen befolgt hätten. Wir erinnern uns 
noch sehr gut der vorangegangenen Budget­
debatten, wo mehrfach eine Steuersenkung 
als unmöglich bezeichnet und diesbezüglich 
von uns geäußerte Absichten als bloßes 
Propagandamanöver der ÖVP gebrandmarkt 
wurden. Dies ist keine Erfindung meinerseits, 
sondern eine nicht wegzuleugnende Tatsache. 
Die ÖVP hat auch in diesem Punkte ihr 
seinerzeit gegebenes Versprechen erfüllt, und 
wir wollen nur hoffen, daß auch auf dem 
Gebiete der Steuersenkung in allernächster 
Zeit ein weiterer Schritt vorwärts getan 
werden kann. 

Von besonderer Bedeutung. ist es auch, 
wenn es uns ähnlich wie im Vorjahre möglich 
war, neben dem ordentlichen Budget ein 
außerordentliches Investitionsbudget zu er­
stellen, das gerade beim Handelsressort be­
sondere Wichtigkeit erlangt. �ie Bedeutung 
dieser Maßnahme ergibt sich vor allem aus 
folgender, von der ÖVP seit jeher anerkannten 
Überlegung : 

Der außerordentliche Staatshaushalt soU 
nicht aus Steuergeldern, sondern durch An­
leihe- und Kreditoperationen finanziert werden. 
Die vielfach geforderten höheren Steuer­
leistungen zum Zwecke der Finanzierung der 
öffentlichen Investitionstätigkeit würden ledig­
lich eine strukturelle Verschiebung innerhalb 
der Gesamtwirtschaft bedeuten. Niemals 
könnte man jedoch dadurch eine größere 
Beschäftigung erzielen, da das Geld aus der 
Tasche des Steuerträgers in die Tasche des 
Staates wandern würde. Auf solche Weise 
würde ja lediglich das Geld der Volkswirt­
schaft entzogen und die Produktionskraft 
und Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft ge­
stört werden. Hingegen stellen Investitionen, 
die durch Anleihe- und Kreditoperationen 
finanziert werden, einen echten Beitrag des 
Staates zu einer konstruktiven Konjunktur­
politik dar, wobei gleichzeitig eine Beein­
trächtigung der Wirtschaft durch höhere 
Steuerleistungen vermieden wird. 

Wir erinnern uns auch hier sehr wohl der 
vielen Einwendungen, die gegen unsere dies­
bezügHchen Pläne gemacht wurden, und hätten 
wir damals nicht mit Konsequenz unsere 
Auffassungen vertreten, wir hätten heute 
bestimmt noch nicht diese gewaltigen Erfolge 
aufzuweisen. Vielmehr - und da liegt die 
grundsätzliche Bedeutung dieser Frage -
hätte dies zu einer derartigen Übersteigerung 

52. Sitzung NR VII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)80 von 87

www.parlament.gv.at



52. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VII. GP. - I .  Dezember 1 954 2323 

der Wirtschaftsmacht des Staates geführt, 
daß auf der einen Seite durch die zunehmende 
Steuerbelastung eine allmähliche Untergra­
bung des Einflusses der privaten Unternehmer­
persönlichkeit und des freien Menschen Platz 
greifen würde, während auf der anderen Seite 
eine anonyme Macht durch die Bereitstellung 
immer größerer Mittel, die aus der produktiven 
Wirtschaft herausgepreßt worden wären, einen 
ständigen Zuwachs erfahren hätte. Sich dieser 
Absicht widersetzt zu haben, ist ein unbe­
streitbares Verdienst der Österreichischen 
Volkspartei. 

Neben der rein finanziellen Bedeutung 
unserer Budgetpolitik, die auch dieses Jahr 
ihre Fortsetzung gefunden hat, sind wir 
dadurch auch einem anderen Ziele bedeutend 
näher, nämlich der Förderung der persönlichen 
Freiheit gegenüber der Vermassung der Men­
schen, und durch die Sicherung der materiellen 
Existenz haben wir die Voraussetzung zur 
Entfaltung aller Kräfte geschaffen und ge­
währleisten schließlich wiederum ein Mindest­
maß an Unabhängigkeit jedes einzelnen. 

Bei fast allen Ausführungen, die in den 
letzten Tagen zum Budget vorgebracht wurden, 
wurde die überaus günstige wirtschaftliche 
Entwicklung als von entscheidender Bedeu­
tung für eine - relativ günstige Lösung der 
meisten Probleme anerkannt. Ich will hier 
nicht die Leistungen der letzten Jahre in 
Ziffern aufgliedern, da die Steigerung unserer 
Produktion, die Entfaltung unseres Außen­
handels, die günstige Beschäftigungslage und 
das erhöhte Sozialprodukt heute für uns alle 
unbestreitbare Tatsachen sind, die noch dazu 
unter der Hypothek einer vierfachen Be­
setzung errungen wurden. 

Die diesmal vorgesehenen Gesamtausgaben 
betragen wohl die beachtliche Summe von 
mehr als 23 Milliarden Schilling, doch darf 
dabei nicht übersehen werden, daß unser 
Bruttosozialprodukt bereits auf die Höhe 
von 85 Milliarden Schilling angestiegen ist. 
Als wir vor drei Jahren hier in dies�m Haus 
das Budget für das Jahr 1 952 beschlossen 
haben, waren bei einem Sozialprodukt von bloß 
66 Milliarden Schilling Ausgaben des Bundes 
für 1 9,5 Milliarden Schilling vorgesehen. 

Meine Damen und Herren ! Diese Gegen­
überstellung ist wichtig, denn durch das 
erhöhte Sozialprodukt konnte das Budget 
für das kommende Jahr in gesunder und 
organischer Weise ausgeweitet werden. 'Wir 
wollen aber nicht übersehen, daß diese günstige 
Entwicklung nur durch die konsequente Ver­
folgung des Kurses der freien Marktwirtschaft 
ermöglicht wurde. Alle Versuche, dieses wirt­
schaftspolitische Konzept zu stören, müssen 
als Versuche zur Unterbrechung des Auf-

schwungs, den Österreich heute erlebt, ge­
wertet werden. 

Es ist das unbestreitbare Verdienst unserer 
Partei, sich von allem Anbeginn an - auch 
in der Zeit, als Lenkung und Bewirtschaftung 
noch groß in Mode waren - mit Konsequenz 
auf die Durchsetzung dieser Wirtschaftsprin­
zipien hingesteuert und damit gleichzeitig 
die Voraussetzungen für die günstige Ertrags­
lage des Bundes geschaffen zu haben. 

Ich wollte dies nur festhalten, weil sich 
utiser Koalitionspartner nicht immer zu dieser 
klaren Linie bekennt. Nur wenn die Erfolge 
der Marktwirtschaft nicht mehr zu übersehen 
sind, wird plötzlich in das Horn des unum­
schränkten Freihandels geblasen. Wenn vor­
übergehende Schwierigkeiten eintreten, wird 
sofort wieder die alte Walze von Planung 
und Lenkung aufgelegt. Die österreichische 
Bevölkerung ist aber in diesen Fragen sehr 
hellhörig, und wir sind sicher, daß alle -
gleichgültig ob Arbeiter, Angestellte, Bauern, 
Rentner oder Wirtschaftstreibende - sehr 
wohl Vor- und Nachteile dieser Entwicklung 
zu werten vermögen, wie sie . auch genau 
wissen, daß die derzeitige günstige Ent­
wicklung ausschließlich der Durchführung des 
Raab-Kamitz-Kurses zu danken ist. 

Hohes Haus ! Die tmgenden Pfeiler für 
unsere Konjunktur sind einerseits der Export 
und andererseits unsere Bauwirtschaft. Wir 
begrüßen es daher, daß auch im kommenden 
Budget für das Kapitel Bauten insgesamt 
1 ,6 Milliarden Schilling vorgesehen sind. Welche 
Impulse von der Bauwirtschaft auf unsere 
gesamte Volkswirtschaft ausgehen, brauche 
ich wohl nicht näher zu erörtern. Die Leistun­
gen des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds, der 
dieses Jahr erfreulicherweise mit 100 Millionen 
Schilling dotiert wurde, geben ein mehr als 
deutliches Beispiel. Und wenn allein im letzten 
Jahr ständig an fast 800 Baustellen mit den 
rot-weiß-roten Tafeln gearbeitet wurde, so 
bedeutet dies erhöhte Beschäftigung und 
gleichzeitig Wohnungen . für Zehntau��nde. 
Es zeigt sich auch hier wieder , daß die Oster­
reichische Volkspartei gerade dem Ausbau 
von Wohnungen eminente Bedeutung zu­
erkennt und alles in ihrer Macht Stehende 
unternimmt, diesem Anliegen des gesamten 
österreichischen Volkes in kürzester Zeit ent­
sprechen zu können. 

Sosehr die im Budget vorgesehene Finan­
zierung von Bauvorhaben der öffentlichen 
Hand als Konjunkturimpulse begrüßt werden 
müssen, so darf aber keineswegs die private 
Bautätigkeit unterbewertet und unterschätzt 
werden. Es wäre vielmehr zweckmäßig, wenn 
entsprechendes Unterlagenmaterial für das 
Ausmaß der privaten Bautätigkeit laufend 
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zusammengestellt werden könnte, denn daraus 
würde sich einwandfrei ergeben, daß sich 
die private Bautätigkeit insbesondere in den 
Bundesländern immer stärker durchsetzt und 
einen gewaltigen Beitrag zur Beschäftigungs­
lage und zur Bekämpfung der Wohnungsnot 
leistet. 

Der Straßenbau findet ebenfalls im vor­
liegenden Budget beachtliche Berücksichti­
gung und sehafft die für die weitere Ent­
wicklung unserer Wirtschaft und vor allem 
unseres Fremdenverkehrs so wichtige V ör­
aussetzung von guten Verkehrsverbindungen. 
Insbesondere mit dem Bau der Autobahn 
wird ein Werk geschaffen, das nicht nur 
für uns, sondern auch für die kommenden 
Generationen von großem \Vert sein wird. 
Ich möchte auch erwähnen, daß gerade der 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds und die 
Straßenbauverwaltung, also zwei Ressorts, die 
dem Handelsministerium unterstehen, durch 
eine rechtzeitige Vergebung der Bauaufträge 
bereits weitgehende Vorsorge für eine ent­
sprechende Beschäftigung der Bauwirtschaft 
während der Wintermonate getroffen haben. 

Auch die von der Wirtschaft ausgegangene 
Initiative, für eine Beschäftigung während 
der Wintermonate im allgemeinen rechtzeitig 
Vorsorge zu treffen, ist auf fruchtbaren Boden 
gefallen, zumal Arbeitnehmer wie Arbeitgeber 
in gleicher Weise daran interessiert sind, die 
Arbeitslosigkeit während dieser Jahreszeit auf 
ein Mindestmaß zurückzudrängen. Das Sechs­
punkte-Programm der Bundeskammer hat 
überdies dazu beigetragen, daß die Regierung 
in anerkennenswerter Weise eine Reihe not­
wendiger Maßnahmen in die Wege geleitet 
hat. 

Zur Bekämpfung der Winterarbeitslosigkeit 
scheint uns neben einer Koordinierung der 
Aufträge der öffentlichen Hand im besonderen 
wichtig, eine Intensivierung und Aktivierung 
jener Arbeiten auf dem Bausektor zu erreichen, 
die unter gewissen Voraussetzungen auch 
während der Wintermonate rentabel durch­
geführt werden können. Ferner glauben wir, 
daß die Institution der produktiven Arbeits­
losenfürsorge intensiver als bisher für die 
Bekämpfung der Winterarbeitslosigkeit heran­
gezogen werden könnte. Während nach den 
derzeit geltenden Bestimmungen des Arbeits­
losenversicherungsgesetzes die produktive Ar­
beitslosenfürsorge nur für einzelne Maßnahmen, 
die volkswirtschaftlich nützlich und im öffent­
lichen Interesse gelegen sind, und in der Regel 
nur für Arbeiten, die von öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften durchgeführt werden, vor­
gesehen ist, sollte sie unserer Auffassung 
nach während der Wintermonate grundsätzlich 
mindestens auf alle Bauarbeiten ausgedehnt 

werden. Das Bundesministerium für Finanzen 
hat diesen Vorschlag dem Vernehmen nach 
bereits aufgegriffen und eine entsprechende 
Veranlassung getroffen. 

In diesem Zusammenhange möchte ich 
auch namens meiner Parteifreunde folgende 
grundsätzliche Feststellung treffen : Unserer 
Stabilisierungspolitik haben vor allem die 
Sozialisten das Schlagwort der Vollbeschäfti­
gung entgegengestellt und so getan, als ob 
die Erreichung derselben mit unserer Wirt­
schafts- und Finanzpolitik unvereinbar wäre. 
Abel' auch hier hat die Realität über eine 
billige Demagogie gesiegt, und der heutige 
Beschäftigtenstand zeigt mit aller Klarheit 
die Richtigkeit meiner Feststellung. 

Unser Beschäftigtenstand, der die Zwei­
Millionen-Grenze bereits überschritten hat, 
war jedoch - und dies muß immer wieder 
festgestellt werden - gerade dank der Wirt­
schafts- und Finanzpolitik der ÖVP möglich , 
und wir werden auch in Zukunft eindeutig 
dafür eintreten, daß die Vollbeschäftigung 
in unserem Lande gewahrt bleibt (Abg. Doktor 
Hot e n e d e r :  Sehr richtig !) , allerdings auf 
der Basis einer gesunden und stabilen Wirt­
schaft ; denn jede andere Vollbeschäftigungs­
politik, die etwa auf einem defizitärem Budget 
aufgebaut sein würde, müßte- letzten Endes 
in die Inflation führen und von der Gesamtheit 
unserer Bevölkerung mit erhöhten Steuern 
honoriert werden. 

Der Raab-Kamitz-Kurs hat j edoch eine 
so weitgehende Konsolidierung gebracht, daß 
wir auch hier mit berechtigtem Optimismus 
in die Zukunft sehen können. 

Gleichwohl möchte ich auch diesmal fest­
stellen , daß die derzeitige Handhabung des 
Arbeitslosenunterstützungsgesetzes nicht den 
ungeteilten Beifall breitester Volkskreise findet. 
Es wäre eine wichtige Aufgabe des Sozial­
ministeriums, eine Neuregelung in der Richtung 
einer produktiven Arbeitslosenfürsorge vor­
zubereiten, und es müßte hiebei der Grundsatz 
der Gefährdung des Lebensunterhaltes als 
Bedingung für den Anspruch auf die Arbeits­
losenunterstützung anerkannt werden. Selbst­
verständlich soll j enen, die ohne ihr eigenes 
Verschulden der Arbeitslosigkeit preisgegeben 
sind, eine auskömmliche Unterstützung zu­
gesichert werden. Wofür wir aber absolut 
kein Verständnis haben, ist die Tatsache, 
daß die derzeitige gesetzliche Regelung von 
gewissen Leuten mißbraucht wird, Der Be­
richt des Landesarbeitsamtes Wien läßt er­
kennen, daß allein für das Jahr 1952 Miß­
brauchsfälle mit einer Schadenssumme von 
2,7 Millionen Schilling festgestellt wurden. 
Wir bitten also nochmals, dieser Frage endlich 
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das unbedingt notwendige Augenmerk zu­
zuwenden. 

Die Sicherung der Vollbeschäftigung und 
die Erhaltung der Freiheit des Arbeitsplatzes 
bleibt weiterhin ein Hauptanliegen der ÖVP, 
da wir darin den besten Garanten für eine 
ruhige und stabile Entwicklung sehen. Dieses 
Ziel wollen wir durch enge und unausgesetzte 
Zusammenarbeit zwischen allen 'Wirtschafts­
kräften - Regierung, Arbeiterschaft, Land­
wirtschaft und gewerbliche Wirtschaft -
erreichen. 'Vir werden nicht ermüden, unsere 
Auffassungen für eine konstruktive Beschäfti­
gungspolitik in Österreich zu vertreten, und 
wir freuen uns, daß auch diesmal im Budget 
unsere Wünsche und Forderungen im weiten 
Maße Berücksichtigung fanden. 

Meine Damen und Herren ! Ein weiterer 
wichtiger Faktor zur Aufrechterhaltung unseres 
Beschäftigtenstandes ist, wie ich bereits be­
tont habe, neben der Bautätigkeit auch unser 
Export, dessen Förderung ja auch im Titel 2 
des Kapitels 20 Berücksichtigung findet. Der 
Abbau der Bewirtschaftung und die Schaffung 
eines einheitlichen 'Vechselkurses hat sich für 
unseren Außenhandel äußerst vorteilhaft aus­
gewirkt, und der Raab-Kamitz-Kurs hat auch 
hier seine Früchte getragen. 

Aber auch dieser Erfolg ist uns nicht mühelos 
in den Schoß gefallen, und neben der aner­
kennenswerten Initiative unserer Exportwirt­
schaft hat - und dies soll von dieser Stelle aus 
in diesem Hohen Haus entsprechend gewürdigt 
werden - die Tätigkeit der Außenhandels­
organisation der Bundeskammer der gewerb­
lichen Wirtschaft beigetragen. Die Konstruk­
tion dieser Organisation findet nicht nur in 
unserer Wirtschaft volle Anerkennung, sondern 
auch das Ausland hat schon mehrfach dieser 
Einrichtung Beifall gezollt. Ja erst kürzlich 
haben wir erfahren, daß einige ausländische 
Staaten eine ähnlich schlagkräftige Organisa­
tion nach dem österreichischen Muster ins 
Leben rufen wollen. Es hat sich gezeigt, wie 
wertvoll es ist, wenn wirkliche Wirtschafts­
fachleute im Ausland für Österreich wirken 
und auf Grund ihrer Kenntnisse die direkte 
Brücke zwischen unserer Wirtschaft und den 
ausländischen Abnehmern bilden. 

Die Außenhandelsförderungsbeiträge, die die 
Erhaltung dieser Organisation ermöglichen, 
sind wahrlich gut angelegt. Ein anderer Teil 
dieser Beiträge wird zur Förderung der Be­
teiligung an Auslandsmessen verwendet. Das 
Budget stellt überdies für das Ausstellungs­
wesen 2,8 Millionen Schilling zur Verfügung. 
Durch diese Budgetmittel soll sowohl eine 
B eteiligung Österreichs an Auslandsmessen 

zusätzlich ermöglicht werden, als auch sollen 
Darlehen für Inlandsmessen gewährt werden. 
Ebenso ist die werbewirksame Teilnahme an 
internationalen Filmveranstaltungen vorge­
sehen. Neben dem rein finanziellen Erfolg ist 
die Beschickung derartiger Auslandsveranstal­
tungen auch für eine generelle Österreich­
"\Verbung von großem Wert, und das Ausland 
wird dadurch von der Leistungsfähigkeit der 
österreichischen Wirtschaft und von der Güte 
der österreichischen Erzeugnisse unterrichtet. 

Österreichs Waren sind heute im Ausland 
durchwegs zu einem geschätzten Qualitäts­
begriff geworden, und es wäre nur zu wünschen, 
daß wir im eigenen Heimatlande die gleich 
hohe Meinung von den Produkten unserer 
Arbeit haben wie das Ausland und daß unsere 
Erzeugnisse in allen Kreisen der Bevölkerung 
entsprechend anerkannt und geschätzt würden. 
(Beifall bei der (J V P.) 

Im kommenden Jahr werden wir beispiels­
weise wieder 22 Auslandsmessen beschicken, 
so zum erstenmal auch die Messen in Addis 
Abeba und in Plovdiv in Bulgarien. 

Die 'Vünsche unserer Wirtschaft richten sich 
auf eine Ausweitung des Handelsverkehrs nach 
allen Seiten. Es ist das traditionelle Bestreben 
der österreichischen Handelspolitik, vor allem 
mit unseren Nachbarstaaten enge wirtschaft­
liche Beziehungen zu unterhalten. Gerade 
die handelspolitischen Beziehungen zu unseren 
östlichen Nachbarn werden heute im öffent­
lichen Leben, hineingestellt in das politische 
Spannungsfeld von Ost und West, nicht immer 
sachlich behandelt. Wir können j edoch diese 
Frage nicht ausschließlich aus der Perspektive 
der Weltpolitik betrachten, sondern haben 
bisher keine Anstrengungen gescheut, gerade 
diese Handelsbeziehungen zu verstärken, und 
sind keinem Gespräch darüber ausgewichen . 
So haben wir in fast allen Staaten des Ostens 
und Südostens Außenhandelsstellen errichtet, 
im heurigen Jahre

' 
wurden zum Beispiel 

Handelsverträge mit Rumänien, Polen, Ungarn 
und Bulgarien abgeschlossen, und in den näch­
sten Wochen beginnen Besprechungen mit der 
CSR. Auch hat die Bundeskammer bereits 
vor einem Jahre mit der Kammer für den 
Außenhandel der Deutschen Demokratischen 
Republik ein Warenaustauschübereinkommen 
unterzeichnet, das aller Voraussicht nach noch 
in diesem Monat verlängert werden dürfte . 
Daß trotzdem der Handel nicht so floriert, 
wie wir es wünschen, liegt nicht an uns, sondern 
an der Lieferunfähigkeit unserer Vertrags­
partner. Ich denke hier vor allem an Futter­
und Brotgetreide, das wir neben anderen 
wichtigen Waren einfach nicht in den ge­
wünschten Mengen bekommen können. 
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So wollten wir zum Beispiel bei den kürzlich 
abgeschlossenen Vertrags besprechungen mit 
Bulgarien ein Warenaustauschvolumen von 
10 Millionen Verrechnungsdollar erreichen, 
j edoch kam tatsächlich nur ein Volumen von 
8,5 Mi1lionen Dollar zustande, weil eben die 
Bulgaren nicht entsprechend lieferfähig sind. 
Ich möchte ausdrücklich betonen, daß der 
gute Wille auf bulgarischer Seite vorhanden 
war, doch konnten sie über die genannten 
Schwierigkeiten einfach nicht hinwegkommen. 

Der Vorwurf, daß wir, das arme Österreich, 
durch unseren Überschuß bei der Europäischen 
Zahlungsunion den westeuropäischen Staaten 
'beträchtliche Kredite gewähren, stimmt nicht, 
da ja  ein Teil unserer Außenstände in Gold 
abgedeckt wird. Andererseits haben wir auch 
bei den sogenannten Ostblockstaaten beträcht­
liche Guthaben, obwohl die Außenhandels­
politik dieser Staaten grundsätzlich auf eine 
ausgeglichene Bilanz im Zahlungsverkehr ab­
gestimmt ist. 

Auf der einen Seite sehen wir also das reelle 
Bestreben Österreichs, seine Handelspolitik 
vielseitig zu verankern, und auf der anderen 
Seite haben wir die enormen Schwierigkeiten, 
die sich aus der Natur eines uns fremden wirt­
schaftlichen Systems ableiten, wozu noch als 
besonders erschwerend der Umstand tritt, 
daß wir unsere Grenz- und Zollhoheit nach 
diesen Staaten leider nicht selbst überwachen 
können. 

Bei der Behandlung des vorliegenden Budget­
kapitels muß insbesondere auf den gesamten 
Fragenkomplex von Zoll und Liberalisierung 
verwiesen werden. Allen Ausführungen sei 
vorangestellt, daß sich meine Fraktion grund­
sätzlich zu einer weitgehenden Liberalisierung 
bekennt, doch haben wir durch die kürzlich 
erfolgte Quotenerhöhung mit einer 83prozen­
tigen Einfuhrliberalisierung einen Grad er­
reicht, bei dem j eder weitere Ausbau größte 
Vorsicht und Bedachtsamkeit auf die heimische 
Produktion und die Sicherung der Arbeits­
plätze für unsere Arbeiterschaft gebietet. 

In engem Konnex mit dem Problem der 
Liberalisierung steht j edoch die künftige Ge­
staltung unseres neuen Zol1tarifes. In konse­
quenter Verfolgung marktwirtschaftlicher Ten­
denzen werden wir niemals eine Zollpolitik 
anstreben, die durch einen hohen Zollprotek­
tionismus den günstigen Effekt der Liberalisie­
rung wieder beseitigt. Wir haben uns immer zur 
freien Wirtschaft und zu einer gesunden Kon­
kurrenz bekannt und werden diese klare 
Linie auch bei der Erstellung des Zolltarifes 
fortsetzen. Die vordringliche Notwendigkeit, 
einen neuen Zolltarif zu schaffen, dürfte aber 
wohl über j eden Zweifel erhaben sein. Denn 

unser bisheriger Zolltarif stammt noch aus dem 
Jahre 1924, j a  zum Teil sogar noch aus dem 
Jahre 1906 und ist demgemäß heute voll­
kommen überholt. Schon die Tatsache, daß 
er auf Gewichtsbasis erstellt ist, bi1det ein 
gewaltiges Handicap, da gerade die hoch­
wertigen Waren nicht entsprechend berück­
sichtigt werden . Durch die beiden Zolltarif­
novellen wurden wohl einige der ärgsten 
Lücken geschlossen, ohne daß sich - entgegen 
den vielfach geäußerten Bedenken - irgend­
welche ins Gewicht fallende Verteuerungen 
ergeben haben. 

Nach einer Berechnung des Instituts für 
Wirtschaftsforschung betrug die Zollbelastung 
der GATT-Sätze im Dezember vorigen Jahres 
in Österreich 14,9 Prozent ; nach Vera bschie­
dung der beiden Zolltarifnovellen ist dieser 
Satz jedoch nur um 0,5 Prozent gestiegen. 
Überdies ergibt sich aber bei diesen Sätzen 
des GATT-Tarifes durch die verschiedenen 
Zollbegünstigungen noch eine wesentliche Ver­
minderung der Zoll belastung. Hier nennt das 
Institut für Wirtschaftsforschung eine all­
gemeine Zollbelastung von 10,2 Prozent. Aus 
einer vergleichenden Untersuchung des GATT 
ist zu entnehmen, daß in Frankreich die 
Zollbelastung 24 Prozent beträgt, in Italien 
19 Prozent, in Großbritannien 17 Prozent, in 
den Vereinigten Staaten sowie in Westdeutsch­
land 16 Prozent. Österreich wird in dieser 
GATT�Untersuchung wohl auch mit 17 Prozent 
angegeben, doch sind in diesem Prozentsatz 
die Zollbegünstigungen, die praktisch in keinem 
einzigen anderen Staat gewährt werden, nicht 
berücksichtigt. 

Im allgemeinen ist hiezu noch zu sagen, daß 
es keinen 'Wert hat, einzelne Zollpositionen zu 
zerpflücken. Es wurde schon von mancher 
Seite mit besonders niederen oder besonders 
hohen Zollsätzen für einzelne Waren argumen­
tiert. Das mag wohl zur Verfolgung bestimmter 
demagogischer Zwecke sehr verlockend sein, 
zu einer objektiven Darstellung kann man 
aber nur dann gelangen, wenn man eine 
globale Übersicht über die Zol1belastung zur 
Grundlage nimmt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich muß mit Befremden bemerken, daß von 
verschiedenen Seiten die Vorarbeiten und die 
Verhandlungen um dieses grundsätzliche Werk 
der Erstellung eines neuen österreichischen 
Zolltarifes unnötigerweise in die Länge gezogen 
werden. Ich muß an Sie den Appell richten, 
den neuen Zolltarif rechtzeitig parlamentarisch 
zu verabschieden, da ansonsten die Arbeits­
plätze für unsere Bevölkerung ernstlich ge­
fährdet würden. (Zustimmung bei der ÖVP.) 
Die Absatzmöglichkeiten unserer Produktion 
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müssen unter allen Umständen aufrechter­
halten werden, wenn man der Industrie und 
dem Gewerbe weiterhin die Möglichkeit geben 
will, Dauerarbeitsplätze aufrechtzuerhalten. 

Grundsätzlich darf bei j eder Diskussion 
über den Zoll nicht übersehen werden, daß im 
Hinblick auf die ständige wirtschaftliche Ver­
flechtung der einzelnen Staaten untereinander 
Zollfragen weniger ein nationales Problem als 
vielmehr ein internationales Problem sind. Und 
dieser Erkenntnis muß auch Österreich folgen. 
Denn j e  stärker unsere Handelspartner ihre 
Zollmauern abbauen, umso leichter wird 
auch Österreich seinen Markt den ausländischen 
Erzeugnissen öffnen können. 

Wenn ich vorher von der günstigen Ent­
wicklung unseres Exportes gesprochen habe, 
so dürfen wir uns mit den Ergebnissen unseres 
Außenhandels noch lange nicht zufrieden­
geben, obwohl sie um 80 Prozent über dem 
Vorkriegsstand liegen. 

Im Vergleich mit dem Export- und Import­
volumen anderer europäischer Kleinstaaten, 
die ebenfalls über keinen entsprechend großen 
Binnenmarkt verfügen, zeigt sich, daß wir 
noch ziemlich im Hintertreffen sind. So 
wurden in der Schweiz und in Belgien im 
letzten Jahr pro Kopf der Bevölkerung Waren 
im Wert von 6500 S expOl·tiert, in Schweden 
für 5300 S und in Norwegen für 4000 S. In 
Österreich beträgt diese Quote bloß 2100 S. 
Gerade das Beispiel dieser Kleinstaaten zeigt, 
wie sehr der intensive Außenhandel zur Hebung 
des Lebensstandards und zum Aufblühen der 
Wirtschaft dieser Länder beigetragen hat: Wir 
haben also noch viel aufzuholen, aber wir 
müssen nicht nur unser Außenhandelsvolumen 
mengenmäßig ausweiten, sondern vor allem 
trachten, mehr Fertigwaren zu exportieren. 
Deshalb ist es unbedingt erforderlich, daß das 
Ausfuhrförderungsgesetz, das vor zwei Jahren 
beschlossen wurde und unserer Exportwirt­
schaft einen gewaltigen Auftrieb gegeben hat, 
verlängert wird. 

In diesem Zusammenhang muß ich wohl auch 
die sogenannte Exportschieber-Affäre er­
wähnen, die in letzter Zeit zu allgemeinen, 
wenn auch völlig unberechtigten Angriffen 
gegen die Exportwirtschaft zum Anlaß ge­
nommen wurde. Hiezu muß ich mit aller 
Deutlichkeit erklären, daß gerade die Wirt­
schaft selbst mit allem Nachdruck verlangt, 
derlei unlautere Elemente, die sich auf Kosten 
ehrlicher und oft unter schweren Bedingungen 
arbeitender Wirtschaftstreibender bereh.:hern 
wollen, strengstens zu bestrafen. (Beifall bei 
der Ö V P.) Die WirtElchaft distanziert sich von 
diesen Elementen klar und deutlich. Es wird 
Aufgabe der österreichischen Gerichte sein, 

in den bisher vorliegenden Fällen dem Recht 
zum Durchbruch zu verhelfen und die Schul­
digen zu bestrafen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Für den Ausbau unseres Außenhandels konnte 
bisher schon Gewaltiges geleistet werden. Wir 
dürfen aber in unseren Bemühungen keineswegs 
erlahmen und müssen in besonderem Maße die 
Exporttätigkeit der Klein- und Mittelbetriebe 
weiter tatkräftig fördern und unterstützen. 
Gerade diese Betriebe erzeugen die hoch­
wertigsten Waren, bei denen vor allem der 
Lohnanteil ganz entscheidend ins Gewicht 
fällt. Der Export dieser Waren bringt nicht 
nur höchste Devisenerlöse, sondern sichert 
auch die Beschäftigung unserer hochqualifizier­
ten Arbeitskräfte. 

Aber nicht nur die Einschaltung der Klein­
und Mittelbetriebe in den Export, sondern 
auch ganz allgemein die Förderung dieser 
gesunden und krisenfesten Betriebe war und 
wird immer eine der wichtigsten Aufgaben 
meiner Partei sein. Heute, im Zeichen der 
fortschreitenden Liberalisierung und des zu­
nehmenden Konkurrenzkampfes muß ge­
trachtet werden, die Leistungs- und Wett­
bewerbsfähigkeit dieser gesunden mittelstän­
dischen Betriebe durch Rationalisierung und 
Modernisierung zu erhöhen. 

Es ist uns gelungen, im Laufe der letzten 
Monate eine Reihe von günstigen Kredit­
aktionen für das Gewerbe ins Leben zu rufen, 
durch welche der dringendste Kreditbedarf 
vorerst halbwegs gedeckt werden konnte. 
Für eine dieser Aktionen, deren Zustande­
kommen vom Handelsminister veranlaßt wurde, 
sind aus den Budgetmitteln für Wirtschafts­
förderung 6,3 Millionen Schilling bereitgest311t 
worden, die bereits voll ausgenützt sind. 
Die Österreichische Volkspartei dankt den 
zuständigen Ressortministern, daß sie für 
die Kreditnot unseres Gewerbes bisher so viel 
Verständnis aufgebracht haben. (Beifall bei 
der Ö VP.) Ich bitte Sie aber, dieser Frage 
weiterhin ihre größte Aufmerksamkeit zu 
schenken. Im diesjährigen Budget konnten 
auch für Wirtschaftsförderungszwecke bereits 
14,4 Millionen Schilling eingebaut werden, 
deren' Hauptanteil als Darlehen an Klein­
und Mittelbetriebe vergeben werden soll. 

Während durch die verschiedenen Aktionen 
für die Klein- und Mittelbetriebe die Kredit­
not im Handwerk gelindert wurde, konnten 
auch durch die allmähliche Wiederingang­
setzung des privaten Kapitalmarktes lang­
fristige Investitionsmittel in größerem Um­
fange bereitgestellt werden. Durch die Ver­
abschiedung der Kapitalmarktgesetze im Som­
mer wurden die legistischen Voraussetzungen 
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dafür geschaffen, und man sieht an den 
Erfolgen der kürzlich aufgelegten Anleihen, 
wie notwendig diese Kapitalmarktgesetze 
waren. Hätten wir diese Gesetze schon früher 
unter Dach und Fach bringen können (Abg. 
Dr. Krau s :  Sie sind ja noch nicht alle untet· 
Dach und Fach !), dann wären wir schon ein 
wesentliches Stück weiter. Leider fehlen aber 
heute noch immer das Bankenrekonstruktions­
gesetz und das Versicherungswiederaufbau­
gesetz, zwei Gesetze, deren Verabschiedung 
schon hoch an der Zeit ist. (Zustimmung bei 
der Wd U.) Das Fehlen dieser beiden Gesetze 
trifft nicht nur den inländischen Kapitalmarkt, 
sondern wirkt sich auch gegenüber dem 
Ausland nachteilig für die österreichische 
Wirtschaft aus. Hier geht es um die Position 
unserer Kreditinstitute, denen die Voraus­
setzungen zur Erstellung von Bilanzen endlich 
gegeben werden müssen. (Zustimmung bei 
der O VP.) 

Meine Ausführungen wären unvollständig, 
würde ich mich nicht auch noch mit Lohn­
und Preisfragen befassen. Gerade das ist ein 
Thema, das man sehr leicht demagogisch 
verzerrt darstellen kann. Darum bleiben 
wir einmal bei den nüchternen Tatsachen. 
Die Lebenshaltungskosten sind - wie aus 
den Berichten des Instituts für Wirtschafts­
forschung hervorgeht - gegenüber dem Vor­
jahr um 3 , 1  Prozent gestiegen, sie liegen 
allerdings auch heute noch um 1 ,7 Prozent 
niedriger als im Oktober 1952. Hingegen 
sind - wie die gleiche Statistik meldet -
die Arbeiter-Nettolöhne innerhalb eines Jahres 
um rund 8 Prozent gestiegen, sodaß eine 
tatsächliche Verbesserung des Realeinkommens 
um rund 5 Prozent eingetreten ist. Verglichen 
mit dem Jahre 1952 beträgt die Steigerung 
des Realeinkommens über 10 Prozent. Damit 
ist die allgemeine Leistungssteigerung der 
österreichischen Wirtschaft auch den Ar beit­
nehmern zugute gekommen. Das ist eine 
Tatsache, die man sachlich nicht bestreiten 
kann. Im Verlaufe dieses Jahres wurde eine 
Reihe von Lohnforderungen erhoben, die bei 
den Bauarbeitern begannen und dann fast 
alle anderen Wirtschaftssparten erfaßten. Diese 
Lohnforderungen, die wohl in dem einen 
oder anderen Fall bereits zu gewissen Ver­
teuerungen geführt haben, bergen gewaltige 
Gefahren in sich. Im großen und ganzen 
konnte j edoch die Wirtschaft die Preise stabil 
halten, ja es war sogar in vielen Sparten 
möglich, Verbilligungen herbeizuführen, so­
daß sich die Preisauftriebe mit den Preis­
ermäßigungen im allgemeinen die Waage 
hielten. 

Ich habe bereits im vorigen Jahr bei der 
Budgetdebatte vor Lohn- und Preiserhöhungen 

gewarnt. Ich möchte diesmal noch eindring­
licher auf die Gefahren hinweisen, die sich 
durch die ständigen Lohnforderungen ergeben, 
seien es direkte Lohnforderungen oder Er­
höhungen von Zuschlägen und Zulagen. Da 
die Kalkulationen ein weiteres Unterbringen 
von Lohnbelastungen nicht mehr zulassen, 
be::lteht die eminente Gefahr, daß auch bei 
geringfügigen Lohnerhöhungen die Preise nicht 
mehr gehalten werden können. Wir würden 
dann im wahrsten Sinne des Wortes auf die 
Rutschbahn kommen, auf der es steil abwärts 
geht, auf der alle unsere Erfolge, auf denen 
schließlich unsere Konsolidierung beruht, zu­
nichte würden. Und das kann sicherlich von 
den verantwortungsbewußten und ernst zu 
nehmenden Männern der Arbeitgeberseite eben­
sowenig wie von denen der Arbeitnehmerseite 
gewünscht werden. 

Die Stabilisierung ist das gemeinsame Werk 
aller Bevölkerungsgruppen und darf nicht in 
unverantwortlicher Weise gefährdet werden. 
Der Leidtragende bei Ingangsetzung der Lohn­
und Preis spirale wäre das gesamte Volk, 
insbesondere aber die Lohn- und Gehalts­
empfänger. Ich glaube, es kann wohl niemand 
daran Interesse haben, daß ziffernmäßig hohe 
Nominallöhne gezahlt werden, deren Kauf­
kraft jedoch weitaus geringer ist als der unserer 
gegenwärtigen Löhne. Ich brauche auch 
hier nicht weiter zu erläutern, welche Aus­
wirkungen dies für unseren Export hätte, 
der schlagartig absinken würde und damit 
unsere Vollbeschäftigung schwerstens in Mit­
leidenschaft ziehen müßte. Hingegen werden 
weitete Leistungssteigerungen der Wirtschaft, 
die sich - und davon bin ich überzeugt -
bei ruhiger Entwicklung einstellen, zwangs­
läufig durch den verstärkten Konkurrenz­
kampf den Konsumenten zugute kommen. 
Und Konsumenten sind wir alle, gleichgültig, 
ob Arbeiter, Angestellte, Selbständige oder 
Rentner. 

Daher erachte ich es nochmals als meine 
Pflicht, alle - ich wiederhole nochmals -, 
ob Arbeitgeber oder Arbeitnehmer, dringend 
vor einer Gefährdung der Stabilität Österreichs 
zu warnen. Ich appelliere an alle : Haltet 
Preis- und Lohndisziplin ! 

Hohes Haus ! Die Gruppe IX des Bundes­
finanzgesetzes entspricht im wesentlichen 
unseren Wünschen und Auffassungen, und wir 
sind überzeugt, daß das Handelsressort unter 
der bewährten Leitung seines Ministers und 
all seiner Mitarbeiter, denen wir auch für 
die bisher geleistete vorbildliche Arbeit danken 
wollen, auch im kommenden Jahre unsere 
Erwartungen nicht enttäuschen wird. Die 
ÖVP stimmt deshalb dem vorliegenden Ent­
wurf zu. (Lebhafter Beifall bei der 0 V P.) 
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Präsident (der wieder den Vorsitz über­
nommen hat) : Ich breche nunmehr die Ver­
handlungen ab und teile mit, daß ich die 
n ä c h s t e  Sitzung für morgen, Donnerstag, 
2. Dezember, 9 Uhr, einberufe. 

Auf der Tagesordnung steht die Fortsetzung 
der Gruppe IX : Handel, und die Gruppe VI : 
Unterricht. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß morgen 
um 12 Uhr die erste Abstimmung über die­
jenigen Gruppen des Bundesvoranschlages, 
die bereits erledigt sind, samt den dazu 
eingebrachten Entschließungsanträgen statt­
findet. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s en. 

Schluß der Sitzung: 19 Uhr 50 Minuten 

Druck der Osterreichischen Staatsdruckerei. 15352 54 
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